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A. Zielsetzung 

In der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik wurden 
durch Entscheidung staatlicher Stellen, der Vorstände landwirt-
schaftlicher Produktionsgenossenschaften usw. Bebauungen frem-
der Grundstücke gestattet. Das konnte in verschiedenen Rechts-
formen geschehen (Bestellung von Nutzungsrechten, Übertragung 
von Rechtsträgerschaften). Bei den auf Grund Nutzungsrechts 
erfolgten Bebauungen entstand in der Regel selbständiges Eigen

-

tum  am Gebäude. 

Nicht selten erfolgte die bauliche Inanspruchnahme privater 
Grundstücke jedoch allein auf Grund formlos erteilter Billigung 
einer staatlichen Stelle und ohne Rücksicht auf bestehende Eigen-
tumsverhältnisse. In diesen Fällen entstand kein selbständiges 
Gebäudeeigentum; das neu errichtete Gebäude wurde Bestandteil 
des Grundstücks. 

Die derzeitige Rechtslage führt zu rechtlichen Ungewißheiten und 
erheblichen Hemmnissen, die sich außerordentlich nachteilig auf 
den Grundstücksverkehr und damit auch auf die für den wirtschaft-
lichen Aufschwung dringenden Investitionen auswirken. Zudem 
muß zwischen den Grundstückseigentümern und den Nutzern der 
Gebäude rasch Klarheit und Rechtsfrieden hergestellt werden. 

Neben der Neuregelung von Rechtsverhältnissen aus der mit 
Billigung staatlicher Stellen erfolgten baulichen Nutzung fremden 
Grundeigentums sind im Entwurf Regelungen zu treffen für 
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— alte, durch das Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch umge-
staltete Erbbaurechte, 

— kraft Gesetzes entstandene Miteigentumsanteile an Grund-
stücken, 

— Nutzungen der Grundstücke in einzelnen Beziehungen. 

Im Zusammenhang mit der Sachenrechtsbereinigung sollen auch 
die Folgen aus einem Rangrücktritt des Grundstückseigentümers 
mit der Erbbauzinsreallast neu bestimmt werden. 

B. Lösung 

1. Neuregelung der baulichen Nutzung fremder Grundstücke 

Nach dem Entwurf sollen an den in der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik bebauten Grundstücken dem Bürgerli-
chen Gesetzbuch entsprechende, verkehrsfähige und beleihbare 
Rechte entstehen. Der Entwurf gibt den Beteiligten (Nutzer und 
Grundstückseigentümer) Ansprüche, aus denen sie eine solche 
Veränderung herbeiführen können. 

Die Ansprüche sind auf die Bestellung von Erbbaurechten oder den 
Ankauf der Grundstücke durch die Nutzer oder der Gebäude durch 
die Grundstückseigentümer gerichtet (duales System). Im Inter-
esse des Investitionsschutzes und des Erhalts von Wohnungen im 
Eigenheim- und im komplexen Wohnungsbau soll grundsätzlich 
der Nutzer wählen können, in welcher Form er seine Bebauung 
absichern will . Bei geringen Grundstückswerten würden die Erb-
bauzinsen die Kosten der Verwaltung nicht decken; hier soll der 
Nutzer das Grundstück nur ankaufen können. 

In besonderen Fällen soll der Grundstückseigentümer ein Wi rt
-schaftsgebäude ankaufen können, wenn dies aus agrarstrukturel-

len Gründen oder im gewerblichen Bereich bei überwiegendem 
Investitionsinteresse des Grundstückseigentümers erforderlich 
ist. 

Erbbauzins und Ankaufspreis sollen auf der Basis der heutigen 
Verkehrswerte geteilt werden. Bei der Preisbemessung sind 
sowohl die vorhandenen Werte als auch die in der DDR begrün-
deten Nutzungsrechte sowie die gewachsenen faktischen Struktu-
ren zu berücksichtigen. Der vorgesehene Interessenausgleich 
behandelt die Positionen von Grundstückseigentümer und Nutzer 
als im Grundsatz gleichwertig. Beide Seiten sollen hälftig an den 
durch Einführung der Marktwirtschaft entstandenen Bodenwerten 
teilhaben. 

Schließlich ist für die ersten neun Jahre eine schrittweise Anhe-
bung des Erbbauzinses in drei Stufen bis auf den halben üblichen 
Zins vorgesehen. Zudem können sich die Nutzer im Erbbaurechts

-

vertrag für einen Zeitraum bis zu zwölf Jahren eine Option zum 
Ankauf des Grundstücks vorbehalten. Damit wird den Nutzern die 
Möglichkeit eröffnet, die für eine Finanzierung nötigen Eigenmit-
tel anzusparen. 
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Die Grundzüge für die abzuschließenden Erbbaurechts- oder 
Kaufverträge werden vorgegeben. Abweichende vertragliche Ver-
einbarungen zwischen den Parteien sind jedoch zulässig. 

Die Ansprüche sind in einem obligatorischen notariellen Vermitt-
lungsverfahren geltend zu machen. Die Parteien werden oft ohne 
sachkundige Hilfe nicht in der Lage sein, die Grundlagen für einen 
Vertragsschluß (Höhe des Verkehrswerts, einzubeziehende Flä-
chen usw.) zu ermitteln und einen den Vorgaben der Regelung 
entsprechenden Erbbaurechts- oder Kaufvertrag zu formulieren. 
Ziel des Verfahrens ist die Formulierung eines den Vorgaben des 
Gesetzes entsprechenden Vermittlungsvorschlages in Form eines 
Vertragsentwurfes. Falls sich ein entsprechender übereinstimmen-
der Wille der Parteien ergibt, kann der Vertrag sogleich beurkun-
det werden. 

Das notarielle Vermittlungsverfahren ist notwendiges Vorverfah-
ren vor einer gerichtlichen Auseinandersetzung, um insoweit die 
Gerichte von der Aufgabe einer Vertragsvermittlung zu entla-
sten. 

2. Alte Erbbaurechte 

Die alten Erbbaurechte werden wieder in bef ristete Rechte umge-
wandelt. Zugunsten der Nutzer sind allerdings Anpassungsphasen 
vorgesehen. Hat der Nutzer das Grundstück neu bebaut, nachdem 
das Erbbaurecht kraft Gesetzes in ein unbef ristetes Erbbaurecht 
umgewandelt wurde, so soll er insoweit wie der Inhaber eines 
Nutzungsrechts behandelt werden. Das Erbbaurecht soll hier der 
Nutzungsdauer eines Neubaus angepaßt sein. 

3. Miteigentumsanteile 

Die kraft Gesetzes entstandenen Miteigentumsanteile müssen aus 
dem Grundbuch ersichtlich sein. Dem Miteigentümer wird eine 
Möglichkeit zur Grundbuchberichtigung eröffnet. 

4. Dienstbarkeiten 

Soweit in der ehemaligen DDR keine Mitbenutzungsrechte bestellt 
wurden, wird für diejenigen, die auf anderen Grundstücken 
Erschließungs- oder Versorungsleitungen unterhalten, ein An-
spruch auf Bestellung von Dienstbarkeiten begründet. 

5. Änderung der Verordnung über das Erbbaurecht 

Zur Sicherung des Anspruchs auf den künftig fällig werdenden 
Erbbauzins in der Zwangsversteigerung soll die Erbbauzinsabrede 
verdinglicht werden. 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Für den Bund ergeben sich keine Kosten. 

Für die Länder ergeben sich Kosten im wesentlichen durch die im 
notariellen Vermittlungsverfahren zu zahlende Prozeßkostenhilfe. 
Die sich daraus ergebenden finanziellen Belastungen lassen sich 
wegen der unsicheren Ausgangszahlen nur grob schätzen. Es ist 
insoweit mit einem Kostenaufwand zwischen 1 und 1,3 Mio. DM 
jährlich für die neuen Bundesländer und Berlin in den ersten fünf 
Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes zu rechnen. Die Kostenbe-
lastung wird danach — wegen der Erledigung der meisten der zu 
bereinigenden Fälle — wesentlich zurückgehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (423) — 526 02 — Sa 2/93 
Bonn, den 27. Oktober 1993 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung sachenrechtlicher Bestimmungen (Sachenrechtsänderungs-
gesetz — SachenRÄndG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 660. Sitzung am 24. September 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 
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KAPITEL 1 

Gegenstände der Sachenrechtsbereinigung 

§1 
Betroffene Rechtsverhältnisse 

(1) Dieses Gesetz regelt Rechtsverhältnisse an 
 Grundstücken in dem in Artikel 3 des Einigungsver-

trages genannten Gebiet (Beitrittsgebiet), 

1. a) an  denen Nutzungsrechte verliehen oder zuge-
wiesen wurden, 

b) auf denen ein vom Eigentum am Grundstück 
getrenntes selbständiges Eigentum an Gebäu-
den oder an  baulichen Anlagen entstanden ist, 
oder 

c) die mit Billigung staatlicher Stellen von einem 
anderen als dem Grundstückseigentümer für 
bauliche Zwecke in Anspruch genommen wur-
den, 

2. die mit Erbbaurechten, deren Inhalt gemäß § 5 
Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Zivilgesetz-
buch der Deutschen Demokratischen Republik 
umgestaltet wurde, belastet sind, 

3. an  denen nach § 459 des Zivilgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen Republik kraft Geset-
zes ein Miteigentumsanteil besteht, oder 

4. auf denen andere natürliche oder juristische Perso-
nen als der Grundstückseigentümer bauliche 
Erschließungs-, Entsorgungs- oder Versorgungs-
anlagen, die nicht durch ein mit Zustimmung des 
Grundstückseigentümers begründetes Mitbenut-
zungsrecht gesichert sind, errichtet haben. 

(2) Ist das Eigentum an  einem Grundstück dem 
Nutzer nach Maßgabe besonderer Gesetze zugewie-
sen worden oder zu übertragen, finden die Bestim-
mungen dieses Gesetzes keine Anwendung. 

§2 

Nicht einbezogene Rechtsverhältnisse 

(1) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden, wenn der 
Nutzer das Grundstück 

1. am 2. Oktober 1990 zur Erholung, Freizeitgestal-
tung, kleingärtnerischen Bewirtschaftung oder als 
Standort für ein persönlichen, jedoch nicht Wohn-
zwecken dienendes Gebäude nutzte, 

2. aufgrund eines Miet- oder Pachtvertrages oder 
eines Nutzungsvertrages nach § 71 des Vertrags-
gesetzes der Deutschen Demokratischen Republik 
bebaut hat, es sei denn, daß der Nutzer für seinen 
Handwerks- oder Gewerbebetrieb auf einem ehe-
mals volkseigenen Grundstück einen Neubau 

errichtet oder eine bauliche Maßnahme nach § 11 
Abs. 1 vorgenommen hat, 

3. mit Anlagen zur Verbesserung der land- und forst-
wirtschaftlichen Bodennutzung (wie Anlagen zur 
Beregnung, Drainagen) bebaut hat, 

4. mit Verkehrsflächen und anderen dem Gemein-
gebrauch gewidmeten Anlagen bebaut hat, es sei 
denn, daß diese in einem nach einer einheitlichen 
Bebauungskonzeption überbauten Gebiet liegen, 
oder 

5. aufgrund öffentlich-rechtlicher Bestimmungen der 
Deutschen Demokratischen Republik, die nach 
dem Einigungsvertrag fortgelten, bebaut hat. 

Satz 1 Nr. 1 ist entsprechend anzuwenden auf die von 
den in § 459 Abs. 1 Satz 1 des Zivilgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen Republik bezeichneten 
juristischen Personen auf vertraglich genutzten 
Grundstücken zur Erholung, Freizeitgestaltung oder 
kleingärtnerischen Bewirtschaftung errichteten Ge-
bäude, wenn diese allein zur persönlichen Nutzung 
durch Betriebsangehörige oder Dritte bestimmt 
waren. 

(2) Dieses Gesetz gilt ferner nicht, wenn der Nut-
zer 

1. eine Partei, eine mit ihr verbundene Massenorga-
nisation oder eine juristische Person im Sinne der 
§§ 20a und 20b des Parteiengesetzes der Deutschen 
Demokratischen Republik ist, oder 

2. dem Bereich der Kommerziellen Koordinierung 
zuzuordnen ist. 

(3) Die Bestimmungen über die Ansprüche eines 
Mitglieds einer landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaft oder des Nachfolgeunternehmens nach 
§§ 43 bis 50 und 64b des Landwirtschaftsanpassungs-
gesetzes gehen den Regelungen dieses Gesetzes 
vor. 

KAPITEL 2 

Bebauung fremder Grundstücke 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Bestimmungen 

UNTERABSCHNITT 1 

Grundsätze 

§3 

Regelungsinstrumente und Regelungsziele 

(1) In den in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Fällen 
können Grundstückseigentümer und Nutzer (Betei-
ligte) zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse an den 
Grundstücken Ansprüche auf Beste llung von Erbbau- 
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rechten oder auf Ankauf der Grundstücke oder der 
Gebäude nach Maßgabe dieses Kapitels geltend 
machen. Die Beteiligten können von den gesetzlichen 
Bestimmungen über den Vertragsinhalt abweichende 
Vereinbarungen treffen. 

(2) Die Bereinigung erfolgt zur 

1. Anpassung der nach dem Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik bestellten Nutzungs-
rechte an das Bürgerliche Gesetzbuch und seine 
Nebengesetze, 

2. Absicherung aufgrund von Rechtsträgerschaften 
vorgenommener baulicher Investitionen, soweit 
den Nutzern nicht das Eigentum an  den Grund-
stücken zugewiesen worden ist, und 

3. Regelung der Rechte am Grundstück beim Ausein-
anderfallen von Grundstücks- und Gebäudeeigen

-

tum.  

Nach Absatz 1 sind auch die Rechtsverhältnisse zu 
bereinigen, denen bauliche Investitionen zugrunde 
liegen, zu deren Absicherung nach den Rechtsvor-
schriften der Deutschen Demokratischen Republik 
eine in Satz 1 bezeichnete Rechtsposition vorgesehen 
war, auch wenn diese nicht erfolgt ist. 

UNTERABSCHNITT 2 

Anwendungsbereich 

§4 

Bauliche Nutzungen 

Die Bestimmungen dieses Kapitels sind anzuwen-
den auf 

1. den Eigenheimbau durch oder für natürliche Per-
sonen (§ 5), 

2. den ehemals staatlichen oder genossenschaftli-
chen komplexen Wohnungsbau (§ 6), 

3. den Bau von Wohngebäuden durch landwirtschaft-
liche Produktionsgenossenschaften sowie die Er-
richtung gewerblicher, landwirtschaftlicher oder 
öffentlichen Zwecken dienender Gebäude (§ 7) 
und 

4. die von der Deutschen Demokratischen Republik 
an  ausländische Staaten verliehenen Nutzungs-
rechte (§ 111). 

§5 

Eigenheimbau 

(1) Auf den Eigenheimbau ist dieses Gesetz anzu-
wenden, wenn 

1. Nutzungsrechte verliehen oder zugewiesen wor-
den sind (§§ 287, 291 des Zivilgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen Republik) oder 

2. Grundstücke mit Billigung staatlicher Stellen in 
Besitz genommen und mit einem Eigenheim 

bebaut worden sind. Dies ist insbesondere der Fa ll , 
wenn 

a) Wohn- und Stallgebäude für die persönliche 
Hauswirtschaft auf zugewiesenen, ehemals 
genossenschaftlich genutzten Grundstücken 
nach den Musterstatuten für die landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaften errichtet 
wurden, 

b) Eigenheime von einem Betrieb oder einer Pro-
duktionsgenossenschaft errichtet und anschlie-

ßend auf einen Bürger übertragen wurden, 

c) Bebauungen mit oder an  Eigenheimen auf-
grund von Überlassungsverträgen erfolgten, 

d) Eigenheime aufgrund von Nutzungsverträgen 
auf Flächen gebaut wurden, die Gemeinden 
oder anderen staatlichen Stellen von einer land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft als 
Bauland übertragen wurden, 

e) als Wohnhäuser geeignete und hierzu dienende 
Gebäude aufgrund eines Vertrages zur Nutzung 
von Bodenflächen zur Erholung (§§ 312 bis 315 
des Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokrati-
schen Republik) mit Billigung staatlicher Stellen 
errichtet wurden, es sei denn, daß der Überlas-
sende dieser Nutzung widersprochen hatte, 
oder 

f) Eigenheime aufgrund einer die bauliche Nut-
zung des fremden Grundstücks gestattenden 
Zustimmung nach der Eigenheimverordnung 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 
31. August 1978 (GBl. I Nr. 40 S. 425) oder einer 
anderen Billigung staatlicher Stellen errichtet 
wurden, die Bestellung eines Nutzungsrechts 
jedoch ausblieb. 

(2) Eigenheime sind Gebäude, die für den Wohnbe-
darf bestimmt sind und eine oder zwei Wohnungen 
enthalten. Die Bestimmungen über Eigenheime gel-
ten auch für mit Billigung staatlicher Stellen errichtete 
Nebengebäude (wie Werkstätten, Lagerräume). 

(3) Gebäude, die bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 
von den Nutzern zur persönlichen Erholung, Freizeit-
gestaltung oder zu kleingärtnerischen Zwecken 
genutzt wurden, sind auch im Falle einer späteren 
Nutzungsänderung keine Eigenheime. Eine Nutzung 
im Sinne des Satzes 1 liegt auch vor, wenn der Nutzer 
in dem Gebäude zwar zeitweise gewohnt, dort jedoch 
nicht seinen Lebensmittelpunkt hatte. 

§6 
Staatlicher oder genossenschaftlicher 

komplexer Wohnungsbau 

Auf den staatlichen oder genossenschaftlichen 
komplexen Wohnungsbau findet dieses Kapitel 
Anwendung, wenn 

1. staatliche Investitionsauftraggeber, ehemals volks-
eigene Betriebe der Wohnungswirtschaft mit priva-
ten Grundstückseigentümern oder staatlichen Ver-
waltern Nutzungsverträge, die die Bebauung des 
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Grundstücks gestattet haben, abgeschlossen und 
die Grundstücke bebaut haben oder 

2. Grundstücke mit Billigung staatlicher Stellen ohne 
eine der Bebauung entsprechende Regelung der 
Eigentumsverhältnisse mit Gebäuden bebaut wor-
den sind. 

§7 

Andere bauliche Nutzungen 

(1) Dieses Kapitel regelt auch die bauliche Nutzung 
fremder Grundstücke für land-, forstwirtschaftlich, 
gewerblich (einschließlich industriell) genutzte oder 
öffentlichen Zwecken dienende Gebäude sowie für 
Wohnhäuser, die durch landwirtschaftliche Produk-
tionsgenossenschaften errichtet oder erworben wor-
den sind. 

(2) Eine bauliche Nutzung im Sinne des Absatzes 1 
liegt insbesondere dann vor, wenn 

1. Genossenschaften mit gewerblichem oder hand-
werklichem Geschäftsgegenstand Nutzungsrechte 
auf volkseigenen Grundstücken verliehen worden 
sind, 

2. den in Nummer 1 bezeichneten Genossenschaften 
Rechtsträgerschaften an  Grundstücken übertragen 
worden sind und sie die Grundstücke bebaut 
haben, 

3. Vereinigungen, die nicht Parteien oder Massenor-
ganisationen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 sind, Nutzungs-
rechte verliehen worden sind oder sie Grundstücke 
als Rechtsträger bebaut haben, 

4. vormals im Register der volkseigenen Wirtschaft 
eingetragene oder einzutragende Betriebe oder 
staatliche Stellen mit p rivaten Grundstückseigen-
tümern oder staatlichen Verwaltern Nutzungsver-
träge geschlossen haben, die die Bebauung der 
Grundstücke gestattet haben, und sie die Grund-
stücke bebaut haben, 

5. landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften 
ihrem vormaligen gesetzlich begründeten genos-
senschaftlichen Bodennutzungsrecht unterlie-
gende Grundstücke bebaut oder auf ihnen ste-
hende Gebäude erworben haben, 

6. Handwerker oder Gewerbetreibende für die Aus-
übung ihres Berufes genutzte, vormals volkseigene 
Grundstücke mit Billigung staatlicher Stellen mit 
einem Gebäude oder einer baulichen Anlage 
bebaut haben oder 

7. a) staatliche Stellen mit Gebäuden (insbesondere 
Dienstgebäuden, Schulen, Kindergärten) oder 
baulichen Anlagen oder 

b) vormals volkseigene Bet riebe im Sinne der 
Nummer 4 oder Genossenschaften im Sinne der 
Nummer 1 mit betrieblich genutzten Bauwer-
ken oder baulichen Anlagen 

fremde, in Privateigentum stehende Grundstücke 
ohne eine der Bebauung entsprechende Regelung 

der Eigentumsverhältnisse oder ohne vertragliche 
Berechtigung bebaut haben. 

§8 

Zeitliche Begrenzung 

Die Bestimmungen dieses Kapitels sind nur anzu-
wenden, wenn 

1. das Nutzungsrecht bis zum Ablauf des 30. Juni 
1990 zugewiesen oder bis zum Ablauf des 2. Okto-
ber 1990 verliehen wurde oder 

2. auf den Flächen, die dem aufgehobenen gesetzli-
chen Bodennutzungsrecht der landwirtschaftli-
chen Produktionsgenossenschaften unterlagen, bis 
zum Ablauf des 30. Juni 1990, auf allen anderen 
Flächen bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990, mit 
dem Bau eines Gebäudes begonnen wurde. 

UNTERABSCHNITT 3 

Begriffsbestimmungen 

§9 

Nutzer 

(1) Nutzer im Sinne dieses Gesetzes sind natürliche 
oder juristische Personen des p rivaten und des öffent-
lichen Rechts in nachstehender Reihenfolge: 

1. der im Grundbuch eingetragene Eigentümer eines 
Gebäudes, 

2. der Inhaber eines verliehenen oder zugewiesenen 
Nutzungsrechts, 

3. der Eigentümer des Gebäudes oder der baulichen 
Anlage, wenn außerhalb des Grundbuchs selbstän-
diges, vom Eigentum am Grundstück unabhängi-
ges Eigentum entstanden ist, 

4. der aus einem Überlassungsvertrag berechtigte 
Nutzer, 

5. derjenige, der mit Billigung staatlicher Stellen ein 
Gebäude oder eine bauliche Anlage errichtet 
hat, 

oder deren Rechtsnachfolger. Satz 1 ist nicht anzu-
wenden, wenn eine andere Person rechtskräftig als 
Nutzer festgestellt und in dem Rechtsstreit dem 
Grundstückseigentümer der S treit verkündet worden 
ist. 

(2) Rechtsnachfolger sind auch 

1. Käufer eines Gebäudes oder einer baulichen 
Anlage, wenn der Kaufvertrag bis zum Ablauf des 
2. Oktober 1990 abgeschlossen wurde und nach 
den Rechtsvorschriften der Deutschen Demokrati-
schen Republik selbständiges Gebäudeeigentum 
nicht entstanden war, oder 

2. ehemals volkseigene Betriebe der Wohnungswirt-
schaft oder Wohnungsgenossenschaften, denen 
Gebäude oder Gebäudeteile nach Durchführung 
eines Investitionsvorhabens des ehemals staatli- 
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chen oder genossenschaftlichen komplexen Woh-
nungsbaus zur eigenen Bewirtschaftung zur Verfü-
gung gestellt worden sind. 

(3) Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaf-
ten im Sinne dieses Kapitels sind auch die in § 46 des 
Gesetzes über die landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften vom 2. Juli 1982 (GBl. I S. 443), 
zuletzt geändert durch das Gesetz über die Änderung 
oder Aufhebung von Gesetzen der Deutschen Demo-
kratischen Republik vom 28. Juni 1990 (GBl. I S. 483), 
bezeichneten Genossenschaften und rechtsfähigen 
Kooperationsbeziehungen sowie die durch Umwand-
lung, Zusammenschluß oder Teilung entstandenen 
Nachfolgeunternehmen. 

(4) Bei Ehegatten wird in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 3 bis 5 eine gemeinschaftliche Berechtigung zur 
Ausübung der dem Nutzer nach diesem Gesetz zuste-
henden Rechte vermutet, wenn ein Nutzungsrecht 
bestellt oder der Erwerb des Gebäudes oder die 
Bebauung des Grundstücks vor Ablauf des 2. Oktober 
1990 und während der Ehe erfolgte. § 299 Abs. 2 des 
Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Re-
publik ist in diesen Fällen sinngemäß anzuwenden. 

§ 10 

Billigung staatlicher Stellen 

(1) Billigung staatlicher Stellen ist jede H andlung, 
insbesondere von Verwaltungsstellen, Vorständen 
landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften 
oder Parteiorganen, die nach in der Deutschen Demo-
kratischen Republik üblicher Verwaltungspraxis die 
bauliche Nutzung fremder Grundstücke vor Klärung 
der Eigentumsverhältnisse oder ohne Bestellung 
eines Nutzungsrechts anordnete oder gestattete. Dies 
gilt auch, wenn die zu beachtenden Rechtsvorschrif-
ten nicht eingehalten worden sind. 

(2) Ist für die bauliche Maßnahme eine Bauzustim-
mung oder Baugenehmigung erteilt worden, ist 
zugunsten des Nutzers zu vermuten, daß die bauliche 
Nutzung des Grundstücks mit Billigung staatlicher 
Stellen erfolgt ist. Das gleiche gilt, wenn in einem 
Zeitraum von fünf Jahren nach Fertigstellung des 
Gebäudes vor Ablauf des 2. Oktober 1990 eine 
behördliche Verfügung zum Abriß nicht ergangen 
ist. 

§ 11 

Bebauung 

(1) Bebauungen im Sinne dieses Kapitels sind die 
Errichtung von Gebäuden sowie bauliche Maßnah-
men an  bestehenden Gebäuden, wenn 

1. schwere Bauschäden vorlagen und die Nutzbarkeit 
des Bauwerks wiederhergestellt wurde (Rekon-
struktion) oder 

2. die Nutzungsart des Gebäudes verändert wurde 

und die baulichen Maßnahmen nach ihrem Umfang 
und Aufwand einer Neuerrichtung entsprechen. 

(2) Hat der Nutzer das Grundstück aufgrund eines 
Überlassungsvertrages vom staatlichen Verwalter 
erhalten, sind 

1. Aus- und Umbauten, durch die die Wohn- oder 
Nutzfläche des Gebäudes um mehr als 50 vom 
Hundert vergrößert wurde, oder 

2. Aufwendungen für bauliche Investitionen, deren 
Wert die Hälfte des Sachwerts des Gebäudes ohne 
Berücksichtigung der baulichen Investitionen des 
Nutzers zum Zeitpunkt der Vornahme der Aufwen-
dungen überstiegen, 

baulichen Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
gleichzustellen. Frühere Investitionen des Nutzers 
sind mit ihrem Restwert zu berücksichtigen. Ist der 
Zeitpunkt der Aufwendungen nicht festzustellen, ist 
der 2. Oktober 1990 als Wertermittlungsstichtag 
zugrunde zu legen. Hat der Nutzer nach Ablauf des 
2. Oktober 1990 notwendige Verwendungen vorge-
nommen, sind die dadurch entstandenen Aufwendun-
gen dem nach Satz 1 Nr. 2 zu ermittelnden Wert seiner 
baulichen Investitionen hinzuzurechnen. Satz 4 ist 
nicht anzuwenden, wenn mit den Arbeiten nach dem 
20. Juli 1993 begonnen wurde. 

(3) Der Bebauung eines Grundstücks mit einem 
Gebäude steht die Errichtung oder die bauliche Maß-
nahme an  einer baulichen Anlage im Sinne des Sat-
zes 2 gleich. Bauliche Anlagen sind alle Bauwerke, die 
nicht Gebäude sind, wenn 

1. deren bestimmungsgemäßer Gebrauch durch den 
Nutzer einen Ausschluß des Grundstückseigentü-
mers von Besitz und Nutzung des Grundstücks 
voraussetzt, 

2. die zur bestimmungsgemäßen Nutzung der bau-
lichen Anlage erforderliche Fläche (Funktionsflä-
che) sich so über das gesamte Grundstück 
erstreckt, daß die Restfläche nicht baulich oder 
wirtschaftlich nutzbar ist, oder 

3. die Funktionsfläche der baulichen Anlage nach 
den baurechtlichen Bestimmungen selbständig 
baulich nutzbar ist und vom Grundstück abge-
trennt werden kann. 

§12 

Abtrennbare, selbständig nutzbare Teilfläche 

(1) Eine Teilfläche ist abtrennbar, wenn sie nach 
Vermessung vom Stammgrundstück abgeschrieben 
werden kann. 

(2) Eine Teilfläche ist selbständig baulich nutzbar, 
wenn sie gegenwärtig oder nach der in absehbarer 
Zeit zu erwartenden städtebaulichen Entwicklung 
bebaut werden kann. Sie ist auch dann selbständig 
baulich nutzbar, wenn sie zusammen mit einem ande-
ren Grundstück oder mit einer von einem solchen 
Grundstück abtrennbaren Teilfläche ein erstmals 
selbständig bebaubares Grundstück ergibt. 

(3) Abtrennbarkeit und selbständige bauliche Nutz-
barkeit sind gegeben, wenn eine Teilungsgenehmi-
gung nach § 120 erteilt worden ist. 
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UNTERABSCHNITT 4 

Erbbaurecht und Ankauf 

§ 13 

Berechtigte und Verpflichtete 

(1) Durch die in diesem Kapitel begründeten 
Ansprüche werden der jeweilige Nutzer und Grund-
stückseigentümer berechtigt und verpflichtet. Kom

-

men  nach § 9 Abs. 1 Satz 1 mehrere Personen als 
Nutzer in Betracht, ist im Verhältnis zueinander der-
jenige Nutzer, der eine Bebauung nach § 11 vorge-
nommen hat. 

(2) Die begründeten Ansprüche können nur mit dem 
Eigentum am Grundstück oder dem selbständigen 
Eigentum am Gebäude, dem Nutzungsrecht, den 
Rechten des Nutzers aus einem Überlassungsvertrag 
oder dem Besitz an dem mit Billigung staatlicher 
Stellen vom Nutzer errichteten oder erworbenen 
Gebäude übertragen werden, es sei denn, daß die 
Abtretung zu dem Zweck erfolgt, Grundstücke ent-
sprechend der Bebauung zu bilden und an  diesen 
Erbbaurechte zu bestellen oder die Grundstücke an 

 die Nutzer zu veräußern. 

(3) Ein Vertrag, aus dem ein Teil verpflichtet wird, 
die Ansprüche auf Bestellung eines Erbbaurechts oder 
zum Ankauf des Grundstücks oder eines Gebäudes 
oder einer baulichen Anlage zu übertragen, bedarf 
vom [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] an der notariellen Beurkundung. Ein ohne Beob-
achtung der Form geschlossener Vertrag wird seinem 
ganzen Inhalt nach gültig, wenn 

1. der Erwerber als neuer Eigentümer des Grund-
stücks oder Gebäudes in das Grundbuch eingetra-
gen wird, 

2. ein die Rechte des Erwerbers sichernder Vermerk 
nach [Artikel 233 § 2c Abs. 2 des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche] oder nach 
§ 93 Abs. 5 in das Grundbuch eingetragen wird 
oder 

3. die in diesem Gesetz für den Grundstückseigentü-
mer oder den Nutzer begründeten Ansprüche 
erfüllt worden sind. 

§ 14 

Verhältnis der Ansprüche 

(1) Der Nutzer kann wählen, ob er die Bestellung 
eines Erbbaurechts verlangen oder das Grundstück 
ankaufen will. 

(2) Die gesetzlichen Ansprüche des Nutzers 
beschränken sich auf den Ankauf des Grundstücks, 
wenn der nach § 18 in Ansatz zu bringende Verkehrs-
wert des Grundstücks nicht mehr als 100 000 Deut-
sche Mark oder im Falle der Bebauung mit einem 
Eigenheim nicht mehr als 30 000 Deutsche Mark 
beträgt. 

(3) Ist der Grundstückseigentümer eine juristische 
Person, die nach ihrem Statut ihr Grundvermögen 

nicht veräußern darf, so kann er den Nutzer auf die 
Bestellung eines Erbbaurechts verweisen. Satz 1 ist 
nicht anzuwenden, wenn das Grundstück im komple-
xen Wohnungs- oder Siedlungsbau bebaut oder für 
gewerbliche Zwecke in Anspruch genommen wurde, 
die Grenzen der Bebauung die Grundstücksgrenzen 
überschreiten und zur Absicherung der Bebauung 
neue Grundstücke gebildet werden müssen. 

(4) Der Grundstückseigentümer kann ein vom Nut-
zer errichtetes oder erworbenes Wirtschaftsgebäude 
oder eine bauliche Anlage ankaufen oder, sofern 
selbständiges Gebäudeeigentum nicht besteht, die 
aus der baulichen Investition begründeten Rechte des 
Nutzers ablösen, wenn die in § 82 Abs. 1 bezeichneten 
Voraussetzungen vorliegen. Macht der Grundstücks-
eigentümer von seinem Recht nach Satz 1 Gebrauch, 
so sind die in Absatz 1 bezeichneten Ansprüche des 
Nutzers ausgeschlossen. 

§ 15 

Ausübung des Wahlrechts 

(1) Die Wahl erfolgt durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem anderen Teil. Mit der Erklärung 
erlischt das Wahlrecht. 

(2) Auf Verlangen des Grundstückseigentümers hat 
der Nutzer innerhalb einer Frist von fünf Monaten die 
Erklärung über seine Wahl abzugeben. 

(3) Gibt der Nutzer eine Erklärung nicht ab, kann 
der Grundstückseigentümer eine angemessene Nach-
frist setzen. Eine Nachfrist von einem Monat ist 
angemessen, wenn nicht besondere Umstände eine 
längere Nachfrist erfordern. Mit dem Ablauf der 
Nachfrist geht das Wahlrecht auf den Grundstücks-
eigentümer über, wenn nicht der Nutzer rechtzeitig 
die Wahl vornimmt. 

§ 16 

Pfleger für Grundstückseigentümer 
und Inhaber dinglicher Rechte 

(1) Zur Verfolgung der Ansprüche des Nutzers ist 
auf dessen Antrag für den Grundstückseigentümer 
oder den Inhaber eines eingetragenen dinglichen 
Rechts ein Pfleger zu bestellen, wenn 

1. nach den Eintragungen im Grundbuch das Eigen-
tum oder das dingliche Recht an  der mit einem 
Nutzungsrecht belasteten oder bebauten Fläche 
einer bestimmten Person nicht zugeordnet werden 
kann, 

2. die Person des Berechtigten unbekannt ist, 

3. der Aufenthaltsort des abwesenden Berechtigten 
unbekannt ist oder dessen Aufenthalt zwar 
bekannt, der Berechtigte jedoch an  der Besorgung 
seiner Angelegenheiten verhindert ist, 

4. die Beteiligung in Gesamthandsgemeinschaften, 
Miteigentümergemeinschaften nach Bruchteilen 
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oder gleichartigen Berechtigungen an  einem ding-
lichen Recht unbekannt ist und die Berechtigten 
einen gemeinsamen Vertreter nicht beste llt haben 
oder 

5. das Grundstück herrenlos ist. 

(2) Für die Bestellung und die Tätigkeit des Pflegers 
sind die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die Pflegschaft entsprechend anzuwenden. 
Zuständig für die Bestellung des Pflegers ist das 
Vormundschaftsgericht, in dessen Bezirk das Grund-
stück ganz oder zum größten Teil belegen ist. 

(3) Der nach § 11b Abs. 1 des Vermögensgesetzes 
[oder Artikel 233 § 2 Abs. 3 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche] bestellte Vertreter 
nimmt auch die Aufgaben eines Pflegers nach diesem 
Kapitel wahr. Er kann den Grundstückseigentümer 
jedoch nicht vertreten bei einem Vertragsschluß zwi-
schen diesem und 

1. ihm selbst, seinem Ehegatten oder einem seiner 
Verwandten in gerader Linie, 

2. einer Gebietskörperschaft oder einer von ihr 
beherrschten juristischen Person, wenn der Vertre-
ter bei dieser als Organ oder gegen Entgelt 
beschäftigt ist, oder 

3. einer anderen juristischen Person des öffentlichen 
oder privaten Rechts, wenn der Vertreter bei dieser 
als Mitglied des Vorstands, Aufsichtsrats oder eines 
gleichar tigen Organs tätig oder gegen Entgelt 
beschäftigt ist. 

Der Vertreter ist für den Abschluß von Erbbaurechts-
verträgen oder Kaufverträgen über das Grundstück 
oder das Gebäude von den Beschränkungen des § 181 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht befreit. Für die 
Erteilung der Genehmigung nach § 1821 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs ist statt des Landkreises das 
Vormundschaftsgericht zuständig. 

§ 17 

Aufgebotsverfahren gegen den Nutzer 

(1) Liegen die in § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten 
Umstände in der Person des Nutzers vor, ist der 
Grundstückseigentümer berechtigt, den Nutzer mit 
seinen Rechten am Grundstück und am Gebäude, 
seinen vertraglichen Ansprüchen gegen den Grund-
stückseigentümer und seinen Ansprüchen aus diesem 
Kapitel im Wege des Aufgebotsverfahrens auszu-
schließen. 

(2) Das Aufgebotsverfahren ist nur zulässig, wenn 
der Nutzer den Besitz verloren oder zehn Jahre nicht 
ausgeübt hat und, wenn für den Nutzer ein Recht am 
Grundstück oder selbständiges Gebäudeeigentum 
eingetragen worden ist, zehn Jahre seit der letzten 
sich auf das Recht des Nutzers beziehenden Eintra-
gung in das Grundbuch verstrichen sind. 

(3) Für das Aufgebotsverfahren sind die Vorschrif-
ten der §§ 982 bis 986 der Zivilprozeßordnung ent-
sprechend anzuwenden. 

(4) Mit dem Ausschlußurteil erlöschen die in Ab-
satz 1 bezeichneten Ansprüche. Das Gebäudeeigen-
tum  und das Nutzungsrecht gehen auf den Grund-
stückseigentümer über. Der Nutzer kann von dem 
Grundstückseigentümer entsprechend § 818 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs eine Vergütung in Geld für 
den Rechtsverlust verlangen. 

UNTERABSCHNITT 5 

Verkehrswertermittlung 

§ 18 

Grundsätze 

(1) Der Verkehrswert des Grundstücks ist Bemes-
sungsgrundlage für die Berechnung von Erbbauzins 
und Ankaufspreis. Maßgebend ist der Verkehrswert 
in dem Zeitpunkt, in dem ein Angebot zum Vertrags-
schluß nach diesem Kapitel abgegeben wird. 

(2) Der Verkehrswert wird vorbehaltlich der Rege-
lungen in § 19 durch den Preis bestimmt, der für das 
unbebaute Grundstück im gewöhnlichen Geschäfts-
verkehr nach den rechtlichen Gegebenheiten und 
tatsächlichen Eigenschaften, der sonstigen Beschaf-
fenheit und der Lage des Grundstücks ohne Rücksicht 
auf ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse zu 
erzielen wäre. Der anteilige Vermessungs- und 
Erschließungsaufwand ist abzuziehen, es sei denn, 
daß der Grundstückseigentümer diese Kosten getra-
gen hat oder das Grundstück bereits während der 
Dauer seines Besitzes erschlossen und vermessen 
war. 

(3) Soweit für das Grundstück Bodenrichtwerte 
nach § 196 des Baugesetzbuchs vorliegen, soll der 
Verkehrswert des Grundstücks hiernach bestimmt 
werden. Jeder Beteiligte kann eine hiervon abwei-
chende Bestimmung des Verkehrswerts verlangen, 
wenn 

1. Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß die Boden-
richtwerte nicht den tatsächlichen Marktverhält-
nissen entsprechen, oder 

2. aufgrund untypischer Lage oder Beschaffenheit 
des Grundstücks die Bodenrichtwerte als Ermitt-
lungsgrundlage ungeeignet sind. 

§ 19 

Verkehrswertermittlung in besonderen Fallen 

(1) Soweit die Kosten des Abbruchs eines aufstehen-
den Gebäudes oder einer baulichen Anlage nach § 11 
Abs. 3 im gewöhnlichen Geschäftsverkehr berück-
sichtigt werden, sind diese vom Verkehrswert des 
unbebauten Grundstücks abzuziehen, wenn ein als-
baldiger Abbruch für die ordnungsgemäße Bewirt-
schaftung des Grundstücks erforderlich und zu erwar-
ten ist. Der Abzug ist nicht vorzunehmen, wenn die 
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Erforderlichkeit alsbaldigen Abbruchs auf unterlasse-
ner Instandhaltung des Gebäudes oder der baulichen 
Anlage durch den Nutzer beruht oder der Nutzer sich 
vertraglich zum Abbruch verpflichtet hat. Für das 
Grundstück ist mindestens der in Absatz 3 benannte 
Wert in Ansatz zu bringen. 

(2) Soweit eine Verkehrswertermittlung unter Sach- 
und Ertragswertgesichtspunkten vorzunehmen ist 
(§§ 45, 74), sind die Bauweise und der bauliche 
Zustand des Gebäudes sowie die eingeschränkte 
Ertragsfähigkeit des Grundstücks sowohl der Höhe als 
auch der Dauer nach angemessen zu berücksichti-
gen. 

(3) Grundstücke oder Grundstücksteile, die mit 
öffentlichen Zwecken dienenden, dem Gemeinge-
brauch gewidmeten Anlagen überbaut worden sind 
(insbesondere mit Verkehrsanlagen oder Grün-
flächen), sind mit dem 1,3fachen des nach den 
Vorschriften des Reichsbewertungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1035) in der Fassung des 
Bewertungsgesetzes der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 18. September 1970 (Sonderdruck 
Nr. 674 des Gesetzblattes) festgestellten Einheits-
werts zu bewerten. 

[(4) In den Verfahren zur Bodenneuordnung nach 
§ 5 des Bodensonderungsgesetzes ist der Verkehrs-
wert der Grundstücke, die für Zwecke der öffentlichen 
Wohnungsversorgung im komplexen Wohnungs-
oder Siedlungsbau, in vergleichbarer Weise oder 
hierfür im Zusammenhang stehende Maßnahmen der 
Infrastruktur genutzt werden, nach einem einheitli-
chen Wert entsprechend der baulichen Nutzung aller 
im Gebiet belegenen Grundstücke zu ermitteln. Für 
die Bestimmung der nach § 15 Abs. 1 jenes Gesetzes 
zu leistenden Ausgleichszahlungen ist § 69 entspre-
chend anzuwenden. Befindet sich in dem Gebiet ein 
nicht bebautes, selbständig baulich nutzbares Grund-
stück, ist die Ausgleichszahlung nach dem vollen 
Verkehrswert zu bestimmen. 

(5) Die den Erwerbern durch die einheitliche Preis-
bemessung entstehenden Vor- und Nachteile sind 
zum Ausgleich zu bringen. Vor- und Nachteile sind 
nach dem Verhältnis zwischen dem gebietsbezoge-
nen und dem tatsächlichen Verkehrswert des Grund-
stücks in dem Zeitpunkt zu bemessen, in dem der 
Sonderungsbescheid bestandskräftig geworden ist. 
Die Abgabe ist vom Träger der Bodensonderungsbe-
hörde von denjenigen zu erheben, die durch die 
gebietsbezogene Verkehrswertbestimmung und die 
einheitliche Bemessung der Entschädigungsleistun-
gen nach § 15 Abs. 5 des Bodensonderungsgesetzes 
Vorteile erlangt, und ist an diejenigen auszukehren, 
die dadurch Nachteile erlitten haben. Über Abgaben 
und Ausgleichsleistungen kann auch außerhalb des 
Sonderungsbescheids entschieden werden. Diese 
sind spätestens ein Jahr nach Eintritt der Bestands-
kraft des Sonderungsbescheids festzusetzen und 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fäl-
lig.] 

(6) Liegt das Grundstück in einem städtebaulichen 
Sanierungsgebiet oder Entwicklungsbereich, bleibt 
§ 153 Abs. 1 des Baugesetzbuchs unberührt. 

§ 20 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vorschrif-
ten über 

1. die Feststellung und die Bewertung der in § 19 
Abs. 2 genannten wertbeeinflussenden rechtlichen 
Gegebenheiten und tatsächlichen Eigenschaften 
sowie nach Lage des Grundstücks, Alter des 
Gebäudes und Mieterträgen durchschnittliche, die 
Bewertung im Einzelfall nicht ausschließende 
Richtsätze für die Bestimmung des Verkehrswerts 
von Grund und Boden, 

2. die Ermittlung des anteiligen Vermessungs- und 
Erschließungsaufwands nach § 18 Abs. 2 und 

3. die Ermittlung und die Feststellung der für die 
Wertermittlung erforderlichen Daten 

zu erlassen. 

UNTERABSCHNITT 6 

Erfaßte Flächen 

§ 21 

Vermessene Flächen 

Die Ansprüche auf Bestellung eines Erbbaurechts 
oder den Ankauf erstrecken sich auf das Grundstück 
insgesamt, wenn dessen Grenzen im Liegenschaftska-
taster nachgewiesen sind (vermessenes Grundstück) 
und die Nutzungsbefugnis aus einem Nutzungsrecht 
oder einem Vertrag mit den Grenzen des Grundstücks 
übereinstimmt. Im übrigen sind die §§ 22 bis 27 
anzuwenden. 

§ 22 

Genossenschaftlich genutzte Flächen 

(1) Soweit ein Nutzungsrecht für den Eigenheimbau 
zugewiesen worden ist oder ein Eigenheim von oder 
mit Billigung der landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaft oder aufgrund Nutzungsvertrages mit 
der Gemeinde errichtet worden ist, beziehen sich die 
gesetzlichen Ansprüche nach §§ 32, 62 auf die Flä-
che, 

1. auf die sich nach der ehemaligen Liegenschafts-
dokumentation das Nutzungsrecht erstreckt, 

2. die in den Nutzungsverträgen mit den Gemeinden 
bezeichnet ist, soweit die Fläche für den Bau des 
Hauses überlassen worden ist, oder 

3. die durch die landwirtschaftliche Produktionsge-
nossenschaft oder die Gemeinde dem Nutzer für 
den Bau des Eigenheimes oder im Zusammenhang 
mit dem Bau zugewiesen worden ist. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Bebauungen genossen-
schaftlich genutzter Flächen entsprechend anzuwen- 
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den, soweit die Errichtung des Gebäudes oder der 
baulichen Anlage aufgrund zugewiesenen Nutzungs-
rechts erfolgte. 

(3) Die Ansprüche des Nutzers beschränken sich auf 
die Funktionsfläche (§ 11 Abs. 3 Nr. 2) des Gebäudes 
oder der baulichen Anlage, wenn die Bebauung 
aufgrund des aufgehobenen gesetzlichen Nutzungs-
rechts der landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaften vorgenommen worden ist oder durch Ein-
bringung des Bauwerks in die landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaft selbständiges Gebäu-
deeigentum entstanden ist. Handelt es sich um 
Betriebsgebäude, so sind die Flächen einzubeziehen, 
die für die zweckentsprechende Nutzung des Gebäu-
des im Betrieb des Nutzers notwendig sind. 

§ 23 

Unvermessene volkseigene Grundstücke 

Soweit Nutzungsrechte auf unvermessenen, vor-
mals volkseigenen Grundstücken verliehen wurden, 
sind die Grenzen in folgender Reihenfolge zu bestim-
men nach 

1. einem Bescheid über die Vermögenszuordnung, 
soweit ein solcher ergangen ist und über die 
Grenzen der Nutzungsrechte Aufschluß gibt, 

2. Vereinbarungen in Nutzungsverträgen oder 

3. dem für ein Gebäude der entsprechenden Art 
zweckentsprechenden, ortsüblichen Umfang oder 
der Funktionsfläche der baulichen Anlage. 

§ 24 

Wohn-, Gewerbe- und Industriebauten 
ohne Klärung der Eigentumsverhältnisse 

(1) Soweit im staatlichen oder genossenschaftlichen 
komplexen Wohnungs- oder Siedlungsbau oder durch 
gewerbliche (einschließlich industrielle) Vorhaben 
Bebauungen ohne Klärung der Eigentumsverhält-
nisse über Grundstücksgrenzen hinweg vorgenom-
men worden sind, erstrecken sich die Ansprüche nach 
diesem Kapitel in folgender Reihenfolge auf die Flä-
chen, 

1. deren Grenzen in Aufteilungs- oder Vermessungs-
unterlagen als Grundstücksgrenzen bis zum 
Ablauf des 2. Oktober 1990 ausgewiesen worden 
sind, 

2. die entsprechend den Festsetzungen in einem 
Zuordnungsplan für die in dem Gebiet belegenen 
vormals volkseigenen Grundstücke für die zweck-
entsprechende Nutzung der zugeordneten Grund-
stücke erforderlich sind, oder 

3. die für eine zweckentsprechende Nutzung einer 
Bebauung der entsprechenden Art  ortsüblich 
sind. 

(2) Entstehen durch die Bestellung von Erbbaurech-
ten oder den Ankauf von Grundstücksteilen Restflä-
chen, die für den Grundstückseigentümer nicht in 

angemessenem Umfang baulich oder wirtschaftlich 
nutzbar sind, so kann dieser von der Gemeinde den 
Ankauf der Restflächen verlangen. Der Kaufpreis ist 
nach den §§ 18, 19, 69 zu bestimmen. Der Anspruch 
nach Satz 1 kann nicht vor dem 1. Januar 2000 geltend 
gemacht werden. Eine Bereinigung dieser Rechtsver-
hältnisse durch Enteignung, Umlegung oder Boden-
neuordnung bleibt unberührt. 

§ 25 

Andere Flächen 

Ergibt sich der Umfang der Flächen, auf die sich die 
Ansprüche des Nutzers erstrecken, nicht aus den 
vorstehenden Bestimmungen, so ist Artikel 233 § 4 
Abs. 3 Satz 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli

-chen Gesetzbuche entsprechend anzuwenden. 

§ 26 

Übergroße Flächen far den Eigenheimbau 

(1) Der Grundstückseigentümer kann eine Begren-
zung der Ansprüche des Nutzers auf eine Teilfläche 
des Grundstücks verlangen, wenn das Nutzungsrecht 
oder die Fläche, auf die sich der Anspruch des Nutzers 
nach den §§ 21 bis 23, 25 erstreckt, die für den 
Eigenheimbau vorgesehene Regelgröße von 500 Qua-
dratmetern übersteigt und die die Regelgröße über-
steigende Fläche abtrennbar und selbständig bau-
lich nutzbar ist. Das Recht aus Satz 1 steht dem 
Grundstückseigentümer auch hinsichtlich einer über 
1000 Quadratmeter hinausgehenden Fläche zu, die 
abtrennbar und angemessen wi rtschaftlich nutzbar 
ist. 

(2) Unter den in Absatz 1 bezeichneten Vorausset-
zungen kann der Nutzer von dem Grundstückseigen-
tümer die Übernahme der abzuschreibenden Teil-
fläche gegen Entschädigung für die aufstehenden 
Gebäude, baulichen Anlagen und Anpflanzungen 
verlangen, soweit der Nutzer diese erworben oder in 
anderer Weise veranlaßt hat. Der Grundstückseigen-
tümer kann nach , Bestellung des Erbbaurechts oder 
dem Ankauf durch den Nutzer von diesem die Räu-
mung der in Absatz 1 bezeichneten Teilfläche gegen 
eine Entschädigung nach Satz 1 verlangen. 

(3) Der Nutzer darf der Begrenzung seiner Ansprü-
che nach Absatz 1 widersprechen, wenn diese zu einer 
unzumutbaren Härte führte. Eine solche Härte liegt 
insbesondere dann vor, wenn 

1. die abzutrennende Teilfläche vom Nutzer mit 
einem Bauwerk bebaut worden ist, das 

a) den Wert der Nutzung des Eigenheims wesent-
lich erhöht oder 

b) für den vom Nutzer ausgeübten Beruf unent-
behrlich ist und in der Nähe mit einem für den 
Nutzer zumutbaren Aufwand kein Ersatz bereit-
gestellt werden kann, oder 
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2. durch die Abtrennung ein ungünstig geschnittenes 
und im Wert besonders vermindertes Grundstück 
entstehen würde. 

Auf Flächen, die über eine Gesamtgröße von 1 000 
Quadratmetern hinausgehen, ist Satz 1 in der Regel 
nicht anzuwenden. 

(4) Der Nutzer kann den Anspruch des Grund-
stückseigentümers nach Absatz 1 abwenden, indem 
er diesem ein nach Lage, Bodenbeschaffenheit und 
Größe gleichwertiges Grundstück zur Verfügung 
stellt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind entsprechend anzuwen-
den, wenn die Befugnis des Nutzers auf einem Vertrag 
beruht. 

§ 27 

Restflächen 

(1) Die Ansprüche nach §§ 32 und 62 erfassen auch 
Restflächen. Restflächen sind Grundstücksteile, auf 
die sich der Anspruch des Nutzers nach §§ 21 bis 23 
und 25 nicht erstreckt, wenn diese nicht in angemes-
senem Umfang baulich oder wirtschaft lich nutzbar 
sind. Der Nutzer oder der Grundstückseigentümer ist 
berechtigt, eine Einbeziehung der Restflächen in den 
Erbbaurechts- oder Grundstückskaufvertrag zu ver-
langen, wenn hierdurch ein nach Lage, Form und 
Größe zweckmäßig gestaltetes Erbbaurecht oder 
Grundstück entsteht. Der Nutzer kann die Einbezie-
hung der Restflächen in den Erbbaurechts- oder 
Grundstückskaufvertrag verweigern, wenn sich da-
durch eine für ihn unzumutbare Mehrbelastung 
ergäbe. 

(2) Ist für eine dem Grundstückseigentümer verblei-
bende Fläche die zur ordnungsgemäßen Nutzung 
notwendige Verbindung zu einem öffentlichen Weg 
nicht vorhanden, kann der Grundstückseigentümer 
vom Nutzer die Bestellung eines Wege- oder Lei-
tungsrechts und zu dessen Sicherung die Übernahme 
einer Baulast gegenüber der Bauaufsichtsbehörde 
sowie die Bewi lligung einer an rangbereiter Stelle in 
das Grundbuch einzutragenden Grunddienstbarkeit 
verlangen. Der Grundstückseigentümer ist zur 
Löschung der Grunddienstbarkeit verpflichtet, sobald 
eine anderweitige Erschließung der ihm verbleiben-
den Fläche hergestellt werden kann. Für die Zeit bis 
zur Herstellung dieser Erschließung ist § 117 Abs. 2 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Kann ein Wege- oder Leitungsrecht nach Ab-
satz 2 aus tatsächlichen Gründen nicht begründet 
werden, so hat der Grundstückseigentümer gegen 
den Nachbarn den in § 917 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bezeichneten Anspruch auf Duldung 
eines Notwegs. § 918 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs ist nicht anzuwenden, wenn das Restgrund-
stück wegen Abschreibung der mit dem Nutzungs-
recht belasteten oder der bebauten und dem Nutzer 
zuzuordnenden Teilfläche die Verbindung zum 
öffentlichen Weg verliert. 

(4) Für die in § 24 bezeichneten Bebauungen gelten 
die dort  genannten besonderen Regelungen. 

UNTERABSCHNITT 7 

Einwendungen und Einreden 

§ 28 

Anderweitige Verfahren 
und Entscheidungen 

Die Beteiligten können Ansprüche nach diesem 
Kapitel nicht verfolgen, wenn 

1. für das Gebiet, in dem das Grundstück belegen ist, 
ein Bodenneuordnungsverfahren [nach dem Bo-
densonderungsgesetz] eingeleitet worden ist, in 
dem über einen Ausgleich des Grundstückseigen-
tümers für einen Rechtsverlust entschieden wird, 
oder 

2. in einem Verfahren auf Zusammenführung des 
Grundstücks- und Gebäudeeigentums nach § 64 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes Anord-
nungen zur Durchführung eines freiwilligen Land-
tausches oder eines Bodenordnungsverfahrens 
ergangen sind. 

Nummer 2 ist nicht anzuwenden, wenn das Verfahren 
ohne einen Landtausch oder eine bestandskräftige 
Entscheidung zur Feststellung und Neuordnung der 
Eigentumsverhältnisse beendet worden ist. 

§ 29 

Nicht mehr nutzbare Gebäude 
und nicht ausgeübte Nutzungen 

(1) Der Grundstückseigentümer kann die Bestel-
lung des Erbbaurechts oder den Verkauf des Grund-
stücks an  den Nutzer verweigern, wenn 

1. das Gebäude oder die bauliche Anlage nicht mehr 
nutzbar und mit einer Rekonstruktion durch den 
Nutzer nicht mehr zu rechnen ist, oder 

2. nicht mehr genutzt wird und mit einem Gebrauch 
durch den Nutzer nicht mehr zu rechnen ist. 

Ist die Nutzung für mindestens ein Jahr aufgegeben 
worden, so ist zu vermuten, daß eine Nutzung auch in 
Zukunft nicht stattfinden wird. 

(2) Ist ein Nutzungsrecht bestellt worden, steht dem 
Grundstückseigentümer die in Absatz 1 bezeichnete 
Einrede nur dann zu, wenn 

1. die in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen 
vorliegen oder der Nutzer das Grundstück nicht 
bebaut hat und 

2. nach den persönlichen oder wirtschaft lichen Ver-
hältnissen des Nutzers nur eine Verwertung durch 
Veräußerung zu erwarten ist oder das Gebäude 
oder die bauliche Anlage, für die das Nutzungs-
recht bestellt wurde, an  anderer Stelle errichtet 
wurde. 
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Der Grundstückseigentümer kann die Einrede auch 
gegenüber dem Rechtsnachfolger des Nutzers erhe-
ben, wenn 

1. der Nutzer das Grundstück nicht bebaut hat oder 
das Gebäude oder die bauliche Anlage nicht mehr 
nutzbar ist und 

2. das Nutzungsrecht aufgrund eines nach dem 
20. Juli 1993 geschlossenen Vertrags übertragen 
wird. 

(3) Erhebt der Grundstückseigentümer die in den 
Absätzen 1 und 2 bezeichnete Einrede, kann der 
Nutzer vom Grundstückseigentümer den Ankauf des 
Gebäudes oder der baulichen Anlage nach § 82 Abs. 1 
Nr. 2 verlangen. Der Grundstückseigentümer kann 
den Anspruch. des Nutzers aus Satz 1 abwenden, 
indem er das Grundstück oder die Teilfläche, auf die 
sich die Ansprüche nach diesem Kapitel erstrecken, zu 
einem Verkauf mit dem Gebäude oder der baulichen 
Anlage bereitstellt. § 80 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 ist 
entsprechend anzuwenden. Eine Versteigerung ist 
entsprechend den §§ 180 bis 185 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung 
vorzunehmen. 

 

§ 30 

Unredlicher Erwerb 

(1) Der Grundstückseigentümer kann die Bestel-
lung eines Erbbaurechts oder den Verkauf verwei-
gern, wenn der Nutzer bei der Bestellung des Nut-
zungsrechts oder, falls ein Nutzungsrecht nicht 
bestellt wurde, der Nutzer bei der Erlangung des 
Besitzes am Grundstück unredlich im Sinne des § 4 
des Vermögensgesetzes gewesen ist. Ist ein Nut-
zungsrecht begründet worden, kann der Grund-
stückseigentümer die Einrede nach Satz 1 nur dann 
erheben, wenn er auch die Aufhebung des Nutzungs-
rechts beantragt. 

(2) Der Grundstückseigentümer, der die Aufhebung 
des Nutzungsrechts nicht innerhalb der gesetzlichen 
Ausschlußfristen beantragt hat, ist zur Erhebung der 
in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Einrede nicht berech-
tigt. 

(3) Die in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Einrede ist 
ausgeschlossen, wenn das Grundstück dem Gemein-
gebrauch gewidmet oder im komplexen Wohnungs-
oder Siedlungsbau verwendet wurde. 

§ 31 

Geringe Restnutzungsdauer 

(1) Der Grundstückseigentümer kann den Abschluß 
eines Erbbaurechtsvertrages oder eines Grundstücks-
kaufvertrages verweigern, wenn das vom Nutzer 
errichtete Gebäude oder die bauliche Anlage öffent-
lichen Zwecken dient oder l and-, forstwirtschaftlich 
oder gewerblich genutzt wird, dem Nutzer ein Nut-
zungsrecht nicht bestellt wurde und die Restnutzungs-
dauer des Gebäudes oder der baulichen Anlage in 
dem Zeitpunkt, in dem der Nutzer Ansprüche nach 

diesem Kapitel geltend macht, weniger als 25 Jahre 
beträgt. 

(2) Der Nutzer kann in diesem Fall vom Grund-
stückseigentümer den Abschluß eines Mietvertrages 
über die erforderliche Funktionsfläche (§ 11 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 2) verlangen, dessen Laufzeit nach der 
Restnutzungsdauer des Gebäudes zu bemessen ist. 

(3) Der Zins ist nach der Hälfte des ortsüblichen 
Entgelts zu bemessen, wenn für ein Erbbaurecht der 
regelmäßige Zinssatz nach § 43 in Ansatz zu bringen 
wäre; andernfalls ist der Zins nach dem ortsüblichen 
Entgelt zu bestimmen. Die §§ 48, 52 und 55 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(4) Jede Vertragspartei kann eine Anpassung des 
Zinses verlangen, wenn 

1. zehn Jahre seit dem Beginn der Zinszahlungs-
pflicht oder bei späteren Anpassungen drei Jahre 
seit der letzten Zinsanpassung vergangen sind 
und 

2. der ortsübliche Zins sich seit der letzten Anpassung 
um mehr als zehn vom Hundert verändert hat. 

Das Anpassungsverlangen ist gegenüber dem ande-
ren Teil schriftlich geltend zu machen und zu begrün-
den. Der angepaßte Zins wird von dem Beginn des 
dritten Kalendermonats an geschuldet, der auf den 
Zugang des Anpassungsverlangens folgt. 

(5) Nach Beendigung des Mietverhältnisses kann 
der Nutzer vom Grundstückseigentümer den Ankauf 
oder, wenn selbständiges Gebäudeeigentum nicht 
begründet worden ist, Wertersatz für das Gebäude 
oder die bauliche Anlage verlangen. Der Grund-
stückseigentümer kann den Anspruch dadurch 
abwenden, daß er dem Nutzer die Verlängerung des 
Mietvertrages für die restliche Standdauer des 
Gebäudes oder der baulichen Anlage anbietet; § 27 
Abs. 4 der Verordnung über das Erbbaurecht ist 
entsprechend anzuwenden. Ist das Gebäude oder die 
bauliche Anlage nicht mehr nutzbar, bestimmen sich 
die Anspüche des Grundstückseigentümers gegen 
den Nutzer nach § 83. 

ABSCHNITT 2 

Bestellung von Erbbaurechten 

UNTERABSCHNITT 1 

Gesetzliche Ansprüche 
auf Erbbaurechtsbestellung 

§ 32 

Grundsatz 

Der Nutzer kann vom Grundstückseigentümer die 
Annahme eines Angebots auf Bestellung eines Erb

-

baurechts verlangen, wenn der Inhalt des Angebots 
den §§ 43 bis 59 entspricht. Dasselbe Recht steht dem 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992  

Grundstückseigentümer gegen den Nutzer zu, wenn 
dieser eine entsprechende Wahl ge troffen hat oder 
das Wahlrecht auf den Grundstückseigentümer über-
gegangen ist. 

UNTERABSCHNITT 2 

Gesetzliche Ansprüche 
wegen dinglicher Rechte 

§ 33 

Verpflichtung zum Rangrücktritt 

Die Inhaber dinglicher Rechte am Grundstück sind 
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf 
Verlangen des Nutzers verpflichtet, im Rang hinter 
das Erbbaurecht zurückzutreten. 

§ 34 

Regelungen bei bestehendem Gebäudeeigentum 

(1) Soweit selbständiges Gebäudeeigentum be-
steht, können die Inhaber dinglicher Rechte am 
Grundstück keine Belastung des Erbbaurechts ver-
langen. Belastungen des Gebäudes bestehen am Erb-
baurecht fort . 

(2) Erstreckt sich die Nutzungsbefugnis aus dem zu 
bestellenden Erbbaurecht auf eine Teilfläche des 
Grundstücks, so kann der Inhaber des dinglichen 
Rechts vom Grundstückseigentümer die Abschrei-
bung des mit dem Erbbaurecht belasteten Grund-
stücksteils verlangen. Dieser Anspruch kann gegen-
über dem Verlangen des Nutzers auf Rangrücktritt 
einredeweise geltend gemacht werden. 

(3) Der Inhaber kann vom Grundstückseigentümer 
Ersatz der durch die Abschreibung entstandenen 
Kosten verlangen. Die Kosten sind den Kosten für die 
Vertragsdurchführung zuzurechnen. § 61 Abs. 2 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 35 

Dienstbarkeit, Nießbrauch, Wohnungsrecht 

Soweit selbständiges Gebäudeeigentum nicht be-
steht, können die Inhaber solcher dinglichen Rechte, 
die einen Anspruch auf Zahlung oder Befriedigung 
aus dem Grundstück nicht gewähren, eine der Bela-
stung des Grundstücks entsprechende Belastung des 
Erbbaurechts verlangen, wenn diese zur Ausübung 
ihres Rechts erforderlich ist. Macht der jeweilige 
Erbbauberechtigte die in den §§ 27, 28 der Verord-
nung über das Erbbaurecht bestimmten Ansprüche 
geltend, so darf er die Zwangsversteigerung des 

Grundstücks nur unter der Bedingung des Bestehen-
bleibens dieser Rechte am Grundstück be treiben. 

§ 36 

Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld, 
Reallast 

(1) Soweit selbständiges Gebäudeeigentum nicht 
besteht, können die Inhaber solcher dinglichen 
Rechte, die Ansprüche auf Zahlung oder Bef riedigung 
aus dem Grundstück gewähren, den Rangrücktritt 
hinter das Erbbaurecht verweigern, es sei denn, daß 
der Nutzer ihnen eine Belastung des Erbbaurechts mit 
einem gleichrangigen dinglichen Recht in Höhe des 
Betrages bewilligt, der dem Verhältnis des Werts des 
Erbbaurechts zu dem Wert des belasteten Grund-
stücks nach den für die Wertermittlung maßgebenden 
Grundsätzen entspricht. Das in Satz 1 bestimmte 
Recht besteht nicht, wenn 

1. der Antrag auf Eintragung der Belastung nach dem 
21. Juli 1992 beim Grundbuchamt einging und dem 
Inhaber des dinglichen Rechts bekannt war, daß 
der Grundstückseigentümer vorsätzlich seiner 
Verpflichtung aus Artikel 233 § 2a Abs. 3 Satz 2 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buche zuwiderhandelte, das vom Nutzer bebaute 
Grundstück nicht zu belasten, oder 

2. das vom Nutzer errichtete oder erworbene 
Gebäude oder dessen bauliche Anlage und die 
hierfür in Anspruch genommene Fläche nach den 
vertraglichen Regelungen nicht zum Haftungsver-
band gehören sollten oder deren Nichtzugehörig-
keit zum Haftungsverband für den Inhaber des 
dinglichen Rechts bei dessen Begründung oder 
Erwerb erkennbar war. 

Ist ein Darlehen für den Bet rieb des Grundstücks-
eigentümers gewährt worden, ist zu vermuten, daß ein 
vom Nutzer errichtetes oder erworbenes Eigenheim 
und die ihm zuzuordnende Fläche nicht als Sicherheit 
für das Darlehen dienen sollten. 

(2) Der Nutzer ist berechtigt, das dingliche Recht 
nach Absatz 1 Satz 1 durch eine dem Umfang des 
Rechts entsprechende Bef riedigung des Gläubigers 
zum nächstmöglichen Kündigungstermin abzulösen. 

§ 37 

Anspruch auf Befreiung 
von dinglicher Haftung 

Der Nutzer kann vom Grundstückseigentümer 
Befreiung von einer dinglichen Haftung verlangen, 
die er nach § 36 Abs. 1 zu übernehmen hat. Ist eine 
grundpfandrechtlich gesicherte Kreditschuld noch 
nicht ablösbar, so hat der Grundstückseigentümer 
dem Nutzer statt der Befreiung auf Verlangen Sicher-
heit zu leisten. 
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UNTERABSCHNITT 3 

Überlassungsverträge 

§ 38 

Bestellung eines Erbbaurechts 
für einen Überlassungsvertrag 

(1) Ist dem Nutzer das Grundstück aufgrund eines 
Überlassungsvertrages übergeben worden, so kann 
der Grundstückseigentümer vom Nutzer verlangen, 
daß dieser auf seine vertraglichen Ansprüche für 
Werterhöhungen des Grundstücks verzichtet und die 
zur Absicherung dieser Forderung eingetragene 
Hypothek aufgibt. Der Nutzer hat den Grundstücks-
eigentümer freizustellen, wenn er den Anspruch auf 
Wertersatz und die Hypothek an  einen Dritten abge-
treten hat. 

(2) Der Grundstückseigentümer hat dem Nutzer die 
Beträge zu erstatten, die der staatliche Verwalter aus 
den vom Nutzer eingezahlten Beträgen zur Ablösung 
von Verbindlichkeiten des Grundstückseigentümers 
und Grundpfandrechten, die zu deren Sicherung 
bestellt wurden, verwendet hat. Liegen die Vorausset-
zungen des Satzes 1 vor, so hat der Grundstückseigen-
tümer einen Anspruch auf Erstattung seiner Zahlun-
gen aus dem Entschädigungsfonds, soweit die Ver-
bindlichkeiten und Grundpfandrechte, zu deren Ablö-
sung die vom Nutzer eingezahlten Be träge verwandt 
worden sind, nach § 16 Abs. 2 Satz 2, Abs. 5 bis 7 des 
Vermögensgesetzes nicht zu übernehmen wären. 

(3) Der Nutzer ist berechtigt, die hinterlegten 
Beträge mit Ausnahme der aufgelaufenen Zinsen 
zurückzufordern. Der Grundstückseigentümer kann 
vom Nutzer die Zustimmung zur Auszahlung der 
aufgelaufenen Zinsen verlangen. 

UNTERABSCHNITT 4 

Besondere Gestaltungen 

§ 39 

Mehrere Erbbaurechte auf einem Grundstück, 
Gesamterbbaurechte, Nachbarerbbaurechte 

(1) Mehrere Erbbaurechte können gleichrangig an 
 erster Rangstelle an  einem Grundstück bestellt wer-

den. In den Erbbaurechtsverträgen muß jeweils in 
einem Lageplan bestimmt sein, auf welche Teilfläche 
des Grundstücks sich die Nutzungsbefugnis des Erb-
bauberechtigten erstreckt. [Der Lageplan hat den in 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 bis 3 des Bodensonderungsgesetzes 
genannten Anforderungen für eine nach jenem 
Gesetz aufzustellende Grundstückskarte zu entspre-
chen.] Der Vertrag muß die Verpflichtung für die 
jeweiligen Erbbauberechtigten und Grundstücks-
eigentümer enthalten, die Teilfläche nach Vermes-
sung vom belasteten Grundstück abzuschreiben und 
der Eintragung als selbständiges Grundstück in das 
Grundbuch zuzustimmen. Wird eines dieser Erbbau-
rechte zwangsweise versteigert, so sind die anderen 
im Gleichrang an  erster Rangstelle bestellten 

Erbbbaurechte wie Rechte an  einem anderen Grund-
stück zu behandeln. 

(2) Das Erbbaurecht kann sich auf mehrere Grund-
stücke erstrecken (Gesamterbbaurecht). 

(3) Erstreckt sich die Bebauung auf ein benachbar-
tes Grundstück, so kann zu deren Absicherung ein 
Erbbaurecht bestellt werden (Nachbarerbbaurecht), 
wenn 

1. der Eigentümer des Grundstücks, von dem aus das 
benachbarte Grundstück überbaut worden ist, 
Inhaber des Nachbarerbbaurechts wird, 

2. die grundpfandrechtlichen Belastungen und die 
Reallast zur Absicherung des Erbbauzinses auf 
dem Grundstückseigentum und dem Erbbaurecht 
als Gesamtbelastung mit gleichem R ang eingetra-
gen werden und 

3. die Erbbaurechtsverträge keinen Anspruch auf 
den Erwerb des Erbbaurechts (Heimfall) enthalten 
oder das Heimfallrecht nur dann ausgeübt werden 
kann, wenn das Grundstückseigentum und die sich 
auf das Gebäude beziehenden Erbbaurechte in 
einer Hand bleiben. 

Über das Erbbaurecht kann nur zusammen mit dem 
Eigentum am herrschenden Grundstück verfügt wer-
den. Die Erbbaurechte sind im Grundbuch als Nach-
barerbbaurechte zu bezeichnen; im Grundbuch für 
das Grundstück des Überbauberechtigten ist ein Ver-
merk über das Bestehen des Nachbarerbbaurechts 
einzutragen. 

§ 40 

Wohnungserbbaurecht 

(1) Der Anspruch ist auf die Erbbaurechtsbestellung 
und Begründung von Erbbaurechten nach § 30 des 
Wohnungseigentumsgesetzes zu richten, wenn 

1. natürliche Personen Gebäude (Mehrfamilien- und 
zusammenhängende Siedlungshäuser) als Mit-
eigentümer erworben oder gemeinsam errichtet 
haben und abgeschlossene Teile eines Gebäudes 
unter Ausschluß der anderen nutzen, 

2. Genossenschaften, Gemeinden oder staatliche 
Stellen Gebäude gemeinsam errichtet haben und 
abgeschlossene Teile des Gebäudes unter Aus-
schluß der anderen nutzen. 

Ein Wohnungserbbaurecht ist auch dann zu bestellen, 
wenn die Genehmigung zu einer Teilung durch 
Abschreibung der mit den Erbbaurechten belasteten 
Grundstücke nach § 120 Abs. 1 versagt wird. 

(2) Jeder Nutzer kann von den anderen Nutzern und 
von dem Grundstückseigentümer den Abschluß der 
für die Begründung eines Erbbaurechts und die 
Bestellung von Wohnungserbbaurechten erforderli-
chen Verträge auch dann verlangen, wenn eine Tei-
lung des Grundstücks wegen gemeinschaftlicher 
Erschließungsanlagen oder gemeinschaftlich genutz-
ter Anbauten unzweckmäßig ist. Eine Realteilung ist 
in der Regel unzweckmäßig, wenn zur Sicherung der 
Nutzung der Gebäude mehrere Dienstbarkeiten auf 
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verschiedenen Grundstücken zu bestellen sind und 
Verträge über die Unterhaltung gemeinschaftlicher 
Anlagen und Anbauten zu schließen sind, die auch für 
Rechtsnachfolger verbindlich sein müssen. 

(3) Jeder Nutzer kann von den anderen Beteiligten 
den Abschluß einer Vereinbarung über den Erbbau-
zins verlangen, nach der die Nutzer nach der Größe 
ihrer Erbbaurechtsanteile dem Grundstückseigentü-
mer allein zur Zahlung des bezeichneten Erbbauzin-
ses verpflichtet sind. Einer Zustimmung der Grund-
pfandrechtsgläubiger bedarf es nicht. 

(4) Nutzer und Grundstückseigentümer sind ver-
pflichtet, an der Aufteilung und der Erlangung der in 
§ 7 Abs. 4 des Wohnungseigentumsgesetzes bezeich-
neten Unterlagen mitzuwirken. Die dadurch entste-
henden Kosten haben die künftigen Inhaber der 
Wohnungserbbaurechte nach dem Verhältnis ihrer 
Anteile zu tragen. 

§ 41 

Bestimmung des Bauwerks 

Ein Erbbaurechtsvertrag nach diesem Kapitel kann 
mit dem Inhalt abgeschlossen werden, daß der Erb-
bauberechtigte jede baurechtlich zulässige Zahl und 
Art von Gebäuden oder Bauwerken errichten darf. 

UNTERABSCHNITT 5 

Gesetzlicher und vertragsmäßiger Inhalt 
des Erbbaurechts 

§ 42 

Bestimmungen zum Inhalt des Erbbaurechts 

(1) Zum Inhalt eines nach diesem Kapitel begründe-
ten Erbbaurechts gehören die Vereinbarungen im 
Erbbaurechtsvertrag über 

1. die Dauer des Erbbaurechts (§ 54), 

2. die vertraglich zulässige bauliche Nutzung (§ 55) 
und 

3. die Nutzungsbefugnis des Erbbauberechtigten an 
den nicht überbauten Flächen (§ 56). 

(2) Jeder Beteiligte kann verlangen, daß 

1. die Vereinbarungen zur Errichtung und Unterhal-
tung von Gebäuden und zum Heimfallanspruch 
(§ 57 ), 

2. die Abreden über ein Ankaufsrecht des Erbbau-
berechtigten (§ 58), 

3. die Abreden darüber, wer die öffentlichen Lasten 
zu tragen hat (§ 59), 

4. die Vereinbarung über eine Zustimmung des 
Grundstückseigentümers zur Veräußerung (§ 50) 
und 

5. die Vereinbarung über die Sicherung künftig fällig 
werdender Erbbauzinsen (§ 53) 

als Inhalt des Erbbaurechts bestimmt werden. 

UNTERABSCHNITT 6 

Bestimmungen zum Vertragsinhalt 

§ 43 

Regelmäßiger Zins 

(1) Der regelmäßige Zins beträgt die Hälfte des 
für die entsprechenden Nutzungen üblichen Zinses, 
mindestens jedoch vier vom Hundert jährlich des 
1,3fachen des nach den Vorschriften des Reichsbe-
wertungsgesetzes festgestellten Einheitswerts des 
Grundstücks (§ 19 Abs. 3) bei einer Nutzung des 
Grundstücks zu Wohnzwecken und sieben vom Hun-
dert bei einer Nutzung zu anderen Zwecken. 

(2) Als Zinssatz ist in Ansatz zu bringen 

1. für Eigenheime 

a) zwei vom Hundert jährlich des Verkehrswerts, 

b) vier vom Hundert jährlich des Verkehrswerts, 
soweit die Größe des belasteten Grundstücks 
die gesetzliche Regelgröße von 500 Quadratme-
tern  übersteigt und die darüber hinausgehende 
Fläche abtrennbar und selbständig baulich 
nutzbar ist, 

2. für im staatlichen oder genossenschaftlichen kom-
plexen Wohnungsbau errichtete Gebäude zwei 
vom Hundert jährlich des Verkehrswerts, 

3. für behördlichen Zwecken dienende, l and-, forst-
wirtschaftlich oder gewerblich genutzte Gebäude 
dreieinhalb vom Hundert jährlich des Verkehrs-
werts. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 kann jeder Beteiligte 
verlangen, daß ein anderer Zinssatz der Erbbauzins-
berechnung zugrunde gelegt wird, wenn der für diese 
Nutzungen übliche Zinssatz mehr oder weniger als 
sieben vom Hundert jährlich beträgt. 

(3) Der Verkehrswert ist nach den §§ 18, 19 Abs. 1, 3 
und 6 zu bestimmen. 

§ 44 

Fälligkeit des Anspruchs 
auf den Erbbauzins 

(1) Der Erbbauzins ist vierteljährlich nachträglich 
am 31. März, 30. Juni, 30. September und 31. Dezem-
ber eines Jahres zu zahlen. 

(2) Die Zahlungspflicht beginnt mit 

1. der Ladung des Nutzers zum Termin im notariellen 
Vermittlungsverfahren auf Abschluß eines Erbbau-
rechtsvertrages, wenn der Grundstückseigentümer 
den Antrag gestellt hat oder sich auf eine Verhand-
lung über den Inhalt des Erbbaurechts einläßt 
oder 

2. einem § 32 entsprechenden Verlangen des Grund-
stückseigentümers zur Bestellung eines Erbbau- 
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rechts oder der Annahme eines entsprechenden 
Angebots des Nutzers. 

Der Nutzer hat auch dann ein Entgelt zu zahlen, wenn 
das Angebot von dem Inhalt des abzuschließenden 
Vertrages verhältnismäßig geringfügig abweicht. Bis 
zur Eintragung des Erbbaurechts in das Grundbuch 
hat der Nutzer an den Grundstückseigentümer ein 
Nutzungsentgelt in Höhe des Erbbauzinses zu zah-
len. 

§ 45 

Zinsermäßigung 
für den staatlichen oder genossenschaftlichen 

komplexen Wohnungsbau 

(1) Für im staatlichen oder genossenschaftlichen 
komplexen Wohnungsbau errichtete Wohngebäude, 
in denen Mietverhältnisse bis zum Ablauf des 2. Ok-
tober 1990 begründet worden sind, können die Nutzer 
zusätzlich zur Ermäßigung nach § 52 einen Teilerlaß 
für die ersten neun Jahre nach Bestellung des Erbbau-
rechts verlangen. Satz 1 ist auf die von den landwirt

-

schaftlichen Produktionsgenossenschaften errichte-
ten Wohngebäude entsprechend anzuwenden. Der 
Zins ist nach dem unter Berücksichtigung von 
Sach- und Ertragswertgesichtspunkten zu bestim-
menden Verkehrswert des Bodens zu bemessen (§ 19 
Abs. 2). 

(2) Das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die in 
Absatz 1 bestimmte Frist zu verlängern, wenn dies 
wegen der Entwicklung der Mieten im Beitrittsgebiet 
angezeigt ist. 

§ 46 

Verzinsung bei Überlassungsverträgen 

(1) Ist dem Nutzer aufgrund eines mit dem staatli-
chen Verwalter geschlossenen Vertrages ein Grund-
stück mit aufstehendem Gebäude überlassen worden, 
so ist auf Verlangen des Grundstückseigentümers 
über den Erbbauzins hinaus der Restwert des überlas-
senen Gebäudes und der überlassenen Grundstücks-
einrichtungen für die Zeit der üblichen Restnutzungs-
dauer zu verzinsen. Der Restwert bestimmt sich nach 
dem Sachwert des Gebäudes zum Zeitpunkt der 
Überlassung abzüglich der Wertminderung, die bis zu 
dem Zeitpunkt der Abgabe eines Angebots auf 
Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages gewöhnlich 
eingetreten wäre. Er ist mit vier vom Hundert jährlich 
zu verzinsen. 

(2) § 52 Abs. 1 ist auf die Verzinsung des Gebäude-
restwerts entsprechend anzuwenden. 

(3) Eine Zahlungspflicht nach Absatz 1 entfällt, 
wenn der Nutzer auf dem Grundstück anstelle des 
bisherigen ein neues Gebäude errichtet hat.  

§ 47 

Zinsanpassung an veränderte Verhältnisse 

Nutzer und Grundstückseigentümer sind verpflich-
tet, in den Erbbaurechtsvertrag eine Bestimmung 
aufzunehmen, die eine Anpassung des Erbbauzinses 
an veränderte Verhältnisse vorsieht. Die Anpassung 
kann erstmals nach Ablauf von zehn Jahren seit 
Bestellung des Erbbaurechts verlangt werden. Bei 
einer zu Wohnzwecken dienenden Nutzung bestimmt 
sich die Anpassung nach dem in § 9a der Verordnung 
über das Erbbaurecht bestimmten Maßstab. Bei ande-
ren Nutzungen ist die Anpassung nach 

1. den Erzeugerpreisen für gewerbliche Güter bei 
gewerblicher oder industrieller Nutzung des 
Grundstücks, 

2. den Erzeugerpreisen für landwirtschaftliche Pro-
dukte bei land- und forstwirtschaftlicher Bewirt-
schaftung des Grundstücks oder 

3. den Preisen für die allgemeine Lebenshaltung in 
allen übrigen Fällen 

vorzunehmen. Die Vereinbarung über die Anpassung 
des Erbbauzinses ist nur wirksam, wenn die Geneh-
migung nach § 3 des Währungsgesetzes oder entspre-
chenden währungsrechtlichen Vorschriften erteilt 
wird. 

§ 48 

Zinsanpassung an Nutzungsänderungen 

(1) Nutzungsänderungen, zu denen der Erbbaube-
rechtigte nach § 55 Abs. 2 und 3 berechtigt ist, 
rechtfertigen keine Anpassung des Erbbauzinses. Für 
Nutzungsänderungen nach § 55 Abs. 1 und 4 kann die 
Aufnahme der folgenden Zinsanpassungen im Erb-
baurechtsvertrag verlangt werden: 

1. der Zinssatz ist heraufzusetzen, 

a) von zwei auf sieben vom Hundert jährlich des 
Verkehrswerts, wenn ein zu Wohnzwecken 
errichtetes Gebäude zu gewerblichen oder zu 
öffentlichen Zwecken genutzt wird, 

b) von dreieinhalb auf sieben vom Hundert jährlich 
des Verkehrswerts, wenn land- oder forstwirt-
schaftlich genutzte Gebäude gewerblich ge-
nutzt werden oder wenn ein anderer Wechsel in 
der bisherigen Art der Nutzung erfolgt; 

2. der Zinssatz ist herabzusetzen, wenn eine am 
2. Oktober 1990 ausgeübte, gewerbliche Nutzung 
nicht mehr ausgeübt werden kann und das 
Gebäude zu land- oder forstwirtschaftlichen oder 
zu Wohnzwecken genutzt wird. 

In den Fä llen des Satzes 2 Nr. 2 ist der Zins nach dem 
regelmäßigen Zinssatz für die nunmehr ausgeübte 
Nutzung zu bemessen. Jeder Beteiligte kann verlan-
gen, daß ein anderer Zinssatz zugrunde gelegt wird, 
wenn der für diese Nutzungen übliche Satz mehr oder 
weniger als sieben vom Hundert beträgt; § 43 Abs. 2 
Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
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(2) Der Anspruch auf eine besondere Zinsermäßi-
gung nach § 45 entfällt, wenn ein Abbruch der im 
staatlichen oder genossenschaftlichen komplexen 
Wohnungsbau errichteten Gebäude erfolgt. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann vom Erbbau-
berechtigten verlangen, daß sich dieser ihm gegen-
über verpflichtet, in einem Vertrag über die Veräuße-
rung des Erbbaurechts die in den Absätzen 1 und 2 
bestimmten Pflichten zur Zinsanpassung seinem 
Rechtsnachfolger aufzuerlegen. 

§ 49 

Zinserhöhung nach Veräußerung 

(1) Der Grundstückseigentümer kann verlangen, 
daß in den Erbbaurechtsvertrag eine Bestimmung 
aufgenommen wird, in der der Erbbauberechtigte im 
Falle einer Veräußerung des Erbbaurechts in den 
ersten drei Jahren nach dessen Bestellung, 

1. einer Zinserhöhung nach Absatz 2 zuzustimmen 
hat, wenn die in § 71 Abs. 1 bezeichneten Voraus-
setzungen eintreten, und 

2. den Veräußerungsvertrag in der Weise abzuschlie-
ßen hat, daß der Erwerber des Erbbaurechts gegen-
über dem Grundstückseigentümer zu einer Zins-
anpassung nach Absatz 2 verpflichtet ist, wenn die 
in § 72 Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen 
vorliegen. 

(2) Der Zins erhöht sich von 

1. zwei auf vier vom Hundert jährlich des Verkehrs-
werts, wenn das Erbbaurecht für eine Nutzung des 
Gebäudes zu Wohnzwecken bestellt wurde, oder 

2. dreieinhalb auf sieben vom Hundert jährlich bei 
land-, forstwirtschaftlicher, gewerblicher oder 
einer Nutzung des Erbbaurechts für öffentliche 
Zwecke. 

(3) Im Falle einer Veräußerung in den folgenden 
drei Jahren kann der Grundstückseigentümer eine 
Absatz 1 entsprechende Verpflichtung des Erbbaube-
rechtigten zur Anpassung des Erbbauzinses bis auf 
drei vom Hundert jährlich des Verkehrswerts bei einer 
Nutzung zu Wohnzwecken und bis auf fünf und ein 
Viertel vom Hundert jährlich des Verkehrswerts bei 
allen anderen Nutzungen verlangen. 

(4) Im Falle einer land-, forstwirtschaftlichen oder 
gewerblichen Nutzung oder einer Nutzung für öffent-
liche Zwecke kann der Nutzer eine Bemessung des 
Zinssatzes nach dem für die Nutzung üblichen Zins 
verlangen, wenn dieser mehr oder weniger als sieben 
vom Hundert be trägt. Maßgebender Zeitpunkt für die 
in den Absätzen 2 und 3 bestimmten Fristen ist der 
Zeitpunkt des Abschlusses des die Verpflichtung 
zur Übertragung des Erbbaurechts begründenden 
schuldrechtlichen Geschäfts. 

(5) Die Verpflichtung zur Zinsanpassung wegen 
Nutzungsänderung bleibt unberührt. Absatz 1 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 50 

Zustimmungsvorbehalt 

Der Grundstückseigentümer kann verlangen, daß 
die Veräußerung nach § 5 Abs. 1 der Verordnung über 
das Erbbaurecht seiner Zustimmung bedarf. Der 
Grundstückseigentümer hat diese zu erteilen, wenn 
die in § 48 Abs. 1, § 49 Abs. 1 bis 3 bezeichneten 
Voraussetzungen erfüllt sind. 

§ 51 

Zinsanpassung 
wegen abweichender Grundstücksgröße 

Jeder Beteiligte kann verlangen, daß sich der 
andere Teil zu einer Zinsanpassung verpflichtet, 
wenn sich nach dem Ergebnis einer noch durchzufüh-
renden Vermessung herausstellt, daß die tatsächliche 
Grundstücksgröße von der im Vertrag zugrunde 
gelegten mehr als geringfügig abweicht. § 73 Abs. 2 
und 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 52 

Eingangsphase 

(1) Der Erbbauberechtigte kann vom Grundstücks-
eigentümer eine Ermäßigung des Erbbauzinses in den 
ersten Jahren verlangen (Eingangsphase). Der ermä-
ßigte Zins beträgt 

1. ein Viertel in den ersten drei Jahren, 

2. die Hälfte in den folgenden drei Jahren und 

3. drei Viertel in den darauf folgenden drei Jahren 

des sich aus den vorstehenden Bestimmungen erge-
benden Erbbauzinses. Die Eingangsphase beginnt mit 
dem Eintritt der Zahlungspflicht nach § 44, spätestens 
am 1. Januar 1995. 

(2) Haben die Parteien ein vertragliches Nutzungs-
entgelt vereinbart, kann der Nutzer eine Ermäßigung 
nur bis zur Höhe des vereinbarten Entgelts verlangen. 
Übersteigt das vertraglich vereinbarte Entgelt den 
nach diesem Kapitel zu zahlenden Erbbauzins, kann 
der Nutzer nur eine Anpassung des Erbbauzinses auf 
den nach Ablauf der Eingangsphase zu zahlenden 
Betrag verlangen. 

§ 53 

Sicherung des Erbbauzinses 

(1) Der Grundstückseigentümer kann die Absiche-
rung des regelmäßigen Erbbauzinses durch Eintra-
gung einer Reallast an rangbereiter Stelle sowie eine 
Vereinbarung über die Verpflichtung zur Zahlung der 
künftig fällig werdenden Zinsen und deren Sicherung 
nach § 2 Nr. 8 der Verordnung über das Erbbaurecht 
verlangen. 

(2) Auf Verlangen des Nutzers ist in den Erbbau-
rechtsvertrag eine Bestimmung aufzunehmen, nach 
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der sich der Grundstückseigentümer zu einem Rang-
rücktritt der Reallast und einer Vormerkung für eine 
Anpassung des Erbbauzinses an veränderte Verhält-
nisse zugunsten von Grundpfandrechten verpflichtet, 
wenn 

1. diese zugunsten von Kreditinstituten bestellt wer-
den, 

2. die Valuta zur Finanzierung bestimmter baulicher 
Maßnahmen auf dem Erbbaugrundstück verwen-
det wird, 

3. der Erbbauberechtigte im Falle der Bestellung 
einer Grundschuld seine bestehenden und künfti-
gen Rechte auf vollständige oder teilweise Aufgabe 
des Grundpfandrechts sowie den Anspruch auf 
Herausgabe des Erlöses aus einer Verwertung der 
im Range vorgetretenen Grundschuld, soweit die-
ser die gesicherten Forderungen übersteigt, auf 
den Grundstückseigentümer überträgt und 

4. der Erbbauberechtigte im Falle der Bestellung 
einer Hypothek sich verpflichtet, diese auf seine 
Kosten löschen zu lassen, wenn die Hypothek ganz 
oder teilweise dem Erbbauberechtigten zusteht 
oder sich mit dem Erbbaurecht in einer Person 
vereinigt hat. 

§ 54 

Dauer des Erbbaurechts 

(1) Die regelmäßige Dauer des Erbbaurechts ist 
entsprechend der nach dem Inhalt des Nutzungs-
rechts zulässigen Bebauung zu bestimmen. Ist ein 
Nutzungsrecht nicht bestellt worden, so ist von der 
tatsächlichen Bebauung auszugehen, wenn sie nach 
den Rechtsvorschriften zulässig gewesen oder mit 
Billigung staatlicher Stellen erfolgt ist. 

(2) Die regelmäßige Dauer des Erbbaurechts be trägt 
vom Vertragsschluß an 

1. 90 Jahre 

a) für Ein- und Zweifamilienhäuser, 

b) für die sozialen Zwecken dienenden Gebäude 
(insbesondere Schulen, Krankenhäuser, Kin-
dergärten), 

2. 80 Jahre für die im staatlichen oder genossen-
schaftlichen Wohnungsbau errichteten Gebäude 
sowie für Büro- und andere Dienstgebäude, 

3. 50 Jahre für die l and-, forstwirtschaftlichen oder 
gewerblichen Zwecken dienenden Gebäude und 
alle anderen baulichen Anlagen. 

(3) Auf Verlangen des Grundstückseigentümers ist 
eine verkürzte Laufzeit nach der Restnutzungsdauer 
des Gebäudes zu vereinbaren, wenn diese weniger 
als 50, jedoch mehr als 25 Jahre be trägt, das Grund-
stück mit einem land-, forstwirtschaftlich, gewerblich 
genutzten oder einem öffentlichen Zwecken dienen-
den Gebäude oder einer baulichen Anlage bebaut 
worden ist und für die Bebauung ein dingliches 
Nutzungsrecht nicht bestellt oder ein unbefristeter 
Nutzungsvertrag, der nur aus besonderen Gründen 

gekündigt werden konnte, nicht geschlossen wurde. 
Ist ein Vertrag mit einer über die Restnutzungsdauer 
des Gebäudes hinausgehenden Laufzeit abgeschlos-
sen worden, kann der Nutzer die Bestellung eines 
Erbbaurechts für den Zeitraum verlangen, der wenig-
stens der Restlaufzeit des Vertrages entspricht, jedoch 
nicht über den in Absatz 2 bestimmten Zeitraum 
hinaus. Beträgt die Restnutzungsdauer weniger als 
25 Jahre, so ist § 31 Abs. 2 bis 5 anzuwenden. 

§ 55 

Vertraglich zulässige bauliche Nutzung 

(1) Die vertraglich zulässige bauliche Nutzung ist 
nach dem Inhalt des Nutzungsrechts oder, fa lls ein 
solches Recht nicht bestellt wurde, nach der Nutzung 
zu bestimmen, die auf genossenschaftlich genutzten 
Flächen am 30. Juni 1990, auf anderen Flächen am 
2. Oktober 1990, ausgeübt wurde. Befand sich das 
Gebäude zu dem nach Satz 1 maßgebenden Zeitpunkt 
noch im Bau, so ist die vorgesehene Nutzung des im 
Bau befindlichen Gebäudes zugrunde zu legen. 

(2) Ist ein Nutzungsrecht für den Bau eines Eigen-
heimes bestellt oder das Grundstück mit einem Eigen-
heim bebaut worden, so ist auf Verlangen des Nutzers 
zu vereinbaren, daß das Gebäude auch zur Ausübung 
freiberuflicher Tätigkeit, eines Handwerks-, Ge-
werbe- oder Pensionsbetriebes genutzt werden 
kann. 

(3) Für land-, forstwirtschaftlich oder gewerblich 
genutzte oder öffentlichen Zwecken dienende Ge-
bäude oder bauliche Anlagen kann der Nutzer, der 
diese bereits bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 
genutzt hat, die Bestellung eines Erbbaurechts unter 
Anpassung an  veränderte Umstände verlangen, wenn 
sich die bauliche Nutzung des Grundstücks hierdurch 
nicht oder nur unwesentlich verändert hat. Unwesent-
liche Veränderungen der baulichen Nutzung des 
Grundstücks sind insbesondere kleine Aus- oder 
Anbauten an  bestehenden Gebäuden. 

(4) Der Nutzer kann eine Vereinbarung beanspru-
chen, nach der Änderungen zulässig sein sollen, die 
über den in den Absätzen 2 und 3 benannten Umfang 
hinausgehen. Zulässig ist auch ein Wechsel der Nut-
zungsart nach § 71 Abs. 1, wenn dies für eine 
wirtschaftlich sinnvolle Nutzung der errichteten 
Gebäude erforderlich ist. Der Grundstückseigentü-
mer kann dem widersprechen, wenn der Nutzer nicht 
bereit ist, die in § 48 bezeichneten Verpflichtungen in 
den Vertrag aufzunehmen. 

§ 56 

Nutzungsbefugnis des Erbbauberechtigten, 
Grundstücksteilung 

(1) Die Befugnis des Erbbauberechtigten, über die 
Grundfläche des Gebäudes hinausgehende Teile des 
Grundstücks zu nutzen, ist nach den §§ 21 bis 27 zu 
bestimmen. Der Erbbauberechtigte ist berechtigt, 
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auch die nicht bebauten Flächen des belasteten 
Grundstücks zu nutzen. 

(2) Grundstückseigentümer und Nutzer können 
eine Abschreibung des mit dem Erbbaurecht belaste-
ten Grundstücks verlangen, wenn die Nutzungsbe-
fugnis sich nicht auf das Grundstück insgesamt 
erstreckt, das Restgrundstück selbständig baulich 
nutzbar ist, eine Teilungsgenehmigung nach § 120 
erteilt wird und eine Vermessung durchgeführt wer-
den kann. Die Kosten der Vermessung sind zu tei-
len. 

§ 57 

Errichtung und Unterhaltung 
des Gebäudes, Heimfall 

(1) Der Grundstückseigentümer, der mit der Aus-
gabe von Erbbaurechten besondere öffentliche, 
soziale oder vergleichbare Zwecke in bezug auf die 
Bebauung des Grundstücks verfolgt, kann vom Nut-
zer die Zustimmung zu vertraglichen Bestimmungen 
verlangen, in denen sich dieser verpflichtet, 

1. innerhalb von sechs Jahren nach Abschluß des 
Erbbaurechtsvertrages das Grundstück zu be-
bauen, 

2. ein errichtetes Gebäude in gutem Zustand zu 
halten und die erforderlichen Reparaturen und 
Erneuerungen unverzüglich vorzunehmen. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bestimmte Frist ist vom 
Grundstückseigentümer auf Verlangen des Erbbau-
berechtigten um weitere sechs Jahre zu verlängern, 
wenn dieser aus wirtschaft lichen Gründen innerhalb 
der ersten sechs Jahre nach Abschluß des Erbbau-
rechtsvertrages zur Bebauung des Grundstücks nicht 
in der Lage oder aus besonderen persönlichen Grün-
den daran gehindert war. Eine Veräußerung des 
Erbbaurechts führt nicht zur Verlängerung der in 
Satz 1 bezeichneten Fristen. 

(3) Sind an  dem Gebäude bei Abschluß des Erbbau-
rechtsvertrages erhebliche Bauschäden vorhanden, 
so kann die Frist nach Absatz 1 Nr. 2 zur Behebung 
dieser Bauschäden auf Verlangen des Erbbauberech-
tigten bis auf sechs Jahre erstreckt werden, wenn 
nicht eine sofortige Behebung der Schäden aus Grün-
den der Bausicherheit erforderlich ist. 

(4) Der Grundstückseigentümer hat das Recht, vom 
Nutzer zu verlangen, daß dieser sich ihm gegenüber 
verpflichtet, das Erbbaurecht auf ihn zu übertragen, 
wenn der Erbbauberechtigte den in den Absätzen 1 
bis 3 bestimmten Pflichten auch nach einer vom 
Grundstückseigentümer zu setzenden angemessenen 
Nachfrist schuldhaft nicht nachgekommen ist (Heim-
fallklausel). 

(5) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, 
daß der Erbbauberechtigte sich zum Abschluß einer 
den Wert des Gebäudes deckenden Versicherung 
verpflichtet. 

§ 58 

Ankaufsrecht 

(1) Der Nutzer kann verlangen, daß in den Erbbau-
rechtsvertrag eine Verpflichtung des Grundstücks-
eigentümers aufgenommen wird, das Grundstück an 

 den jeweiligen Erbbauberechtigten zu verkaufen. Die 
Frist für das Ankaufsrecht ist auf zwölf Jahre von der 
Bestellung des Erbbaurechts an  zu beschränken, 
wenn der Grundstückseigentümer eine Bef ristung 
verlangt. 

(2) Der Preis ist entsprechend den Vorschriften in 
Abschnitt 3 über das Ankaufsrecht zu vereinbaren. 
Der Verkehrswert ist auf den Zeitpunkt festzustellen, 
in dem ein den Vereinbarungen im Erbbaurechtsver-
trag entsprechendes Angebot zum Ankauf des Grund-
stücks abgegeben wird. Die Grundlagen der Bemes-
sung des Preises sind in den Vertrag aufzunehmen. 

(3) Im Falle einer Weiterveräußerung des Grund-
stücks nach dem Ankauf ist § 72 entsprechend anzu-
wenden. 

§ 59 

Öffentliche Lasten 

Der Grundstückseigentümer kann verlangen, daß 
der Erbbauberechtigte vom Tage der Bestellung des 
Erbbaurechts an  die auf dem Grundstück ruhenden 
öffentlichen Lasten zu tragen hat, soweit diese dem 
Gebäude und der vom Erbbauberechtigten genutzten 
Fläche zuzurechnen sind. Die gesetzlichen und ver-
traglichen Regelungen über die entsprechenden Ver-
pflichtungen des Nutzers bleiben bis zur Bestellung 
des Erbbaurechts unberüh rt . 

UNTERABSCHNITT 7 

Folgen der Erbbaurechtsbestellung 

§ 60 

Erlöschen des Gebäudeeigentums 
und des Nutzungsrechts 

(1) Das Gebäude wird Bestandteil des Erbbaurechts. 
Das selbständige Gebäudeeigentum erlischt mit des-
sen Entstehung. 

(2) Mit der Bestellung des Erbbaurechts erlöschen 
zugleich ein nach bisherigem Recht begründetes 
Nutzungsrecht und etwaige vertragliche oder gesetz-
liche Besitzrechte des Nutzers. 

§ 61 

Anwendbarkeit der Verordnung 
fiber das Erbbaurecht, Kosten 

(1) Auf die nach den Bestimmungen dieses Kapitels 
bestellten Erbbaurechte findet, soweit nicht Abwei-
chendes gesetzlich angeordnet oder zugelassen ist, 
die Verordnung über das Erbbaurecht Anwendung. 
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(2) Die Kosten des Vertrages und seiner Durchfüh-
rung sind zwischen den Vertragsparteien zu teilen. 

ABSCHNITT 3 

Gesetzliches Ankaufsrecht 

UNTERABSCHNITT 1 

Gesetzliche Ansprüche auf Vertragsschluß 

§ 62 

Grundsatz 

(1) Der Nutzer kann vom Grundstückseigentümer 
die Annahme eines Angebots für einen Grundstücks-
kaufvertrag verlangen, wenn der Inhalt des Angebots 
den Bestimmungen der §§ 66 bis 75 entspricht. 

(2) Der Grundstückseigentümer kann vom Nutzer 
den Ankauf des Grundstücks verlangen, wenn 

1. der in Ansatz zu bringende Verkehrswert nicht 
mehr als 100 000 Deutsche Mark, im Falle der 
Bebauung mit einem Eigenheim nicht mehr als 
30 000 Deutsche Mark, be trägt, 

2. der Nutzer eine entsprechende Wahl getroffen hat 
oder 

3. das Wahlrecht auf den Grundstückseigentümer 
übergegangen ist. 

UNTERABSCHNITT 2 

Gesetzliche Ansprüche wegen dinglicher Rechte 

§ 63 

Dienstbarkeit, Nießbrauch, Wohnungsrecht 

(1) Dingliche Rechte am Grundstück, die einen 
Anspruch auf Zahlung oder Befriedigung aus dem 
Grundstück nicht gewähren, erlöschen auf den nach 
§ 67 abzuschreibenden Teilflächen, die außerhalb der 
Ausübungsbefugnis des Inhabers des dinglichen 
Rechts liegen. Dasselbe gilt, wenn diese Rechte seit 
ihrer Bestellung nur auf einer Teilfläche ausgeübt 
wurden. Die Vertragsparteien können von den Inha-
bern dieser Rechte am Grundstück die Zustimmung 
zur Berichtigung des Grundbuchs verlangen. 

(2) Für die nach dem 21. Juli 1992 beantragten 
Belastungen des Grundstücks ist § 64 Abs. 1 entspre-
chend anzuwenden. 

§ 64 

Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld, Reallast 

(1) Der Nutzer kann von den Inhabern dinglicher 
Rechte, die einen Anspruch auf Zahlung oder Befrie-
digung aus dem Grundstück gewähren, verlangen, 
auf ihr Recht zu verzichten, wenn der Antrag auf 
Eintragung der Belastung nach dem 21. Juli 1992 beim 
Grundbuchamt einging und dem Inhaber des dingli-
chen Rechts bekannt war, daß der Grundstückseigen-

tümer vorsätzlich seiner Verpflichtung aus Artikel 233 
§ 2 a Abs. 3 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche zuwiderhandelte, das vom 
Nutzer bebaute Grundstück nicht zu belasten. Erwirbt 
der Nutzer eine Teilfläche, so beschränkt sich der 
Anspruch nach Satz 1 auf die Zustimmung zur lasten-
freien Abschreibung. 

(2) Der Nutzer kann von dem Inhaber eines in 
Absatz 1 bezeichneten Rechts verlangen, einer lasten-
freien Um- oder Abschreibung einer von ihm zu 
erwerbenden Teilfläche zuzustimmen, wenn das vom 
Nutzer errichtete oder erworbene Gebäude oder des-
sen bauliche Anlage und die hierfür in Anspruch 
genommene Fläche nach den vertraglichen Regelun-
gen nicht zum Haftungsverband gehören sollten oder 
deren Nichtzugehörigkeit zum Haftungsverband für 
den Inhaber des dinglichen Rechts bei Bestellung oder 
Erwerb erkennbar war. Ist ein Darlehen für den 
Betrieb des Grundstückseigentümers gewährt wor-
den, so ist zu vermuten, daß ein vom Nutzer bewohn-
tes Eigenheim und die ihm zuzuordnende Fläche nicht 
als Sicherheit für das Darlehen haften sollen. 

(3) Liegen die in Absatz 2 genannten Voraussetzun-
gen nicht vor, kann der Nutzer verlangen, daß der 
Inhaber des dinglichen Rechts die Mithaftung des 
Trennstücks auf den Be trag beschränkt, dessen Wert 
im Verhältnis zu dem beim Grundstückseigentümer 
verbleibenden Grundstück entspricht. § 1132 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet entsprechende 
Anwendung. 

§ 65 

Ansprüche gegen den Grundstückseigentümer 

(1) Der Grundstückseigentümer ist vorbehaltlich 
der nachfolgenden Bestimmungen verpflichtet, dem 
Nutzer das Grundstück frei von Rechten Dritter zu 
übertragen, die gegen den Nutzer geltend gemacht 
werden können. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf 

1. Vorkaufsrechte, die aufgrund gesetzlicher Bestim-
mungen oder aufgrund Überlassungsvertrags ein-
getragen worden sind, und 

2. die in § 63 Abs. 1 bezeichneten Rechte, wenn 

a) das Grundstück bereits vor der Bestellung des 
Nutzungsrechts oder der Bebauung des Grund-
stücks belastet war, 

b) die Belastung vor Ablauf des 2. Oktober 1990 
auf Veranlassung staatlicher Stellen erfolgt ist, 

c) der Grundstückseigentümer aufgrund gesetzli-
cher Bestimmungen zur Belastung seines 
Grundstücks mit einem solchen Recht verpflich-
tet gewesen ist oder 

d) der Nutzer der Belastung zugestimmt hat. 

(2) Übernimmt der Nutzer nach § 64 Abs. 3 eine 
dingliche Haftung für eine vom Grundstückseigentü-
mer eingegangene Verpflichtung, so kann er von 
diesem Befreiung verlangen. Ist die gesicherte Forde-
rung noch nicht fällig, so kann der Nutzer vom 
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Grundstückseigentümer statt der Befreiung Sicher-
heit fordern. 

(3) Der Inhaber eines in § 64 Abs. 1 bezeichneten 
dinglichen Rechts, der einer lastenfreien Um- oder 
Abschreibung zuzustimmen verpflichtet ist, erwirbt 
im Range und Umfang seines Rechts am Grundstück 
ein Pfandrecht am Anspruch auf den vom Nutzer zu 
zahlenden Kaufpreis. Ist das Recht nicht auf Leistung 
eines Kapitals gerichtet, sichert das Pfandrecht den 
Anspruch auf Wertersatz. Jeder Inhaber eines solchen 
Rechts kann vom Nutzer die Hinterlegung des Kauf-
preises verlangen. 

UNTERABSCHNITT 3 

Bestimmungen zum Inhalt des Vertrages 

§ 66 

Kaufgegenstand 

(1) Kaufgegenstand ist das mit dem Nutzungsrecht 
belastete oder bebaute Grundstück oder eine abzu-
schreibende Teilfläche. 

(2) Ist eine Teilung eines bebauten Grundstücks 
nicht möglich oder unzweckmäßig (§ 67 Abs. 2), ist als 
Kaufgegenstand ein Miteigentumsanteil am Grund-
stück in Verbindung mit dem Sondereigentum an 

 Wohnungen oder dem Teileigentum an  nicht zu 
Wohnzwecken dienenden Räumen eines Gebäudes 
zu bestimmen. 

§ 67 

Teilflächen 

(1) Die Bestimmung abzuschreibender Teilflächen 
ist nach §.§  22 bis 27 vorzunehmen. Die Grenzen dieser 
Flächen sind in dem Vertrag zu bezeichnen nach 

1. einem Sonderungsplan, wenn die Grenzen der 
Nutzungsrechte in einem Sonderungsbescheid 
festgestellt worden sind, 

2. einem Lageplan oder 

3. festen Merkmalen in der Natur. 

(2) Eine Abschreibung von Teilflächen ist nicht 
möglich, wenn mehrere Nutzer oder der Nutzer und 
der Grundstückseigentümer abgeschlossene Teile 
eines Gebäudes unter Ausschluß des anderen nutzen 
oder wenn die Teilungsgenehmigung nach § 120 zu 
einer Teilung des Grundstücks versagt wird. Eine 
Teilung ist unzweckmäßig, wenn gemeinschaftliche 
Erschließungsanlagen oder gemeinsame Anlagen 
und Anbauten genutzt werden und die Regelungen 
für den Gebrauch, die Unterhaltung der Anlagen 
sowie die Verpflichtung von Rechtsnachfolgern der 
Vertragsparteien einen außerordentlichen Aufwand 
verursachen würden. § 40 Abs. 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 68 

Begründung von Wohnungs- oder Teileigentum 

(1) In den Fällen des § 67 Abs. 2 kann jeder 
Beteiligte verlangen, daß anstelle einer Grundstücks-
teilung und Veräußerung einer Teilfläche Wohnungs-
oder Teileigentum begründet und veräußert wird. Die 
Verträge sollen folgende Bestimmungen enthalten: 

1. Sofern selbständiges Gebäudeeigentum besteht, 
ist Wohnungs- oder Teileigentum durch den 
Abschluß eines Vertrages nach § 3 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes über das Gebäude und eine 
Teilung des Grundstücks nach § 8 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes zu begründen und auf die Nut-
zer zu übertragen. 

2. In anderen Fällen hat der Grundstückseigentümer 
eine Teilung entsprechend § 8 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes vorzunehmen und Sonder-
eigentum und Miteigentumsanteile an die Nutzer 
zu veräußern. 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nicht, 
wenn 

1. der von einem Nutzer zu zahlende Kaufpreis bei 
der Begründung von Wohnungseigentum nach § 1 
Abs. 2 des Wohnungseigentumsgesetzes mehr als 
30 000 Deutsche Mark oder von Teileigentum nach 
§ 1 Abs. 3 jenes Gesetzes mehr als 100 000 Deut-
sche Mark betragen würde und 

2. der betreffende Nutzer die Begründung von Woh-
nungserbbaurechten verlangt. 

(3) Wird Wohnungs- oder Teileigentum begründet, 
so können die Nutzer eine Kaufpreisbestimmung 
verlangen, nach der sie dem Grundstückseigentümer 
gegenüber anteilig nach der Größe ihrer Miteigen-
tumsanteile zur Zahlung des Kaufpreises verpflichtet 
sind. 

(4) Die Beteiligten sind verpflichtet, an der Erlan-
gung der für die Aufteilung erforderlichen Unterlagen 
mitzuwirken. § 40 Abs. 4 ist entsprechend anzuwen-
den. 

§ 69 

Regelmäßiger Preis 

(1) Der Kaufpreis be trägt die Hälfte des Verkehrs-
werts, soweit nicht im folgenden etwas anderes 
bestimmt ist, mindestens jedoch das 1,3fache des nach 
den Vorschriften des Reichsbewertungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1035) festgestellten 
Einheitswerts. Der Verkehrswert ist nach den §§ 18 
und 19 Abs. 1, 3 und 6 zu ermitteln. 

(2) Entscheidet sich der Nutzer im ersten Jahr nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes für den Ankauf und 
wird der Kaufpreis beglichen, sobald alle zur 
Umschreibung erforderlichen Voraussetzungen vor-
liegen, kann der Käufer vom Grundstückseigentümer 
einen Teilerlaß in Höhe von fünf vom Hundert des 
nach Absatz 1 ermittelten Kaufpreises verlangen; wird 
das Ankaufsrecht im zweiten Jahre nach dem Inkraft- 
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treten dieses Gesetzes ausgeübt, so kann ein Teilerlaß 
in Höhe von zweieinhalb vom Hundert verlangt wer-
den. Der Anspruch auf Ermäßigung ist ausgeschlos-
sen, wenn zuvor ein Erbbauzins an den Grundstücks-
eigentümer zu zahlen war. Verzögert sich der Ver-
tragsschluß oder die Zahlung aus einem vom Käufer 
zu vertretenden Umstand, entfällt der Anspruch auf 
den Teilerlaß. 

§ 70 

Preisanhebung bei kurzer Restnutzungsdauer 
des Gebäudes 

(1) Der nach § 69 zu bestimmende Kaufpreis ist auf 
Verlangen des Grundstückseigentümers wegen kur-
zer Restnutzungsdauer des Gebäudes zu erhöhen, 
wenn 

1. das Gebäude zu anderen als zu Wohnzwecken 
genutzt wird, 

2. dem Nutzer ein Nutzungsrecht nicht verliehen oder 
nicht zugewiesen worden ist oder die Restlaufzeit 
eines Nutzungs- oder Überlassungsvertrages kür-
zer ist als die regelmäßige Dauer des Erbbaurechts 
und 

3. die Restnutzungsdauer des Gebäudes zum Zeit-
punkt des Ankaufverlangens kürzer ist als die 
regelmäßige Dauer eines Erbbaurechts. 

(2) Zur Bestimmung der Preisanhebung sind die 
Bodenwertanteile eines Erbbaurechts mit der Restnut-
zungsdauer des Gebäudes und eines Erbbaurechts 
mit der regelmäßigen Laufzeit nach § 54 zu errechnen. 
Der Bodenwertanteil des Nutzers ist nach dem Ver-
hältnis der Bodenwertanteile der in Satz 1 bezeichne-
ten Erbbaurechte zu ermitteln. Der angehobene Preis 
errechnet sich durch Abzug des Bodenwertanteils des 
Nutzers vom Verkehrswert. 

§7 1 

Preisbemessung 
nach dem vollen Verkehrswert 

(1) Der Kaufpreis ist nach dem vollen Verkehrswert 
zu bemessen, wenn die Nutzung des Grundstücks 
geändert wird. Eine Nutzungsänderung im Sinne des 
Satzes 1 liegt vor, wenn 

1. ein Gebäude zu land-, forstwirtschaftlichen, 
gewerblichen oder öffentlichen Zwecken genutzt 
wird, obwohl das Nutzungsrecht zu Wohnzwecken 
bestellt oder das Gebäude am 2. Oktober 1990 zu 
Wohnzwecken genutzt wurde, 

2. ein Gebäude oder eine bauliche Anlage gewerbli-
chen Zwecken dient und das Gebäude auf den dem 
gesetzlichen Nutzungsrecht der landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaften unterliegen-
den Flächen errichtet und am 30. Juni 1990 l and- 
oder forstwirtschaftlich genutzt wurde oder 

3. ein Gebäude oder eine bauliche Anlage abwei-
chend von der nach dem Inhalt des Nutzungs

-

rechts vorgesehenen oder der am Ablauf des 
2. Oktober 1990 ausgeübten Nutzungsart genutzt 
wird. 

(2) Die Nutzung eines Eigenheimes für die Aus-
übung freiberuflicher Tätigkeit, eines Handwerks-, 
Gewerbe- oder Pensionsbetriebes sowie die Ände

-

rung der Art  der Nutzung ohne verstärkte bauliche 
Ausnutzung des Grundstücks durch einen Nutzer, der 
das Grundstück bereits vor dem 3. Oktober 1990 in 
Anspruch genommen hatte (§ 55 Abs. 2 und 3), sind 
keine Nutzungsänderungen im Sinne des Absat-
zes 1. 

(3) Ist ein Nutzungsrecht für den Bau eines Eigen-
heimes bestellt oder das Grundstück mit einem Eigen-
heim bebaut worden, ist der volle Verkehrswert für 
den Teil des Grundstücks in Ansatz zu bringen, der die 
Regelgröße übersteigt, wenn dieser abtrennbar und 
selbständig baulich nutzbar ist. 

§ 72 

Nachzahlungsverpflichtungen 

(1) Der Grundstückseigentümer kann im Falle des 
Verkaufs zum regelmäßigen Preis (§ 69) verlangen, 
daß sich der Nutzer ihm gegenüber verpflichtet, die 
Differenz zu dem vollen Verkehrswert (§ 71) zu 
zahlen, wenn innerhalb einer Frist von drei Jahren 
nach dem Erwerb 

1. das Grundstück unbebaut oder mit einem nicht 
mehr nutzbaren, abbruchreifen Gebäude veräu-
ßert  wird, 

2. eine Nutzungsänderung nach § 71 erfolgt oder 

3. der Nutzer das erworbene l and-, forstwirtschaft-
lich oder gewerblich genutzte oder öffentlichen 
Zwecken dienende Grundstück an einen Dritten 
veräußert. 

Dies gilt nicht, wenn das Grundstück als Teil eines 
Unternehmens veräußert wird und der Erwerber das 
Geschäft des Veräußerers fortführt. 

(2) Für Nutzungsänderungen oder Veräußerungen 
nach Absatz 1 in den folgenden drei Jahren kann der 
Grundstückseigentümer vom Nutzer die Begründung 
einer Verpflichtung in Höhe der Hälfte des in Absatz 1 
bestimmten Differenzbetrags verlangen. 

(3) Maßgebender Zeitpunkt für die in den Absät-
zen 1 und 2 bezeichneten Fristen ist der jewei lige 
Zeitpunkt des Abschlusses des die Verpflichtung zum 
Erwerb und zur Veräußerung begründenden schuld-
rechtlichen Geschäfts. 

(4) Vermietungen, Verpachtungen sowie die 
Begründung von Wohnungs- und Nießbrauchsrech-
ten oder ähnliche Rechtsgeschäfte, durch die einem 
Dritten eigentümerähnliche Nutzungsbefugnisse 
übertragen werden oder werden sollen, stehen einer 
Veräußerung nach den Absätzen 1 und 2 gleich. 
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o 73 

Ausgleich wegen abweichender Grundstücksgröße 

(1) Jeder Beteiligte kann verlangen, daß sich der 
andere Teil ihm gegenüber verpflichtet, eine Aus-
gleichszahlung zu leisten, wenn der Kaufpreis nach 
der Quadratmeterzahl des Grundstücks bemessen 
wird und die Größe des Grundstücks von der im 
Vertrag zugrunde gelegten nach dem Ergebnis einer 
Vermessung mehr als geringfügig abweicht. Ansprü-
che nach §§ 459 und 468 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sind ausgeschlossen, es sei denn, daß eine 
Gewährleistung wegen abweichender Grundstücks-
größe im Vertrag ausdrücklich vereinbart wird. 

(2) Größenunterschiede von 

1. 5 vom Hundert bei einem Preis für den Quadrat-
meter unter 50 Deutsche Mark, 

2. 4 vom Hundert bei einem Preis für den Quadrat-
meter unter 100 Deutsche Mark oder 

3. 3 vom Hundert bei einem Preis für den Quadrat-
meter ab 100 Deutsche Mark 

sind als geringfügig anzusehen. 

(3) Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in einem 
Jahr nach der Vermessung. 

§ 74 

Preisbemessung im Wohnungsbau 

(1) Der Nutzer eines im staatlichen oder genossen-
schaftlichen komplexen Wohnungsbau oder eines von 
einer landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaft errichteten, nicht als Eigenheim genutzten 
Wohngebäudes, in dem Mietverhältnisse bis zum 
Ablauf des 2. Oktober 1990 begründet worden sind, 
kann vom Eigentümer des überbauten Grundstücks 
eine Verkehrswertbestimmung nach Sach- und 
Ertragswertgesichtspunkten (§ 19 Abs. 2) verlangen. 
Die Berücksichtigung der eingeschränkten Ertrags-
fähigkeit des Gebäudes setzt voraus, daß aus dem 
Gebäudeertrag eine dem Bodenwert angemessene 
Verzinsung nicht erzielt werden kann, einem Abbruch 
des Gebäudes rechtliche oder andere Gründe entge-
genstehen, dem Gebäude aber nach den Verhältnis-
sen auf dem Grundstücksmarkt noch ein eigener Wert 
beigemessen wird. 

(2) Wird der Kaufpreis nach Absatz 1 bemessen, 
kann der Grundstückseigentümer vom Nutzer verlan-
gen, daß sich dieser ihm gegenüber verpflichtet, einen 
Differenzbetrag zum regelmäßigen Preis auf Ver-
gleichswertbasis zu entrichten, wenn das Grundstück 
innerhalb von zwanzig Jahren nach Vertragsschluß 
nicht mehr zu Wohnzwecken genutzt oder für einen 
Neubau freigelegt wird. Die Höhe des Anspruchs 
bestimmt sich nach 

1. der Differenz zwischen dem gezahlten und dem 
regelmäßigen Kaufpreis auf Vergleichswertbasis 
(§ 69), wenn die Veränderung innerhalb von zehn 
Jahren nach Vertragsschluß eintritt, 

2. der Hälfte dieses Betrags in den folgenden zehn 
Jahren. 

Der Verkehrswert auf Vergleichswertbasis ist für 
den Zeitpunkt festzustellen, in dem der Anspruch aus 
Satz 1 entstanden ist. Eine Nutzungsänderung im 
Sinne des Satzes 1 liegt nicht vor, wenn einzelne 
Räume des Gebäudes zu anderen, aber mehr als 50 
vom Hundert der gesamten Nutzfläche zu Wohn-
zwecken genutzt werden. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann vom Nutzer 
verlangen, daß dieser sich ihm gegenüber verpflich-
tet, im Falle der Veräußerung des Grund und Bodens 
oder eines Teils davon innerhalb von zehn Jahren 
nach dem Vertragsschluß einen Teil des aus der 
Veräußerung erzielten Mehrerlöses an den Grund-
stückseigentümer herauszugeben. Die Höhe des 
Anspruchs bestimmt sich nach 

1. der Hälfte des Mehrerlöses, wenn die Veräußerung 
in den ersten fünf Jahren nach dem Erwerb des 
Grundstücks nach diesem Gesetz erfolgt, 

2. einem Viertel des Mehrerlöses im Falle einer 
Veräußerung in den folgenden fünf Jahren. 

Mehrerlös ist der Unterschied zwischen dem auf 
Grund und Boden entfallenden Teil des bei der 
Weiterveräußerung erzielten Kaufpreises und dem 
bei der Veräußerung zwischen dem Grundstücks-
eigentümer und dem Nutzer vereinbarten Kaufpreis. 
Der Nutzer ist verpflichtet, in dem Vertrag mit dem 
Dritten den auf Grund und Boden entfallenden Teil 
des Kaufpreises gesondert auszuweisen und die Wei-
terveräußerung dem früheren Grundstückseigentü-
mer anzuzeigen. 

(4) Der Grundstückseigentümer kann eine Siche-
rung des Anspruches nach Absatz 2 Satz 1 durch ein 
Grundpfandrecht innerhalb des in § 11 des Hypothe-
kenbankgesetzes bezeichneten Finanzierungsraums 
nicht beanspruchen. 

(5) Der Anspruch aus § 72 bleibt unberührt. 

§ 75 

Preisbemessung bei Überlassungsverträgen 

(1) Der Grundstückseigentümer kann eine Anhe-
bung des Kaufpreises durch Anrechnung des Rest-
werts des überlassenen Gebäudes und der Grund-
stückseinrichtungen verlangen. Die Erhöhung des 
Preises ist pauschal nach dem Sachwert des Gebäudes 
und der Grundstückseinrichtungen zum Zeitpunkt 
der Überlassung abzüglich der Wertminderungen, die 
bis zum Zeitpunkt der Abgabe eines Angebots zum 
Vertragsschluß eingetreten wären, zu bestimmen. Die 
Wertminderung ist nach der Nutzungsdauer von 
Gebäuden und Einrichtungen der entsprechenden A rt 

 und den üblichen Wertminderungen wegen Alters 
und Abnutzung zu berechnen. Eine andere Berech-
nung kann verlangt werden, wenn dies wegen beson-
derer Umstände, insbesondere erheblicher Bauschä-
den zum Zeitpunkt der Überlassung, geboten ist. 

(2) Zahlungen des Überlassungsnehmers, die zur 
Ablösung von Verbindlichkeiten des Grundstücks- 
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eigentümers und von Grundpfandrechten verwandt 
wurden, sind auf Verlangen des Nutzers auf den 
Kaufpreis anzurechnen. § 38 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 

(3) Die vom Überlassungsnehmer gezahlten und 
hinterlegten Geldbeträge sind auf den Kaufpreis 
anzurechnen, wenn sie bereits an den Grundstücks-
eigentümer ausgezahlt wurden oder zur Zahlung an 

 ihn verfügbar sind. Eine Verfügbarkeit der Beträge 
liegt vor, wenn diese binnen eines Monats nach 
Vertragsschluß an  den verkaufenden Grundstücks-
eigentümer gezahlt oder auf einem Treuhandkonto 
des beurkundenden Notars zur Verfügung bereitste-
hen. 

(4) Ist eine Anrechnung nach Absatz 3 nicht mög-
lich, so ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
insoweit seine Ersatzansprüche gegen den staatlichen 
Verwalter auf den Nutzer zu übertragen und dies dem 
Verwalter anzuzeigen. 

UNTERABSCHNITT 4 

Folgen des Ankaufs 

§ 76 

Gefahr, Lasten 

(1) Der Nutzer trägt die Gefahr für ein von ihm 
errichtetes Gebäude. Er hat vom Kaufvertragsschluß 
an  die auf dem Grundstück ruhenden Lasten zu 
tragen. 

(2) Gesetzliche oder vertragliche Regelungen, nach 
denen der Nutzer die Lasten schon vorher zu tragen 
hatte, bleiben bis zum Vertragsschluß unberührt. 
Ansprüche des Nutzers auf Aufwendungsersatz 
bestehen nicht. 

§ 77 

Gewährleistung 

Der Verkäufer haftet nicht für Sachmängel des 
Grundstücks. 

§78  
Kosten 

Die Kosten des Vertrages und seiner Durchführung 
sind zwischen den Vertragsparteien zu teilen. 

§ 79 

Rechtsfolgen des Erwerbs 
des Grundstückseigentums durch den Nutzer 

(1) Vereinigen sich Grundstücks- und Gebäude-
eigentum in einer Person, so ist eine Veräußerung 
oder Belastung allein des Gebäudes oder des Grund-
stücks ohne das Gebäude nicht mehr zulässig. Die 
Befugnis zur Veräußerung im Wege der Zwangsver-
steigerung oder zu deren Abwendung bleibt unbe-

rührt. Der Eigentümer ist verpflichtet, das Eigentum 
am Gebäude nach § 875 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs aufzugeben, sobald dieses unbelastet ist. Das 
Grundbuchamt hat den Eigentümer hierzu anzuhal-
ten. Die Vorschriften über den Grundbuchberichti-
gungszwang im Fünften Abschnitt der Grundbuch-
ordnung finden entsprechende Anwendung. 

(2) Der Eigentümer kann von den Inhabern dingli-
cher Rechte am Gebäude verlangen, die nach § 876 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs erforderliche Zustim-
mung zur Aufhebung zu erteilen, wenn sie gleich-
rangige Rechte am Grundstück erhalten und das 
Gebäude Bestandteil des Grundstücks wird. 

(3) Im Falle einer Veräußerung nach Absatz 1 Satz 2 
kann der Erwerber vom Eigentümer auch den Ankauf 
des Grundstücks oder des Gebäudes oder der bauli-
chen Anlage nach diesem Abschnitt verlangen. Der 
Preis ist nach dem vollen Verkehrswert (§ 71) zu 
bestimmen. Im Falle der Veräußerung des Grund-
stücks ist § 72 anzuwenden. Eine Preisermäßigung 
nach § 74 kann der Erwerber vom Eigentümer nur 
verlangen, wenn 

1. die in § 74 Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen 
vorliegen und 

2. er sich gegenüber dem Eigentümer wie in § 74 
Abs. 2 und 3 verpflichtet. 

Der frühere Grundstückseigentümer erwirbt mit dem 
Entstehen einer Nachzahlungsverpflichtung des Ei-
gentümers aus § 74 Abs. 2 ein vorrangiges Pfandrecht 
an den Ansprüchen des Eigentümers gegen den 
Erwerber aus einer Nutzungsänderung. 

UNTERABSCHNITT 5 

Leistungsstörungen 

§ 80 

Durchsetzung des Erfüllungsanpruchs 

(1) Der Grundstückseigentümer kann wegen seiner 
Ansprüche aus dem Kaufvertrag die Zwangsverstei-
gerung des Gebäudes oder der baulichen Anlage des 
Nutzers nur unter gleichzeitiger Versteigerung des 
nach dem Vertrag zu veräußernden Grundstücks 
betreiben. Der Grundstückseigentümer darf einen 
Antrag auf Versteigerung des Gebäudes und des 
Grundstücks erst stellen, wenn er dem Nutzer die 
Versteigerung des verkauften Grundstücks zuvor 
angedroht, dem Nutzer eine Nachfrist zur Zahlung 
von mindestens zwei Wochen gesetzt hat und diese 
Frist fruchtlos verstrichen ist. 

(2) Für die Vollstreckung in das Grundstück ist ein 
vollstreckbarer Titel gegen den Nutzer ausreichend. 
Die Zwangsversteigerung darf nur angeordnet wer-
den, wenn 

1. der Antragsteller als Eigentümer des Grundstücks 
im Grundbuch eingetragen oder als Rechtsvorgän-
ger des Nutzers eingetragen gewesen ist oder Erbe 
des eingetragenen Grundstückseigentümers ist, 
und 
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2. das Grundstück frei von Rechten ist, die Ansprüche 
auf Zahlung oder Befriedigung aus dem Grund-
stück gewähren. 

(3) Der Zuschlag für das Gebäude und das Grund-
stück muß an dieselbe Person erteilt werden. Mit dem 
Zuschlag erlöschen die Rechte des Nutzers zum Besitz 
aus dem Moratorium nach Artikel 233 § 2a des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche, 
aus diesem Gesetz und aus dem Grundstückskaufver-
trag. 

(4) An die Stelle des Anspruchs des Nutzers auf 
Übereignung tritt der Anspruch auf Auskehr des nach 
Berichtigung der Kosten und Bef riedigung des Grund-
stückseigentümers verbleibenden Resterlöses. 

§ 81 

Rechte aus § 326 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Dem Grundstückseigentümer stehen nach frucht-
losem Ablauf einer nach § 326 Abs. 1 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestimmten Nachfrist statt 
der in § 326 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Ansprüche 
folgende Rechte zu. Der Grundstückseigentümer 
kann 

1. vom Nutzer den Abschluß eines Erbbaurechtsver-
trages nach Maßgabe des Abschnitts 2 verlangen 
oder 

2. das Gebäude oder die bauliche Anlage nach Maß-
gabe des nachfolgenden Unterabschnitts ankau-
fen.  

Der Grundstückseigentümer kann über die in Satz 1 
bezeichneten Ansprüche hinaus vom Nutzer Ersatz 
der ihm durch den Vertragsschluß entstandenen Ver-
mögensnachteile sowie vom Ablauf der Nachfrist an 
ein Nutzungsentgelt in Höhe des nach dem 
Abschnitt 2 zu zahlenden Erbbauzinses verlangen. 
Die Regelungen über eine Zinsermäßigung in § 52 
sind nicht anzuwenden, auch wenn nach Satz 1 Nr. 1 
auf Verlangen des Grundstückseigentümers ein Erb-
baurechtsvertrag geschlossen wird. 

UNTERABSCHNITT 6 

Besondere Bestimmungen 
für den Hinzuerwerb des Gebäudes 
durch den Grundstückseigentümer 

§ 82 

Voraussetzungen, Kaufgegenstand, 
Preisbestimmung 

(1) Der Grundstückseigentümer ist berechtigt, ein 
vom Nutzer errichtetes oder erworbenes Wirtschafts-
gebäude oder dessen bauliche Anlage anzukaufen 
oder, wenn kein selbständiges Gebäudeeigentum 
entstanden ist, die aus der baulichen Investition 
begründeten Rechte abzulösen, wenn 

1. die in § 53 Abs. 1 des Landwirtschaftsanpassungs-
gesetzes bezeichneten Voraussetzungen vorliegen 
und der Erwerb des Gebäudes oder der baulichen 

Anlage in einer vom Grundstückseigentümer ein-
zuholenden Stellungnahme der Flurneuordnungs-
behörde befürwortet wird, 

2. der Grundstückseigentümer die Bestellung eines 
Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstücks 
nach § 29 verweigert hat, 

3. der Anspruch des Nutzers auf Bestellung eines 
Erbbaurechts oder auf Ankauf des Grundstücks 
nach § 31 wegen geringer Restnutzungsdauer des 
Gebäudes oder der baulichen Anlage ausgeschlos-
sen ist und der Grundstückseigentümer für Wohn-
oder betriebliche Zwecke auf eine eigene Nutzung 
des Grundstücks angewiesen ist oder 

4. der Grundstückseigentümer Inhaber eines Unter-
nehmens ist und 

a) das Gebäude oder die bauliche Anlage auf dem 
Betriebsgrundstück steht und die betriebliche 
Nutzung des Grundstücks erheblich beeinträch-
tigt oder 

b) das Gebäude, die bauliche Anlage oder die 
Funktionsfläche für betriebliche Erweiterungen 
in Anspruch genommen werden soll und der 
Grundstückseigentümer die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 
des Investitionsvorranggesetzes bezeichneten 
Zwecke verfolgt oder der Nutzer keine Gewähr 
für eine Fortsetzung der betrieblichen Nutzung 
des Wirtschaftsgebäudes bietet. 

Satz 1 Nr. 4 Buchstabe b ist nicht anzuwenden, wenn 
den betrieblichen Belangen des Nutzers eine erheb-
lich höhere Bedeutung zukommt als den investiven 
Interessen des Grundstückseigentümers. 

(2) Der vom Grundstückseigentümer zu zahlende 
Kaufpreis ist nach dem Wert des Gebäudes oder der 
baulichen Anlage zu dem Zeitpunkt zu bemessen, in 
dem ein Beteiligter ein Angebot zum Ankauf macht. In 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 4 hat der 
Grundstückseigentümer auch den durch Nutzungs-
recht oder bauliche Investition begründeten Boden-
wertanteil abzulösen. Der Bodenwertanteil des Nut-
zers wird dadurch bestimmt, daß vom Verkehrswert 
der Betrag abgezogen wird, den der Nutzer im Falle 
des Hinzuerwerbs des Grundstücks zu zahlen hätte. In 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 kann der Nutzer eine 
Entschädigung verlangen, soweit ihm dadurch ein 
Vermögensnachteil entsteht, daß ein Mietvertrag mit 
einer nach der Restnutzungsdauer des Gebäudes 
bemessenen Laufzeit (§ 31 Abs. 2) nicht abgeschlossen 
wird. 

(3) Ist das vom Nutzer errichtete oder erworbene 
Gebäude oder die bauliche Anlage nicht mehr nutz-
bar oder das Grundstück nicht bebaut, so kann der 
Nutzer vom Grundstückseigentümer eine Zahlung 
nach Absatz 2 Satz 2 nur verlangen, wenn ein Nut-
zungsrecht bestellt wurde. Der Anspruch entfällt, 
wenn die in § 29 Abs. 2 bestimmten Voraussetzungen 
vorliegen. In diesem Fall kann der Grundstückseigen-
tümer vom Nutzer die Aufhebung des Nutzungsrechts 
verlangen. 

(4) Ist das Gebäude noch nutzbar, mit einem 
Gebrauch durch den Nutzer aber nicht mehr zu 
rechnen (§ 29 Abs. 1), ist der Kaufpreis auch dann nur 
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nach dem Wert des Gebäudes zu bemessen, wenn 
dem Nutzer ein Nutzungsrecht bestellt wurde. 

(5) Erwirbt der Grundstückseigentümer selbständi-
ges Gebäudeeigentum, ist § 79 entsprechend anzu-
wenden. 

§ 83 

Übernahmeverlangen 
des Grundstückseigentümers 

(1) Ist das vom Nutzer errichtete oder erworbene 
Gebäude oder die bauliche Anlage nicht mehr nutz-
bar und beruht die Erforderlichkeit alsbaldigen 
Abbruchs auf unterlassener Instandhaltung durch den 
Nutzer, kann der Grundstückseigentümer vom Nut-
zer 

1. Ersatz seiner Aufwendungen für die Besei tigung 
der vorhandenen Bausubstanz oder 

2. den Erwerb der Fläche, auf der das Gebäude oder 
die bauliche Anlage errichtet wurde, 

verlangen. 

(2) Ist die Nutzung des vom Nutzer errichteten oder 
erworbenen Gebäudes oder der baulichen Anlage aus 
anderen als den in Absatz 1 genannten Gründen, 
insbesondere infolge der durch den Beitritt eingetre-
tenen Veränderungen, aufgegeben worden und der 
alsbaldige Abbruch des Gebäudes oder der baulichen 
Anlage zur ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des 
Grundstücks erforderlich, kann der Grundstücks-
eigentümer vom Nutzer 

1. den hälftigen Ausgleich des Be trags verlangen, um 
den die Kosten des Abbruchs der vorhandenen 
Bausubstanz den Verkehrswert des unbebauten 
Grundstücks im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes übersteigen, oder 

2. den Erwerb der Fläche gegen Zahlung des nach 
§ 19 Abs. 3 zu berechnenden Grundstückswerts 
verlangen, auf der das Gebäude oder die bauliche 
Anlage errichtet wurde. 

(3) Der Grundstückseigentümer kann die in den 
Absätzen 1 und 2 bestimmten Ansprüche erst geltend 
machen, nachdem er dem Nutzer Gelegenheit gege-
ben hat, das Gebäude oder die bauliche Anlage zu 
beseitigen. Der Grundstückseigentümer hat dem Nut-
zer hierzu eine angemessene Frist zu setzen. Die 
Ansprüche verjähren in drei Jahren. 

(4) Der Nutzer kann den Anspruch des Grund-
stückseigentümers aus Absatz 2 Nr. 1 durch Erwerb 
der Fläche, auf der das abzureißende Gebäude steht, 
gegen Zahlung des sich aus § 19 Abs. 3 ergebenden 
Grundstückswerts abwenden. 

(5) Abweichende vertragliche Vereinbarungen 
bleiben unberührt . 

§ 84 

Ende des Besitzrechts, Härteklausel 

(1) Der Nutzer gilt gegenüber dem Grundstücks-
eigentümer bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Abschluß des Kaufvertrages als zum Besitz berechtigt. 
Der Grundstückseigentümer kann für die Nutzung 
des Gebäudes ein Entgelt in Höhe des ortsüblichen 
Mietzinses verlangen. 

(2) Ist das Gebäude für den Betrieb des Nutzers 
unentbehrlich und ein anderes Gebäude zu angemes-
senen Bedingungen nicht zu beschaffen, ist der Nut-
zer berechtigt, vom Grundstückseigentümer den 
Abschluß eines Mietvertrages für längstens fünf Jahre 
nach dem Kauf des Gebäudes durch den Grund-
stückseigentümer zu verlangen. 

§ 85 

Rechte des Nutzers bei Zahlungsverzug 

(1) Der Nutzer darf wegen seiner Ansprüche aus 
dem Kaufvertrag die Zwangsversteigerung in das 
Grundstück nur unter gleichzei tiger Versteigerung 
seines Gebäudes oder seiner baulichen Anlage, sofern 
daran selbständiges Eigentum besteht, sowie mit der 
Bedingung des Erlöschen seines Rechts zum Besitz 
aus Artikel 233 § 2a des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche betreiben. § 80 Abs. 2 
und 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Nach fruchtlosem Ablauf einer nach § 326 Abs. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gesetzten Nach-
frist kann der Nutzer vom Grundstückseigentümer 

1. den Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages nach 
Abschnitt 2 oder, wenn ein Nutzungsrecht nicht 
bestellt wurde und die Restnutzungsdauer des 
Gebäudes weniger als 25 Jahre beträgt, den 
Abschluß eines Mietvertrages nach § 31 oder 

2. den Abschluß eines Grundstückskaufvertrages 
nach Abschnitt 3 

verlangen. Dem Nutzer stehen weiter die in § 81 Satz 2 
bezeichneten Ansprüche zu. 

ABSCHNITT 4 

Verfahrensvorschriften 

UNTERABSCHNITT 1 

Feststellung 
von Nutzungs- und Grundstücksgrenzen 

§ 86 

Unvermessene Flächen 

[ (1) Sind die Grenzen der Flächen, auf die sich das 
Nutzungsrecht erstreckt, nicht im Liegenschaftskata-
ster nachgewiesen (unvermessene Flächen) oder 
wurde eine Bebauung nach den §§ 4 bis 7, 11 ohne 
Bestellung eines Nutzungsrechts vorgenommen, er-
folgt die Bestimmung des Teils des Grundstücks, auf 
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den sich die Nutzungsbefugnis des Erbbauberechtig-
ten erstreckt oder der vom Stammgrundstück abge-
schrieben werden soll, nach den Vorschriften des 
Bodensonderungsgesetzes.] 

(2) Einigungen der Beteiligten über den Verlauf der 
Nutzungsrechtsgrenzen und des Grundstücks sind 
zulässig. 

§ 87 

Bodenordnungsverfahren 

Die Neuregelung der Grundstücksgrenzen in Ver-
fahren zur Flurbereinigung nach dem Flurbereini-
gungsgesetz, zur Feststellung und Neuordnung der 
Eigentumsverhältnisse nach den §§ 53 bis 64b des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes, zur Umlegung 
und Grenzregelung nach den §§ 45 bis 84 des Bauge-
setzbuchs [sowie der Bodenneuordnung nach § 5 des 
Bodensonderungsgesetzes] bleibt unberührt. 

UNTERABSCHNITT 2 

Notarielles Vermittlungsverfahren 

§ 88 

Antragsgrundsatz 

(1) Auf Antrag ist der Abschluß von Verträgen zur 
Bestellung von Erbbaurechten oder zum Kauf des 
Grundstücks oder des Gebäudes oder, wenn kein 
selbständiges Gebäudeeigentum entstanden ist, zur 
Ablösung der aus der baulichen Investition begründe-
ten Rechte, nach diesem Gesetz durch den Notar zu 
vermitteln. 

(2) Antragsberechtigt ist der Nutzer oder der Grund-
stückseigentümer, der den Abschluß eines in Absatz 1 
bezeichneten Vertrages geltend machen kann. 

§ 89 

Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

(1) Für die Vermittlung ist der Notar zuständig, 
dessen Amtsbezirk sich in dem Land befindet, in dem 
das zu belastende oder zu veräußernde Grundstück 
oder Gebäude ganz oder zum größten Teil belegen ist. 
Die Beteiligten können auch die Zuständigkeit eines 
nach Satz 1 nicht zuständigen Notars für das Vermitt-
lungsverfahren vereinbaren. 

(2) Können sich Grundstückseigentümer und Nut-
zer nicht auf einen Notar verständigen, so wird der 
zuständige Notar durch das Landgericht bestimmt, in 
dessen Bezirk das Grundstück oder Gebäude ganz 
oder zum größten Teil belegen ist. Die Entscheidung 
ist unanfechtbar. 

(3) Bei den nach den Vorschriften der Zivilprozeß-
ordnung erfolgenden Zustellungen obliegen dem 
Notar auch die Aufgaben des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle.  

§ 90 

Verfahrensart 

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
sind auf das notarielle Vermittlungsverfahren die 
Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit sinngemäß anzuwen-
den. 

(2) Über Beschwerden gegen die Amtstätigkeit des 
Notars entscheidet das Landgericht, in dessen Bezirk 
das Grundstück oder das Gebäude ganz oder zum 
größten Teil belegen ist. 

§ 91 

Inhalt des Antrags 

(1) In dem Antrag sind anzugeben 

1. der Nutzer und der Grundstückseigentümer, 

2. das betroffene Grundstück unter Angabe seiner 
Bezeichnung im Grundbuch und das Gebäude, 
soweit selbständiges Eigentum besteht, 

3. die Inhaber dinglicher Rechte am Grundstück und 
am Gebäude und 

4. die Bezeichnung des gewünschten Vertrages. 

(2) Wird die Bestellung eines Erbbaurechts begehrt , 
soll der Antrag auch Angaben über 

1. den Erbbauzins, 

2. die Dauer des Erbbaurechts, 

3. die Art der nach dem Erbbaurechtsvertrag zulässi-
gen baulichen Nutzung, 

4. die Konditionen des Ankaufsrechts sowie 

5. die Fläche, auf die sich die Nutzungsbefugnis des 
Erbbauberechtigten erstrecken soll, 

enthalten. 

Will  der Antragsteller von einem Ankaufsrecht 
Gebrauch machen, soll er 

1. das Grundstück oder die davon abzutrennende 
Teilfläche oder das Gebäude und 

2. den Kaufpreis 

im Antrag angeben. 

(3) Der Antragsteller soll außerdem erklären, ob 

1. ein Anspruch auf Rückübertragung des Grund-
stücks nach den Vorschriften des Vermögensgeset-
zes angemeldet, 

2. die Aufhebung eines Nutzungsrechts nach § 16 
Abs. 3 des Vermögensgesetzes beantragt oder eine 
Klage auf Aufhebung des Nutzungsrechts erho-
ben, 

3. die Durchführung eines Bodensonderungsverfah-
rens beantragt oder ein Bodenneuordnungsverfah-
ren eingeleitet oder 
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4. die Zusammenführung von Grundstücks- und 
Gebäudeeigentum nach § 64 des Landwirtschafts-
anpassungsgesetzes beantragt 

worden ist. Der Antrag soll weiter Angaben darüber 
enthalten, wie das Grundstück, das Gebäude oder die 
bauliche Anlage am Ablauf des 2. Oktober 1990 
genutzt wurde und zum Zeitpunkt der Antragstellung 
genutzt wird. 

(4) Fehlt es an den in Absatz 1 bezeichneten 
Erklärungen, hat der Notar dem Antragsteller eine 
angemessene Frist zur Ergänzung des Antrags zu 
bestimmen. Verstreicht die Frist fruchtlos, so weist der 
Notar den Antrag auf Kosten des Antragstellers als 
unzulässig zurück. Der Antragsteller kann ein neues 
Verfahren beantragen, wenn er seinen Antrag ver-
vollständigt hat. 

§ 92 

Akteneinsicht und Anforderung 
von Abschriften durch den Notar 

Der Notar ist berechtigt, die Akten der betroffenen 
Grundstücke und Gebäude bei allen Gerichten und 
Behörden einzusehen und Abschriften hieraus anzu-
fordern. Er hat beim Amt zur Regelung offener Ver-
mögensfragen, oder, falls das Grundstück zu einem 
Unternehmen gehört, auch beim Landesamt zur Rege-
lung offener Vermögensfragen, in deren Bezirk das 
Grundstück belegen ist, nachzufragen, ob ein An-
spruch auf Rückübertragung des Grundstücks oder 
des Gebäudes angemeldet oder ein Antrag auf Auf-
hebung des Nutzungsrechts gestellt worden ist. Für 
Auskünfte und Abschriften werden keine Gebühren 
erhoben. 

§ 93 

Ladung zum Termin 

(1) Der Notar hat den Nutzer und den Grundstücks-
eigentümer unter Mitteilung des Antrages für den 
anderen Teil zu einem Verhandlungstermin zu laden. 
Die Ladung durch öffentliche Zustellung ist unzuläs-
sig. Die Frist zwischen der Ladung und dem ersten 
Termin muß mindestens zwei Wochen be tragen. 

(2) Ist die Bestellung eines Erbbaurechts oder der 
Verkauf des Grundstücks oder einer abzuschreiben-
den Teilfläche beantragt, so sind die Inhaber dingli-
cher Rechte am Grundstück und am Gebäude von 
dem Termin zu unterrichten. Die Inhaber dinglicher 
Rechte am Grundstück sind zu laden, wenn 

1. die für die erstrangige Bestellung des Erbbaurechts 
erforderlichen Zustimmungen zu einem Rangrück-
tritt nicht in der in § 29 der Grundbuchordnung 
vorgesehenen Form vorgelegt worden sind oder 
dies einer der in § 91 Abs. 1 bezeichneten Beteilig-
ten beantragt, 

2. von dem Nutzer oder dem Grundstückseigentümer 
Ansprüche nach § 33 oder § 64 geltend gemacht 
werden. 

Einer Ladung der Inhaber dinglicher Rechte bedarf es 
nicht, wenn das Verfahren aus den in den §§ 95, 96 
genannten Gründen auszusetzen oder einzustellen 
ist. 

(3) Sind für das Grundstück oder das vom Nutzer 
errichtete oder erworbene Gebäude Rückübertra-
gungsansprüche nach dem Vermögensgesetz ange-
meldet worden, hat der Notar auch den Anmelder von 
dem Termin zu unterrichten. 

(4) Ladung und Unterrichtung vom Termin sind mit 
dem Hinweis zu versehen, daß, falls der Termin 
vertagt oder ein weiterer Termin anberaumt werden 
sollte, eine Ladung und Unterrichtung zu dem neuen 
Termin unterbleiben kann. Sind vom Antragsteller 
Unterlagen zu den Akten gereicht worden, ist in der 
Ladung zu bemerken, daß die Unterlagen nach 
Anmeldung am Amtssitz oder der Geschäftsstelle des 
Notars eingesehen werden können. 

(5) Der Notar hat das Grundbuchamt um Eintragung 
eines Vermerks über die Eröffnung eines Vermitt-
lungsverfahrens nach dem Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz in das Grundbuch des Grundstücks zu 
ersuchen, das mit einem Erbbaurecht belastet oder 
vom Nutzer gekauft werden soll. Das Grundbuchamt 
hat dem Ersuchen zu entsprechen. Ist ein Gebäude-
grundbuch angelegt, sind die Sätze 1 und 2 entspre-
chend anzuwenden. Für die Eintragung des Vermerks 
werden Gebühren nicht erhoben. 

(6) Der Vermerk hat die Wirkung einer Vormerkung 
zur Sicherung der nach diesem Gesetz begründeten 
Ansprüche auf Erbbaurechtsbestellung und Ankauf 
des Grundstücks oder des Gebäudes oder der bauli-
chen Anlage und des Vollzugs. [Art. 233 § 2 c Abs. 2 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buche ist entsprechend anzuwenden. Ist bereits eine 
Eintragung nach jener Bestimmung erfolgt, ist bei 
dieser die Eröffnung des notariellen Vermittlungsver-
fahrens zu vermerken.] 

§ 94 

Erörterung 

(1) Der Notar erörtert mit den Beteiligten den 
Sachverhalt in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht. 
Er hat vor einer Verhandlung über den Inhalt des 
abzuschließenden Vertrages mit den Beteiligten zu 
erörtern, ob Gründe für eine Aussetzung oder Einstel-
lung des Vermittlungsverfahrens vorliegen oder gel-
tend gemacht werden und auf welchen rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen die bauliche Nutzung 
beruht. 

(2) Liegt ein Grund für eine Aussetzung oder Ein-
stellung des Verfahrens nicht vor, fertigt der Notar ein 
Protokoll an, in dem er alle für die Bestellung des 
Erbbaurechts oder den Ankauf eines Grundstücks 
oder Gebäudes unstreitigen und streitigen Punkte 
feststellt (Eingangsprotokoll). 

(3) Der Notar soll dem Grundstückseigentümer und 
dem Nutzer Vorschläge unterbreiten. Er ist dabei an 
die von diesen Beteiligten geäußerten Vorstellungen 
über den Inhalt des abzuschließenden Vertrages nicht 
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gebunden. Ermittlungen nach § 98 darf der Notar 
jedoch nur innerhalb der gestellten Anträge erhe-
ben. 

(4) Mit den Inhabern dinglicher Rechte ist zu erör-
tern 

1. im Falle der Bestellung von Erbbaurechten, 

a) welche Hindernisse einem Rangrücktritt entge-
genstehen, 

b) ob und welche anderweitige Sicherheit für eine 
vom Nutzer nach § 36 Abs. 1 Satz 1 zu überneh-
mende Sicherheit in Be tracht kommt, 

2. im Falle des Ankaufs des Grundstücks, 

a) welche Hindernisse einer lastenfreien Abschrei-
bung entgegenstehen, 

b) ob und welche andere Sicherheit für eine vom 
Nutzer nach § 64 übernommene Sicherheit 
gestellt werden kann. 

§ 95 

Aussetzung des Verfahrens 

(1) Der Notar hat die Vermittlung auszusetzen, 
wenn 

1. eine Anmeldung auf Rückübertragung des Grund-
stücks oder des Gebäudes oder der baulichen 
Anlage nach § 3 Abs. 1 des Vermögensgesetzes 
vorliegt oder 

2. ein Antrag auf Aufhebung des Nutzungsrechts 
nach § 16 Abs. 3 des Vermögensgesetzes gestellt 
worden ist 

und noch keine bestandskräftige Entscheidung des 
Amtes zur Regelung offener Vermögensfragen vor-
liegt. 

(2) Der Notar soll die Vermittlung aussetzen, 
wenn 

1. ein Antrag auf Feststellung der Eigentums- oder 
Nutzungsrechtsgrenzen in einem Bodensonde-
rungsverfahren gestellt und das Verfahren noch 
nicht abgeschlossen worden ist, 

2. der Grundstückseigentümer Einreden nach den 
§§ 29 bis 31 erhebt oder 

3. ein Inhaber eines dinglichen Rechts am Grund-
stück dem Anspruch auf Rangrücktritt für ein an 

 erster Rangstelle einzutragendes Erbbaurecht oder 
einer lastenfreien Um- oder Abschreibung des 
Grundstücks auf den Nutzer widersp richt. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 sind die 
Beteiligten auf den Klageweg zu verweisen, wenn in 
der Erörterung mit den Beteiligten keine Einigung 
erzielt werden kann. 

(3) Der Notar kann die in § 101 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
bestimmte Gebühr bei einer Aussetzung in Ansatz 
bringen. Die Gebühr ist nach Aufnahme des ausge-
setzten Vermittlungsverfahrens auf die danach ent-
stehenden Gebühren anzurechnen. 

§ 96 

Einstellung des Verfahrens 

(1) Der Notar hat die Vermittlung einzustellen, 
wenn 

1. ein Bodenneuordnungsverfahren eingeleitet wor-
den ist, in das das Grundstück einbezogen ist, 
oder 

2. ein Antrag auf Zusammenführung von Grund-
stücks- und Gebäudeeigentum nach § 64 des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes vor Einlei-
tung des Vermittlungsverfahrens gestellt worden 
ist. 

(2) Wird ein Antrag nach Absatz 1 Nr. 2 während des 
notariellen Vermittlungsverfahrens gestellt, so hat der 
Notar die Beteiligten aufzufordern, mitzuteilen, ob sie 
das Bodenordnungsverfahren fortsetzen wollen. Wird 
das von einem Beteiligten erklärt, so ist nach Absatz 1 
zu verfahren. 

§ 97 

Verfahren bei Säumnis eines Beteiligten 

(1) Erscheint ein Beteiligter (Grundstückseigentü-
mer oder Nutzer) nicht, hat der Notar auf Antrag des 
anderen Beteiligten einen Vermittlungsvorschlag 
nach § 99 anzufertigen. 

(2) Der Vermittlungsvorschlag ist beiden Beteiligten 
mit einer Ladung zu einem neuen Termin zuzustellen. 
Die Ladung hat den Hinweis zu enthalten, daß das 
Einverständnis eines Beteiligten mit dem Vermitt-
lungsvorschlag angenommen wird, wenn dieser zu 
dem neuen Termin nicht erscheint, und auf Antrag des 
anderen Beteiligten ein dem Vermittlungsvorschlag 
entsprechender Vertrag beurkundet wird. 

(3) Ist in diesem Termin nur ein Beteiligter erschie-
nen, so hat der Notar, wenn der erschienene Beteiligte 
es beantragt, den Vorschlag als vertragliche Verein-
barung zu beurkunden. In der Urkunde ist anzuge-
ben, daß das Einverständnis des anderen Beteiligten 
wegen Nichterscheinens angenommen worden ist. 
Stellt der erschienene Beteiligte keinen Antrag, ist das 
Vermittlungsverfahren beendet. Die Beteiligten sind 
unter Zusendung des Abschlußprotokolls und des 
Vermittlungsvorschlags auf den Klageweg zu verwei-
sen. 

(4) Eine Ausfertigung des Vertrages ist dem nicht 
erschienenen Beteiligten mit dem Hinweis zuzustel-
len, daß der Notar den Vertrag bestätigen werde, 
wenn der Beteiligte nicht in einer Notfrist von zwei 
Wochen nach Zustellung der Ausfertigung einen 
neuen Termin beantragt oder in dem Termin nicht 
erscheint. 

(5) Beantragt der nicht erschienene Beteiligte recht-
zeitig einen neuen Termin und erscheint er in diesem 
Termin, so ist das Vermittlungsverfahren fortzusetzen. 
Andernfalls hat der Notar den Vertrag zu bestätigen. 
War der Beteiligte ohne sein Verschulden verhindert, 
die Anberaumung eines neuen Termins zu beantra-
gen oder im neuen Termin zu erscheinen, so ist ihm 
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auf Antrag durch den Notar Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu erteilen. § 92 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
entsprechend anzuwenden. Die Wirkungen eines 
bestätigten Vertrages bestimmen sich nach § 97 Abs. 1 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit. 

(6) Gegen den Bestätigungsbeschluß und den 
Beschluß über den Antrag auf Wiedereinsetzung ist 
die sofortige Beschwerde zulässig. Zuständig ist das 
Landgericht, in dessen Bezirk das Grundstück ganz 
oder zum größten Teil belegen ist. § 96 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit ist entsprechend anzuwenden. 

§ 98 

Ermittlungen des Notars 

(1) Der Notar kann auf Antrag eines Beteiligten 
Ermittlungen durchführen. Er kann insbesondere 

1. Auskünfte aus der Kaufpreissammlung und über 
Bodenrichtwerte (§ 195 Abs. 3 und § 196 Abs. 3 des 
Baugesetzbuchs) einholen, 

2. ein Verfahren zur Bodensonderung beantragen, 

3. die das Liegenschaftskataster führende Stelle oder 
eine Person, die nach Landesrecht zu Katasterver-
messungen befugt ist, mit der Vermessung der zu 
belastenden oder abzuschreibenden Flächen be-
auftragen und den Antrag auf Erteilung einer 
Teilungsgenehmigung nach § 120 stellen. 

(2) Der Notar kann nach Erörterung auf Antrag 
eines Beteiligten auch schriftliche Gutachten eines 
Sachverständigen oder des zuständigen Gutachter-
ausschusses für die Grundstückswerte nach § 192 des 
Baugesetzbuchs über 

1. den Verkehrswert des zu belastenden Grund-
stücks, 

2. das in § 36 Abs. 1 und § 64 Abs. 3 bestimmte 
Verhältnis des Werts der mit dem Erbbaurecht 
belasteten oder zu veräußernden Fläche zu dem 
des Gesamtgrundstücks und 

3. den Umfang und den Wert baulicher Maßnahmen 
im Sinne des § 11 

einholen und diese seinem Vorschlag nach § 99 
zugrunde legen. 

(3) Eine Beweiserhebung im Vermittlungsverfahren 
nach Absatz 2 steht in einem anschließenden Rechts-
streit einer Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht 
gleich. § 493 der Zivilprozeßordnung ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 99 

Vermittlungsvorschlag des Notars 

(1) Nach Durchführung der Erhebungen macht der 
Notar einen Vorschlag in Form eines Vertragsent-
wurfs, der den gesetzlichen Bestimmungen zu ent

-

sprechen und alle für einen Vertragsschluß erforder-
lichen Punkte und, wenn dies von einem Beteiligten 
beantragt worden ist, auch die für dessen Erfüllung 
notwendigen Erklärungen zu umfassen hat. 

(2) Sobald sich eine Einigung im Sinne des Absat-
zes 1 zwischen den Beteiligten ergibt, hat der Notar 
den Inhalt dieser Vereinbarung zu beurkunden. Der 
Notar hat mit dem Antrag auf Eintragung des Erbbau-
rechts oder des Nutzers als Erwerber, spätestens 
jedoch sechs Monate nach der Beurkundung, die 
Löschung des Vermerks nach § 93 Abs. 5 zu beantra-
gen. Der Ablauf der in Satz 2 bestimmten Frist ist 
gehemmt, solange ein für den Vollzug der Vereinba-
rung erforderliches behördliches oder gerichtliches 
Verfahren beantragt worden, aber noch keine Ent-
scheidung ergangen ist. 

§ 100 

Abschlußprotokoll über Streitpunkte 

Kommt es nicht zu einer Einigung, so hält der Notar 
das Ergebnis des Verfahrens unter Protokollierung 
der unstreitigen und der streitig gebliebenen Punkte 
fest (Abschlußprotokoll). Sind wesentliche Teile des 
abzuschließenden Vertrages unstreitig, so können die 
Beteiligten verlangen, daß diese Punkte im Protokoll 
als vereinbart festgehalten werden. Die Verständi-
gung über diese Punkte ist in einem nachfolgenden 
Rechtsstreit bindend. 

§ 101 

Kosten 

(1) Für das notarielle Vermittlungsverfahren erhält 
der Notar das Vierfache der vollen Gebühr nach § 32 
der Kostenordnung. Die Gebühr ermäßigt sich auf 

1. das Doppelte der vollen Gebühr, wenn das Verfah-
ren vor Ausarbeitung eines Vermittlungsvor-
schlags beendet wird, 

2. die Hälfte einer vollen Gebühr, wenn sich das 
Verfahren vor dem Erörterungstermin erledigt. 

(2) Die Gebühren nach Absatz 1 bestimmen sich 
nach dem Geschäftswert, der sich aus den folgenden 
Vorschriften ergibt. Maßgebend ist das Fünfundzwan-
zigfache des Jahreswertes des Erbbauzinses ohne 
Rücksicht auf die Zinsermäßigung in der Eingangs-
phase oder der Kaufpreis, in jedem Fa ll  jedoch min-
destens die Hälfte des nach den §§ 18, 19 Abs. 1, 3 
und 6 ermittelten Wertes. Endet das Verfahren ohne 
eine Vermittlung, bestimmt sich die Gebühr nach dem 
in Satz 2 genannten Mindestwert. 

(3) Wird mit einem Dritten eine Vereinbarung über 
die Bestellung oder den Verzicht auf dingliche Rechte 
geschlossen, erhält der Notar für deren Vermittlung 
die Hälfte der vollen Gebühr. Der Wert richtet sich 
nach den Bestimmungen über den Geschäftswert in 
der Kostenordnung; in den Fällen der §§ 36 und 64 
jedoch nicht über den Anteil hinaus, für den der 
Nutzer nach Maßgabe dieser Vorschriften mithaftet. 
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§ 102 

Kostenpflicht, Beschwerde 

(1) Für die Kosten des Vermittlungsverfahrens haf-
ten Grundstückseigentümer und Nutzer als Gesamt-
schuldner. Sie haben die Kosten zu teilen. Eine 
Erstattung der den Beteiligten entstandenen Ausla-
gen findet nicht statt. 

(2) Die für das notarielle Vermittlungsverfahren im 
Falle einer Einstellung nach § 96 entstandenen Kosten 
sind 

1. in den Fällen des § 96 Abs. 1 Nr. 1 zwischen 
Eigentümer und Nutzer zu teilen, 

2. in den Fällen des § 96 Abs. 1 Nr. 2 von dem 
Antragsteller zu tragen, 

3. in den Fällen des § 96 Abs. 2 von dem Beteiligten zu 
tragen, der das Verfahren nach § 64 des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes beantragt hat. 

§ 103 

Prozeßkostenhilfe 

(1) Für das notarielle Vermittlungsverfahren finden 
die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die 
Prozeßkostenhilfe mit Ausnahme des § 121 Abs. 1 
bis 3 entsprechende Anwendung. Einem Beteiligten 
ist auf Antrag ein Rechtsanwalt beizuordnen, wenn 
der andere Beteiligte durch einen Rechtsanwalt ver-
treten ist und die Beiordnung zur zweckentsprechen-
den Rechtsverfolgung erforderlich ist. 

(2) Für die Entscheidung nach Absatz 1 ist das 
Gericht zuständig, das nach § 104 Abs. 1 über eine 
Klage auf Feststellung des Erbbaurechts oder des 
Ankaufsrechts zu entscheiden hat. 

(3) Der Notar hat dem Gericht die Antragsunter-
lagen zu übermitteln. 

UNTERABSCHNITT 3 

Gerichtliches Verfahren 

§ 104 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Die gerichtlichen Verfahren, die die Bestellung 
von Erbbaurechten oder den Ankauf des Grundstücks 
oder des Gebäudes oder der baulichen Anlage betref-
fen, sind nach den Vorschriften der Zivilprozeßord-
nung zu erledigen. Ausschließlich zuständig ist das 
Gericht, in dessen Bezirk das Grundstück ganz oder 
zum größten Teil belegen ist. 

(2) Bei den Landgerichten können Kammern für die 
Verfahren zur Sachenrechtsbereinigung gebildet 
werden. 

§ 105 

Verfahrensvoraussetzungen 

Der Kläger hat für eine Klage auf Feststellung über 
den Inhalt eines Erbbaurechts oder eines Ankaufs-
rechts nach Maßgabe der §§ 32, 62, 82 und 83 den 
notariellen Vermittlungsvorschlag und das Abschluß-
protokoll vorzulegen. Fehlt es an dem in Satz 1 
bezeichneten Erfordernis, hat das Gericht den Kläger 
unter Fristsetzung zur Vorlage aufzufordern. Ver-
streicht die Frist fruchtlos, ist die Klage als unzulässig 
abzuweisen. Die Entscheidung kann ohne mündliche 
Verhandlung durch Beschluß ergehen. 

§ 106 

Inhalt der Klageschrift 

In der Klageschrift hat sich der Kläger auf den 
notariellen Vermittlungsvorschlag zu beziehen und 
darzulegen, ob und in welchen Punkten er eine 
hiervon abweichende Entscheidung begeh rt . 

§ 107 

Entscheidung 

(1) Das Gericht kann bei einer Entscheidung über 
eine Klage nach § 105 im Urteil auch vom Klageantrag 
abweichende Rechte und Pflichten der Parteien fest-
stellen. Vor dem Ausspruch sind die Parteien zu hören. 
Das Gericht darf ohne Zustimmung der Parteien keine 
Feststellung treffen, die 

1. einem von beiden Parteien beantragten Grund-
stücksgeschäft, 

2. einer Verständigung der Parteien über einzelne 
Punkte oder 

3. einer im Vermittlungsvorschlag vorgeschlagenen 
Regelung, die von den Parteien nicht in den Rechts-
streit einbezogen worden ist, 

widerspricht. 

(2) Im Urteil sind die Rechte und Pflichten der 
Parteien festzustellen. Die rechtskräftige Feststellung 
ist für die Parteien in gleicher Weise verbindlich wie 
eine vertragsmäßige Vereinbarung. 

(3) Das Gericht kann auf Antrag einer Partei im 
Urteil einen Notar und eine andere geeignete Person 
im Namen der Parteien beauftragen, die zur Erfüllung 
notwendigen Rechtshandlungen vorzunehmen, so-
bald die hierfür erforderlichen Voraussetzungen vor-
liegen. Die Beauftragten sind für beide Parteien ver-
tretungsberechtigt. 

(4) Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle teilt 
dem Notar, der das Vermittlungsverfahren durchge-
führt hat, nach Eintritt der Rechtskraft den Inhalt der 
Entscheidung mit. Der Notar hat entsprechend § 99 
Abs. 2 Satz 2 zu verfahren. 
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§ 108 

Kosten 

Ober die Kosten entscheidet das Gericht unter 
Berücksichtigung des Sach- und Streitstands nach 
billigem Ermessen. Es kann hierbei berücksichtigen, 
inwieweit der Inhalt der richterlichen Feststellung von 
den im Rechtsstreit gestellten Anträgen abweicht und 
eine Partei zur Erhebung im Rechtsstreit zusätzlich 
entstandener Kosten Veranlassung gegeben hat. 

§ 109 

Feststellung der Anspruchsberechtigung 

(1) Nutzer und Grundstückseigentümer können 
Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste-
hens der Anspruchsberechtigung nach diesem Gesetz 
erheben, wenn der Kläger ein rechtliches Interesse an 

 alsbaldiger Feststellung hat. 

(2) Ein Interesse an alsbaldiger Feststellung besteht 
nicht, wenn wegen der Anmeldung eines Rücküber-
tragungsanspruchs aus § 3 des Vermögensgesetzes 
über das Grundstück, das Gebäude oder die bauliche 
Anlage noch nicht verfügt werden kann. 

(3) Nehmen mehrere Personen die Rechte als Nutzer 
für sich in Anspruch und ist in einem Rechtsstreit 
zwischen ihnen die Anspruchsberechtigung festzu-
stellen, können beide Parteien dem Grundstücks-
eigentümer den S treit verkünden. 

(4) § 107 Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. 

ABSCHNITT 5 

Nutzungstausch 

110 

Tauschvertrag über Grundstücke 

(1) Jeder Grundstückseigentümer, dessen Grund-
stück von einem nach § 20 des LPG-Gesetzes vom 
2. Juli 1982 durchgeführten Nutzungstausch betroffen 
ist, kann von dem anderen Grundstückseigentümer 
verlangen, daß das Eigentum an  den Grundstücken 
entsprechend dem Nutzungstausch übertragen wird, 
wenn 

1. eine oder beide der getauschten Flächen bebaut 
worden sind und 

2. der Tausch in einer von der Flurneuordnungsbe-
hörde einzuholenden Stellungnahme befürwortet 
wird. 

(2) Der andere Grundstückseigentümer kann die 
Erfüllung des Anspruchs aus Absatz 1 verweigern, 
wenn das an ihn zu übereignende Grundstück von 
einem Dritten bebaut worden ist. 

(3) Soweit sich die Werte von Grund und Boden der 
getauschten Grundstücke unterscheiden, kann der 
Eigentümer des Grundstücks mit dem höheren Wert 
von dem anderen einen Ausgleich in Höhe der Hälfte 
des Wertunterschieds verlangen. 

(4) Im übrigen finden auf den Tauschvertrag die 
Vorschriften über den Ankauf in §§ 66 bis 75 entspre-
chende Anwendung. 

ABSCHNITT 6 

Nutzungsrechte für ausländische Staaten 

§ 111 

Vorrang völkerrechtlicher Abreden 

Die von der Deutschen Demokratischen Republik 
an  andere Staaten verliehenen Nutzungsrechte sind 
nach den Regelungen in diesem Kapitel anzupassen, 
soweit dem nicht völkerrechtliche Vereinbarungen 
entgegenstehen. Artikel 12 des Einigungsvertrages 
bleibt unberührt. 

KAPITEL 3 

Alte Erbbaurechte 

§ 112 

Umwandlung alter Erbbaurechte 

(1) War das Grundstück am 1. Januar 1976 mit 
einem Erbbaurecht belastet, so endet das Erbbaurecht 
zu dem im Erbbaurechtsvertrag bestimmten Zeit-
punkt, frühestens jedoch am 31. Dezember 1995, 
wenn sich nicht aus dem folgenden etwas anderes 
ergibt. Das Erbbaurecht verlängert sich bis zum 
31. Dezember 2005, wenn ein Wohngebäude auf-
grund des Erbbaurechts errichtet worden ist, es sei 
denn, daß der Grundstückseigentümer ein berechtig-
tes Interesse an der Beendigung des Erbbaurechts 
entsprechend § 564b Abs. 2 Nr. 2 und 3 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs geltend machen kann. 

(2) Hat der Erbbauberechtigte nach dem 31. Dezem-
ber 1975 das Grundstück bebaut oder bauliche Maß-
nahmen nach § 11 Abs. 1 vorgenommen, so endet das 
Erbbaurecht mit dem Ablauf von 

1. 90 Jahren, wenn 

a) ein Ein- oder Zweifamilienhaus errichtet 
wurde, 

b) ein sozialen Zwecken dienendes Gebäude 
gebaut wurde, 

2. 80 Jahren, wenn das Grundstück im staatlichen 
oder genossenschaftlichen komplexen Wohnungs-
bau bebaut wurde, 

3. 50 Jahren in allen übrigen Fällen 

nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. Ein Heimfall-
anspruch kann nur aus den in § 57 genannten Grün-
den ausgeübt werden. Die Verlängerung der Laufzeit 
des Erbbaurechts ist in das Grundbuch einzutragen. 
Der Grundstückseigentümer ist berechtigt, eine 
Anpassung des Erbbauzinses bis zu der sich aus den 
§§ 43, 46 bis 49, 52 ergebenden Höhe zu verlangen. 

(3) Vorstehende Bestimmungen finden keine 
Anwendung, wenn das Erbbaurecht auf einem vor- 
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mals volkseigenen Grundstück beste llt worden ist und 
bei Ablauf des 2. Oktober 1990 noch bestand. Auf 
diese Erbbaurechte finden die Bestimmungen dieses 
Gesetzes für verliehene Nutzungsrechte entspre-
chende Anwendung. 

(4) § 5 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum Zivilge-
setzbuch der Deutschen Demokratischen Republik ist 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an nicht mehr 
anzuwenden. 

KAPITEL 4 

Rechte aus Miteigentum nach § 459 
des Zivilgesetzbuchs 

der Deutschen Demokratischen Republik 

§ 113 

Berichtigungsanspruch 

(1) Haben vormals volkseigene Betriebe, staatliche 
Organe und Einrichtungen oder Genossenschaften 
auf vertraglich genutzten, vormals nichtvolkseigenen 
Grundstücken nach dem 31. Dezember 1975 und bis 
zum Ablauf des 30. Juni 1990 bedeutende Werterhö-
hungen durch Erweiterungs- und Erhaltungsmaßnah-
men am Grundstück vorgenommen, so können beide 
Vertragsteile verlangen, daß der kraft Gesetzes nach 
§ 459 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 des Zivilgesetz-
buchs der Deutschen Demokratischen Republik ent-
standene Miteigentumsanteil in das Grundbuch ein-
getragen wird. 

(2) Eine bedeutende Werterhöhung liegt in der 
Regel vor, wenn der Wert des Grundstücks durch 
Aufwendungen des Besitzers um mindestens 30 000 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
erhöht wurde. Im Streitfall ist die durch Erweiterungs- 

 

und Erhaltungsmaßnahmen eingetretene Werterhö-
hung durch ein Gutachten zu ermitteln. Die Kosten 
des Gutachtens hat der zu tragen, zu dessen Gunsten 
der Miteigentumsanteil in das Grundbuch eingetra-
gen werden soll. 

§ 114 

Aufgebotsverfahren 

(1) Der Eigentümer eines nach § 459 des Zivilge-
setzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik 
entstandenen Miteigentumsanteils kann von den 
anderen Miteigentümern im Wege eines Aufgebots-
verfahrens mit seinem Recht ausgeschlossen werden, 
wenn der Miteigentumsanteil weder im Grundbuch 
eingetragen noch in einer Frist von fünf Jahren nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Berichtigung 
des Grundbuchs nach § 113 beantragt worden ist. 

(2) Für das Verfahren gelten, soweit nicht im folgen-
den etwas anderes bestimmt ist, die §§ 977 bis 981 der 
Zivilprozeßordnung entsprechend. Meldet der Mit-
eigentümer sein Recht im Aufgebotstermin an, so tritt 
die Ausschließung nur dann nicht ein, wenn der 
Berichtigungsanspruch bis zum Termin rechtshängig 

gemacht oder anerkannt worden ist. Im Aufgebot ist 
auf diese Rechtsfolge hinzuweisen. 

(3) Mit dem Ausschlußurteil erwirbt der andere 
Miteigentümer den nach § 459 des Zivilgesetzbuchs 
der Deutschen Demokratischen Republik entstande-
nen Anteil. Der ausgeschlossene Miteigentümer kann 
entsprechend der Regelung in § 818 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs Ausgleich für den Eigentumsverlust ver-
langen. 

§ 115 

Ankaufsrecht bei Auflösung der Gemeinschaft 

Das Rechtsverhältnis der Miteigentümer bestimmt 
sich nach den Vorschriften über das Miteigentum und 
über die Gemeinschaft im Bürger lichen Gesetzbuch. 
Im Falle der Auflösung der Gemeinschaft kann der 
bisher durch Vertrag zum Besitz berechtigte Mit-
eigentümer den Ankauf des Miteigentumsanteils des 
anderen zum Verkehrswert verlangen, wenn hierfür 
ein dringendes öffentliches oder betriebliches Bedürf-
nis besteht. 

KAPITEL 5 

Ansprüche auf Bestellung von Dienstbarkeiten 

§ 116 

Bestellung einer Dienstbarkeit 

Derjenige, der ein Grundstück in einzelnen Bezie-
hungen nutzt oder auf diesem Grundstück eine 
Anlage unterhält (Mitbenutzer), kann von dem Eigen-
tümer die Bestellung einer Grunddienstbarkeit oder 
einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit ver-
langen, wenn 

1. die Nutzung vor den in § 8 genannten Zeitpunkten 
begründet wurde, 

2. die Nutzung des Grundstücks für die Erschließung 
oder Entsorgung eines eigenen Grundstücks oder 
Bauwerks erforderlich ist und 

3. ein Mitbenutzungsrecht nach den §§ 321 und 322 
des Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokrati-
schen Republik nicht begründet wurde. 

Der in Satz 1 bezeichnete Anspruch steht auch öffent-
lichen Versorgungsunternehmen zu, wenn die Anlage 
vor den in § 8 bestimmten Zeitpunkten errichtet wurde 
und die Mitbenutzung nicht durch andere Rechtsvor-
schriften oder ein Mitbenutzungsrecht gesichert ist. 

§ 117 

Einwendungen des Grundstückseigentümers 

(1) Der Grundstückseigentümer kann die Bestel-
lung einer Dienstbarkeit verweigern, wenn 

1. die weitere Mitbenutzung oder der weitere Fortbe-
stand der Anlage die Nutzung des belasteten 
Grundstücks erheblich beeinträchtigen würde, der 
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Mitbenutzer der Inanspruchnahme des Grund-
stücks nicht bedarf oder eine Verlegung der Aus-
übung möglich ist und keinen unverhältnismäßi-
gen Aufwand verursachen würde oder 

2. die Nachteile für das zu belastende Grundstück die 
Vorteile für das herrschende Grundstück überwie-
gen und eine anderweitige Erschließung oder Ent-
sorgung mit einem im Verhältnis zu den Nachteilen 
geringen Aufwand hergestellt werden kann. 

Die Kosten einer Verlegung haben die Beteiligten zu 
teilen. 

(2) Sind Erschließungs- oder Entsorgungsanlagen 
zu verlegen, so besteht ein Recht zur Mitbenutzung 
des Grundstücks im bisherigen Umfange für die Zeit, 
die für eine solche Verlegung erforderlich ist. Der 
Grundstückseigentümer hat dem Nutzer eine ange-
messene Frist einzuräumen. Können sich die Parteien 
über die Dauer, für die das Recht nach Satz 1 fortbe-
steht, nicht einigen, so kann die Frist durch gerichtli-
che Entscheidung bestimmt werden. Eine richterliche 
Fristbestimmung wirkt auch gegenüber den Rechts-
nachfolgern der Parteien. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf die Leitungen 
öffentlicher Versorgungsunternehmen nicht anzu-
wenden. 

§ 118 

Entgelt 

(1) Der Eigentümer des belasteten Grundstücks 
kann die Zustimmung zur Bestellung einer Dienstbar-
keit von der Zahlung eines einmaligen oder eines in 
wiederkehrenden Leistungen zu zahlenden Entgelts 
(Rente) abhängig machen. Es kann ein Entgelt gefor-
dert werden 

1. bis zur Hälfte der Höhe, wie sie für die Begründung 
solcher Belastungen üblich ist, wenn die Inan-
spruchnahme des Grundstücks auf den von land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften be-
wirtschafteten Flächen bis zum Ablauf des 30. Juni 
1990, in allen anderen Fällen bis zum Ablauf des 
2. Oktober 1990 begründet wurde und das Mitbe-
nutzungsrecht in der bisherigen Weise ausgeübt 
wird, oder 

2. in Höhe des üblichen Entgelts, wenn die Nutzung 
des herrschenden Grundstücks und die Mitbenut-
zung des belasteten Grundstücks nach den in 
Nummer 1 genannten Zeitpunkten geändert 
wurde. 

(2) Das in Absatz 1 bestimmte Entgelt steht dem 
Eigentümer nicht zu, wenn 

1. nach dem 2. Oktober 1990 ein Mitbenutzungsrecht 
bestand und dieses nicht erloschen ist, oder 

2. der Eigentümer sich mit der Mitbenutzung einver-
standen erklärt hat. 

§ 119 

Fortbestehende Rechte, andere Ansprüche 

Die Vorschriften dieses Kapitels finden keine 
Anwendung, wenn die Mitbenutzung des Grund-
stücks 

1. aufgrund nach dem Einigungsvertrag fortgelten

-

der Rechtsvorschriften der Deutschen Demokrati-
schen Republik oder 

2. durch andere Rechtsvorschriften 

gestattet ist. 

KAPITEL 6 

Schlußvorschriften 

ABSCHNITT i 

Behördliche Prüfung der Teilung 

§ 120 

Genehmigungen nach dem Baugesetzbuch 

(1) Die Teilung eines Grundstücks nach diesem 
Gesetz bedarf der Teilungsgenehmigung nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuchs. Dabei ist § 20 des 
Baugesetzbuchs mit folgenden Maßgaben anzuwen-
den: 

1. die Teilungsgenehmigung ist zu erteilen, wenn die 
beabsichtigte Grundstücksteilung den Nutzungs-
grenzen in der ehemaligen Liegenschaftsdoku-
mentation oder dem Inhalt einer Nutzungsurkunde 
entspricht, in der die Grenzen des Nutzungsrechts 
in einer grafischen Darstellung (Karte) ausgewie-
sen sind, 

2. für die Teilungsgenehmigung ist ein Vermögens-
zuordnungsbescheid zugrunde zu legen, soweit 
dieser über die Grenzen der be troffenen Grund-
stücke Aufschluß gibt, 

3. in anderen als den in den Nummern 1 und 2 
bezeichneten Fällen ist die Teilungsgenehmigung 
nach dem Bestand zu erteilen, 

4. ist eine Teilung zum Zwecke der Vorbereitung 
einer Nutzungsänderung oder baulichen Erweite-
rung beantragt, die nach § 20 des Baugesetzbuchs 
nicht genehmigungsfähig wäre, kann eine Tei-
lungsgenehmigung nach dem Bestand erteilt wer-
den. 

Wird die Teilungsgenehmigung nach Satz 2 erteilt, 
findet § 21 des Baugesetzbuchs keine Anwendung. 
Die Maßgaben nach Satz 2 gelten entsprechend für 
die Erteilung einer Teilungsgenehmigung nach § 144 
Abs. 1 Nr. 2 und § 145 des Baugesetzbuchs im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet sowie nach § 169 
Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 144 Abs. 1 Nr. 2 und 
§ 145 des Baugesetzbuchs im städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich. 

(2) Die Bestellung eines Erbbaurechts nach diesem 
Gesetz bedarf einer Genehmigung entsprechend 
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Absatz 1, wenn nach dem Erbbaurechtsvertrag die 
Nutzungsbefugnis des Erbbauberechtigten sich nicht 
auf das Grundstück insgesamt erstreckt. 

(3) Ist die Genehmigung für die Bestellung eines 
Erbbaurechts nach Absatz 2 erteilt worden, gilt § 21 
des Baugesetzbuchs entsprechend für den Antrag auf 
Erteilung einer Teilungsgenehmigung, der innerhalb 
von sieben Jahren seit der Erteilung der Genehmi-
gung nach Absatz 2 gestellt wurde. 

(4) Der Ankauf von Grundstücken sowie die Bestel-
lung eines Erbbaurechts nach diesem Gesetz bedür-
fen  innerhalb eines förmlich festgelegten Sanierungs-
gebiets nicht der Genehmigung nach § 144 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuchs und innerhalb eines 
förmlich festgelegten Entwicklungsbereichs nicht der 
Genehmigung nach § 169 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetz-
buchs. 

(5) Im übrigen bleiben die Vorschriften des Bauge-
setzbuchs unberührt. 

ABSCHNITT 2 

Rückübertragung von dinglichen Rechten 

§ 121 

Entsprechende Anwendung 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 

Hat das Amt zur Regelung offener Vermögensfra-
gen nach dem 2. Oktober 1990 für ein entzogenes 
Nutzungsrecht nach § 287 Abs. 1 und § 291 des 
Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Re-
publik ein Erbbaurecht oder ein anderes beschränktes 
dingliches Recht begründet, so sind die Bestimmun-
gen in KAPITEL 2 entsprechend anzuwenden. 

ABSCHNITT 3 

Übergangsregelung 

§ 122 

Härteklausel bei niedrigen Grundstückswerten 

(1) Der Nutzer eines Grundstücks, dessen Verkehrs-
wert die in § 14 Abs. 2 bezeichneten Be träge nicht 
übersteigt, kann einem Ankaufsverlangen des Grund-
stückseigentümers widersprechen und den Abschluß 
eines längstens auf sechs Jahre nach dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes bef risteten Nutzungsvertrages 
verlangen, wenn er die für den Ankauf erforderlichen 
Mittel zum gegenwärtigen Zeitpunkt aus besonderen 
persönlichen oder wirtschaftlichen Gründen nicht 
aufzubringen vermag. 

(2) Das Entgelt für die Nutzung bestimmt sich nach 
dem Betrag, der nach diesem Gesetz als Erbbauzins zu 
zahlen wäre. Im übrigen bleiben die Rechte und 
Pflichten der Beteiligten für die Vertragsdauer unbe-
rührt. 

ARTIKEL 2 

Änderung anderer Vorschriften, 
Schlußbestimmungen 

§ 1 

Änderung der Verordnung 
fiber das Erbbaurecht 

Die Verordnung über das Erbbaurecht in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
403-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 8. Juni 1988 (BGBl. I 
S. 710), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 wird folgende Nummer 8 angefügt: 

„8. eine Verpflichtung des jeweiligen Erbbau-
berechtigten, ein in bestimmter Höhe und in 
wiederkehrenden Leistungen ausbedungenes 
Entgelt (Erbbauzins nach § 9 Abs. 1 und 2) zu 
den jeweiligen  Fälligkeitszeitpunkten nach 
dem Erwerb des Erbbaurechts zu zahlen." 

2. Dem § 19 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für eine nach § 2 Nr. 8 zum Inhalt 
des Erbbaurechts bestimmte Zahlungspflicht." 

§2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Artikel 233 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli-
chen Gesetzbuche in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 400-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 2a Abs. 1 werden nach Satz 2 folgende Sätze 
eingefügt: 

„In den in § 4 des Sachenrechtsbereinigungsgeset-
zes bezeichneten Fällen besteht das in Satz 1 
bezeichnete Recht zum Besitz bis zur Bereinigung 
dieser Rechtsverhältnisse nach jenem Gesetz fo rt . 
Erfolgte die Nutzung bisher unentgelt lich, kann 
der Grundstückseigentümer vom 1. Januar 1995 an 
vom Nutzer ein Entgelt bis zur Höhe des nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz zu zahlenden 
Erbbauzinses verlangen, wenn ein Verfahren zur 
Bodenneuordnung nach dem Bodensonderungs-
gesetz eingeleitet wird, er ein notarielles Vermitt-
lungsverfahren nach den §§ 88 bis 103 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes oder ein Bodenord-
nungsverfahren nach dem 8. Abschnitt des L and-
wirtschaftsanpassungsgesetzes beantragt oder sich 
in den Verfahren auf eine Verhandlung zur 
Begründung dinglicher Rechte oder eine Übereig-
nung eingelassen hat. Vertragliche oder gesetzli-
che Regelungen, die ein abweichendes Nutzungs-
entgelt oder einen früheren Beginn der Zahlungs-
pflicht begründen, bleiben unberührt." 
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2. Dem § 2b wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„ (7) Eine bis zum Ablauf des 21. Juli 1992 vorge-
nommene Übereignung des nach § 27 des Gesetzes 
über die landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften oder nach § 459 Abs. 1 Satz 1 des 
Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokratischen 
Republik entstandenen selbständigen Gebäude-
eigentums ist nicht deshalb unwirksam, weil sie 
nicht nach den für die Übereignung von Grund-
stücken geltenden Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vorgenommen worden ist. Gleiches 
gilt für das Rechtsgeschäft, mit dem die Verpflich-
tung zur Übertragung und zum Erwerb begründet 
worden ist. Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwen-
den, soweit eine rechtskräftige Entscheidung ent-
gegensteht." 

3. In § 3 wird Absatz 2 gestrichen. Der bisherige 
Absatz 3 wird Absatz 2. Dem Absatz 2 werden 
folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

„(3) Die Anpassung dieser Rechtsverhältnisse an 
 das Bürgerliche Gesetzbuch und seine Nebenge-

setze und an die veränderten Verhältnisse sowie 
die Begründung von Rechten zur Absicherung der 
in § 2a bezeichneten Bebauungen erfolgen nach 
Maßgabe des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
durch die Bestellung von Erbbaurechten oder den 
Ankauf des Grundstücks, des Gebäudes oder der 
baulichen Anlage. Eine Anpassung im übrigen 
bleibt vorbehalten. 

(4) Auf nach den Vorschriften des Zivilgesetz-
buchs der Deutschen Demokratischen Republik 
bestellte Vorkaufsrechte sind vom [einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes] an die Bestim-
mungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs nach den 
§§ 1094 bis 1104 anzuwenden." 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 einge-
fügt: 

„(5) War der Nutzer beim Erwerb des Nut-
zungsrechts unredlich im Sinne des § 4 des 
Vermögensgesetzes, kann der Grundstücks-
eigentümer die Aufhebung des Nutzungsrechts 
durch gerichtliche Entscheidung verlangen. Der 
Anspruch nach Satz 1 ist ausgeschlossen, wenn 
er nicht bis zum 31. Dezember 1996 rechtshän-
gig geworden ist. Ein Klageantrag auf Aufhe-
bung ist unzulässig, wenn der Grundstücks-
eigentümer zu einem Antrag auf Aufhebung des 
Nutzungsrechts durch Bescheid des Amtes zur 
Regelung offener Vermögensfragen berechtigt 
oder berechtigt gewesen ist. Grundpfandrechte 
an einem aufgrund des Nutzungsrechts errich-
teten Gebäude setzen sich am Wertersatzan-
spruch des Nutzers gegen den Grundstücks-
eigentümer fort. § 16 Abs. 3 Satz 5 des Vermö-
gensgesetzes ist entsprechend anzuwenden." 

b) Die Absätze 5 und 6 werden Absätze 6 und 7. 

5. § 8 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit Rechtsverhältnisse und Ansprüche auf-
grund des § 459 des Zivilgesetzbuchs der Deut-
schen Demokratischen Republik und der dazu 
ergangenen Ausführungsvorschriften am Ende des 

Tages vor dem Wirksamwerden des Beitritts beste-
hen, bleiben sie vorbehaltlich des § 2 und der im 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz ge troffenen Be-
stimmungen unberührt." 

§ 3 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungs-Nr. 393-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 29. Januar 1991 (BGBl. I S. 150), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 14 Abs. 4 Satz 1 werden nach den Worten „ist 
es" die Worte „abgesehen von den ihm durch 
Gesetz zugewiesenen Vermittlungstätigkeiten" 
eingefügt. 

2. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 einge-
fügt: 

„ (4) Die Notare sind auch zur Vermittlung 
nach den Bestimmungen des Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetzes vom [einsetzen: Tag der 
Ausfertigung dieses Gesetzes] zuständig." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

§4 

Änderung der Verordnung über die Tätigkeit 
von Notaren in eigener Praxis 

Die Verordnung über die Tätigkeit von Notaren in 
eigener Praxis vom 20. Juni 1990 (GBl. I Nr. 37 S. 475), 
zuletzt geändert durch § 24 des Gesetzes vom 26. Juni 
1992 (BGBl. I S. 1147, 1155), die nach Anlage II Kapi-
tel III Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 2 des Einigungs-
vertrages vom 31. August 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. II S. 885, 1156) fortgilt, wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 einge-
fügt: 

„ (5) Die Notare sind auch zur Vermittlung 
nach den Bestimmungen des Sachenrechtsbe-
reinigungsgesetzes vom [einsetzen: Tag der 
Ausfertigung dieses Gesetzes] zuständig." 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

2. In § 8 Abs. 4 Satz 1 werden nach den Worten „ist es" 
die Worte „abgesehen von den ihm durch Gesetz 
zugewiesenen Vermittlungstätigkeiten" einge-
fügt. 
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§ 5 

Änderung des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 

Nach § 64a des Landwirtschaftsanpassungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli 
1991 (BGBl. I S. 1418), das zuletzt durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) geändert 
worden ist, wird folgender § 64 b angefügt: 

„§ 64b 

Eingebrachte Gebäude 

(1) Der Gesellschafter eines durch Umwandlung 
einer LPG entstandenen Unternehmens neuer Rechts-
form kann von diesem die Rückübereignung der nach 
§ 13 Abs. 1 des Gesetzes über die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften vom 3. Juni 1959 (GBl. I 
S. 577) eingebrachten Wirtschaftsgebäude zum 
Zwecke der Zusammenführung mit dem Eigentum am 
Grundstück verlangen. Der in Satz 1 bestimmte 
Anspruch steht auch einem Rechtnachfolger des 
Grundstückseigentümers zu, der nicht Gesellschafter 
ist. 

(2) Wird der Anspruch nach Absatz 1 geltend 
gemacht, hat der Grundstückseigentümer dem Unter-
nehmen einen Ausgleich in Höhe des Verkehrswerts 
des Gebäudes zum Zeitpunkt des Rückübereignungs-
verlangens zu leisten. 

(3) § 84 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden. 

(4) Das Unternehmen kann dem Grundstückseigen-
tümer eine Frist von mindestens drei Monaten zur 
Ausübung seines in Absatz 1 bezeichneten Anspruchs 
setzen, wenn dieser nicht innerhalb eines Jahres nach 
dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Geset-
zes] die Rückübereignung des eingebrachten Wi rt

-schaftsgebäudes verlangt hat. Nach fruchtlosem 
Ablauf der in Satz 1 bezeichneten Frist kann das 
Unternehmen von dem Grundstückseigentümer den 
Ankauf der für die Bewirtschaftung des Gebäudes 
erforderlichen Funktionsfläche zum Verkehrswert 
verlangen. Macht das Unternehmen den Anspruch 
geltend, erlischt der Rückübereignungsanspruch. 

(5) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 4 können 
in einem Verfahren nach den Vorschriften dieses 
Abschnitts geltend gemacht werden. " 

ARTIKEL 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am [1. Juli 1994] in Kraft. 
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Begründung 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Begründung 

A. Grundlagen 
der Sachenrechtsbereinigung 

In den neuen Bundesländern trifft man als Besonder-
heit an, daß die Errichtung von Bauwerken weithin 
nicht mit dem Eigentumserwerb an  dem Grundstück 
verbunden war. Die Inanspruchnahme der Grund-
stücke beruhte auf Entscheidungen staatlicher Stel-
len, die die Vorgaben einer sozialistischen Planwirt-
schaft zu vollziehen hatten. 

Die Zuweisung von Grund und Boden zum Zwecke 
der Bebauung erfolgte in unterschiedlichen Rechts-
formen (Nutzungsrechte, Rechtsträgerschaften u. a.), 
nicht selten aber auch formlos ohne Rücksicht auf 
bestehende Eigentumsverhältnisse. So gibt es ganze 
Plattenbausiedlungen, die auf Privatgrund errichtet 
worden sind, ohne daß das Grundeigentum enteignet 
war oder hierfür andere rechtliche Regelungen ver-
traglich vereinbart worden wären. An den Gebäuden 
entstand überwiegend selbständiges Gebäudeeigen-
tum, während die Eigentumsverhältnisse am Grund-
stück unverändert  blieben. Solche Rechtsverhältnisse 
finden sich in allen Bereichen (Einfamilienhäuser, 
Mietshäuser und Plattenbauten, gewerbliche Objekte 
sowie Gebäude und bauliche Anlagen im landwirt-
schaftlichen Bereich). 

Die rechtliche Regelung der Bodennutzung durch 
Begründung und Übertragung von Rech tsträgerschaf-
ten sowie die Bestellung von Nutzungsrechten ent-
sprach dem sozialistischen System, in dem die öffent-
lich-rechtliche Nutzungszuweisung in weiten Berei-
chen die auf dem Eigentum beruhende privatnützige 
Bewirtschaftung ersetzte. Rechtsträgerschaft und Nut-
zungsrecht unterscheiden sich insofern grundlegend 
von einem durch Rechtsgeschäft begründeten dingli-
chen Recht. 

Das Recht hatte in der Planwirtschaft dem Vollzug des 
Planes zu dienen, der die entscheidenden wirtschaft-
lichen Daten setzte. Die Klärung der tatsächlichen und 
der rechtlichen Verhältnisse an den Grundstücken 
war in der Regel nicht Voraussetzung einer baulichen 
Investition, sondern folgte dieser nach. In vielen 
Fällen blieb eine der Bebauung entsprechende Ver-
messung und Regelung der Eigentumsverhältnisse an 
den Grundstücken jedoch aus. Die Sachenrechtsbe-
reinigung findet somit dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
(im folgenden: BGB) und einer marktwirtschaftlich 
bestimmten Wirtschaftsordnung nicht entsprechen-
de Rechtsformen der Bodennutzung sowie gänz-
lich ungeregelte Bebauungen fremder Grundstücke 
vor. 

Mit der Marktwirtschaft ist der Boden wieder ein 
werthaltiges, verkehrsgängiges Wi rtschaftsgut ge-
worden. Das Verhältnis zwischen dem das Grund-
stück nutzenden Gebäudeinhaber und dem Grund-
stückseigentümer muß deshalb neu geregelt wer-
den. 

Die hierzu bis jetzt ergangenen rechtlichen Regelun-
gen hatten den im Interesse des Erhalts des Rechts-
friedens notwendigen Schutz des vorgefundenen 
Besitzstands zum Ziel. Mit dem Einigungsvertrag 
wurden die Nutzungsrechte gesichert, indem sie wie 
ein nach dem BGB begründetes dingliches Recht am 
Grundstück fortbestehen. Das, Zweite Vermögens-
rechtsänderungsgesetz hat mit dem Morato rium für 
die rechtlich nicht gesicherten Bebauungen einen 
befristeten Besitzschutz begründet. 

Mit der Sachenrechtsbereinigung ist nunmehr für 
die Zukunft ein endgültiger Interessenausgleich 
zwischen den Nutzern und den Eigentümern der 
überbauten Grundstücke herzustellen. Dies ist ein 
wichtiges Element für den Erhalt des Rechtsfrie-
dens im Beitrittsgebiet. Die Rechtsverhältnisse müs-
sen an das BGB und seine Nebengesetze angepaßt 
werden, um die Verfügbarkeit und Beleihbarkeit 
für die baulichen Investitionen wesentlich zu erleich-
tern  oder erst zu schaffen. Die Regelung hat dabei 
den durch die Einführung der Marktwirtschaft 
völlig veränderten Verhältnissen auf dem Grund-
stücksmarkt Rechnung zu tragen. Insoweit ist ein 
hohes Maß an Sensibilität auch deshalb gefordert, 
weil die Beste llung der Nutzungsrechte und die eine 
Bebauung ermöglichende Entscheidung staatlicher 
Stellen nicht nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 
erfolgte, wobei man sich über einen entgegenstehen-
den Willen des Grundstückseigentümers einfach hin-
wegsetzte. 

Nicht zuletzt sind mit der Sachenrechtsbereini-
gung weitere Investitionshinderisse abzubauen. In 
einem Rechtsstaat muß die rechtliche Regelung Vor-
aussetzung einer Investition sein; es ist nicht zuläs-
sig, durch die Bebauung Tatsachen zu schaffen und 
die Klärung der Rechtsverhältnisse an  den Grund-
stücken auf einen späteren Zeitpunkt zu verschie-
ben. Indem die Sachenrechtsbereinigung die Eckda-
ten und Instrumente für die Anpassung der Nut-
zungsrechte und die Absicherung der Bebauungen 
ohne Nutzungsrechtsbestellung zur Verfügung 
stellt, schafft sie zugleich die Voraussetzungen für 
weitere Investitionen auf diesem Grundstück. Die 
Anwendung dieser Instrumente liegt jedoch in der 
Hand der betroffenen Nutzer und Grundstückseigen-
tümer; sie müssen sich entscheiden, ob und wann sie 
von den angebotenen Möglichkeiten Gebrauch 
machen. 
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1. Rechtliche Gestaltung und wirtschaftliche 
Bedeutung des privaten Grundstücks-
eigentums in der ehemaligen DDR 

Das Privateigentum an Grund und Boden war in der 
ehemaligen DDR kein wirtschaftlich bedeutender 
Faktor. Das Recht zur Nutzung eines Grundstücks 
beruhte weitgehend auf einem System öffentlich-
rechtlicher Nutzungszuweisung. Das war Folge der 
Verstaatlichung großer Bodenflächen und der Kollek-
tivierung nahezu des gesamten Grundeigentums auf 
dem Lande unter das gesetzliche Nutzungsrecht der 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. 

a) Aushöhlung der Bedeutung des Privateigentums 
an Grund und Boden 

— Wesentliche Teile der Wirtschaft wurden unmittel-
bar nach dem Kriegsende verstaatlicht. Bereits 
unter Leitung der sowje tischen Besatzungsmacht 
wurde das Privateigentum an Industriebetrieben, 
Banken und Versicherungsanstalten (einschließ-
lich des diesen Gesellschaften gehörenden Grund-
vermögens) enteignet und in sog. Volkseigentum 
überführt. — Der noch in der Besatzungszeit im 
Zuge der Bodenreform enteignete Großgrundbe-
sitz wurde zwar zum Teil an  landlose und landarme 
Bauern übereignet; die daraus entstandenen 
Bodenreformwirtschaften unterlagen jedoch als 
„Arbeitseigentum" zahlreichen Verfügungs-
beschränkungen und waren unter bestimmten 
Voraussetzungen — z. B. wenn sie nicht mehr 
landwirtschaftlich genutzt wurden — in den staat-
lichen Bodenfonds „zurückzuführen". 

— Im ländlichen Bereich bestand das p rivate Grund-
eigentum zwar in weiten Bereichen formell als 
Rechtstitel fort; es wurde jedoch von dem Boden-
nutzungsrecht der landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaften überlagert und damit in 
seiner wirtschaftlichen Bedeutung ausgehöhlt. 

— Soweit das Eigentum an  Grundstücken weder 
enteignet noch auf dem Lande einer kollektiven 
Bewirtschaftung unterworfen wurde, war seine 
wirtschaftliche Nutzung wesentlichen Beschrän-
kungen unterworfen. Dies galt sowohl für die 
Veräußerung als auch für die Vermietung und 
Verpachtung von Grundstücken. 

Der Verkauf von Grundstücken wurde durch das 
umfassende Erfordernis einer Grundstücksverkehrs-
genehmigung und die Preisbindung wesentlichen 
Beschränkungen unterworfen: 

— Die Versagungsgründe für die staatliche Geneh-
migung waren in § 3 Abs. 4 der Grundstücksver-
kehrsverordnung vom 15. Dezember 1977 — GBl. I 
1978 Nr. 5 S. 73, die zuvor geltende ähnliche 
Bestimmungen ablösten, weit gefaßt. So war die 
Genehmigung u.a. zu versagen, wenn „die ord-
nungsgemäße Verwaltung oder die gesellschaft-
lich effektive Nutzung des Grundstücks nicht 
gewährleistet" war oder „in anderer Weise staat-
liche oder gesellschaftliche Interessen verletzt" 
wurden. Die Grundstücksverkehrsgenehmigung 

wurde hierdurch als Instrument umfassender staat-
licher Kontrolle eingesetzt und auch für willkür-
liche Entscheidungen der örtlichen Stellen miß-
braucht. In der Praxis reduzierte der Genehmi-
gungsvorbehalt für die Eigentumsübertragung an 
Grundstücken und rechtlich selbständigen Gebäu-
den radikal das Wahlrecht des Verkäufers bei der 
Auswahl des Käufers. Die Grundstücksverkehrs-
genehmigung ist deshalb — selbst von Juristen der 
DDR — nach der Wende als ein besonders pene-
trantes Beispiel für die adminis trative Leitung der 
Gesellschaft und ihrer Bürger bezeichnet worden 
(K. Heuer, Grundzüge des Bodenrechts der DDR 
1949-1990, Rdn. 105). 

— Der Kaufpreis mußte den gesetzlichen Preisvor-
schriften entsprechen (§ 305 Abs. 1 des Zivilgesetz-
buchs der DDR — im folgenden: ZGB). Diese 
waren nach der umfassenden Preisanordnung 
Nr. 415 vom 6. Mai 1955 (GBl. I Nr. 39 S. 330) auf 
die bis dahin behördlich akzeptierten Sätze festge-
schrieben und damit „eingefroren". Frei verein-
barte Preisfindungen sowie Anpassungen der 
Grundstückspreise an die allgemeine wirtschaftli-
che Entwicklung waren damit ausgeschlossen. 

Für die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
galten noch weitergehende preisrechtliche Ein-
schränkungen: 

— Eine wirtschaftlich sinnvolle Vermietung war 
durch Festhalten am Mietzinsniveau von 1936 (I) 
ausgeschlossen. Die bereits erwähnte allgemeine 
Preisanordnung Nr. 415 verwies auf die bestehen-
den preisrechtlichen Bestimmungen; in der ehe-
maligen DDR galt der nach Abschnitt III Absatz 1 
der Ersten AusführungsVO zur Verordnung über 
das Verbot von Preiserhöhungen vom 30. Novem-
ber 1936 (RGBl. II S. 956) eingeführte Mietpreis-
stopp fort  (vgl. zu den DDR-Mieten Möschel, DDRZ 
1991, 72; Pfeifer, ZMR 1991, 321, 322; K. Heuer, 
a.a.O., Rdn. 72). 

Die die später errichteten Bauten betreffenden 
Bestimmungen (Verordnung vom 10. Mai 1972 —
GBl. II Nr. 27 S. 318 in der Fassung der Verordnung 
vom 19. November 1981— GBl. I Nr. 34 S. 389, die 
mit Höchstsätzen von 1,25 M/qm in Ost-Berlin 
auch keine kostendeckende Vermietung ermög-
lichte) galten allein für den staatlichen und genos-
senschaftlichen Wohnungsbau. Einen freien Woh-
nungsbau gab es in der ehemaligen DDR nicht. 

— Die Erzielung von Einkünften aus der Verpach-
tung von Grundstücken wurde wirtschaft lich aus-
gehöhlt durch 

— die Kollektivierung der land- und forstwirt-
schaftlichen Produktion, 

— den Zwang zum Abschluß solcher Verträge 
über den Rat des Kreises nach der Verordnung 
über die einheitliche Bewirtschaftung land-
wirtschaftlicher Nutzflächen durch die land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
vom 20. Januar 1955 (GBl. I Nr. 10 S. 97), 

— die Festsetzung von Höchstpreisen ge-
mäß Erster Durchführungsbestimmung vom 
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30. September 1953 (GBl. Nr. 105 S. 1013) zur 
Verordnung über die Bewirtschaftung freier 
Betriebe und Flächen und die Schaffung von 
Betrieben der örtlichen Landwirtschaft 
(GBl. Nr. 99 S. 983). 

In der Praxis wurden von den Räten der Kreise 
zunehmend der Abschluß solcher Pachtverträge 
abgelehnt und statt dessen Nutzungsverträge 
abgeschlossen, die dem Eigentümer keine Zins-
einkünfte überließen, sondern allein eine Bezah-
lung der Lasten des Grundstücks vorsahen. Im 
ZGB war schließlich der Pachtvertrag als typische 
Rechtsform der Einkunftserzielung aus Grundver-
mögen nicht mehr vorgesehen. (In Einzelfällen 
wurde auf § 45 Abs. 3 ZGB zurückgegriffen, der 
von dem ZGB abweichende Vertragsgestaltungen 
zuließ, wenn diese nicht gegen Inhalt und Zweck 
des Gesetzes verstießen.) 

b) Begründung eines Systems öffentlich-rechtlicher 
Nutzungszuweisung 

Die Enteignung großer Flächen ohne Bindung an 
 bestimmte Vorhaben führte zur Begründung eines 

selbständigen Gebäudeeigentums und zu einem 
System der Verleihung von Nutzungsrechten. Nach 
den allgemeinen Grundsätzen des Sachenrechts des 
BGB, das in der DDR bis zum 31. Dezember 1975 galt, 
wären die auf solchen Flächen errichteten Gebäude 
Bestandteile des Grundstücks und damit Volkseigen-
tum geworden. Alle baulichen Aufwendungen wären 
— wenn es kein selbständiges Gebäudeeigentum 
gegeben hätte — dem Volkseigentum (also letztlich 
dem Staat) angefallen. 

Damit wäre der Anreiz zum Hausbau durch Bürger 
und Genossenschaften entfallen; die Bautätigkeit 
wäre insoweit zum Erliegen gekommen. Der Ausweg 
bestand in der Einführung eines vom Grund und 
Boden getrennten Gebäudeeigentums, das Bürger als 
persönliches, die Genossenschaften als sozialisti-
sches, genossenschaftliches Eigentum erwerben 
konnten. Entsprechend sowjetischen Vorbildern 
wurde das selbständige Eigentum am Gebäude in den 
frühen fünfziger Jahren als eine neben dem BGB 
bestehende Eigentumsform eingeführt. Das Eigentum 
am Gebäude durfte jedoch nur in Übereinstimmung 
mit den Interessen der Gesellschaft ausgeübt werden 
und war deshalb zahlreichen, in der Ideologie begrün-
deten Einschränkungen unterworfen (vgl. Strohbach, 
NJ 1954, 689, 691). So waren z. B. Verfügungen über 
solche Häuser nur in beschränktem Umfang möglich 
und eine Vermietung der Eigenheime auf volkseige-
nen Grundstücken ausgeschlossen. 

Der Staat verlieh vielmehr einen Teil seiner Nut-
zungsbefugnisse und -pflichten an Grundstücken 
bezüglich des Volkseigentums vor allem an Bürger 
und Genossenschaften. Entscheidend war der Verlei-
hungsakt; dieser und nicht die so entstandene Bela-
stung des Grundstücks wurde in das Grundbuch 
eingetragen. Ein in dieser Weise verliehenes Nut-
zungsrecht konnte nur entsprechend dem Verlei-
hungszweck ausgeübt und bei nicht entsprechender 

Nutzung gegebenenfalls auch wieder entzogen wer-
den. 

Das Nutzungsrecht der landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaften wurde ebenfa lls als ein gesell-
schaftliches Institut verstanden. Wie das verliehene 
Nutzungsrecht ermöglichte es die Begründung selb-
ständigen Gebäudeeigentums auf den dem Nut-
zungsrecht unterliegenden Flächen (Eggers-Lorenz, 
NJ 1953, 704, 705). 

Mit der immer weitergehenden Überführung des 
Grund und Bodens in sog. Volkseigentum und der 
umfassenden kollektiven Bewirtschaftung der land-
wirtschaftlich genutzten Flächen gewann die öffent-
lich-rechtliche Zuweisung des Baugrunds eine für die 
Bebauung mehr und mehr ausschlaggebende Bedeu-
tung. Die staatliche Entscheidung (oder im LPG

-

Bereich die des LPG-Vorstands) war bestimmend; auf 
den Erwerb von Rechten an  Grundstücken und die 
Eigentumsverhältnisse kam es aus der Sicht der 
Betroffenen immer weniger an. 

2. Veränderungen in der DDR nach der Wende 

Die Änderungen der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für die Nutzung und Bewirt-
schaftung von Grundstücken wurden nach der Wende 
durch die Wahlen zur Volkskammer vom 18. März 
1990 und durch den Vertrag über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 18. Mai 
1990 (BGBl. II S. 537) eingeleitet. Beispielhaft sind hier 
nur zu nennen: 

— Überführung der früheren volkseigenen Bet riebe 
in privatwirtschaftliche Unternehmensformen un-
ter Übertragung der in Rechtsträgerschaft genutz-
ten Grundstücke in das Eigentum der Unterneh-
men (§ 11 Abs. 2 Treuhandgesetz) mit der Folge 
einer auf dem Eigentum an den Grundstücken 
beruhenden Bodennutzung, 

— Aufhebung der Zwangskollektivierung und die 
schrittweise Wiederherstellung einer auf dem Pri-
vateigentum beruhenden Bodennutzung im länd-
lichen Bereich (§ 1 Landwirtschaftsanpassungsge-
setz), womit auch die Befugnis zur Begründung 
von Nutzungsrechten entfiel, 

— der Übergang zum Grundsatz der freien Preisbil-
dung (§ 1 Preisgesetz vom 22. Juni 1990 — GBl. I 
Nr. 37 S. 471), wovon aus sozialen und wohnungs-
wirtschaftlichen Gründen die Mieten und Pachten 
zunächst ausgenommen blieben. 

3. Änderungen durch den Einigungsvertrag 

— Der Einigungsvertrag hat die Grundlagen für die 
Wiederherstellung der Rechtseinheit auch auf dem 
Gebiet des Grundstücksrechts geschaffen. Das 
BGB und die Grundbuchordnung traten mit dem 
Wirksamwerden des Beitritts in den neuen Län-
dern wieder in Kraft. Die Reste des Systems der 
Zuweisung von Nutzungsrechten wurden aufge-
hoben. Im Interesse des Erhalts des Rechtsfriedens 
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sowie der redlich erworbenen Besitzstände blie-
ben die in der ehemaligen DDR begründeten 
Bodennutzungsrechte und das selbständige Ge-
bäudeeigentum erhalten. Eine Anpassung dieser 
Rechte an das BGB oder an veränderte Verhält-
nisse blieb jedoch vorbehalten. 

— Bisherige Verfügungsbeschränkungen in der 
Grundstücksverkehrsverordnung wurden aufge-
hoben. Das Genehmigungserfordernis dient nur 
noch der Sicherung angemeldeter Rückübertra-
gungsansprüche nach § 3 Abs. 1 Satz 1 des 
Vermögensgesetzes. 

— Im Wohnungsmietrecht gelten für die nach dem 
3. Oktober 1990 fertiggestellten Gebäude grund-
sätzlich die allgemeinen Bestimmungen im Gesetz 
zur Regelung der Miethöhe, die keine preisrecht-
lichen Festlegungen auf eine bestimmte Miethöhe 
enthalten. Für die vorher errichteten Gebäude 
werden durch die Grundmietenverordnungen die 
bisher extrem niedrigen Mietzinsen schrittweise 
angehoben und so allmählich an marktwirtschaft-
liche Strukturen herangeführt. 

4. Wirtschaftliche Folgen 

Der Übergang von der sozialistischen Planwirtschaft 
zur sozialen Marktwirtschaft hat auch auf dem Immo-
bilienmarkt zu grundlegenden Veränderungen ge-
führt. Sichtbar wird dies vor allem an  dem explosions-
artigen Anstieg der Grundstückspreise in den neuen 
Ländern in den ersten zwei Jahren nach dem Beitritt. 
(Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß das 
durch den Preisstopp administrativ niedrig gehaltene 
Preisniveau die Ausgangsbasis war.) 

So sind z. B. nach den von Maklern mitgeteilten 
Beobachtungen die Baulandpreise von Anfang 1991 
zu Anfang 1992 in Schwerin von 50 DM/qm auf 
150 DM/qm, in Leipzig von 60 DM/qm auf 390 DM/ 
qm, in Erfurt von 90 DM/qm auf 400 DM/qm und in 
Dresden von 200 DM/qm auf 300 DM/qm gestie-
gen. Aufgrund der Zunahme des Angebots an Grund-
stücken sei danach allerdings wieder ein leichter 
Rückgang der Baulandpreise eingetreten. 

Die in den alten Ländern in über vierzig Jahren 
eingetretenen Wertveränderungen haben sich in den 
neuen Ländern im Zeitraffer von zwei Jahren nach-
vollzogen. In einer längerfristigen Prognose ist zu 
erwarten, daß mit der Rechtsangleichung in den 
neuen Ländern die gleichen Verhältnisse eintreten 
wie in den alten. 

Diese Entwicklung hat auch zu einer Veränderung der 
Relationen zwischen den in den Gebäuden und in den 
Grundstücken verkörperten Werten geführt. Waren 
die Gebäude im sozialistischen Rechts- und Wi rt

-schaftssystem die allein werthaltigen Objekte, so 
stellen jetzt die Grundstücke erhebliche Vermögens-
werte dar. In vielen Fällen geht der Wert der Grund-
stücke dabei über den der Gebäude (vor allem bei 
älteren, abgeschriebenen oder verfallenen Objekten) 
weit hinaus. 

5. Probleme für einen Interessenausgleich 

Die Sachenrechtsbereinigung muß die Rechte zwi-
schen den Grundstückseigentümern und den Nutzern 
neu regeln und dabei einen sachgerechten Interes-
senausgleich herbeiführen. Die Veränderung der 
wirtschaftlichen Werte erleichtert dies nicht. Das 
Grundeigentum ist nicht mehr ein in wirtschaftlicher 
Bedeutung ausgehöhlter, leerer Rechtstitel; es hat 
durch die Einführung der Marktwirtschaft einen 
erheblichen Wertzuwachs erfahren. Mit der gesetz-
lichen Regelung wird eine Entscheidung über die 
Verteilung dieses Wertzuwachses geschaffen. Die 
Vorstellungen der be troffenen Grundstückseigen-
tümer und Nutzer hierzu gehen, wie nicht anders zu 
erwarten, in der Regel weit auseinander. 

B. Gegenstände der Sachenrechtsbereinigung 

1. Anpassung bestehender Nutzungsrechte und 
Begründung von Ansprüchen zur baulichen 
Nutzung und zum Erwerb fremder Grund-
stücke 

a) Be troffene Fallgruppen 

aa) Verliehene und zugewiesene Nutzungsrechte 

Die in der ehemaligen DDR beste llten Nutzungs-
rechte beruhen auf öffentlich-rechtlicher Nutzungs-
zuweisung. Ihre Ausgestaltung entsprach mehr staat-
lichen Lehen als dinglichen Rechten im Sinne des 
BGB. Mit der Sachenrechtsbereinigung muß dafür 
gesorgt werden, daß entweder aus diesen Nutzungs-
rechten dem BGB konforme verkehrsfähige dingliche 
Rechte entstehen oder eine Auflösung des Konflikts 
zwischen Nutzer und Grundstückseigentümer durch 
Hinzuerwerb des Grundstücks durch den Nutzer 
(Komplettierung) herbeigeführt wird. Im einzelnen 
handelt es sich hier um die folgenden drei Fall-
gruppen: 

— Bürgern für den Bau von Eigenheimen verliehene 
oder zugewiesene Nutzungsrechte (§§ 287 bis 290; 
§§ 291 bis 294 ZGB); 

— Nutzungsrechte für Arbeiterwohnungsbaugenos-
senschaften zum genossenschaftlichen Woh-
nungsbau auf volkseigenen Grundstücken (§ 7 der 
Verordnung vom 21. November 1963 — GBl. I 
Nr. 12 S. 109); 

— Nutzungsrechte für andere Genossenschaften, die 
meist für gewerblichen Zwecken dienende Ge-
bäude verliehen wurden (§ 1 des Gesetzes über die 
Verleihung von Nutzungsrechten an  volkseigenen 
Grundstücken vom 14. Dezember 1970 — GBl. I 
Nr. 24 S. 372). 

Diese Rechte bestehen nach Artikel 233 § 3 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
(im folgenden: EGBGB) in der Fassung durch die 
Anlage I zum Einigungsvertrag nunmehr mit dem 
bisherigen Inhalt und Rang als dingliche Rechte am 
Grundstück fort; ihre Anpassung an  das BGB und 
seine Nebengesetze oder an veränderte Verhältnisse 
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nach Artikel 233 § 3 Abs. 2 EGBGB bleibt jedoch 
vorbehalten. Die Anpassung läßt sich hier nur im 
Wege der Rechtsumwandlung herbeiführen, wobei 
sowohl die Rechtsform als auch der Inhalt der Nut-
zungsrechte verändert werden müssen. 

bb) Andere bauliche Investitionen 

Die Bebauung fremder Grundstücke in der ehemali-
gen DDR erfolgte nicht allein auf der Grundlage von 
Nutzungsrechten. Bei einer Betrachtung a ller von der 
Sachenrechtsbereinigung zu regelnden Fälle sind die 
Nutzungsrechte nur ein Teilbereich, der nicht einmal 
die Mehrzahl der betroffenen Sachverhalte darstellen 
dürfte. 

Die bauliche Inanspruchnahme des fremden Grund-
stücks konnte auf gesetzlichen Regelungen beruhen, 
die im ZGB keine Aufnahme gefunden hatten, auf 
Musterstatuten für die landwirtschaftlichen Produkti-
onsgenossenschaften und schließlich auf schlichtem, 
teilweise rechtswidrigem, jedoch üblichem Verwal-
tungshandeln. Im einzelnen sind hier, ohne daß eine 
Gewähr für die Vollständigkeit der nachfolgenden 
Darstellung gegeben werden könnte, folgende 
Gestaltungen anzutreffen und zu regeln: 

(1) Eigenheime 

— Auf den landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften zugewiesenen Flächen wurden Ei-
genheime und Nebengebäude als sogenannte 
Hauswirtschaftsgebäude nach den Musterstatuten 
(Nr. 67 des Musterstatuts für den Typ I vom 9. April 
1959 und Nr. 69 des Musterstatuts für den Typ III 
vom 9. April 1959) errichtet. An diesen Gebäuden 
besteht selbständiges Gebäudeeigentum. 

Selbständiges Gebäudeeigentum entstand ferner 
an  den von den landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften errichteten Gebäuden (§ 27 
LPG-Gesetz vom 2. Juli 1982, GBl. I Nr. 25 S. 443 —
im folgenden: LPG-Gesetz 1982, vorher § 13 LPG

-

Gesetz vom 3. Juni 1959, GBl. I Nr. 36 S. 577 — im 
folgenden: LPG-Gesetz 1959). Dies konnten auch 
Eigenheime sein, mit deren Bau die landwirt-
schaftliche Produktionsgenossenschaft nach § 2 
Abs. 2 der Eigenheimverordnung (vom 31. August 
1978, GBl. I Nr. 40 S. 425) beginnen und die sie 
später während des Baus oder nach dessen Fertig-
stellung auf einen Bürger übertragen konnte. 

Nutzungsrechte wurden hier häufig nicht zuge-
wiesen. Solange das gesetzliche Nutzungsrecht 
der landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaften bestand, war der Besitz des Gebäude-
eigentümers durch das zwischen ihm und dem 
Grundeigentümer stehende genossenschaftliche 
Nutzungsrecht gesichert. Mit dem Ende der 
Zwangskollektivierung mußte das gesetzliche 
Nutzungsrecht fallen, was am 1. Juli 1990 mit dem 
Gesetz über die Änderung oder Aufhebung von 
Gesetzen der DDR vom 28. Juni 1990 (GBl. I Nr. 38 
S. 483) erfolgte. Die Folge ist ein Gebäudeeigen

-

tum  ohne Bodennutzungsrecht. Für diese Fälle 

ergibt sich ein Regelungsbedarf infolge der Ände

-

rung gesetzlicher Bestimmungen in der ehemali-
gen DDR nach der Wende. 

— Eine weitere regelungsbedürftige Fallgruppe er-
gibt sich aus der Überlassung von Bauland an 
Gemeinden und andere juristische Personen durch 
landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften. 
Eine solche Überlassung von Boden an  staatliche 
Organe, sozialistische Betriebe und Einrichtungen 
war nach § 18 Abs. 2 Buchstabe h LPG-Gesetz 1982 
zulässig. Es fehlte jedoch an gesetzlichen Regelun-
gen, nach denen die Gemeinden dann ihrerseits 
den Bürgern an diesen Flächen hätten Nutzungs-
rechte bestellen können. In der Praxis sind die 
Bebauungen solcher Flächen dann häufig auf-
grund von Nutzungsverträgen erfolgt. Dieser 
Besitz wäre nach allgemeinen Regeln gegenüber 
dem Eigentümer nicht geschützt, da der Ausschluß 
des Herausgabeanspruches grundsätzlich eine 
geschlossene Besitzkette voraussetzt. Die überlas-
sende Gemeinde konnte ihr Besitzrecht nur auf die 
Übertragung von der landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaft stützen, deren Besitzrecht 
jedoch aufgehoben wurde. 

— Eine vertragliche Nutzungsregelung liegt auch 
den sog. Überlassungsverträgen zugrunde. Damit 
sind Verträge gemeint, die nach im Ministe rium 
der Finanzen der ehemaligen DDR entwickelten 
Mustern von den staatlichen Verwaltern über sog. 
Westgrundstücke abgeschlossen wurden. 

Hiervon betroffen ist das in der ehemaligen DDR 
belegene Grundvermögen der in den alten Bun-
desländern und in West-Berlin lebenden Eigentü-
mer, das gemäß § 6 der Verordnung zur Sicherung 
von Vermögenswerten vom 17. Juli 1952 (GBl. I 
Nr. 100 S. 615) unter staatliche Verwaltung ge-
stellt worden war. In geringerem Umfang wurden 
Überlassungsverträge auch nach dem Mauerbau 
aufgrund Nr. VI.2 der Anordnung des Berliner 
Magistrats vom 18. November 1961 über das in 
Ost-Berlin befindliche Grundvermögen der West

-

Berliner abgeschlossen. 

Die Überlassung des Grundstücks erfolgte gegen 
Hinterlegung eines Geldbetrages. Ein Nutzungs-
entgelt war nicht zu entrichten. Den Überlassungs-
nehmern war auch die Bebauung des Grundstücks 
mit einem Wohngebäude gestattet. 

Eine gesetzliche Regelung hat dieser Vertragstyp 
weder im BGB, das in der DDR bis zum 31. Dezem-
ber 1975 fortgalt, noch im ZGB gefunden. Gleich-
wohl wird man den Überlassungsvertrag noch den 
dem Recht der ehemaligen DDR entsprechenden 
Rechtsformen zuordnen können. 

— Bei den im Rahmen der Sachenrechtsbereinigung 
ebenfalls zu regelnden sog. unechten Datschen ist 
dies nicht mehr der Fall. Als unechte Datschen 
werden die zu Wohnhäusern umgebauten Garten- 
und Wochenendhäuser bezeichnet, die auf Flä-
chen errichtet wurden, die Bürgern durch Vertrag 
zur Erholung überlassen wurden (§§ 312 — 315 
ZGB). Die Bebauung solcher Flächen mit Wohn-
häusern war nach den gesetzlichen Regelungen 
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nicht vorgesehen und führte nicht zu selbständi-
gem Gebäudeeigentum. Sie ist jedoch in zahlrei-
chen Fällen erfolgt, wobei die gesetzlich vorgese-
hene Begründung von Nutzungsrechten aus-
blieb. 

— Die sog. „hängenden" Fälle beruhen allein auf 
rechtswidriger, allerdings häufig geübter Praxis. In 
diese Kategorie fa llen die Bebauungen volkseige-
ner und genossenschaftlich genutzter Flächen, die 
mit Billigung staatlicher Stellen erfolgten. Den 
Bürgern wurden häufig Baugenehmigungen und 
auch die nach § 3 Eigenheimverordnung (vom 
31. August 1978 — GBl. I Nr. 40 S. 425) zu 
beantragende Zustimmung für den Bau eines Ein-
familienhauses erteilt. Die gesetzlich vorgesehene 
Begründung von Nutzungsrechten, die oft erst 
lange Zeit nach Baubeginn erfolgte, blieb hier 
jedoch aus. Im ländlichen Bereich erfolgte die 
„Zuweisung" einer Fläche oft allein durch Ent-
scheid des LPG-Vorsitzenden, wobei man sich 
über die für die Bereitstellung von Bauland vorge-
sehenen rechtlichen Regelungen (Verordnung 
über die Bereitstellung von genossenschaftlich 
genutzten Bodenflächen zur Errichtung von Eigen-
heimen auf dem Lande vom 9. September 1976, 
GBl. I Nr. 35 S. 426; Ber. Nr. 42 S. 500) einfach 
hinwegsetzte. 

Für den betroffenen Bürger hing es oft vom Zufall 
ab, ob die Nutzungsrechtsverleihung seinem Bau 
nachfolgte oder nicht. Mit Rechtshandlungen 
erzwingen konnten die Bürger die Ausstellung 
solcher Nutzungsrechtsurkunden nicht. 

(2) Staatlicher und genossenschaftlicher 
Wohnungsbau 

Die Sachenrechtsbereinigung muß auch Regelungen 
für viele im staatlichen und genossenschaftlichen 
Wohnungsbau errichtete Gebäude finden. Dies sind 
die meist in Plattenbauweise errichteten Wohn-
blocks. 

— Kein Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung ist 
der nach den gesetzlichen Regelungen vorgese-
hene Normalfall, die Bebauung nach Überführung 
der Grundstücke in Volkseigentum. Diese Sachver-
halte werden durch Art. 22 Abs. 4 des Einigungs-
vertrages und die Protokollerklärung Nr. 13 für den 
von den Wohnungsbaugenossenschaften genutz-
ten vormals volkseigenen Grund und Boden erfaßt. 
Dieses Vermögen wurde in das Eigentum der 
Kommunen übertragen. Den Kommunen wurde 
die Verpflichtung auferlegt, dieses Eigentum 
schrittweise in eine marktwirtschaftliche Woh-
nungswirtschaft zu überführen und den Genossen-
schaften den genutzten Grund und Boden zu 
übertragen. 

— Die Überbauung im Privateigentum der Bürger 
stehender Grundstücke hat besondere Problem-
lagen geschaffen. 

— Die nach den DDR-Gesetzen (zuerst gemäß § 14 
Aufbaugesetz vom 6. September 1950 — GBl. 
Nr. 104 S. 965 — in Verbindung mit § 4 der 

2. Durchführungsbestimmung vom 29. Septem-
ber 1972 — GBl. II Nr. 59 S. 641 — sowie seit 
dem 1. Januar 1985 gemäß §§ 12, 13 Bauland-
gesetz vom 15. Juni 1984 — GBl. I Nr. 17 S. 201) 
vorgesehenen Überführungen ins Volkseigen-
tum waren vielfach ausgeblieben. Um zu recht-
lichen Regelungen der Grundstücksnutzung zu 
kommen, schlossen vereinzelt Bürger und vor 
allem die staatlichen Verwalter p rivater Grund-
stücke Nutzungsverträge mit den Betrieben der 
Wohnungswirtschaft oder den Arbeiterwoh-
nungsbaugenossenschaften ab. 

— Nach den Regelungen des ZGB entstand nun-
mehr aufgrund der Bebauung im staatlichen 
Wohnungsbau an den Gebäuden kraft Geset-
zes Volkseigentum (§ 459 Abs. 1 Satz 1 ZGB); 
für die Bebauung privater Grundstücke durch 
Wohnungsbaugenossenschaften aufgrund sol-
cher Nutzungsverträge war „nur" die Entste-
hung eines der Werterhöhung entsprechenden 
Miteigentumsanteils vorgesehen (§ 459 Abs. 4 
ZGB). 

Die Regelung in § 459 ZGB ist nur vor dem 
Hintergrund der im sozialistischen Wirtschaftssy-
stem bestehenden Wertverhältnisse zu verstehen. 
Das Grundstück war in der Regel nicht werthaltig. 
Die Sicherung der Aufwendungen aus Mitteln des 
Volkseigentums durch das selbständige Gebäu-
deeigentum war hiernach werthaltiger als die 
Begründung von Miteigentumsanteilen für die 
Genossenschaften. 

Nach Aufhebung der staatlichen Verwaltung ist 
die Kündigung vieler dieser Verträge durch die 
Eigentümer zu erwarten. Die weitere Nutzung der 
Grundstücke ist insoweit nicht gesichert. Die Auf-
nahme grundpfandrechtlich gesicherter Kredite 
für eine oft dringende Sanierung der Gebäude 
scheitert daran, daß im genossenschaftlichen Woh-
nungsbau kein Gebäudeeigentum begründet 
wurde und die vertragliche Nutzung der Grund-
stücke nicht beleihbar ist. 

— In manchen Bezirken wurden aufgrund von Ent-
scheidungen örtlicher Partei- oder Staatsfunktio-
näre ganze Stadtteile ohne Klärung der Eigen-
tumsverhältnisse an Grund und Boden errichtet. 
Selbständiges Gebäudeeigentum konnte hier 
nach DDR-Recht nicht entstehen. 

Gebäudeeigentum wurde nur begründet, wo dies 
durch Rechtsvorschriften festgelegt worden war 
(§ 295 Abs. 2 Satz I ZGB). Solche Vorschriften 
bestanden für die Verleihung von Nutzungsrech-
ten (§ 7 Abs. 4 der Verordnung über die Arbeiter-
wohnungsbaugenossenschaften vom 21. Novem-
ber 1963 i. d. Neufassung vom 23. Februar 1973 — 
GBl. I Nr. 12 S. 109) und für die vertragliche 
Nutzung nach § 459 Abs. 1 Satz 1 ZGB. Für den 
Überbau ohne Klärung der Eigentumsverhältnisse 
an Grund und Boden gab es keine gesetzliche 
Begründung selbständigen Gebäudeeigentums. 

Nach Art. 233 § 2b EGBGB in der Fassung durch 
das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz 
vom 14. Juli 1992 (BGBl. I S. 1257) besteht an den 
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Bauten, die Wohnungsgenossenschaften auf vor-
mals volkseigenen Grundstücken errichtet haben, 
nunmehr selbständiges Gebäudeeigentum. Mit 
der Regelung sollten die Genossenschaften schnell 
eine Beleihungsgrundlage für die dringlichen 
Investitionen im Wohnungsbau erhalten. Eine 
grundsätzliche Lösung des Problems konnte dies 
nicht sein, da die Ermittlung eines Beleihungswer-
tes für das Gebäude schwierig ist, solange das 
Recht zur Nutzung des Grundstücks nicht geregelt 
ist. — Im Staatlichen Wohnungsbau bestand die 
Notwendigkeit zu einer ähnlichen vorläufigen 
Regelung nicht. Das vormals volkseigene Grund-
eigentum (einschl. der aufstehenden Gebäude) ist 
nach Art. 22 Abs. 4 Einigungsvertrag den Kommu-
nen zugeordnet worden und somit grundsätzlich 
beleihbar. Es fehlt jedoch vielfach noch an einer 
der Vermögenszuordnung entsprechenden Eintra-
gung im Grundbuch. 

Besondere Probleme ergeben sich dann, wenn 
— wie es in hier angesprochenen Fällen häufig 
ist — die Wohnblocks quer über die Grundstücks-
grenzen verlaufen. Das führt dazu, daß die Eigen-
tumsgrenzen nunmehr vertikal die Gebäude 
durchschneiden. 

Dies hat zu zum Teil paradoxen Eigentumslagen 
geführt. So kann z. B. der Teil eines Wohnblocks 
mit den Bädern dem Eigentümer A, der mit den 
Schlafzimmern und der Küche dem Eigentümer B 
und der mit dem Wohnzimmer der Gemeinde 
gehören. Daß ein solches Gebäude weder ver-
kehrsfähig noch beleihbar ist, bedarf keiner weite-
ren Begründung. 

In diesen Fällen kann eine sinnvolle Eigentumsre-
gelung nur in der Weise erfolgen, daß der Nutzer 
des Gebäudes die Grundstücke hinzuerwirbt, auf 
denen das Gebäude steht (Komplettierung). Erb-
baurechte über mehrere Grundstücke hinweg füh-
ren zu unübersichtlichen Rechtsverhältnissen und 
sind — soweit nicht ein Gesamterbbaurecht für das 
Gebäude bestellt wird — auch rechtlich nicht 
zulässig. 

(3) Behördliche, gewerblich, land- und 
forstwirtschaftlich genutzte Bauten 

Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung sind 
schließlich die öffentlichen, gewerblichen oder land-
wirtschaftlichen Zwecken dienenden Gebäude, für 
die die Nutzung des Grundstücks nicht geregelt ist. 
Dies betrifft: 

(a) Vormals volkseigene Betriebe, staatliche Bauten 

Für die gewerblichen Bauten der vormals volkseige-
nen Betriebe ist eine weitgehende Klärung der Eigen-
tumsverhältnisse an Grund und Boden durch das 
Treuhandgesetz und die Fünfte Durchführungsver-
ordnung dazu ge troffen worden. Das Eigentum an den 
volkseigenen Grundstücken wurde den Betrieben 
zugeordnet. Ungeregelt sind die Rechtsverhältnisse 
an  den im Privateigentum stehenden Grundstücken, 

die durch solche Betriebe genutzt werden. Hier stellen 
sich dieselben Probleme wie im staatlichen Woh-
nungsbau. 

Beim Überbau ganzer Stadtteile vor Klärung der 
Eigentumsverhältnisse an Grund und Boden wurden 
auch behördliche Bauten errichtet. Diese Inanspruch-
nahme fremder Grundstücke ist nach den Grundsät-
zen der Sachenrechtsbereinigung zu regeln. 

(b) Genossenschaften mit einem handwerklichen 
oder gewerblichen Geschäftsgegenstand 

Die handwerkliche oder gewerbliche Tätigkeit der 
Genossenschaften (Konsum, Genossenschaftskassen, 
handwerkliche Produktionsgenossenschaften) fällt 
nicht unter das Treuhandgesetz. Die darin geregelte 
Eigentumszuordnung findet hier keine Anwendung. 
Die vormals volkseigenen Grundstücke gehören zum 
Finanzvermögen, das nach A rt. 22 Abs. 1 Einigungs-
vertrag der Treuhandverwaltung des Bundes unter-
liegt. Die Regelung der künftigen Nutzung dieser 
Grundstücke ist ebenfalls Gegenstand der Sachen-
rechtsbereinigung, da auch hier Nutzungsrechte 
sowie mit Billigung staatlicher Stellen vorgenommene 
bauliche Investitionen betroffen sind. 

(c) Landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaften 

An den Bauten landwirtschaftlicher Produktionsge-
nossenschaften entstand kraft Gesetzes selbständiges 
Gebäudeeigentum (§ 27 LPG-Gesetz 1982; § 13 Abs. 2 
LPG-Gesetz 1959). Mit der Aufhebung des genossen-
schaftlichen Nutzungsrechts ist Gebäudeeigentum 
ohne ein Recht zur Nutzung des Grundstücks entstan-
den, für das das Zweite Vermögensrechtsänderungs

-

gesetz nur eine vorläufige Besitzregelung ge troffen 
hat. Diese Gebäude sind — trotz der nach Art. 233 § 2 b 
Abs. 2 EGBGB in der Fassung durch das Zweite 
Vermögensrechtsänderungsgesetz eröffneten Mög-
lichkeit zur Anlegung eines Gebäudegrundbuchs — 
gegenwärtig nicht beleihbar und im Grundstücksver-
kehr auch nicht zu veräußern, solange die Rechtsver-
hältnisse bezüglich des künftigen Besitzes am Grund-
stück nicht gesichert sind. 

cc) Nicht im Rahmen der Sachenrechtsbereinigung 
zu regelnde Bebauungen fremder Grundstücke 

In die Sachenrechtsbereinigung nicht einzubeziehen 
sind diejenigen Nutzungen, die in der ehemaligen 
DDR auf der Grundlage schuldrechtlicher Verträge 
erfolgten und für die nach dem Recht der DDR eine 
„Verdinglichung" durch Bestellung eines Nutzungs-
rechts nicht vorgesehen war. Dies betrifft im wesent-
lichen zwei Bereiche: 

— die Nutzung von Grundstücken durch Bürger zur 
Erholung, Freizeitgestaltung und kleingärtneri-
schen Bewirtschaftung nach den §§ 312 ff. ZGB 
sowie 
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— die Nutzung von Grundstücken aufgrund von 
Miet- oder Pachtverträgen sowie den Nutzungs-
verträgen nach § 71 des Vertragsgesetzes der DDR 
vom 25. März 1982 (vgl. GBl. I S. 293). 

Dies gilt auch dann, wenn der Nutzer das Grundstück 
bebaut hat. Aus der Sachenrechtsbereinigung heraus 
fallen damit folgende Bauten: 

— alle aufgrund eines Nutzungsvertrages nach 
§§ 312 ff. ZGB von Bürgern für ihre persönlichen 
Zwecke errichteten Bauwerke; in der Terminolo-
gie des ZGB Baulichkeiten genannt (§ 296 Abs. 1 
Satz 1 ZGB), 

— die häufigen Um- und Ausbauten an bestehenden 
Gebäuden durch Mieter, 

— die Errichtung neuer Betriebsgebäude sowie Um- 
und Ausbauten an  bestehenden Gebäuden durch 
Handwerker und Kleingewerbetreibende. Hier-
von ausgenommen sind die Neubauten und Wie-
derherstellungen verfallener Gebäude (Rekon-
struktionen) auf den vormals volkseigenen Grund-
stücken. 

(1) Nutzungen zur Erholung, 
Freizeitgestaltung oder 
kleingärtnerischen Bewirtschaftung 

(a) Rechtliche und tatsächliche Grundlagen 

Die Nutzung der Grundstücke erfolgte in diesen 
Fällen meist auf vertraglicher Grundlage. Die meisten 
der von den staatlichen Verwaltern mit Bürgern in der 
ehemaligen DDR abgeschlossenen Überlassungsver-
träge über sog. West-Grundstücke be trafen Nutzun-
gen zur Erholung. In diese Fallgruppe gehören ferner 
die vertraglichen Nutzungen nach §§ 312 bis 315 ZGB. 
Diese Verträge wurden in sehr vielen, vielleicht den 
meisten Fällen nicht unmittelbar von den Grund-
stückseigentümern abgeschlossen. Solche Verträge 
können z. B. mit den Bürgern abgeschlossen worden 
sein: 

— von einer landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaft, der Gemeinde oder dem Verband der 
Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter auf-
grund des § 18 Abs. 2 Satz 2 des LPG-Gesetzes 
1982 (Überlassung nicht bewirtschafteter Kleinst-
flächen), 

— von den nach § 1 Abs. 2 der Anordnung Nr. 2 über 
die Behandlung des Vermögens von Personen, die 
die DDR nach dem 10. Juni 1953 verlassen, vom 20. 
August 1958 (GBl. I Nr. 57 S. 664) eingesetzten 
staatlichen Treuhändern, 

— von Verwaltern, die durch Personen, die die ehe-
malige DDR mit Zustimmung staatlicher Stellen 
verlassen hatten, eingesetzt worden waren, oder 
schließlich auch 

— von den staatlichen Verwaltern über sog. West-
grundstücke nach dem Inkrafttreten des ZGB. 

Vereinzelt wurden für den Bau massiver Wochenend-
häuser auch dingliche Nutzungsrechte nach § 2 Abs. 1 
des Gesetzes über die Verleihung von Nutzungsrech-

ten an volkseigenen Grundstücken vom 14. Dezember 
1970 (GBl. I Nr. 24 S. 372) verliehen. Solche Nutzungs-
rechte waren nicht typisch, sondern Ausnahmen. 
Diese Sachverhalte sollen ihrer wirtschaft lichen und 
sozialen Bedeutung entsprechend im Zusammenhang 
mit der Bereinigung der Nutzungsverträge zur Erho-
lung gesetzlich geregelt werden. Daß die Inhaber 
solcher Nutzungsrechte ihrem Besitzstand entspre-
chend vielleicht ein dingliches Recht am Grundstück 
erhalten, kann an dieser Stelle weder ausgeschlossen 
noch vorweggenommen werden. 

(b) Gründe für eine andere Regelung dieser 
Sachverhalte 

Die Regelung der Nutzung von Grundstücken zur 
Erholung, Freizeitgestaltung und kleingärtnerischen 
Bewirtschaftung soll nicht im Rahmen der Sachen-
rechtsbereinigung, sondern in Ausfüllung des Anpas

-

sungsvorbehalts in Art. 232 § 4 Abs. 1 EGBGB in der 
Fassung durch die Anlage I zum Einigungsvertrag 
erfolgen. Die Gründe hierfür liegen da rin, daß 

— in diesen Fällen keine dingliche Belastung des 
Grundstücks vorliegt und nach dem Recht der DDR 
auch nicht zu begründen war und 

— den vom Nutzer errichteten Bauwerken weder 
rechtlich noch wirtschaftlich dieselbe Bedeutung 
zukommt wie den von der Sachenrechtsbereini-
gung erfaßten Gebäuden. 

Diese Nutzungen waren nach dem ZGB vertraglich zu 
regeln. Ein wesentlicher Unterschied zu den verliehe-
nen, zugewiesenen oder gesetzlich begründeten Nut-
zungsrechten bestand darin, daß die Verträge durch 
Kündigung oder nach Bau eines Wochenendhauses 
oder einer Garage durch den Nutzer durch gerichtli-
che Entscheidung beendet werden konnten (§ 314 
Abs. 3 und 4 ZGB). 

Im Einigungsvertrag wurden diese Nutzungen ent-
sprechend im schuldrechtlichen Teil der Änderungen 
des EGBGB aufgenommen (Art. 232 § 4 Abs. 1) und ein 
Vorbehalt für abweichende Regelungen durch beson-
deres Gesetz begründet. 

Eine Verdinglichung der vertraglichen Nutzungen 
und die Begründung eines gesetzlichen Ankaufs-
rechts wäre eine wesentliche Veränderung der bishe-
rigen Rechte zugunsten der Nutzer, die vom Stellen-
wert der Nutzungen für die Betroffenen nicht gerecht-
fertigt ist. Nutzungen zur Erholung haben nicht die 
gleiche zentrale Bedeutung für die persönliche 
Lebensgestaltung wie die Wohnung. Die gesetzliche 
Regelung für den Interessenausgleich zwischen 
Eigentümer und Nutzer muß dies berücksichtigen. 
Das gilt auch für die vom Nutzer vorgenommenen 
baulichen Investitionen. Das Interesse des Nutzers, 
eine Baulichkeit weiter für sich nutzen zu können, 
hatte schon nach dem Recht der ehemaligen DDR, das 
nach dem Einigungsvertrag insoweit einstweilen fort

-

gilt, keinen Schutz vor den Eigentümerinteressen wie 
eine Wohnbebauung. Für eine gesetzliche Regelung 
unter Geltung des Grundgesetzes gilt dies erst 
recht. 
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Die Wochenendhäuser und Lauben (sog. Datschen) 
wie auch die Garagen, die ebenfa lls Baulichkeiten im 
Sinne der §§ 296, 312 ff. ZGB waren (vgl. § 314 Abs. 3 
Satz 2 ZGB), wurden den Gebäuden nicht gleichge-
stellt. Die Abgrenzung zwischen den Gebäuden und 
den sog. Baulichkeiten ist bereits im Recht der ehe-
maligen DDR angelegt. An den Baulichkeiten ent-
stand kein Gebäudeeigentum, auf das die Vorschrif-
ten über das Eigentum am Grundstück entsprechend 
anzuwenden waren (§ 295 Abs. 2 Satz 2 ZGB). Das 
Eigentum an den vom Nutzer errichteten Baulichkei-
ten war zwar ebenfalls vom Eigentum am Grundstück 
getrennt; es wurde jedoch den Vorschriften über das 
Eigentum an beweglichen Sachen unterworfen (§ 296 
Abs. 1 Satz 2 ZGB). 

Diese Unterscheidung entsprach hier der wirtschaftli-
chen Bedeutung. Von einzelnen durchaus luxuriösen 
Bungalows abgesehen, sind die meisten Baulichkei-
ten kleine, mehr oder weniger feste Lauben und 
Garagen. Die technische und wirtschaftliche Nut-
zungsdauer dieser Baulichkeiten ist kürzer als die von 
Gebäuden; als Gegenstand grundpfandrechtlicher 
Beleihung kommen solche Baulichkeiten ebenfalls 
nicht in Betracht. Insofern ist eine Gleichstellung 
dieser Baulichkeiten mit den beweglichen Sachen 
und eine vertragliche Grundlage für die Nutzung des 
Grundstücks in den allermeisten Fällen vollkommen 
ausreichend. 

Eine Verdinglichung im Wege der Sachenrechtsberei-
nigung würde in gleicher Weise zu unangemessenen 
Ergebnissen führen. Die Begründung von Erbbau-
rechten oder von Ansprüchen zum Ankauf (zum 
Erwerb des Eigentums) für Lauben und Garagen wäre 
unüblich. Sie würde zu unangemessenen Erschwer-
nissen im Verkehr führen (Grundbucheintragung, 
Erfordernis notarieller Beurkundung), denen mangels 
Beleihbarkeit solcher Objekte kein Vorteil gegen-
überstünde. 

(2) Nutzungen aufgrund von Miet-, Pacht-  
oder Nutzungsverträgen nach dem 
Vertragsgesetz 

(a) Rechtliche und tatsächliche Grundlagen 

In der ehemaligen DDR haben die Mieter häufig 
Instandsetzungs- und Instandhaltungsmaßnahmen 
durchgeführt, die nach der vertraglichen Regelung 
der Vermieter durchzuführen hatte (vgl. § 536 BGB, 
ebenso § 101 ZGB). 

Die Vorschriften über die staatliche Wohnraumlen-
kung sahen ausdrücklich die Durchführung solcher 
Maßnahmen durch die Mieter vor. Die Herrichtung 
zweckentfremdeter oder bisher für Wohnzwecke 
ungeeigneter Räume wurde ausdrücklich als Voraus-
setzung für die erstmalige Vergabe an einen Woh-
nungssuchenden bestimmt (§ 15 Abs. 1 der Verord-
nung über die Lenkung des Wohnraumes vom 
14. September 1967 — GBl. II Nr. 105 S. 733; zuletzt 
Verordnung vom 16. Oktober 1985 — GBl. I Nr. 27 
S. 301). In den §§ 111, 112 Abs. 1 ZGB war schließlich 
angeordnet, daß Vermieter und Mieter sich wegen der 
baulichen Veränderungen durch den Mieter, insbe

-

sondere hinsichtlich der Erstattung der Kosten, zu 
einigen hatten. 

Für die Gewerberaumlenkung galten bis 1986 diesel-
ben Bestimmungen wie für die Wohnraumlenkung. 
Eine besondere Regelung für die Lenkung des Gewer-
beraumes wurde erst mit der Verordnung vom 6. Fe-
bruar 1986 (GBl. I Nr. 16 S. 249) eingeführt. Die 
Verordnung stellte in § 1 Abs. 3 abgegrenzte Freiflä-
chen, die zur Erbringung von Produktions-, Dienst-, 
Reparatur-, Betreuungs- und Versorgungsleistungen, 
für Verwaltungszwecke oder für Lagerhaltung 
genutzt wurden oder dafür geeignet waren, den 
Gewerberäumen gleich. Die Vorschrift trug damit 
dem Umstand Rechnung, daß schon vorher von priva-
ten Handwerkern und Kleingewerbetreibenden Frei-
flächen mit betrieblichen Zwecken dienenden Bau-
werken bebaut worden waren. Dies war in der ehe-
maligen DDR die einzige Möglichkeit, solche Bebau-
ungen auf fremden Grundstücken zu errichten. Die 
Bestellung von Nutzungsrechten für die Errichtung 
von Betriebsgebäuden durch private Handwerker 
und Gewerbetreibende war im Recht der DDR nicht 
vorgesehen. 

Erst § 1 des Gesetzes über den Verkauf volkseigener 
Gebäude vom 7. März 1990 (GBl. I  Nr. 18 S. 157), das 
sog. Modrow-Gesetz, sah den Verkauf volkseigener 
Gebäude und die Verleihung von Nutzungsrechten 
auf volkseigenen Grundstücken auch für gewerblich 
genutzte Gebäude an private Handwerker und 
Gewerbetreibende vor. Auf den vormals volkseigenen 
Grundstücken war von diesem Zeitpunkt an eine 
„Verdinglichung" durch Nutzungsrechtsverleihung 
möglich. 

Für die Rechtsbeziehungen zwischen den Betrieben 
der volkseigenen Wirtschaft galten die Regelungen im 
Vertragsgesetz. Die staatliche Aufgaben und Planauf-
lagen erfüllenden Betriebe konnten Nutzungsver-
träge nach § 71 des Vertragsgesetzes vom 25. März 
1982 (GBl. I Nr. 14 S. 293) abschließen. Der Inhalt 
dieser Verträge war nicht vorgeschrieben. Die errich-
teten Gebäude und Anlagen konnten nach der Ver-
ordnung über den Verkauf und Kauf unbeweglicher 
Grundmittel durch Betriebe der volkseigenen Wi rt

-schaft vom 28. August 1968 (GBl. II Nr. 99 S. 797) 
veräußert werden. 

(b) Gründe für eine Herausnahme dieser 
Sachverhalte aus der Sachenrechtsbereinigung 

Soweit durch die Mieter solche baulichen Verände-
rungen erfolgt sind, die in der Regel Um- und Aus-
bauten vorhandener Gebäude waren, in Einzelfällen 
jedoch in ihrem Umfang einem Neubau vergleichbar 
sind, hat ein Ausgleich auf vertraglicher Basis zu 
erfolgen. Eine Belastung des Grundstücks durch 
Bestellung von Nutzungsrechten war nicht vorgese-
hen. Der Mieter hatte aus seinen Investitionen einen 
besonderen Besitzschutz und Anspruch auf Verwen-
dungsersatz, jedoch kein Recht am Grundstück erwor-
ben. Es ist deshalb auch nicht möglich, Mieter den 
Inhabern dinglicher Nutzungsrechte, den Eigentü-
mern von Gebäuden auf fremden Grundstücken oder 
denjenigen gleichzustellen, denen die Bestellung von 
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Nutzungsrechten oder die Begründung von Rechtsträ-
gerschaften nach einer Überführung in das sog. Volks-
eigentum in Aussicht gestellt war. Andernfalls würde 
man nicht nur Zufälligkeiten im Verwaltungshandeln 
auffangen, sondern eine im Recht der ehemaligen 
DDR nicht vorgesehene Belastung des Grundstücks 
begründen. 

Das gleiche muß auch für die aufgrund von Miet- und 
Pachtverträgen errichteten gewerblich genutzten 
Bauten auf in Privateigentum stehenden Grundstük-
ken gelten. Der Umstand, daß für jene Bauwerke der 
privaten Handwerker und Gewerbetreibenden keine 
Nutzungsrechte bestellt werden konnten, hatte aller-
dings ideologische Gründe. 

Die auf vertraglicher Grundlage errichteten Bauten 
des Staates, der vormals volkseigenen Betriebe und 
der sozialistischen Genossenschaften wurden über 
§ 459 ZGB im Vergleich hierzu besonders opulent 
abgesichert, indem kraft Gesetzes selbständiges 
Gebäudeeigentum oder ein Miteigentumsanteil am 
Grundstück entstand. 

Diese Benachteiligung der p rivaten Handwerker und 
Gewerbetreibenden im Recht der DDR kann nicht im 
Wege der Sachenrechtsbereinigung in der Weise 
aufgefangen werden, daß nachträglich als Folge der 
Bebauung eine einem Nutzungsrecht vergleichbare 
Belastung des Grundstücks unterstellt wird. Hier-
durch hätte man den Grundstückseigentümern eine 
Belastung auferlegt, die es in der DDR nicht geben 
konnte. Insoweit würde mit der Sachenrechtsbereini-
gung nicht mehr ein Interessenausgleich aus in der 
DDR begründeten, vorgefundenen Berechtigungen 
für die Nutzer und Belastungen für die Grundstücks-
eigentümer durchgeführt, sondern erst eine Belastung 
des Grundeigentums begründet. 

Die Bebauungen volkseigener Grundstücke sind auf-
grund der in der Wendezeit getroffenen Bestimmun-
gen anders zu behandeln. Nach dem bereits genann-
ten Verkaufsgesetz vom März 1990 war für diese Fälle 
die Begründung von Nutzungsrechten wie bei den 
Eigenheimen möglich. Eine Unterscheidung zwischen 
den gewerblichen Bauten und den Eigenheimen wäre 
insoweit nicht gerechtfertigt, da die benachteiligen-
den Regelungen für die privaten Handwerker und 
Gewerbetreibenden in diesem Bereich aufgehoben 
wurden. 

Für den Bereich der Beziehungen zwischen Betrieben 
der vormals volkseigenen Wirtschaft galten beson-
dere Regelungen, die die Betriebe im wesentlichen 
frei gestalten konnten. Der Ersatz für bauliche Inve-
stitionen erfolgte über die Bestimmungen zur Veräu-
ßerung von Grundmitteln. Das Treuhandgesetz und 
die Fünfte Durchführungsverordnung vom 12. Sep-
tember 1990 (GBl. I Nr. 60 S. 1466) haben die für die 
Vermögenszuordnung erforderlichen Regelungen ge-
schaffen. Ergänzende Bestimmungen erscheinen 
nicht nötig, sie wären auch nicht Gegenstand der 
Sachenrechtsbereinigung, sondern stünden im Zu-
sammenhang mit den Regelungen zur Zuordnung des 
vormals einheitlichen Volksvermögens. 

b) Notwendigkeit der Sachenrechtsbereinigung 

aa) Anpassung der Nutzungsrechte 

— Die Anpassung ist zunächst ein Gebot der Rechts-
vereinheitlichung, die infolge der Umstellung der 
Rechts- und Wirtschaftsordnung erforderlich und 
aus Gründen der Rechtssicherheit zweckmäßig ist. 
Die Einheitlichkeit der Rechtsanwendung und die 
Rechtssicherheit im Grundstücksverkehr wären 
erschwert, wenn nur in den neuen Ländern (einem 
Teil der Bundesrepublik) auf Dauer besondere 
sachenrechtliche Rechtsformen weiterbestünden, 
die es in den alten Ländern nicht gibt. 

— Eine Anpassung ist auch deshalb geboten, um zu 
rechtlichen Gestaltungen zu kommen, die auch 
unter den jetzt bestehenden Verhältnissen einen 
Sinn ergeben. Die vom Staat oder von landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften bestell-
ten Nutzungsrechte sind wesentlich anders ausge-
staltet als die Rechte, die das Sachenrecht des BGB 
kennt. 

Die Nutzer waren zahlreichen Beschränkungen 
gegenüber den Ausgebern der Nutzungsrechte 
unterworfen, die mit der Änderung der wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen keinen Sinn mehr 
ergeben. Nutzungsrechte an  Grundstücken für 
den Eigenheimbau waren nur für ein Gebäude zu 
verleihen, die Veräußerung bedurfte der Zustim-
mung des Ausgebers. Vom Nutzungsrecht mußte 
bestimmungsgemäß Gebrauch gemacht werden, 
und es konnte bei anderer Nutzung wieder entzo-
gen werden. Die zitierten Regelungen bezweckten 
die Sicherung einer den gesellschaftlichen Erfor-
dernissen und Möglichkeiten entsprechenden 
Nutzung sozialistischen Eigentums. Ob sie mit 
dem Wegfall des sozialistischen Eigentums als 
Rechtsinstitut und der darauf bezogenen Bestim-
mungen (§ 21 Abs. 2 ZGB) gegenstandslos gewor-
den sind, ist streitig (vgl. Eickmann, Grundstücks-
recht in den neuen Bundesländern, 3. Aufl., Rdn. 
120 einerseits; v. Oefele in Münch. Komm., Son-
derband zum Einigungsvertrag, Rdn. 315 anderer-
seits). Die Frage ist von nicht unerheblicher Bedeu-
tung; mit diesem Gesetz muß eine Klarstellung der 
gegenseitigen Rechte erfolgen. 

— Schließlich ist eine Anpassung auch erforderlich, 
um die aufgrund Nutzungsrechts errichteten 
Gebäude marktgängig zu machen, damit diese 
veräußert und beliehen werden können. Dies ist in 
der Praxis vielfach nicht gegeben. 

Nach dem ZGB konnte das Gebäude allerdings 
veräußert und vererbt werden, mit dem Übergang 
des Eigentums am Gebäude ging das Nutzungs-
recht auf den Erwerber über (§ 289 Abs. 1, 2; § 293 
Abs. 1, 2). Nach dem Einigungsvertrag ist eine 
Beleihung des Gebäudeeigentums nach den sich 
auf das Grundstück beziehenden Vorschriften 
zulässig (Art. 233 § 4 Abs. 1 EGBGB). In der Praxis 
scheitert die Beleihung jedoch zumeist, weil viele 
Gebäude aufgrund ihres baulichen Zustands keine 
hinreichende Sicherheit für umfangreichere Darle-
hen bieten, bei den im staatlichen oder genossen- 



Drucksache 12/5992 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

schaftlichen Wohnungsbau errichteten Gebäuden 
die Ertragslage schlecht ist und vor allem die 
Konditionen der künftigen Nutzung des Grund-
stücks ungewiß sind. Die Rechtssicherheit, die 
wirtschaftliche Dispositionen ermöglicht, muß hier 
geschaffen werden. 

bb) Begründung von Rechten für nicht gesicherte 
Bebauungen 

Für die mit Billigung staatlicher Stellen errichteten 
Gebäude ohne Bestellung eines Nutzungsrechts muß 
zunächst ein die bauliche Investition sicherndes Recht 
zum Besitz oder zum Erwerb des Grundstücks 
geschaffen werden. Hier erweist sich das Fehlen eines 
dinglichen Rechts am Grundstück nunmehr als ein 
schwerwiegender Mangel. 

Nach der jetzt bestehenden Rechtslage ist weder der 
Besitz gesichert noch die Verkehrsfähigkeit der 
Gebäude gegeben. 

Nach den Bestimmungen des BGB ist nur der gegen-
über dem Eigentümer berechtigte Besitz geschützt. 
Ohne ein Besitzrecht aus § 986 BGB kann der Eigen-
tümer vom Besitzer nach § 985 BGB die Herausgabe 
verlangen. 

Die Folgen wären wirtschaftlich unvertretbar und im 
Wohnungsbau auch sozialpolitisch verheerend. Die 
mit den baulichen Investitionen geschaffenen Werte 
wären dem Nutzer durch das begründete Herausga-
beverlangen entzogen. Ohne gesetzliche Sicherung 
würden Eigenheimer und zahlreiche Bewohner von 
Mietshäusern ihre Wohnungen verlieren. Für diese 
Bauten muß deshalb zunächst Besitzschutz begründet 
werden. 

Über den Besitzschutz hinaus muß in den Fällen der 
Bebauung ohne eine dingliche Absicherung die Ver-
kehrsfähigkeit für diese Investitionen hergestellt wer-
den. Hierzu bedarf es der Begründung eines übertrag-
baren und beleihbaren dinglichen Rechts oder eines 
Anspruches des Nutzers zum Erwerb des Grundstücks 
(Komplettierung). Diese muß mit der Sachenrechtsbe-
reinigung erfolgen, in der die durch die staatliche 
Zuweisung begründeten Besitzstände der Errichter 
oder Erwerber von Gebäuden in dem BGB konforme 
Rechte zu überführen sind. 

cc) Interessenausgleich 

— Es ist schließlich ein Interessenausgleich zu finden, 
mit dem den veränderten Verhältnissen Rechnung 
getragen wird. Sowohl das Nutzungsrecht als auch 
die Bebauung eines fremden Grundstücks, die 
zwar mit staatlicher Billigung, aber ohne rechtliche 
Absicherung erfolgte, beruhten auf dem sozialisti-
schen Wirtschaftssystem, bei dem das Privateigen-
tum  am Grundstück kein werthaltiges Wirtschafts-
gut war. Die in der DDR begründeten Befugnisse 
zur Nutzung des Grundstücks und das Eigentum 
am Grundstück müssen im Hinblick auf die durch 
Einführung der Marktwirtschaft eingetretenen 
Veränderungen neu bewertet und in bezug hierauf 

muß ein Interessenausgleich zwischen Nutzern 
und Grundstückseigentümern gefunden werden. 

— Die Nutzungsrechte sind mit marktwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen nicht vereinbar, die auf 
einer privatnützigen Eigentumsverwendung beru-
hen. Hier sind befristete, entgeltliche Nutzungen 
die Regel. — Die Nutzungsrechte wurden unbefri-
stet verliehen (vgl. § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Verleihung von Nutzungsrechten an volkseigenen 
Grundstücken vom 14. Dezember 1970 — GBl. I 
Nr. 24 S. 372 sowie die Anlage 1 zur Verordnung 
über die Bereitstellung von genossenschaftlich 
genutzten Bodenflächen zur Errichtung von Eigen-
heimen auf dem Lande vom 9. September 1976 — 
GBl. I Nr. 35 S. 426, Ber. Nr. 42 S. 500). — Die 
Nutzungsrechte für den Wohnungsbau wurden in 
aller Regel unentgeltlich bestellt. 

§ 288 Abs. 3 Satz 1 ZGB sah zwar für den Regelfall 
eine Nutzungsrechtsverleihung gegen Entgelt vor; 
durch § 9 Abs. 5 der Durchführungsbestimmung 
(vom 31. August 1978 — GBl. I Nr. 40 S. 428) zur 
Eigenheimverordnung (vom gleichen Tage — 
GBl. I Nr. 40 S. 425) war für den Eigenheimbau 
und nach § 7 Abs. 1, 4 der Verordnung über 
die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften (vom 
21. November 1963 in der Fassung vom 23. Februar 
1973 — GBl. I Nr. 12 S. 109) für den genossen-
schaftlichen Wohnungsbau die unentgeltliche Be-
reitstellung von Bauland vorgesehen. 

Eine Anpassung der Nutzungsrechte an das BGB 
und seine Nebengesetze unter Beibehaltung ihres 
bisherigen Inhalts (wofür nur das Erbbaurecht als 
geeignete Rechtsform in Betracht käme) würde in 
einem Teilbereich die Grundsätze der Bodenord-
nung des sozialistischen Staates fortleben lassen. 
Unter den veränderten Umständen würde den 
Eigentümern ein besonderes Opfer auferlegt, als 
sie von den Folgen der Umstellung auf marktwirt-
schaftliche Verhältnisse ausgeschlossen blieben. 

Bei den nicht durch ein Nutzungsrecht abgesicher

-

ten Bebauungen ist erst recht eine Berücksichti-
gung der veränderten Verhältnisse geboten. Diese 
Nutzer können nicht besser gestellt werden als 
diejenigen, für die ein Nutzungsrecht bestellt 
wurde. 

2. Andere Gegenstände 
der Sachenrechtsbereinigung 

a) Alte Erbbaurechte 

§ 5 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum ZGB der DDR 
hat die in der Regel befristeten Erbbaurechte in 
unbefristete Rechte umgewandelt. Diese Erbbau-
rechte waren größtenteils von Kirchen, öffentlichen 
Gebietskörperschaften und gemeinnützigen Organi-
sationen ausgegeben worden. 

Sie können nicht als „ewige" Rechte fortbestehen. 
Hier ist eine gleichar tige Anpassung an  das BGB wie 
bei den Nutzungsrechten geboten. 
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b) Miteigentumsanteile 

Nach § 459 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 des ZGB sind kraft 
Gesetzes durch bauliche Investitionen staatlicher 
Stellen, volkseigener Bet riebe und der Genossen-
schaften — mit Ausnahme der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften — Miteigentumsan-
teile entstanden, die in den meisten Fällen nicht im 
Grundbuch eingetragen sind. Hier ist dafür zu sorgen, 
daß 

— die Grundbücher die Eigentumsverhältnisse wie-
dergeben, 

— die Auflösung dieser durch DDR-Gesetz zusam-
mengebrachten Miteigentümergemeinschaf ten 

 nicht zur Zerschlagung von Werten führt, die für 
öffentliche oder betriebliche Zwecke benötigt wer-
den. 

c) Mitbenutzungen 

Gesetzlich zu regeln sind auch die nicht abgesicherten 
Mitbenutzungen fremder Grundstücke. Dies sind die 
über fremde Grundstücke laufenden Wege, Leitun-
gen usw. 

Solche Sachverhalte sind vor allem (aber nicht aus-
schließlich) auf den vormals genossenschaftlich 
genutzten Flächen anzutreffen. Nach Aufhebung des 
Bodennutzungsrechts sind diese Inanspruchnahmen 
fremder Grundstücke nicht geregelt. 

3. Änderung der Verordnung 
über das Erbbaurecht 

Die Sachenrechtsbereinigung in der vorgeschlagenen 
Form wird zur Bestellung vieler Erbbaurechte führen. 
Es bietet sich daher an, in diesem Zusammenhang ein 
allgemeines, nicht nur das Beitrittsgebiet be treffendes 
Problem des Erbbaurechts zu regeln. 

Hierbei geht es um die Sicherung des Erbbauzinses, 
die nach geltendem Recht nur durch eine Reallast 
erfolgen kann. Diese steht in einem Rangverhältnis zu 
den Grundpfandrechten. Die Bebauung des Grund-
stücks durch den Erbbauberechtigten macht es jedoch 
oft erforderlich, den erstrangigen Finanzierungsraum 
für einen grundpfandrechtlich gesicherten Kredit frei-
zumachen. Die Reallast tritt deshalb im R ang 
zurück. 

Wird der Erbbauberechtigte nun insolvent und das 
Erbbaurecht aus der erstrangigen Grundschuld ver-
steigert, so fällt die Reallast nicht in das geringste 
Gebot und erlischt in der Regel mit dem Zuschlag (§ 44 
Abs. 1, § 52 Abs. 1, § 91 Abs. 1 Zwangsversteigerungs-
gesetz). Der Ersteher erwirbt ein erbbauzinsloses 
Erbbaurecht. Die nicht zum Inhalt des Erbbaurechts 
gehörenden vertraglichen Abreden über den Erbbau-
zins wirken „nur" schuldrechtlich zwischen dem 
Schuldner (früheren Erbbauberechtigtem) und dem 
Grundstückseigentümer. Sie gehen nicht auf den 
Ersteher über. 

In der Sachenrechtsbereinigung muß ein solcher 
Rangrücktritt durch gesetzliche Regelung erzwungen 
werden, damit die Nutzer (Erbbauberechtigten) ihr 
Erbbaurecht für Investitionen in die Gebäude belei-
hen können. Der Grundstückseigentümer wäre damit 
der Gefahr ausgesetzt, erbbauzinslose Erbbaurechte 
hinnehmen zu müssen, wenn der Erbbauberechtigte 
insolvent und das Erbbaurecht versteigert wird. Eine 
solche durch Gesetz erzwungene zusätzliche Bela-
stung durch den Rangrücktritt ist nur gerechtfertigt, 
wenn der Anspruch auf den Erbbauzins gesichert 
bleibt. 

Es ist deshalb eine Sicherung für den Erbbauzins 
vorzusehen, bei der gleichzei tig die Beleihbarkeit des 
Erbbaurechts erhalten bleiben muß. 

C. Gesetzliche Ausgangslage 

Der Einigungsvertrag hat das selbständige Gebäu-
deeigentum (Art. 231 § 5 EGBGB) und die in der 
ehemaligen DDR begründeten Nutzungsrechte und 
Miteigentumsanteile mit ihrem bisherigen Inhalt und 
Rang übernommen, jedoch zugleich Vorbehalte für 
die spätere Anpassung und Bereinigung dieser 
Rechtsverhältnisse bestimmt (A rt. 233 §§ 3, 8 EGBGB, 
jeweils in der Fassung durch die Anlage I zum 
Einigungsvertrag). Die Übernahme dem BGB fremder 
Rechtsgestaltungen aus dem Bodenrecht des soziali-
stischen Staates war erforderlich, um Rechtssicherheit 
und Rechtsfrieden im Beitrittsgebiet zu wahren. — Es 
wurde der Besitz gesichert. Eine Anpassung an eine 
auf der Nutzung des Privateigentums an  Grund und 
Boden beruhende Zivilrechtsordnung konnte dadurch 
nicht herbeigeführt werden. Auch die Verkehrs- und 
Beleihungsfähigkeit der in der DDR begründeten 
Nutzungsrechte war damit nicht erreicht, da insbeson-
dere für die Vergabe eines Realkredits in der Regel 
der Erwerb des Eigentums am Grundstück oder eines 
dem Eigentum in wesentlichen Teilen gleichstehen-
den Erbbaurechts Voraussetzung ist. 

Mit dem Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz 
wurde auch der Besitz an den Gebäuden (unter 
Ausschluß der für Erholungszwecke errichteten Bau-
lichkeiten) geschützt, die nicht durch ein Nutzungs-
recht abgesichert waren (Art. 233 § 2 a EGBGB). Das 
Moratorium ist von vornherein als befristete Über-
gangsregelung konzipiert worden. 

Die Sachenrechtsbereinigung hat darauf aufzubauen 
und eine dem BGB entsprechende Rechtsgestaltung 
zu finden. 

D. Grundsätze (Eckwerte) 
für die Sachenrechtsbereinigung 

1. Bebauung fremder Grundstücke 

Die Neuregelung der für den Bau von Gebäuden 
verliehenen Nutzungsrechte und der Schutz der mit 
Billigung staatlicher Stellen durchgeführten Bebau-
ungen fremder Grundstücke ist der größte und 
schwierigste Teil der Sachenrechtsbereinigung. Der 
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Entwurf für eine Neuregelung dieser Rechtsverhält-
nisse unter Anpassung an das BGB und seine Neben-
gesetze geht von folgenden Eckwerten aus: 

a) Von der rechtlichen Absicherung unabhängiger 
Bestandsschutz für bauliche Investitionen 

Die Nutzer, die fremde Grundstücke mit staatlicher 
Billigung bebaut haben, haben wirtschaft liche Werte 
geschaffen. Hierfür ist grundsätzlich ein von der 
vorgefundenen rechtlichen Absicherung unabhängi-
ger Bestandsschutz zu gewähren. 

Bestands- und Vertrauensschutz müssen an  die Ver-
hältnisse zu der Zeit anknüpfen, als die baulichen 
Investitionen vorgenommen wurden. 

Die bauliche Inanspruchnahme der Grundstücke 
wurde in der ehemaligen DDR weitgehend von 
behördlichen Entscheidungen bestimmt. In dem 
Rechts- und Wirtschaftssystem der ehemaligen DDR 
kam den behördlichen Entscheidungen in weiten 
Bereichen eine größere Bedeutung zu als den Rechts-
sätzen. Die bauliche Nutzung fremder Grundstücke 
beruhte auf einem System öffentlich-rechtlicher 
Zuweisung. 

Das Verwaltungshandeln folgte dabei in weiten Berei-
chen nicht rechtsstaatlichen Grundregeln. Der Zugriff 
auf fremde Grundstücke vor Klärung der Eigentums-
verhältnisse und ohne Absicherung aufgrund planeri-
scher Vorgaben war zwar auch nach den rechtlichen 
Regelungen der DDR rechtswidrig. Ein derar tiges 
Vorgehen war jedoch so häufig, daß es als systemim-
manent bezeichnet werden muß. 

Dieser Befund hat auch Folgen für die Sachenrechts-
bereinigung. Eine gesetzliche Regelung, die einen 
Ausgleich der Interessen von Nutzern und Grund-
stückseigentümern herbeiführen muß, kann nicht 
rechtsstaatliches Handeln unterstellen, wie es in den 
alten Ländern üblich war und ist. Eine Bestandssiche-
rung der Bebauung nach den vorgefundenen Rechts-
formen müßte zu willkürlichen, den Be troffenen nicht 
mehr zu vermittelnden Ergebnissen führen. Für den-
jenigen, dem ein Grundstück zur baulichen Nutzung 
zugewiesen wurde, hing es von nicht beeinflußbaren 
Zufälligkeiten ab, ob und wann eine Überführung des 
Grundstücks in Volkseigentum und Verleihung eines 
Nutzungsrechts oder die Zuweisung eines solchen 
Rechts auf einer genossenschaftlich genutzten Fläche 
erfolgte. 

Die Nutzer, die eine Bebauung eines fremden Grund-
stücks mit Billigung staatlicher Stellen vorgenommen 
haben, sind deshalb gegenüber etwaigen Herausga-
beverlangen der Eigentümer zu schützen, soweit dies 
aus dem Gedanken des Investitionsschutzes begrün-
det ist. 

Das entspricht dem Gebot von Bestands- und Vertrau-
ensschutz. Der Errichter des Gebäudes verstieß nicht 
gegen die Befugnisse des Eigentümers, da die Bebau-
ung dem Rechtssystem oder den Entscheidungen 
staatlicher Stellen in der ehemaligen DDR entsprach. 
Die bauliche Inanspruchnahme war seinerzeit be-
rechtigt, was im Interesse des Erhalts der damals 

geschaffenen Werte den Ausschluß der Herausgabe- 
und Beseitigungsansprüche aus dem Eigentum 
(§§ 985, 1004 BGB) gebietet. 

Der Schutz baulicher Investitionen hat im Nachbar-
recht durch die Überbauregelung — für einen kleinen 
Anwendungsbereich — Vorrang vor den Eigentümer-
befugnissen erhalten, obwohl der Überbau ein Ein-
griff in die Rechte des Nachbarn ist. Die Regelung in 
§ 912 BGB bewertet das Interesse des Errichters des 
Gebäudes vor wertvernichtender Zerstörung höher. 
Erst recht ist eine gesetzliche Verpflichtung zum 
Schutz von Investitionen zu begründen, wo die 
Bebauung nach den damaligen Verhältnissen keinen 
Eingriff in Eigentümerrechte darstellte. 

Es können allerdings nur die Bebauungen dinglich 
gesichert werden, bei denen eine solche Absicherung 
nach dem Recht der DDR vorgesehen war, jedoch 
infolge der Verwaltungspraxis unterblieben ist. Eine 
Verdinglichung ist aus den bereits genannten (B. 1. a) 
cc)) Gründen dort  nicht möglich, wo die Bebauung auf 
vertraglicher Grundlage erfolgt ist und nach dem 
Recht der ehemaligen DDR keine Verdinglichung 
vorgesehen war. In diesen Fällen gibt es keine Grund-
lage für einen Bestands- und Vertrauensschutz, an 
den der Entwurf anknüpfen könnte. 

b) Anerkennung der in der DDR begründeten 
Rechte und Besitzstände entsprechend ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung 

Grund und Boden wurden in der ehemaligen DDR 
nicht durchgängig in Volkseigentum überführt (ver-
staatlicht) und durch staatliche Stellen bewirtschaftet. 
Eigentum und Nutzungsrecht wurden vielmehr im 
sozialistischen Staat in weiten Bereichen voneinander 
getrennt. Die Bestellung von Nutzungsrechten wie 
auch die Billigung der Bebauung vor Klärung der 
Eigentumsverhältnisse an  Grund und Boden beruhte 
auf staatlich verliehener Nutzungsbefugnis. 

Die Nutzungsrechte haben, da sie als rechtliche Rege-
lung vorgefunden wurden, eine besondere Anerken-
nung durch den Einigungsvertrag — allerdings mit 
dem Vorbehalt zu einer Anpassung an das BGB oder 
an die veränderten Verhältnisse — erfahren (A rt. 233 
EGBGB in der Fassung durch die Anlage I zum 
Einigungsvertrag). Diese Belastung des Eigentums 
muß in der Sachenrechtsbereinigung angemessen 
berücksichtigt werden. Es sind jedoch auch die Gren-
zen des Inhalts und der wirtschaftlichen Bedeutung 
(des Zuweisungsgehalts) dieser Rechte zu beachten. 
Die Nutzungsrechte höhlten zwar die aus dem Eigen-
tum fließenden Befugnisse weitgehend aus, das 
Eigentum und der Bodenwert wurden hingegen nicht 
auf den Nutzer übertragen. 

Die Nutzungsrechte berechtigten und verpflichteten 
zu bestimmungsgemäßer Nutzung, insbesondere zur 
Bebauung. Sie waren indessen bei nicht bestim-
mungsgemäßer Nutzung zu entziehen (§ 290 Abs. 1, 
§ 294 Abs. 1 ZGB; § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Verleihung von Nutzungsrechten an volkseigenen 
Grundstücken vom 14. Dezember 1970 — GBl. I Nr. 24 
S. 372). Den Nutzern wurde weder Eigentum an  
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Grund und Boden übertragen noch waren sie zur 
Verfügung darüber befugt. Dies ist bei der Zuordnung 
der nach dem Beitritt entstandenen Bodenwerte zu 
berücksichtigen. 

Daraus ergibt sich eine besondere Sicherung des 
Besitzes durch das Nutzungsrecht, wenn noch keine 
Bebauung erfolgt ist. Diese Möglichkeit muß den 
Nutzern verbleiben; ist allerdings eine Bebauung 
nach den konkreten Umständen nicht mehr zu erwar-
ten, so ist auch eine dem BGB entsprechende Bela-
stung aufgrund des Nutzungsrechts nicht begrün-
det. 

c) Aufteilung der nach den heutigen 
Verkehrswerten zu bemessenden Bodenwerte 
im Verhältnis 50:50 

Durch den Übergang zur Marktwirtschaft haben sich 
Bodenwerte gebildet, wie es sie im Sozialismus nicht 
gab. Jede Neuregelung der Nutzungsrechte hat auch 
Auswirkungen auf die Verteilung der Bodenwerte 
zwischen Eigentümer und Nutzer (Nutzungsrechte, 
für die keine den üblichen Liegenschaftszinsen ent-
sprechenden Entgelte zu zahlen sind, führen dazu, 
daß ein Teil des Bodenwerts beim Nutzungsrecht 
anfällt und bei dessen Veräußerung auch realisiert 
werden kann — vgl. Ziffer 5.2.1.5 der Wertermitt-
lungsrichtlinien 1991 für das Erbbaurecht). Für eine 
sachgerechte Überführung der in der DDR begründe-
ten Nutzungen fremder Grundstücke ist es daher 
unerläßlich, die wi rtschaftlichen Auswirkungen zu 
bedenken und einen Maßstab zur Zuordnung des 
Bodenwerts zu finden. 

Hierbei erweist sich die hälftige Teilung zwischen 
Eigentümern und Nutzern als sachgerecht. Dies ergibt 
sich aus einer von den jewei ligen Extrempositionen 
ausgehenden Abwägung. 

Eine Zuweisung des Bodenwerts zu 100 % auf den 
Eigentümer ließe sich aus folgenden Erwägungen 
begründen: 

— Die Bodenwerte sind Teil des Eigentums. Die 
Bodenwertsteigerungen fallen deshalb in einer 
Marktwirtschaft (wie die Veränderungen der 
Preise für andere Wirtschaftsgüter) beim Eigentü-
mer an . 

— Nutzungsrechte sind eine auf dem sozialistischen 
System beruhende Rechtsform und müssen in 
diesem Zusammenhang bewe rtet werden. Die 
Rechte gestatteten allein die Nutzung, ließen 
jedoch Verfügungen über das Grundeigentum 
durch die Nutzer nicht zu. 

Marktgerechte Bodenwerte konnten in der DDR 
nicht entstehen. Die weitgehende Vergesellschaf-
tung und der rigide Preisstopp schlossen dies aus. 
Die Bodenwerte waren damit aber nicht den Nut-
zern zugewiesen. Das sozialistische System wollte 
alle Bodenwertsteigerungen und alle Verfügun-
gen darüber verhindern. Eine Zuweisung des 
Bodenwerts auf die Nutzer war hiernach ebenfa lls 
nicht beabsichtigt. Ein Wert , der den Nutzern mit 
der Bestellung von Nutzungsrechten nicht übertra

-

gen werden sollte, müßte deshalb bei der Neuord-
nung des Sachenrechts zur Anpassung an das BGB 
den Eigentümern verbleiben. 

Eine Zuweisung des Bodenwerts zu 100 % auf die 
Nutzer ließe sich folgendermaßen begründen: 

— Die Nutzungsrechte vermittelten eine eigentümer-
ähnliche Rechtsstellung. Das Grundstück wurde 
zur unbefristeten und in der Regel auch unentgelt-
lichen Nutzung übertragen. Eine solche Befugnis 
würde den im Eigentum steckenden Wert aufzeh-
ren. Der Wert des Eigentums könnte nicht von den 
Nutzungs- und Gebrauchsvorteilen gelöst werden, 
die alle dem Nutzer zugewiesen wurden. 

Aus dieser Gegenüberstellung wird der Gegensatz 
zwischen einer Bodenwertverteilung nach dem 
Zweck und nach der Ausgestaltung der in der ehema-
ligen DDR begründeten Berechtigungen zur Nutzung 
der Grundstücke deutlich. Die alleinige Ausrichtung 
nur an einem dieser Eckpunkte würde — je nach 
Ansatz — zu diametral entgegengesetzten Ergebnis-
sen führen. Für die Frage der Berechtigung an Grund 
und Boden müssen beide Gesichtspunkte als gleich-
wertig angesehen werden. Es gibt kein überzeugen-
des Argument, den wirtschaftlichen Zuweisungsge-
halt des Nutzungsrechts oder die konkrete Ausgestal-
tung unter den veränderten Verhältnissen höher zu 
bewerten. 

Der Mehrzahl der zu regelnden Fälle liegt auch kein 
Konflikt zwischen den in den alten Ländern lebenden 
Grundstückseigentümern und in den neuen Ländern 
lebenden Nutzern zugrunde. Es kann auch nicht 
davon ausgegangen werden, daß die Grundstücks-
eigentümer in der Regel finanziell besser gestellt sind 
als die Nutzer. Ob aus solchen Erwägungen sich 
Unterscheidungen rechtfertigen ließen, kann dahin-
gestellt bleiben, da sie sachlich nicht zutreffen. 

Im ländlichen Bereich stehen sich nach Aufhebung 
des gesetzlichen Nutzungsrechts der landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaften in der Regel 
Eigentümer und Nutzer aus den neuen Ländern 
gegenüber. Viele Nutzungen in schönen Lagen sind 
Folgen einer auch Bürger in den neuen Ländern 
betreffenden Zwangsverwaltung und staatlichen Zu-
weisung des Besitzes auf eine dem damaligen Regime 
genehmere Person. Solche Fälle lassen sich in der 
Regel nicht mit dem Ausschluß unredlichen Verhal-
tens auffangen, da die Nutzer an  den vorangegange-
nen Machenschaften meist nicht beteiligt gewesen 
sind. 

Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, daß sich 
durch den Übergang zur Marktwirtschaft Bodenwerte 
gebildet haben, über deren Verteilung nicht durch 
den Zuweisungsakt des sozialistischen Staates (erst 
recht nicht durch Rechtsgeschäft zwischen Eigentü-
mer und Nutzer) entschieden wurde. Mit der Sachen-
rechtsbereinigung muß ein für beide Seiten unerwar-
teter Gewinn zugeordnet werden. Eine andere als 
eine 50 : 50-Teilung wäre ein besonderer Vorteil für 
die eine und ein entsprechender Nachteil für die 
andere Seite, für den es aus der grundsätzlichen 
Verpflichtung des Gesetzgebers zur Gleichbehand-
lung einer Rechtfertigung bedürfte. Eine allgemeine 
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Begründung für eine Ungleichbehandlung läßt sich 
unter Berücksichtigung der Berechtigungen beider 
Seiten am heutigen Bodenwert nicht finden. 

d) Gleichwertigkeit verschiedener Lösungen im 
Gesetz 

In die gesetzliche Regelung sollen mehrere Ansprü-
che (auf Bestellung von Erbbaurechten oder zum 
Ankauf des Grundstücks) eingestellt werden, die nach 
Wahl der Nutzer ausgeübt werden können. Es muß 
darauf geachtet werden, daß die Alternativen wirt-
schaftlich gleichwer tig sind und das Gesetz in sich 
stimmig bleibt. 

e) Bestimmung des Bodenwerts nach dem 
vorhandenen Verkehrswert 

aa) Wert des unbebauten Grundstücks als 
Ausgangspunkt 

Die gesetzliche Regelung muß zu einer Verteilung des 
vorhandenen Bodenwerts, nicht des Werts der bauli-
chen Investition des Nutzers führen. Daraus ergibt 
sich, daß grundsätzlich vom Verkehrswert des unbe-
bauten Grundstücks auszugehen ist. Das ist im übri-
gen auch die im Grundstücksverkehr übliche Grund-
lage für die Bemessung des Erbbauzinses. 

bb) Berücksichtigung von Freilegungskosten, soweit 
sich diese wertmindernd auswirken 

In der Sachenrechtsbereinigung kann nur der jetzt 
vorhandene Wert verteilt werden. Die vorhandene 
Bebauung ermöglicht jedoch häufig keine dem 
Bodenwert entsprechende Verzinsung. Im Falle der 
Veräußerung des Grundstücks an einen Dritten müs-
sen deshalb im Grundstücksverkehr Abschläge 
wegen der Abrißkosten hingenommen werden, 
soweit die Erforderlichkeit des Abbruchs nicht auf 
unterlassener Gebäudeinstandhaltung beruht und 
deshalb allein dem Nutzer zuzurechnen ist. Solche auf 
den Bodenwert durchschlagende Wertminderungen 
müssen in die Bemessungsgrundlage für den Erbbau-
zins und den Ankaufpreis mit einfließen. 

cc) Korrekturen nach der Substanz- und Ertragslage 
im staatlichen und genossenschaftlichen 
Wohnungsbau 

Im staatlichen und genossenschaftlichen Wohnungs-
bau liegt eine schlechte Substanz- und Ertragslage 
vor. Die auf dem Grundstück stehenden Wohnhäuser 
sind oft sanierungsbedürftig; sie können aus woh-
nungspolitischen Gründen auf lange Zeit nicht abge-
rissen werden. Die Mieteinkünfte sind durch die 
Bestimmungen der Grundmietenverordnungen ge-
setzlich begrenzt. Eine Anhebung auf ein kostendek-
kendes und schließlich marktübliches Niveau kann 
nur langsam und in kleinen Schritten erfolgen. 

Auf dem Markt schlägt dies auf den Bodenwert eines 
so bebauten Grundstücks durch. Für die mit Wohn-
blocks bebauten Grundstücke gibt es keinen einem 
unbebauten Grundstück entsprechenden Bodenwert. 
Dieser müßte erst durch den — auf lange Zeit nicht 
möglichen—Abriß des Gebäudes geschaffen werden. 
Bei der Bemessung von Erbbauzinsen und Grund-
stückspreisen ist deshalb ein Bodenwert zugrunde zu 
legen, bei dem der Erhaltungszustand der aufstehen-
den Bausubstanz und die eingeschränkte Ertragsfä-
higkeit sowohl der Höhe als auch der Dauer nach 
angemessen zu berücksichtigen sind. 

f) Angemessene Übergangsregelungen 

Bei der Ausgestaltung der Sachenrechtsbereinigung 
ist nicht nur darauf zu achten, daß die entstandenen 
Bodenwerte gerecht verteilt werden. Bei der Festle-
gung der Grundsätze für den Interessenausgleich muß 
auch darauf geachtet werden, daß die Nutzung in der 
ehemaligen DDR in der Regel unentgelt lich war und 
der Umbruch von der sozialistischen Plan- zu einer 
Marktwirtschaft im Beitrittsgebiet für längere Zeit mit 
erheblichen Problemen behaftet ist. Hieraus sind 
folgende Einschränkungen vom Prinzip einer hälfti-
gen Teilung begründet: 

— Die Nutzer müssen sich auf die finanziellen Bela-
stungen für die künftige Nutzung der Grundstücke 
einstellen können. Bei der Belastung mit den 
Erbbauzinsen ist zu berücksichtigen, daß die Wi rt

-schafts- und Einkommensverhältnisse in den 
neuen Bundesländern noch nicht denjenigen in 
den alten Ländern entsprechen. Dem muß durch 
eine längere Anpassungsphase Rechnung getra-
gen werden. 

— Viele Nutzer wollen zwar das Eigentum am Grund-
stück erwerben, verfügen jedoch derzeit nicht über 
die dafür erforderlichen Mittel. Die Befugnis, das 
Grundstück kaufen zu können, muß deshalb nicht 
nur einmal für kurze Zeit nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, sondern für eine längere Zeit 
eingeräumt werden. 

g) Kein Ausgleich für in der Vergangenheit 
erlittenes Unrecht 

Die Sachenrechtsbereinigung soll für die Zukunft 
einen Interessenausgleich für die Fälle herbeiführen, 
in denen eine vom sozialistischen Staat verliehene 
Befugnis zur Bebauung und das Eigentum am Grund-
stück auseinanderfallen. Das Instrumentarium hierfür 
sind gesetzliche Ansprüche, die es den Beteiligten 
ermöglichen, für die Zukunft einen Ausgleich unter 
Begründung dem BGB entsprechender Rechtsformen 
herbeizuführen. 

Was die Sachenrechtsbereinigung nicht leisten kann, 
ist eine Entschädigung des Eigentümers für in der 
Vergangenheit erlittenes Unrecht zu gewähren. Die 
dafür einschlägigen Regelungen finden sich im Ver-
mögensgesetz und im Entwurf für ein Zweites 
Unrechtsbereinigungsgesetz. Ein darüber hinausge-
hendes Entgelt für in der Vergangenheit gezogene 
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Nutzungen kann es nicht geben; dies bestimmt sich 
ausschließlich nach den Regelungen, die in der DDR 
galten und durch den Einigungsvertrag übernommen 
wurden. 

2. Andere Gegenstände der 
Sachenrechtsbereinigung 

Die Neuregelungen müssen für die durch das Einfüh-
rungsgesetz zum ZGB umgestalteten Erbbaurechte, 
die kraft Gesetzes nach § 459 ZGB entstandenen 
Miteigentumsanteile sowie für die nicht abgesicher-
ten Mitbenutzungen ebenfa lls eine Anpassung an das 
BGB, seine Nebengesetze sowie an die marktwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen vornehmen. Die 
Sachenrechtsbereinigung kann auch in diesen Fä llen 
nur für die Zukunft einen Interessenausgleich herbei-
führen, aber keine rückwirkenden Veränderungen 
vornehmen. 

a) Alte Erbbaurechte 

Die gemäß § 5 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum 
ZGB in unbefristete Erbbaurechte umgewandelten 
Erbbaurechte müssen wie die Nutzungsrechte wieder 
in befristete Rechte umgewandelt werden. Wenn eine 
solche Anpassung bei den unbefristeten Nutzungs-
rechten vorgenommen werden muß, gilt dies erst 
recht dort, wo durch Eingriff des Gesetzgebers der 
DDR als befristet vereinbarte Rechte in unbefristete 
umgestaltet wurden. Bei der Anpassung ist den allge-
meinen Grundsätzen zur Sachenrechtsbereinigung 
entsprechend zu unterscheiden, ob aufgrund der 
Veränderung der Rechtslage bauliche Investitionen 
vorgenommen wurden oder nicht. 

b) Miteigentumsanteile nach § 459 ZGB 

Die Miteigentumsanteile wurden in der ehemaligen 
DDR zur Sicherung baulicher Investitionen auf ver-
traglich genutzten Grundstücken begründet. Eine 
Korrektur der Miteigentumsanteile ist nach den 
Grundsätzen der Sachenrechtsbereinigung nicht 
möglich, obwohl die Größe des seinerzeit begründe-
ten Miteigentumsanteils des damaligen Investors 
nach den heutigen Wertverhältnissen zwischen Bau-
werk und Grundstück viel zu groß wäre. 

Die Miteigentumsanteile wurden beim Beitritt vorge-
funden. Die jetzt entstandenen Bodenwerte sind den 
Miteigentumsanteilen genauso zuzuordnen wie dem 
Alleineigentum an den Grundstücken. 

c) Nicht abgesicherte Mitbenutzungen 

Die in der ehemaligen DDR begründeten nicht abge-
sicherten Mitbenutzungen fremder Grundstücke sind 
entsprechend den allgemeinen Grundsätzen der 
Sachenrechtsbereinigung zu behandeln. 

Diese Mitbenutzungen sind — soweit zur Erschlie-
ßung oder Entsorgung von Grundstücken oder Bau-

werken erforderlich — durch Dienstbarkeiten nach 
dem BGB abzusichern. Der Schutz der baulichen 
Investitionen läßt sich nur dann erreichen, wenn auch 
die Erschließung gesichert bleibt. Mit der Bestellung 
solcher Dienstbarkeiten werden die Rechtsverhält-
nisse an den Grundstücken wieder aus dem Grund-
buch ersichtlich. Solche Mitbenutzungen können 
allerdings entsprechend den allgemeinen Grundsät-
zen zur Sachenrechtsbereinigung nicht auf Dauer 
unentgeltlich bleiben. Wie für die Bestellung von 
Erbbaurechten für Gebäude muß auch für die weitere 
Mitbenutzung in Zukunft ein Entgelt in Form einer 
Rente entrichtet werden. 

E. Grundzüge des Entwurfs 

Das Kapitel 1 des Gesetzes bestimmt die schon 
erwähnten Gegenstände der Sachenrechtsbereini-
gung und beschreibt damit den Anwendungsbereich 
des Gesetzes. Die das Gesetz bestimmenden mate-
riell-rechtlichen Regelungen befinden sich in den 
nachstehenden Kapiteln. 

1. Neuregelung der Nutzung fremder 
Grundstücke 

Das Kapitel 2 umfaßt den größten Teil des Gesetzes. Es 
enthält mit den Bestimmungen zur Begründung von 
Erbbaurechten und für den Ankauf des Grundstücks 
durch die Nutzer den für das Beitrittsgebiet bedeu-
tendsten Teil des Gesetzes. 

a) Erfaßte Nutzungsrechte und Bebauungen 

aa) Bestimmung der Fallgruppen 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 1, §§ 4 bis 7) 

Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung sind nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 

— die Nutzungsrechte für den Bau und den Erwerb 
von Gebäuden, 

— das selbständige, vom Eigentum am Grundstück 
getrennte Eigentum an Gebäuden und baulichen 
Anlagen und 

— die Bebauung fremder Grundstücke mit Billigung 
staatlicher Stellen. 

Die einzelnen Fallgruppen werden in den §§ 4 bis 7 
näher bezeichnet. 

Der Entwurf geht dabei in der Weise vor, daß zunächst 
der Grundsatz beschrieben wird und anschließend die 
zahlenmäßig bedeutendsten Fallgruppen als Regel-
beispiele bezeichnet werden (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe a bis f und § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 7). Diese 
Darstellung ist gewählt worden, weil die vorgefunde-
nen Sachverhalte aus den schon mehrfach dargestell-
ten Gründen vielgestaltig sind und daher nicht ausge-
schlossen werden kann, daß eine in gleicher Weise zu 
regelnde Fallgruppe nicht erfaßt worden ist. 
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Die Regelbeispiele ermöglichen für die benannten 
Fallgruppen eine eindeutige Zuordnung. Der den 
Grundsatz darstellende Obersatz erlaubt den Rechts-
anwendern, einen zwar nicht in den Regelbeispielen 
beschriebenen, aber in den wesentlichen Elementen 
gleichgelagerten Sachverhalt in die Regelung mit 
einzubeziehen. 

bb) Auszuschließende Fallgruppen (§ 2) 

Mit dem Entwurf sollen Ansprüche auf Bestellung von 
Erbbaurechten und zum Erwerb des Eigentums an 
Grundstücken begründet werden. Dies kann aller-
dings nicht für alle in der ehemaligen DDR begründe-
ten Nutzungen fremder Grundstücke zutreffen. 

§ 2 bezeichnet die Fallgruppen, die nicht von der 
Sachenrechtsbereinigung erfaßt werden, obwohl 
auch dort  eine Bebauung eines fremden Grundstücks 
mit Billigung staatlicher Stellen erfolgt sein kann. 

In Absatz 1 werden die Sachverhalte genannt, für die 
andere gesetzliche Regelungen einschlägig oder für 
die noch neue Regelungen zu schaffen sind. 

Nummer 1 schließt die Nutzungen von Grundstücken 
zur Erholung, Nummer 2 diejenigen aus Miet- und 
Pachtverträgen vom Anwendungsbereich des Geset-
zes aus. Die vertraglichen Grundstücksnutzungen 
sind — wie bereits ausgeführt (B.1. a) cc)) — nicht in 
die Sachenrechtsbereinigung einzubeziehen, da hier 
keine einem Nutzungsrecht vergleichbare Belastung 
des Grundstücks vorliegt. Für diese Fallgruppen ist 
eine besondere Regelung im Entwurf für ein Gesetz 
zur Anpassung der schuldrechtlichen Grundstücks-
nutzungen zu treffen, der derzeit ausgearbeitet wird 
und demnächst vorgelegt werden soll. 

Nach Nummer 3 sind die Meliorationsanlagen nicht in 
die Sachenrechtsbereinigung einzubeziehen. Dies 
sind z. B. Beregnungsanlagen und Drainagen, die der 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung dienen. Im Gegensatz zu Gebäuden und bauli-
chen Anlagen, für deren Errichtung ein Grundstück 
notwendige Voraussetzung ist, dienen Meliora tions

-

anlagen der Bodennutzung. Diese Anlagen fördern 
oder ermöglichen die Gewinnung von Feldfrüchten; 
sie haben jedoch — anders als Gebäude oder ver-
gleichbare bauliche Anlagen — keinen von der 
Bodennutzung trennbaren Vermögenswert. Diese 
Anlagen sind in der Regel ein Instrument der großflä-
chigen Bodenbewirtschaftung, die auf dem die Kol-
lektivierung stützenden gesetzlichen Bodennut-
zungsrecht beruhte. Eine Verdinglichung kann inso-
weit nicht erfolgen. Die Sachenrechtsbereinigung 
darf nämlich nicht durch Begründung von Erbbau-
rechten und Ankaufsrechten die Aufhebung des 
gesetzlichen Bodennutzungsrechts der landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften unterlau-
fen. Die Meliorationsanlagen können insoweit auch 
keine Beteiligung des Errichters am Bodenwert 
begründen, selbst wenn selbständiges Eigentum der 
ehemaligen landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaft nach § 27 LPG-Gesetz 1982 enstanden ist. 
Sie und die Anpflanzungen werden in dem Gesetz zur 

Anpassung der schuldrechtlichen Grundstücksnut-
zungen Berücksichtigung finden. 

Nummer 4 schließt die Regelung der Rechtsverhält-
nisse an den Grundstücken von der Sachenrechtsbe-
reinigung aus, die in der DDR für dem Gemeinge-
brauch dienende Anlagen in Anspruch genommen 
worden sind. Die Sachenrechtsbereinigung kann 
nicht eine umfassende Lösung für alle Fälle des sog. 
rückständigen Grunderwerbs bereitstellen. Unter 
dem Begriff rückständiger Erwerb werden alle Sach-
verhalte zusammengefaßt, in denen in der DDR 
fremde, in Privateigentum stehende Grundstücke für 
Bebauungen im komplexen Wohnungsbau oder für 
öffentliche Anlagen (Straßen, Grünflächen etc.) ohne 
Erwerb durch die öffentliche Hand oder Enteignung in 
Anspruch genommen wurden. 

Die Sachenrechtsbereinigung sieht einen privatrecht-
lichen Ausgleich zwischen dem Nutzer und dem 
Grundstückseigentümer vor. Der Schutz des Besitzes 
und das Interesse am Erhalt der durch die Investitio-
nen geschaffenen baulichen Werte sind dabei den 
Befugnissen der Eigentümer gegenüberzustellen. 

Eine zivilrechtliche Sachenrechtsbereinigung kann 
nur dort  erfolgen, wo Nutzungsrechte bestellt oder 
Gebäude auf fremden Grundstücken errichtet wurden 
und sich nunmehr Gebäudeeigentümer oder -errich-
ter und Grundstückseigentümer gegenüberstehen. 
Das Instrumentarium der Sachenrechtsbereinigung 
besteht in der Begründung zivilrechtlicher Ansprüche 
auf Bestellung von Erbbaurechten und den Kauf des 
Grundstücks (in Ausnahmefällen auch des Gebäudes 
durch den Grundstückseigentümer). 

Eine rein zivilrechtliche Lösung ist indessen do rt 
 ausgeschlossen, wo aus öffentlichen Zwecken ein 

Grunderwerb durch eine öffentliche Körperschaft 
geboten ist. Die Übergänge von einem Interessenaus-
gleich zwischen Eigentümer und Nutzer zu einer 
Entschädigung für den rückständigen Grunderwerb 
sind allerdings fließend. 

Dies zeigt sich bei den Überbauungen von Grundstük-
ken im sog. komplexen Wohnungsbau, wo sowohl die 
Wohnblocks als auch die zur Erschließung eines 
solchen Gebietes notwendige Infrastruktur quer über 
die Grundstücksgrenzen hinweg verlaufen. In den im 
komplexen Wohnungsbau überbauten Gebieten ist 
eine Bereinigung der Rechtsverhältnisse nur durch-
führbar, wenn in die Bodenneuordnung auch die dem 
Gemeingebrauch dienenden Flächen einbezogen 
werden. Andernfalls wäre eine Neubildung der 
Grundstücke nach der baulichen Nutzung für solch 
ein Gebiet nicht möglich. Damit muß zugleich eine 
Regelung für den Ausgleich der Grundstückseigentü-
mer gefunden werden, der auch die dem Gemeinge-
brauch gewidmeten Flächen einschließt. Ein Entwurf 
für ein Bodenneuordnungsverfahren liegt inzwischen 
ebenfalls vor. 

Auf andere bauliche Anlagen der öffentlichen Hand 
(Straßenbau, Parkanlagen usw.) kann das Gesetz zur 
Sachenrechtsbereinigung hingegen keine Anwen-
dung finden. Erbbaurecht und Ankaufsrecht sollen 
die aufgrund Nutzungsrechts oder ohne vergleich-
bare Absicherung errichtete Bebauung sichern und 
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einen Interessenausgleich zwischen Nutzer und 
Grundstückseigentümer herbeiführen. — Die in der 
Sachenrechtsbereinigung begründeten Ansprüche 
(insbesondere das gesetzliche Ankaufsrecht) sind 
jedoch kein geeignetes Mittel, um Enteignungen 
nachzuholen, die im Interesse des Wohls der Allge-
meinheit (Art . 14 Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz) erforder-
lich sein können. Soweit vertragliche Regelungen 
scheitern und Enteignungen für öffentliche Zwecke 
durchgeführt werden müssen, muß in einem Verwal-
tungsverfahren eine Enteignung unter Einhaltung der 
hierfür erforderlichen Kriterien nachgeholt werden. 

Nummer 5 stellt klar, daß die öffentlich-rechtlich 
begründeten, nach dem Einigungsvertrag fortgelten-
den Besitzrechte (dies betrif ft  vor allem die weitgefaß-
ten sog. Mitbenutzungen für die Energiewirtschaft) 
nicht Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung 
sind. 

Absatz 2 schließt zwei Fallgruppen aus dem Anwen-
dungsbereich des Gesetzes aus, für die wegen der 
Nähe zum Staat oder der nicht an rechtsstaatlichen 
Grundsätzen orientierten Geschäftspraxis besondere 
Regelungen gelten, die ihre Einbeziehung in die 
Sachenrechtsbereinigung ausschließen. 

Nummer 1 betrifft die Parteien und Massenorganisa-
tionen in der ehemaligen DDR, deren Vermögen nach 
§§ 20a, 20b des Parteiengesetzes der DDR in Verbin-
dung mit der Maßgabenregelung zum Einigungsver-
trag (Anlage II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III 
Nr. 1 Buchstabe d) einer treuhänderischen Verwal-
tung unterliegt. Vermögen kann den Parteien nur 
insoweit zurückgegeben werden, wie es nachweislich 
nach materiell-rechtsstaatlichen Grundsätzen im 
Sinne des Grundgesetzes erworben wurde. In wel-
chem Umfang diese Organisationen Rechte an Grund-
stücken erworben haben, ist allein nach den genann-
ten Kriterien zu bestimmen. 

Nummer 2 betrifft die zum Bereich der Kommerziellen 
Koordinierung gehörenden Unternehmen. Diese Un-
ternehmen wurden in besonderer Weise für einen 
„Außenhandel" zur Devisenbeschaffung durch Waf-
fenhandel, Verkauf enteigneter Kunstgegenstände 
und Antiquitäten, Erwirtschaftung von Zwangsvertre-
terprovisionen usw. eingesetzt. Für die Ausübung 
dieser Geschäfte wurden den Unternehmen Rechts-
trägerschaften über vormals volkseigene Grund-
stücke übertragen. Die für die Vornahme solcher 
Rechtsgeschäfte begründeten Rechtsträgerschaften 
sind keine redlich erworbenen, schützenswerten 
Besitzpositionen, aus denen Ansprüche nach dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz begründet werden 
könnten. Im Zweiten Vermögensrechtsänderungsge-
setz wurden diese Nutzer ausdrücklich aus dem 
Schutzbereich des Morato riums herausgenommen 
(Art. 233 § 2a Abs. 6 a bb EGBGB). Art. 1 § 2 Abs. 2 
Nr. 2 des Entwurfs greift die darin zum Ausdruck 
kommende gesetzliche Entscheidung auf und schließt 
diese Sachverhalte auch von den hier begründeten 
Ansprüchen aus. 

Absatz 3 regelt das Konkurrenzverhältnis zwischen 
den nach diesem Gesetz begründeten Ansprüchen 
und solchen nach dem Landwirtschaftsanpassungsge-
setz bezüglich der von LPG-Mitgliedern eingebrach

-

ten Wirtschaftsgebäude. Das Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetz sieht insoweit eine Rückübereignung 
eingebrachter Wirtschaftsgebäude vor. Die für diese 
Fälle im Landwirtschaftsanpassungsgesetz getroffe-
nen speziellen Bestimmungen sollen den allgemeine-
ren Vorschriften des Sachenrechtsbereinigungsgeset-
zes vorgehen. 

b) Zeitliche Begrenzung (§ 8) 

Der Entwurf regelt nur die in der ehemaligen DDR 
begründeten Nutzungsrechte sowie die vor dem Bei-
tritt begonnenen baulichen Investitionen. Für Bebau-
ungen, die nicht aufgrund eines durch den Einigungs-
vertrag fortbestehenden Nutzungsrechts erfolgten 
und mit denen erst nach dem Beitritt begonnen 
worden ist, müssen die allgemeinen Regelungen zur 
Anwendung kommen. 

c) Begriffsbestimmungen (§§ 9 bis 12) 

aa) Nutzer (§ 9) 

Die Begriffsbestimmung stellt klar, wer Anspruchsbe-
rechtigter im Sinne des Entwurfs ist. Dies sind der 
eingetragene Eigentümer des Gebäudes, der Inhaber 
eines dinglichen Nutzungsrechts, der Eigentümer 
eines nicht im Grundbuch eingetragenen Gebäudes, 
der aus einem Überlassungsvertrag Berechtigte und 
schließlich der Errichter des Gebäudes oder deren 
Rechtsnachfolger. Im Interesse der Rechtsklarheit für 
die andere Seite, den Grundstückseigentümer, geht 
der Entwurf von einer an den Eintragungen im Grund-
buch, in einer Urkunde und zuletzt an tatsächlichen 
Umständen orientierten Reihenfolge der Anspruchs-
berechtigungen aus (Absatz 1). 

Absatz 1 betrifft das Außenverhältnis (des Nutzers 
zum Grundstückseigentümer). Nehmen mehrere Per-
sonen für sich in Anspruch, nach dem Entwurf berech-
tigt zu sein, so bedarf es zwischen ihnen einer Bestim-
mung des Anspruchsberechtigten. 

Die materiell-rechtliche Regelung für diesen Fall 
befindet sich in § 13 Abs. 1 Satz 2. Im Verhältnis 
derjenigen, die als Nutzer Ansprüche nach dem Ent-
wurf geltend machen wollen, soll es darauf ankom-
men, wer die bauliche Investition vorgenommen hat 
oder wem sie als Erwerber des Gebäudes oder der 
baulichen Anlage zuzurechnen ist. 

Die Verfahrensregelung findet sich in § 109 Abs. 3. Die 
Nutzerkönnen untereinander auf Feststellung klagen, 
wer von ihnen anspruchsberechtigt ist. Die Nutzer 
können dem Grundstückseigentümer den Streit ver-
künden, damit die Entscheidung auch ihm gegenüber 
wirkt. 

Der Entwurf hat ferner den Umständen (Absatz 2) 
Rechnung zu tragen, daß 

— in der ehemaligen DDR auch Gebäude verkauft 
wurden, an  denen kein selbständiges Gebäude-
eigentum entstanden war, und 
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— die Wohnungsbaugenossenschaften im wesentli-
chen nicht selbst Gebäude errichtet haben, son-
dern von staatlichen Hauptauftraggebern herge-
stellte Gebäude nach deren Fertigstellung zur 
Bewirtschaftung zur Verfügung gestellt beka-
men. 

Absatz 3 enthält eine Begriffsbestimmung für die 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. 
Nutzer sind nicht nur landwirtschaftliche, sondern 
auch gärtnerische Produktionsgenossenschaften, Pro-
duktionsgenossenschaften der Binnenfischer sowie 
Kooperationsbeziehungen dieser Genossenschaften. 

Schließlich ist auch der besonderen Regelung über 
den gemeinschaftlichen Eigentumserwerb von Ehe-
gatten Rechnung zu tragen (Absatz 4). 

bb) Billigung staatlicher Stellen (§ 10) 

Die Billigung staatlicher Stellen für die Bebauung des 
fremden Grundstücks ist grundsätzlich Vorausset-
zung für einen Anspruch nach Maßgabe dieses Geset-
zes, wenn nicht Nutzungsrechte bestellt oder nach 
anderen Rechtsvorschriften selbständiges Gebäu-
deeigentum entstanden ist. Die Begriffsbestimmung 
stellt klar, daß Billigung nicht im Sinne einer aufgrund 
rechtmäßigen Verwaltungshandelns erteilten Geneh-
migung zu verstehen ist, sondern darunter alle Hand-
lungen auch nichtstaatlicher Stellen (wie der LPG-
Vorstände und der Parteisekretäre) zu fassen sind, die 
nach der in der DDR üblichen Praxis die Bebauung 
anordneten oder gestatteten. Zugleich wird eine Ver-
mutung für eine Billigung in den Fällen begründet, in 
denen Baugenehmigungen oder -zustimmungen er-
teilt wurden, die auch in der DDR grundsätzlich 
unbeschadet privater Rechte Dritter erfolgten (vgl. § 5 
Abs. 8 der Verordnung über die Verantwortung der 
Räte der Gemeinden, Stadtbezirke, Städte und Kreise 
bei der Errichtung und Veränderung von Bauwerken 
der Bevölkerung vom 22. März 1972 — GBl. II Nr. 26 
S. 293 — geändert 1984, 1989). 

cc) Bebauung (§ 11) 

Ist weder ein Nutzungsrecht bestellt worden noch 
selbständiges Eigentum am Gebäude entstanden, so 
muß entschieden werden, welche anderen baulichen 
Investitionen der Errichtung eines Gebäudes (Neu-
bau) gleichstehen. Der Entwurf stellt die Wiederher-
stellung (Rekonstruktion) eines nicht mehr nutzbaren 
Gebäudes sowie die Änderung der Nutzungsart mit 
einem Neubau entsprechenden baulichen Aufwand 
(z. B. den Umbau einer Scheune zu einem Wohnhaus) 
einer Neuerrichtung eines Gebäudes gleich. Diese 
Bebauungen hätten wie ein Neubau durch Nutzungs-
rechtsbestellung gesichert werden können. 

Absatz 2 trifft eine weitergehende Regelung für die 
Überlassungsverträge. Hier wurden den Nutzern in 
der Regel Grundstücke mit einem — allerdings meist 
stark renovierungsbedürftigen — Haus überlassen. 
Die Nutzer, denen der Erwerb in Aussicht gestellt 
worden war, haben hier über die Jahre hinweg meist 
erhebliche Investitionen in das Gebäude vorgenom-

men. Der Entwurf stellt diese Nutzer bereits dann den 
Inhabern dinglicher Nutzungsrechte gleich, wenn sie 
über die Jahre Aus- und Umbauten, die die Wohn-
oder Nutzfläche des Gebäudes um mehr als 50 vom 
Hundert vergrössert haben, oder bauliche Aufwen-
dungen vorgenommen haben, die die Hälfte des 
seinerzeitigen Sachwerts des Gebäudes überstie-
gen. 

Eine besondere Regelung ist für die sog. notwendigen 
Verwendungen der Überlassungsnehmer vorgese-
hen, die diese nach dem Beitritt vorgenommen haben. 
Hierunter fa llen alle Aufwendungen auf das 
Gebäude, die zu dessen Erhalt oder ordnungsgemä-
ßer Bewirtschaftung erforderlich sind. Dies sind insbe-
sondere die Reparaturen am Gebäude. Diese Rege-
lungen sollen Härten ausgleichen, die sonst bei den 
Nutzern entstünden, die nach dem 2. Oktober 1990 
dringend notwendige Reparaturen ausführen konn-
ten, für die zuvor kein Material vorhanden gewesen 
sein mag. Diese Aufwendungen sind den baulichen 
Investitionen des Nutzers zuzurechnen, wenn sie bis 
zur Kabinettsbefassung dieses Gesetzes vorgenom-
men worden sind. Dies kann zur Folge haben, daß 
auch der Überlassungsnehmer die Ansprüche nach 
dem Entwurf geltend machen kann, dessen Aufwen-
dungen für bauliche Investitionen in das Gebäude erst 
aufgrund nach dem 2. Oktober 1990 vorgenommener 
Reparaturen die Hälfte des Sachwerts des Gebäudes 
übersteigen. 

Die Errichtung baulicher Anlagen wird nach dem 
Entwurf (§ 11 Abs. 3) dem Bau von Gebäuden gleich-
gestellt, wenn sie den Grundstückseigentümer von 
der Nutzung des Grundstücks insgesamt oder auf 
Teilflächen ausschließen. Im Ergebnis wird damit eine 
den Gebäuden vergleichbare Absicherung für grö-
ßere bauliche Investitionen, z.B. in Fabrikanlagen und 
Sportstätten, herbeigeführt, während für Wege, Lei-
tungsmasten und Rohranlagen Ansprüche auf Dienst-
barkeiten begründet werden. 

dd) Abtrennbare, selbständig nutzbare Teilflächen 
(§ 12) 

Die selbständige bauliche Nutzbarkeit hat Bedeutung 
für die Fälle, in denen über die für den Eigenheimbau 
vorgesehene Regelgröße von 500 Quadratmetern hin-
ausgehende Nutzungsrechte bestellt wurden. Eine 
Abtrennung soll hier nur im Falle der selbständigen 
baulichen Nutzbarkeit (also vor allem, wenn ein 
weiterer Bauplatz geschaffen werden kann) erfol-
gen. 

d) Anspruchslösung (§§ 3, 32, 62) 

Der Entwurf sieht keine Umwandlung bestehender 
Nutzungsrechte kraft Gesetzes vor. Den Beteiligten 
(Eigentümern und Nutzern) werden vielmehr gesetz-
liche Ansprüche eingeräumt, aus denen sie den 
Abschluß eines Erbbaurechts- oder (dies gilt grund-
sätzlich nur für die Nutzer) eines Grundstückskaufver-
trages verlangen können. Die Bestimmungen über 
den Inhalt des Vertrages sind dispositiv; sie greifen 
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dann ein, wenn die Beteiligten sich nicht in anderer 
Weise einigen. 

Eine Umwandlung käme ohnehin nur für die beste-
henden Nutzungsrechte in Frage. Es wäre allenfalls 
denkbar, diese kraft Gesetzes in Erbbaurechte mit 
einem bestimmten Inhalt umzuwandeln. Eine Be-
gründung kraft Gesetzes hätte jedoch Nachteile, die 
diejenigen aus einem zeitweiligen Fortbestand der 
alten Rechtslage und einer Neuregelung im Wege 
einer Vereinbarung erheblich überwiegen. Im einzel-
nen ist folgendes auszuführen: 

— Der Erbbauzins ist vom Verkehrswert abhängig. 
Bei einer Begründung von Erbbaurechten kraft 
Gesetzes wäre nur eine Festsetzung des Erbbau-
zinses nach allgemeinen Pauschalen möglich. 
Diese können und werden in den meisten Fällen 
nicht dem tatsächlichen Verkehrswert des Grund-
stücks entsprechen. Die Anpassung des Erbbau-
zinses müßte aufgrund einer Vereinbarung zwi-
schen Nutzer und Grundstückseigentümer nach-
folgen. 

Der Verkehrswert wird jedoch häufig streitig sein. 
Hierüber wird es oft zu Rechtsstreiten kommen. 
Schon deshalb ist zu befürchten, daß durch die 
vorangegangene Begründung von Erbbaurechten 
kraft Gesetzes kein wesentlicher Entlastungseffekt 
für die Gerichte einträte. 

— Es ist darüber hinaus fraglich, ob ein solches 
Erbbaurecht eine bessere Beleihungsgrundlage 
wäre als das jetzt bestehende Gebäudeeigen-
tum.  

Die Höhe des Erbbauzinses könnte nicht — wie in 
§ 9 Abs. 2 der Verordnung über das Erbbaurecht 
(im folgenden: ErbbauVO) angeordnet — nach 
Höhe und Zeit im voraus bestimmt sein und durch 
eine Reallast gesichert werden, wenn der zu zah-
lende Zins erst nach einem noch zu ermittelnden 
Verkehrswert für das jeweilige Grundstück festge-
stellt werden müßte. Der Zweck der Bestimmung 
in § 9 Abs. 2 Satz 1 ErbbauVO besteht darin, eine 
sichere Grundlage für die Beleihung des Erbbau-
rechts zu schaffen (BGHZ 22, 220, 222). Ein nach-
rangiger Geldgeber soll die vorrangige Erbbau-
zins-Reallast exakt berechnen können. 

Je größer die Unsicherheit hinsichtlich des Ver-
kehrswerts und damit der Höhe eines vorrangigen 
Erbbauzinses wird, um so enger wird der nachran-
gige Finanzierungsraum. Bei der Beleihung des 
Gebäudes gibt es dieses Problem nicht. Entschei-
dend hierfür ist, wie sicher das Recht zum Besitz 
des Grundstücks ist. Eine wesentliche Absiche-
rung des Besitzrechts des Nutzers wird bereits 
dadurch erreicht, daß das Nutzungsrecht gesichert 
ist und ihm ein Anspruch auf Begründung von 
Erbbaurechten oder zum Ankauf des Grundstücks 
gewährt wird. 

— Das kraft Gesetzes entstehende Erbbaurecht 
würde oft im Widerspruch zur tatsächlichen Nut-
zung stehen und erforderliche Nutzungsänderun-
gen in Zukunft behindern. 

Die Nutzungsrechte wurden für bestimmte 
Zwecke bestellt. Die Höhe des Erbbauzinses ist 
von der jeweiligen Nutzung abhängig. Für eine 
Nutzung zu Wohnzwecken wird ein geringerer 
Zinssatz in Ansatz gebracht als für eine Nutzung zu 
gewerblichen Zwecken. 

Eine gesetzliche Umwandlung bestehender Nut-
zungsrechte müßte wegen der Zinsabhängigkeit 
der zulässigen Nutzung grundsätzlich einen Maß-
stab für die zulässige bauliche Nutzung vorgeben 
und diesen entsprechend § 2 Nr. 1 ErbbauVO als 
Inhalt des Erbbaurechts festlegen. Die gesetzliche 
Regelung könnte dazu an die bisher zulässige 
Nutzung anknüpfen, die aber nicht mehr mit den 
tatsächlichen Gegebenheiten übereinstimmen 
muß. Zudem wären hierdurch notwendige Nut-
zungsänderungen erschwert. 

— Die Eintragung der Erbbaurechte würde auf 
unvermessenen Flächen erhebliche Schwierigkei-
ten bereiten. 

Die Nutzungsrechte stimmen häufig nicht mit den 
Grundstücksgrenzen überein. Die Erbbaurechts

-

grenzen müssen in diesen Fällen erst aufgrund der 
im Einzelfall vor Ort bestehenden Umstände fest-
gelegt werden. Eine gesetzlich angeordnete 
Umwandlung könnte in solchen Fällen im Grund-
buch nicht nachvollzogen werden. Es läßt sich 
nicht abstrakt im Gesetz bestimmen, welche 
Grundstücke von der Umwandlung des nicht ver-
messenen Nutzungsrechts be troffen sind und auf 
welchen Grundbuchblättern das Erbbaurecht mit 
welchem Inhalt einzutragen ist. 

— Die gesetzliche Umwandlung ließe schließlich 
auch dort BGB-konforme dingliche Rechte entste-
hen, wo dies nicht gerechtfertigt wäre. 

Nutzungsrechte wurden für eine bestimmte bauli-
che Nutzung des Grundstücks bestellt. Sie waren 
auf einen vorgegebenen Nutzungszweck bezogen. 
Der Nutzer sollte das Grundstück in einer 
bestimmten Weise bebauen und bewi rtschaften. 
Ein Liegenlassen des Grundstücks und eine spä-
tere Veräußerung zum Zwecke der Gewinnerzie-
lung entsprach nicht dem Inhalt des Nutzungs-
rechts. 

Ist das vom Nutzer errichtete Gebäude nur noch 
eine nicht mehr nutzbare Ruine oder wird die 
Nutzung nachhaltig nicht mehr ausgeübt und ein 
dem Nutzungsrecht entsprechender Gebrauch 
durch den Nutzer auch in Zukunft nicht mehr 
erwartet, so ist der mit der Nutzungsrechtsbestel-
lung verfolgte Zweck verfehlt. Das Nutzungsrecht 
hätte in der DDR entzogen werden müssen (vgl. 
§§ 290 Abs. 1, 294 Abs. 1 ZGB). Der Einigungsver-
trag hat die Nutzungsrechte mit ihrem bisherigen 
Inhalt anerkannt (Art. 233 § 3 Abs. 1 EGBGB). Der 
Fortbestand eines gewandelten, nunmehr zur Spe-
kulation geeigneten Nutzungsrechts wäre auch 
sachlich nicht gerechtfertigt. Der Entwurf gibt dem 
Grundstückseigentümer insoweit eine Einrede, 
aus der er in diesen Fällen die Bestellung des 
Erbbaurechts oder den Ankauf des Grundstücks 
verweigern kann (§ 29 Abs. 2). Eine gesetzliche 
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Umwandlung bestehender Nutzungsrechte ließe 
jedoch stets Erbbaurechte entstehen, mit der 
Folge, daß eine veräußerbare Rechtsposition kraft 
Gesetzes auch dann entstanden wäre, wenn der 
bisherige Nutzer von diesem Recht nur in speku-
lativer Weise, z. B. durch gewinnbringende Ver-
äußerung eines Bauplatzes an einen Bauträger, 
Gebrauch machen kann. 

Die gesetzliche Umwandlung in Erbbaurechte 
hätte die gleichen Rechtsfolgen in den Fä llen des 
unredlichen Erwerbs eines Nutzungsrechts. Eine 
gesetzliche Umwandlung der Nutzungsrechte in 
Erbbaurechte würde auch in diesen Fä llen vollen-
dete Tatsachen schaffen. 

Die Anspruchslösung hat demgegenüber folgende 
Vorteile: 

— Sie ermöglicht eine größere Flexibilität. Das Erb-
baurecht ist kein Sachenrecht mit einem allgemein 
gesetzlich fixierten Inhalt. Die Ausgestaltung des 
dinglichen Rechts wird vielmehr im wesentlichen 
durch die Vereinbarungen der Parteien bestimmt. 
In einem Erbbaurechtsvertrag sind deshalb oft 
viele Einzelfragen zu regeln. Die Bestimmung des 
Inhalts des Erbbaurechts durch Gesetz wäre den 
im Einzelfall anzutreffenden Verhältnissen oft 
nicht angepaßt. Die Anspruchslösung ermöglicht 
dagegen eine individuelle Vertragsgestaltung 
nach den Vorstellungen der Parteien. Erst dann, 
wenn die Parteien sich nicht einigen können, 
greifen die dispositiven gesetzlichen Bestimmun-
gen zum Inhalt des Vertrages ein. 

— Sie vermeidet doppelte Belastungen der Grund-
buchämter. In der überwiegenden Zahl der Fälle 
wird die Sachenrechtsbereinigung durch Ankauf 
des Grundstücks durch den Nutzer erfolgen. Dies 
ist für beide Seiten vorteilhafter. Der Erwerb des 
Grundstücks ermöglicht dem Nutzer, mit dem 
Grundstück nach Belieben zu verfahren; der 
Grundstückseigentümer erhält sogleich einen 
namhaften Geldbetrag, den er anlegen oder 
anderweitig verwenden kann. 

Die vorher kraft gesetzlicher Umwandlung einzu-
tragenden Erbbaurechte führten hier nur zu Dop-
pelbuchungen. 

— Die Beteiligten können für eine lange Zeit noch 
den alten Rechtszustand belassen, wenn sie derzeit 
keine Änderung wünschen. Damit tritt eine zeitli-
che Entspannung ein; die Grundbuchämter wer-
den nicht sofort mit einer Unzahl von Berichtigun-
gen überschwemmt. 

Der vorliegende Entwurf enthält aus den vorste-
hend genannten Gründen eine Anspruchslösung 
für alle Fälle der Sachenrechtsbereinigung. Die 
Gründe gegen eine Umwandlung der Nutzungs-
rechte in Erbbaurechte kraft Gesetzes sind jedoch 
nicht prinzipieller Natur, sondern beruhen auf 
mehr praktischen Gesichtspunkten (Abweichung 
vom bisherigen System ohne erkennbare Vorteile 
für Nutzer oder Grundstückseigentümer, große 
Probleme bei der Umsetzung einer solchen 
Lösung). Das Modell einer Umwandlung kraft 

Gesetzes wird aus diesen Gründen nicht weiter 
verfolgt. Eine Ergänzung des Entwurfs wäre 
jedoch denkbar, wenn sich im Verlauf der Diskus-
sion herausstellen sollte, daß eine solche Umwand-
lung große Vorteile für die Be troffenen hätte und 
auch ohne großen Aufwand durchführbar wäre. 

e) Verhältnis der Ansprüche, Wahlrecht 
(§§ 13 bis 15) 

aa) Anspruchsberechtigte und -verpflichtete 

Berechtigt und verpflichtet zum Vertragsschluß sind 
die Nutzer und die Grundstückseigentümer (§ 13). 

Der Entwurf bestimmt, daß grundsätzlich die Nutzer 
wählen können, ob sie einen Erbbaurechtsvertrag 
schließen oder das Grundstück ankaufen wollen 
(§ 14 Abs. 1). Hiermit wird dem Zweck der Nutzungs-
rechte entsprochen und auch der beschränkten 
Belastbarkeit der Nutzer Rechnung ge tragen. 

Hat der Nutzer allerdings erklärt, einen Kaufvertrag 
schließen zu wollen, so kann auch der Grundstücks-
eigentümer den Abschluß eines Grundstückskaufver-
trages verlangen (§ 62 Abs. 2 Nr. 2). Andernfalls 
könnte der Nutzer einen Stillstand herbeiführen, 
indem er sein Wahlrecht in der genannten Weise 
ausübt, dann aber kein Vertragsangebot vorlegt. 

Eine Ausnahme ist dann gegeben, wenn das Grund-
stück einen niedrigen Verkehrswert hat. Der Entwurf 
sieht vor, daß bei Verkehrswerten bis zu 100 000 DM, 
bei einem Eigenheim bis zu 30 000 DM, das Wahlrecht 
entfällt und nur noch ein Anspruch auf Ankauf des 
Grundstücks begründet ist (§ 14 Abs. 2). In diesen 
Fällen ist die für die Nutzer aus dem Erwerb des 
Grundstücks entstehende Belastung tragbar. Die 
Bestellung eines Erbbaurechts bei einem Erbbauzins 
von weniger als 292 DM — bei Eigenheimen 50 DM — 
monatlich ist in Anbetracht des Aufwands für die 
Bestellung der Erbbaurechte sowie der langfristigen 
Bindung der Vertragsschließenden unüblich und den 
Beteiligten auch nicht zuzumuten. 

Der Entwurf sieht in § 122 zudem eine Härteklausel für 
die Nutzer vor, die aus besonderen wirtschaftlichen 
oder persönlichen Gründen derzeit nicht in der Lage 
sind, die für den Ankauf des Grundstücks oder dessen 
Finanzierung notwendigen Mittel aufzubringen. Sie 
können vom Grundstückseigentümer für längstens 
sechs Jahre den Abschluß eines schuldrechtlichen 
Nutzungsvertrages verlangen. In dieser Zeit haben sie 
ein den Erbbauzinsen entsprechendes Nutzungsent-
gelt zu zahlen, das — wegen der Eingangsphase 
(§ 52) — in diesem Zeitraum besonders niedrig ist. 

Bei den Wirtschaftsgebäuden kann in Einzelfällen 
auch der „umgekehrte" Ankauf des Gebäudes durch 
den Grundstückseigentümer die nach den abzuwä-
genden wirtschaftlichen Interessen der Beteiligten 
angemessenere Lösung sein. In diesen Fällen ist der in 
der DDR begründeten baulichen Nutzung eines frem-
den Grundstücks nicht ohne weiteres Vorrang vor den 
betrieblichen Belangen des Grundstückseigentümers 
einzuräumen; es ist vielmehr eine Abwägung der 
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wirtschaftlichen Interessen der Beteiligten geboten. 
Ein Ankaufsrecht für den Grundstückseigentümer 
kann in Frage kommen, wenn das Gebäude z. B. auf 
dem Betriebsgrundstück des Grundstückseigentü-
mers steht und dessen land-, forstwirtschaftliche oder 
gewerbliche Tätigkeit erheblich behindert oder das 
Gebäude oder die Gebäudegrundfläche für beson-
dere Investitionszwecke in Anspruch genommen wer-
den muß oder der bisherige Nutzer des Gebäudes 
keine Gewähr für eine Fortsetzung seiner bisher 
ausgeübten gewerblichen Tätigkeit bietet (§ 14 Abs. 3 
in Verbindung mit § .82 Abs. 1). 

bb) Ausübung des Wahlrechts (§ 15) 

Der Nutzer hat sich nach Aufforderung durch den 
Grundstückseigentümer binnen einer Frist von fünf 
Monaten zu erklären, ob er einen Erbbaurechtsver-
trag schließen oder das Grundstück ankaufen will . 
Ihm wird damit eine längere Überlegungs- und Vor-
bereitungszeit eingeräumt. Seine Erklärung ist dann 
verbindlich. 

Erklärt der Nutzer sich innerhalb dieser Frist nicht, so 
kann der Grundstückseigentümer eine angemessene 
Nachfrist setzen und mit deren fruchtlosem Ablauf das 
Wahlrecht an sich ziehen. 

f) Verkehrswert (§§ 18 bis 20) 

aa) Grundsätze (§ 18) 

(1) Wertermittlungszeitpunkt 

Der Verkehrswert zum Zeitpunkt des Vertragsange-
bots ist Grundlage für die Bemessung des Erbbauzin-
ses und des Kaufpreises. 

Das folgt aus dem Eckwert des Entwurfs, den durch 
Einführung der Marktwirtschaft entstandenen Boden-
wert zu teilen. Dieser ist der aktuelle Verkehrswert 
des Grundstücks. Der Verkehrswert ist wiederum der 
Preis, der für das Grundstück zur Zeit des Vertragsan-
gebots nach den konkret vorliegenden rechtlichen 
Gegebenheiten und tatsächlichen Eigenschaften zu 
erzielen wäre. Jede andere Bemessungsgrundlage 
wäre nicht sachgerecht, da dem Nutzer ein solcher 
Wert zufließt. 

Kauft der Nutzer das Grundstück vom Eigentümer und 
veräußert es alsbald an einen Dritten, so erzielt er den 
genannten marktüblichen Preis. — Die Festlegung des 
Bewertungsstichtags auf den Zeitpunkt der Vorlage 
des Angebots verfolgt den Zweck, Verzögerungen 
beim Vertragsschluß aus Gründen der Spekulation auf 
niedrigere oder höhere Verkehrswerte auszuschlie-
ßen. Der Entwurf trägt hier den entgegengesetzten 
Interessen der Beteiligten Rechnung. Jede Seite hat 
die gleiche Möglichkeit, eine verbindliche Wertbe-
stimmung zu dem ihr günstig erscheinenden Zeit-
punkt zustande zu bringen. 

Da die Regelung im Entwurf einen gesetzlichen Kon

-

trahierungszwang begründet, wäre eine Anknüpfung 
an  andere, nicht mehr aktuelle Werte bedenklich. Die 

Beteiligten hätten sich andernfalls auf einer Preisbasis 
zu einigen, der jeder Bezug zu dem Wert des Grund-
stücks fehlte, über den sie kraft gesetzlich begründe-
ter Ansprüche jedoch verfügen müssen. 

(2) Qualität des Grundstücks 

Zugrunde gelegt wird der Bodenwert eines unbebau-
ten Grundstücks, da nur insoweit ein Ausgleich her

-

beizuführen ist (Absatz 2 Satz 1). Bei der Bewe rtung ist 
die Qualität des Grundstücks zum Wertermittlungs-
stichtag Basis für die Berechnung. Das nach dem 
Entwurf zu bewertende Grundstück wird in der Regel 
bebaut sein. Es ist deshalb als nach öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften baulich nutzbares baureifes Land 
zu bewerten (§ 4 Abs. 4 der Wertermittlungsverord-
nung). 

Die Bewertung des Grundstücks nach der Qualität 
zum Wertermittlungsstichtag entspricht nicht nur a ll

-gemeinen Grundsätzen und dem Eckwert des Ent-
wurfs, den jetzt vorhandenen, durch die Einführung 
der Marktwirtschaft entstandenen Bodenwert zu tei-
len. Sie ist nicht zuletzt auch deshalb sachgerecht, 
weil der Eigentümer das Grundstück in demselben 
Umfang wie der Nutzer bebauen könnte. Dies zeigt 
sich deutlich bei den Baulücken in einer Siedlung; auf 
diesen Grundstücken kann nun der Eigentümer ein 
Haus bauen. Man kann die nach öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften zu beurteilende Baulandqualität 
schlecht für den Grundstückseigentümer verneinen, 
für den Nutzer jedoch bejahen. 

Abzuziehen ist in der Regel jedoch der anteilige 
Vermessungs- und Erschließungsaufwand, wenn das 
Grundstück vor der Bebauung nicht vermessen und 
nicht erschlossen war. 

In der DDR wurden zwar von den Gemeinden keine 
Erschließungsbeiträge erhoben, so daß die Erschlie-
ßungskosten insoweit auch nicht von den Nutzern 
getragen wurden. Anders ist es bei dem Anschluß des 
Gebäudes an das öffentliche Versorgungsnetz. Für 
den Eigenheimbau wurden manchmal nur die Mate-
rialien bereitgestellt; der Anschluß wurde meist von 
den Nutzern in Eigenarbeit vorgenommen. 

Der Abzug des im Baulandpreis enthaltenen anteili-
gen Vermessungs- und Erschließungsaufwands ist 
jedoch deshalb gerechtfertigt, weil diese Aufwendun-
gen im Hinblick auf das Bauvorhaben des Nutzers 
erbracht worden sind. Eine Ausnahme ist dann zu 
machen, wenn das Grundstück bereits während der 
Dauer des Besitzes des Eigentümers erschlossen und 
vermessen war (Absatz 2 Satz 2). Dazu gehören im 
wesentlichen diejenigen Fälle, in denen bereits eine 
Altbebauung vorhanden war. 

Der anteilige Aufwand für die Erschließung kann zum 
Beispiel nach dem Unterschied für ein erschließungs-
beitragsfreies und ein erschließungsbeitragspflichti-
ges Baugrundstück in gleicher Lage bestimmt werden. 
Der Entwurf sieht insoweit eine Verordnungsermäch-
tigung vor, mit der nähere Grundsätze für die Berech-
nung bestimmt werden können (§ 20). 
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Soweit Bodenrichtwerte vorliegen, sollen diese 
grundsätzlich herangezogen werden (Absatz 3). 

bb) Verkehrswertermittlung in besonderen Fällen 
(§ 19) 

(1) Abbruchkosten 

Kosten eines bevorstehenden Abbruchs mindern in 
der Regel den Verkehrswert des Grundstücks. Die 
Bemessungsgrundlage für den Erbbauzins und für 
den Kaufpreis ist an die dadurch eingetretene Minde-
rung des Verkehrswerts anzupassen. Insoweit ist kein 
Verkehrswert entstanden, der dem eines unbebauten 
(bereits freigelegten) Grundstücks entspricht. Es kann 
jedoch grundsätzlich nur der vorhandene Wert von 
Grund und Boden verteilt werden. 

Die Abbruchkosten, die durch unterlassene Instand-
haltung des Gebäudes oder der baulichen Anlage 
entstanden sind, sollen jedoch nicht abgezogen wer-
den. Dies wäre nicht gerechtfertigt, da diese Kosten 
allein dem Nutzer zugerechnet werden müssen. 

(2) Berücksichtigung von Substanz- und 
Ertragswertgesichtspunkten 

Bei den im staatlichen oder genossenschaftlichen 
Wohnungsbau überbauten Grundstücken ist — wie 
bei der Darlegung der Eckwerte bereits ausgeführt — 
die  besonders ungünstige Substanz- und Ertragssitua-
tion zu berücksichtigen, da sie auf den Bodenwert 
durchschlägt (Absatz 2). 

Bei den durch Maßnahmen des komplexen Woh-
nungsbaus überbauten Flächen bedarf es auch einer 
Bewertung der mit öffentlichen Anlagen überbauten 
Grundstücke und Grundstücksteile. Deren Verkehrs-
wert kann Null  sein. Der Entwurf legt hier die Ent-
schädigung, die für den Entzug des Eigentums gezahlt 
worden wäre, als Untergrenze fest (Absatz 3). Der 
Entschädigungsanspruch verkörpert den Mindestbe-
trag, der im Eigentum noch vorhanden ist. Diese 
Regelung wahrt zugleich die Parallelität zum Entwurf 
des Entschädigungsgesetzes. 

(3) Einheitliche Bewertung 

Die Regelungen über die nach dem Bodensonde-
rungsgesetz zu leistenden Ausgleichszahlungen für 
den Rechtsverlust stehen in engem Zusammenhang 
mit den Grundsätzen über die Kaufpreisbestimmung 
nach dem Entwurf. Die Bemessungsgrundsätze müs-
sen gleichartig sein. Bei der Bestimmung der Aus-
gleichsleistungen und der Art ihrer Auskehrung muß 
der Ausgestaltung und den Zwecken des Verfahrens 
Rechnung getragen werden. 

Eine grundlegend andere Bemessung der Ausgleichs-
zahlung im Bodenneuordnungsverfahren für den 
in § 5 des Entwurfs zum Bodensonderungsgesetz 
genannten komplexen Wohnungs- und Siedlungsbau 
und der Ankaufspreise in den nach dem Entwurf 

geregelten Fällen der Bebauung fremder Grund-
stücke wäre weder von der wirtschaft lichen Bedeu-
tung noch von den rechtlichen Regelungen der DDR 
gerechtfertigt. 

Sind Grundstücke im Zuge einer Bebauungskonzep-
tion für ein Sanierungs- oder Entwicklungsvorhaben 
überbaut worden, so ist jedoch ein auf das gesamte 
überbaute Gebiet bezogener einheitlicher Verkehrs-
wert zu ermitteln (Absatz 4). Hiermit werden sonst 
entstehende Willkürlichkeiten bei der Bewertung der 
in einem solchen Gebiet belegenen Grundstücke 
ausgeschlossen; denn für die be troffenen Eigentümer 
hing es vom Zufall ab, ob und welches Gebäude 
gerade auf ihrem Grundstück gebaut wurde. 

Die auf ein Gebiet bezogene einheitliche Bewertung 
stellt zwar die notwendige Gleichbehandlung der 
Grundstückseigentümer her, kann jedoch bei den 
Nutzern zu einer ungerechtfertigten Gleichbehand-
lung führen. So kann z. B. die Gemeinde für den 
Erwerb der Grünflächen und Straßen infolge der 
einheitlichen Bewertung einen zu hohen, gewerbli-
che Nutzer jedoch einen zu niedrigen Ankaufspreis in 
bezug auf den ihnen zufließenden Wert zu zahlen 
haben. 

In einem Bodenneuordnungsverfahren können solche 
Diskrepanzen durch unterschiedliche Bemessung der 
Beiträge für die Entschädigungs- und Verteilungs-
masse aufgefangen werden. Absatz 5 sieht hierfür die 
Erhebung von Ausgleichsabgaben und die Zahlung 
von Ausgleichsleistungen vor. Über diesen Ausgleich 
zwischen denjenigen, denen Rechte im Verfahren 
zugewiesen werden, kann neben dem Sonderungsbe-
scheid entschieden werden, um das Verfahren der 
Bodensonderung zügig durchführen zu können. Der 
Ausgleich soll jedoch spätestens ein Jahr nach Eintritt 
der Bestandskraft des Sonderungsbescheids vorge-
nommen werden, um keine zu großen Nachteile durch 
etwaige Zwischenfinanzierungen entstehen zu las-
sen. 

Soweit nach dem Baugesetzbuch förmlich Sanie-
rungsgebiete festgelegt werden, werden die durch die 
Aussicht auf Sanierung, ihre Vorbereitung und ihre 
Durchführung eingetretenen besonderen Werterhö-
hungen durch Ausgleichsbeträge abgeschöpft (§ 153 
Abs. 1, § 154 Abs. 1 des Baugesetzbuchs). Die Wert-
erhöhungen, die der Grundstückseigentümer wieder 
an  die Gemeinde abzuführen hat, sind nicht endgültig 
zugeflossen und können deshalb auch kein Gegen-
stand der Teilung sein (Absatz 6). 

g) Erfaßte Flächen (§§ 21 bis 27) 

Eines der schwierigen Probleme bei der Sachen-
rechtsbereinigung besteht darin, daß die Grenzen der 
Nutzungsrechte und -befugnisse und die Grund-
stücksgrenzen in weiten Bereichen nicht übereinstim-
men. Hier sind verschiedene Fallgruppen zu regeln, 
für die der Entwurf in den Grundzügen folgende 
Lösungen bereitstellt: 

— Soweit die Nutzungsrechtsgrenzen und Grund-
stücksgrenzen übereinstimmen, erstrecken sich 
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die nach diesem Gesetz begründeten Ansprüche 
auf das Grundstück insgesamt (§ 21). 

— Die Einbeziehung anderer Flächen richtet sich 
grundsätzlich nach 

— ehemaliger Liegenschaftsdokumentation, 

— Vereinbarungen in Nutzungsverträgen, 

— tatsächlich zugewiesener Nutzung auf LPG-
Flächen, 

— zweckentsprechender ortsüblicher Nutzung für 
das Gebäude, sofern für die Nutzungsgrenzen 
keine anderen Anhaltspunkte vorliegen. 

— Bei den aufgrund des aufgehobenen gesetzlichen 
Nutzungsrechts der landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaften errichteten Wirtschaftsge-
bäuden und baulichen Anlagen ist nur die bauliche 
Investition zu schützen und deshalb das Nutzungs-
recht auf die Funktionsflächen zu beschränken. 
Betriebliche Gesichtspunkte des Nutzers sind zu 
berückichtigen; sie können im Einzelfall eine Ein-
beziehung größerer Flächen rechtfertigen (§ 22 
Abs. 3). 

— Bei städtebaulichen Entwicklungen vor Klärung 
der Eigentumsverhältnisse stehen den Nutzern der 
Gebäude (meist: Kommunen, Wohnungsgenos-
senschaften, Gewerbebetriebe) die Ansprüche auf 
Bestellung von Erbbaurechten und zum Ankauf 
des Grundstücks entsprechend den allgemeinen 
Grundsätzen dieses Gesetzes zu. Erfaßt werden 
jedoch allein die durch die Bebauung betroffenen 
Flächen. 

Für die nicht nutzbaren Restflächen wird ein 
Ankaufsanspruch des Nutzers gegen die Gemein-
den begründet, der dem Übernahmeanspruch für 
solche Flächen nach Durchführung von Sanie-
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen (§ 145 Abs. 5 
Satz 1, § 168 des Baugesetzbuchs) entspricht. Dem 
Grundstückseigentümer kann auch hier nicht 
zugemutet werden, solche Restflächen, die infolge 
städtebaulicher Maßnahmen ohne Klärung der 
Eigentumsverhältnisse entstanden sind, auf Dauer 
behalten zu müssen. Durch die Ausübung der 
Ansprüche können für einige Gemeinden Bela-
stungen (in der Regel allerdings weniger durch 
den Ankauf, als durch die Verantwortung für diese 
Flächen) entstehen. Der Entwurf sieht eine langfri-
stige Übergangsregelung durch die Bestimmung 
vor, daß der Grundstückseigentümer solche 
Ansprüche nicht vor dem 1. Januar 2000 geltend 
machen kann. Abweichende Regelungen in der 
Zwischenzeit durch Enteignung, Umlegung oder 
Bodenneuordnungsverfahren nach dem Entwurf 
für ein Bodensonderungsgesetz bleiben vorbehal-
ten. 

— Im Eigenheimbau können die Grundstückseigen-
tümer bei Überschreitung der Regelgröße von 
500 Quadratmetern eine Übertragung abtrennba-
rer, selbständig nutzbarer Teilflächen gegen Ent-
schädigung der aufstehenden Bauwerke (Gara-
gen, Ställe für Kleintierhaltung usw.) und der 
Anpflanzungen verlangen. Der Nutzer kann einer 
solchen Begrenzung seiner Ansprüche widerspre-

chen, wenn dies zu einer unvertretbaren Härte 
führt. Hierdurch werden Investitionen des Nutzers 
auf diesen Teilflächen (z. B. durch den Bau von 
Garagen, Werkstätten) geschützt, wenn in der 
Nähe kein Ersatz bereitgestellt werden kann, 
sofern die Gesamtgröße der Nutzfläche 1 000 Qua-
dratmeter nicht übersteigt. Grundstücksteilungen, 
die zu einer Wertminderung wegen ungünstig 
geschnittener Grundstücke führten, berechtigen 
den Nutzer ebenfalls zum Widerspruch. 

— Nicht nutzbare Restflächen sollen durch die 
Beschränkung der Ansprüche auf Teilflächen 
grundsätzlich nicht entstehen (§ 27). Eine vollkom-
men befriedigende Lösung hierfür kann es mit dem 
Instrumentarium des Zivilrechts allerdings nicht 
geben. 

Es läßt sich z.B. keine Ankaufspflicht des Nutzers 
für eine Restfläche von z. B. 3 000 Quadratmetern 
(ca. 6 Bauplätze) begründen, wenn das Nutzungs-
recht des Nutzers so ungünstig geschnitten wird, 
daß es die Erschließung und den Zugang dieser 
Fläche von der Straße abschneidet. Der Entwurf 
sieht hierfür die Bewilligung von Wege- und Lei-
tungsrechten durch den Nutzer (Absatz 2) sowie 
ein erweitertes Notwegerecht über benachbarte 
Grundstücke (Absatz 3) vor. 

Das Wege- und Leitungsrecht kann helfen, wenn 
das Grundstück des Nutzers hinreichend Raum für 
einen solchen Weg bietet. Andernfalls wird eine 
vorübergehende Lösung nur durch das Notwege-
recht über ein benachbartes Grundstück gefunden 
werden können. Eine solche Erschließung über 
benachbarte Grundstücke ist in den neuen Län-
dern aufgrund des umfassenden gesetzlichen Nut-
zungsrechts der landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften vielfach erfolgt. 

Eine langfristige, zweckmäßige Lösung wird sich 
indessen in solchen Fällen oft nur über Bodenord-
nungs-, Umlegungs- und notfalls Enteignungsver-
fahren herbeiführen lassen, die das Gesetz zur 
Sachenrechtsbereinigung nicht zur Verfügung 
stellen kann. 

Der Entwurf schließt solche nicht nutzbaren Rest-
flächen in die Ansprüche grundsätzlich mit ein. 
Der Nutzer kann die Erstreckung seiner Nutzungs-
befugnis und des Ankaufsrechts auf diese Flächen 
verlangen, die für den Grundstückseigentümer in 
der Regel nur eine Belastung darstellen. Der 
Grundstückseigentümer kann vom Nutzer auch 
die Übernahme dieser Flächen durch Erbbaurecht 
oder Ankauf verlangen, wenn hierdurch nach 
Lage, Form und Größe ein zweckmäßig gestaltetes 
Erbbaurecht oder Grundstück entsteht. Der Nutzer 
braucht Übergrößen in bezug auf die vorhandene 
Bebauung nur dann in den Erbbaurechtsvertrag 
einzubeziehen oder anzukaufen, wenn die Bela-
stung für ihn zumutbar bleibt. Im Einzelfall wird es 
darauf ankommen, wie groß die vom Nutzer 
zusätzlich zu übernehmende Restfläche ist, welche 
Nutzungsvorteile sich für den Nutzer hieraus erge-
ben und schließlich wie hoch die zusätzliche finan-
zielle Belastung für den Nutzer ist. 
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Der Entwurf sieht insoweit vor, daß beide Seiten 
bei der Durchsetzung der ihnen vom Gesetz ein-
geräumten Ansprüche nicht nur eigene Ziele ver-
folgen dürfen, sondern im Interesse der anderen 
Seite an der Herstellung zweckmäßig gestalteter 
Grundstücksgrenzen mitwirken müssen. Diesem 
Zweck dient auch die in Absatz 2 begründete 
Verpflichtung des Nutzers zur Beste llung eines 
Wegerechts und dessen Absicherung durch eine 
Dienstbarkeit und durch eine Baulast. 

Im Städtebau vor Klärung der Eigentumsverhält-
nisse paßt ein solcher Übernahmeanspruch gegen 
den Nutzer nicht, da die Restflächen nach den 
faktischen Verhältnissen oder bauplanerischen 
Ausweisungen meist für andere Zwecke (Straßen, 
öffentliche Anlagen) in Anspruch genommen oder 
vorgesehen worden sind. Der Entwurf trifft hierfür 
besondere Bestimmungen (§ 24 Abs. 2). 

h) Einwendungen und Einreden (§§ 28 bis 31) 

Die Ausübung der nach diesem Gesetz entstandenen 
Ansprüche soll unter bestimmten Voraussetzungen 
ausgeschlossen sein. 

aa) Anderweitige Verfahren und Entscheidungen 
(§ 28) 

Verfahren für die Vermögenszuordnung und zur 
Bodenordnung können mit der Verfolgung der 
Ansprüche nach diesem Gesetz konkurrieren. 

Nach diesem Gesetz vorgenommene Grundstücksge-
schäfte können den Zuordnungen, wie sie in Umle-
gungsverfahren nach § 51 des Baugesetzbuchs oder in 
der Bodensonderung vorgenommen werden sollen, 
widersprechen und damit dem Zweck dieser Verfah-
ren, die eine Bodenneuordnung in einem größeren 
Gebiet zum Ziel haben, zuwiderlaufen. Der Entwurf 
sieht deshalb vor, daß während solcher Verfahren die 
auf einzelne Grundstücke bezogenen Ansprüche auf 
Erbbaurrechtsbestellung oder Ankauf nicht verfolgt 
werden können. 

Die Verfahren zur Zusammenführung von Grund-
stücks- und Gebäudeeigentum nach § 64 des Land-
wirtschaftsanpassungsgesetzes konkurrieren mit den 
nach diesem Gesetz geltend zu machenden Ansprü-
chen. Im ländlichen Bereich haben die Beteiligten die 
Wahl, ob sie zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse 
an den Grundstücken ein Bodenordnungsverfahren 
nach §§ 56 ff. des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
beantragen oder zivilrechtlich nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes einen Vertragsschluß herbeifüh-
ren wollen. Soweit allerdings in einem solchen Ver-
fahren Anordnungen getroffen worden sind, soll die 
Verfolgung der nach dem Entwurf begründeten 
Ansprüche für das betroffene Gebiet ausgeschlossen 
sein. Der Zweck der Bodenneuordnung wäre gefähr-
det, wenn einige der daran Beteiligten nach der 
Eröffnung des Verfahrens abweichende vertragliche 
Vereinbarungen treffen könnten. 

Der Entwurf muß jedoch darauf Rücksicht nehmen, 
daß es sich insoweit um Antragsverfahren handelt. Die 
Beteiligten können ihren Antrag auch wieder zurück-
nehmen. Ist das Verfahren vor der Flurneuordnungs-
behörde ohne eine bestandskräftige Entscheidung für 
die Betroffenen beendet worden, kann kein dauern-
des Hindernis für die Verfolgung der nach dem Gesetz 
bestimmten Ansprüche vorliegen. Der Entwurf sieht 
vor, daß die zivilrechtlichen Ansprüche nach einer 
solchen Verfahrenseinstellung wieder verfolgt wer-
den können. 

bb) Nicht mehr nutzbare Gebäude, nicht ausgeübte 
Nutzungen (§ 29) 

Der Gedanke des Investitionsschutzes greift in diesen 
Fällen nicht. Der Zweck der Sachenrechtsbereini-
gung, bauliche Investitionen zu sichern, wird verfehlt, 
wenn das Bauwerk wegen schwerwiegender Bau-
schäden nicht mehr nutzbar ist oder der Gebrauch 
eines noch nutzbaren Bauwerks auf Dauer nicht mehr 
stattfindet. In diesen Fä llen ist auch kein Erbbaurecht 
oder Ankaufsrecht zu begründen. Ein Bodenwertan-
teil aus der baulichen Investition ist dann ebenfa lls 
nicht mehr vorhanden. 

Der letztgenannte Gesichtspunkt setzt eine Prognose 
voraus. Eine dahingehende Entscheidung kann in den 
Fällen getroffen werden, in denen der Inhaber des 
Nutzungsrechts sich in Liquida tion oder in Konkurs 
befindet und eine Fortsetzung des Unternehmensge-
genstandes wegen der strukturellen Änderungen aus-
geschlossen werden kann. 

In den anderen Fällen sind die tatsächlichen Um-
stände, die eine solche Prognose begründen, nur 
schwer oder überhaupt nicht darzulegen. Der Entwurf 
sieht insofern eine Erleichterung für den Vortrag vor; 
ist das Bauwerk ein Jahr nicht genutzt worden, so soll 
davon ausgegangen werden, daß auch in Zukunft eine 
Nutzung nicht stattfinden wird. Es ist dann Sache des 
Nutzers, Umstände vorzutragen, die den gegenteili-
gen Schluß zulassen, daß er das Bauwerk künftig 
wieder nutzen wird. 

Die vorstehenden Erwägungen treffen auch auf die 
Nutzungsrechte zu. Diese waren bei nicht bestim-
mungsgemäßer Nutzung zu entziehen (§§ 290, 294 
ZGB). Die Begründung von Ansprüchen gegen den 
Grundstückseigentümer ist deshalb dort nicht mehr 
gerechtfertigt, wo kein Neubau, sondern allenfalls ein 
Ankauf zum halben und anschließende Veräußerung 
zum vollen Verkehrswert zu erwarten ist. Das ist 
jedoch ein Ausnahmefall. Im Zweifel ist nach dem 
Entwurf davon auszugehen, daß von dem Nutzungs-
recht bestimmungsgemäß Gebrauch gemacht werden 
wird. 

cc) Unredlicher Erwerb (§ 30) 

Die Nutzer, die ein Nutzungsrecht unredlich im Sinne 
des § 4 des Vermögensgesetzes erworben haben, 
sollen auch keine Ansprüche nach dem Entwurf auf 
Erbbaurechtsbestellung oder Ankauf des Grund-
stücks geltend machen können. In diesen Fällen lag 
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kein schutzwürdiger Erwerb eines Nutzungsrechts 
vor; eine dem BGB konforme Verfestigung dieser 
Rechtsposition durch Begründung verkehrsfähiger 
und beleihbarer dinglicher Rechte wäre nicht gerecht-
fertigt. Zudem sind Wertungswidersprüche auszu-
schließen. § 16 Abs. 3 und Abs. 4 des Vermögensge-
setzes sehen in diesen Fällen zugunsten des Alteigen-
tümers die Aufhebung solcher Nutzungsrechte durch 
Bescheid des Amtes zur Regelung offener Vermö-
gensfragen vor. Es wäre nicht gerechtfertigt, wenn 
enteignete Alteigentümer die Aufhebung solcher 
Nutzungsrechte verlangen, diejenigen, die Eigentü-
mer ihrer Grundstücke geblieben sind, aber auch 
unredlich erworbene Nutzungsrechte hinnehmen 
müßten. 

Diese Einrede soll nur geltend gemacht werden kön-
nen, wenn gleichzeitig die Aufhebung eines Nut-
zungsrechts beim Amt für offene Vermögensfragen 
beantragt oder Klage auf Aufhebung des Nutzungs-
rechts durch gerichtliche Entscheidung erhoben wor-
den ist. Andernfalls könnte ein auf Dauer nicht 
zu bereinigendes Auseinanderfallen zwischen Ge-
bäude- und Grundstückseigentum entstehen, wenn 
zwar die Einrede erfolgreich erhoben, das dingliche 
Nutzungsrecht jedoch nicht aufgehoben wurde. 

Die Anträge auf Aufhebung des Nutzungsrechts 
durch das Amt zur Regelung offener Vermögensfra-
gen sowie eine Klage mit diesem Antrag, die für die 
nicht unter das Vermögensgesetz fa llende Sachver-
halte zulässig sein soll (vgl. A rt. 2 § 2 Nr. 3 a), sollen nur 
innerhalb bestimmter Ausschlußfristen verfolgt wer-
den können. Nach Ablauf dieser Ausschlußfristen 
kann daher aus den bereits genannten Gründen auch 
die Einrede des unredlichen Erwerbs des Nutzungs-
rechts nicht mehr zugelassen werden. 

dd) Geringe Restnutzungsdauer des Gebäudes 
(§ 31) 

Die Ansprüche auf Bestellung von Erbbaurechten und 
zum Ankauf des Grundstücks sollen bei geringer 
Restnutzungsdauer des Gebäudes ausgeschlossen 
sein, wenn 

— kein Nutzungsrecht bestellt wurde und 

— das vom Nutzer errichtete Gebäude öffentlichen 
Zwecken dient oder land-, forstwirtschaftlich oder 
gewerblich genutzt wird. 

Der Ausschluß begründet sich daraus, daß eine Ver-
dinglichung des Nutzungsrechts dem Nutzer keine 
Vorteile bietet, da ein Erbbaurecht mit kurzer Laufzeit 
nicht mehr vernünftig beleihbar ist (vgl. § 20 Nr. 3 
ErbbauVO). Zudem ist der Bodenwertanteil des Nut-
zers bei kurzer Restlaufzeit eines ihm zu gewährenden 
Nutzungsrechts nur gering (vgl. dazu Nr. 5.2.3.1 der 
Wertermittlungsrichtlinien 1991). Bei einem sehr klei-
nen Bodenwertanteil ist es geboten, den Nutzern 
hieraus kein Ankaufsrecht zu geben. 

Der Restwert der baulichen Investition ist allerdings 
auch in diesen Fällen zu schützen. Der Entwurf gibt 
hier den Nutzern einen Anspruch auf Abschluß eines 
nach der Restnutzungsdauer der Gebäude zu bemes

-

senden Mietvertrages über die für die Nutzung des 
Gebäudes erforderliche Fläche (Funktionsfläche). 
§ 31 des Entwurfs enthält nähere Bestimmungen über 
den Inhalt eines solchen Mietvertrages. 

Die Erwägungen zum Ausschluß der Ansprüche bei 
geringer Restnutzungsdauer des Gebäudes treffen 
jedoch nicht zu, wenn Nutzungsrechte beste llt wor-
den sind. In diesen Fällen ist der Nutzer zum Neubau 
berechtigt; ihm ist deshalb ein nach der Nutzungs-
dauer eines Neubaus zu bemessendes Erbbaurecht zu 
gewähren. 

Dient das Gebäude Wohnzwecken, so soll ebenfa lls 
kein Ausschluß der Ansprüche auf Erbbaurechtsbe-
stellung und Ankauf stattfinden. Bei diesen Gebäuden 
sind häufig erhebliche Aufwendungen zur Beseiti-
gung erheblicher Bauschäden zu erwarten. Zudem 
sind neben dem Gedanken des Investitionsschutzes 
auch sozial- und wohnungspolitische Aspekte zu 
berücksichtigen. Da die Begründung von Nutzungs-
rechten oft von Zufälligkeiten abhing, ist es hier 
gerechtfertigt, die durch Handlungen der Behörden 
der ehemaligen DDR begründete Erwartung der Nut-
zer, auf den ihnen zugewiesenen Grundstücken woh-
nen bleiben zu können, besonders zu schützen. 

i) Gesetzliche Ansprüche auf 
Erbbaurechtsbestellung (§§ 32 bis 61) 

Die Regelungen über die Beste llung von Erbbaurech-
ten bilden — zusammen mit den Bestimmungen über 
das Ankaufsrecht — den Kern  der Neuregelungen des 
Entwurfs zur Sachenrechtsbereinigung. Beide Teile, 
die Ansprüche auf Bestellung eines Erbbaurechts oder 
zum Ankauf des Grundstücks, sind aufeinander abge-
stimmt. Es führte zu unver träglichen Ergebnissen, nur 
einen Teil zu ändern. 

aa) Gesetzliche Ansprüche 

(1) Abschluß des Erbbaurechtsvertrages (§ 32) 

Das Erbbaurecht ist im Vertrag über die Beste llung 
des Erbbaurechts festzulegen. Der Entwurf sieht des-
halb gesetzliche Ansprüche auf Abschluß eines Erb-
baurechtsvertrages für Grundstückseigentümer und 
Nutzer vor. 

(2) Herstellung der Erstrangigkeit des 
Erbbaurechts (§ 33) 

Die Bestellung des Erbbaurechts kann nach § 10 
Abs. 1 ErbbauVO nur zur ersten Rangstelle erfolgen. 
Die Einhaltung dieser Bestimmung ist für die nach 
diesem Gesetz zu bestellenden Erbbaurechte unab-
dingbar. Andernfalls könnte das Erbbaurecht bei 
einer Versteigerung aus vorrangigen Rechten er-
löschen; die Beleihbarkeit des Erbbaurechts wäre 
damit erheblich gefährdet. 

— Der Entwurf trifft Vorsorge dafür, daß die Erstran-
gigkeit herbeigeführt werden kann. Es wird ein 
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gesetzlicher Anspruch gegen die Inhaber am 
Grundstück eingetragener dinglicher Rechte be-
gründet, einem Rangrücktritt zuzustimmen 
(§ 33). 

— Wo selbständiges Gebäudeeigentum nach den 
Rechtsvorschriften der ehemaligen DDR entstan-
den ist, wurde dieses nicht von der grundpfand-
rechtlichen Haftung erfaßt. 

Der Anspruch auf Rangrücktritt bedarf hier keiner 
Einschränkung oder eines (Gegen-) Anspruchs der 
Inhaber dinglicher Rechte am Grundstück, eine 
ihrem Recht entsprechende Belastung des Erbbau-
rechts verlangen zu können (§ 34). 

— Wenn hingegen kein selbständiges Gebäude-
eigentum begründet wurde, ist das Gebäude und 
die vom Nutzer genutzte (Teil-) Fläche mit dem auf 
dem Grundstück ruhenden dinglichen Recht bela-
stet. Die Inhaber dieser Rechte werden gesichert, 
indem sie unter bestimmten Voraussetzungen 
Ansprüche auf Bestellung gleichrangiger Rechte 
auf dem Erbbaurecht erhalten (§§ 35, 36). 

— Für die Inhaber solcher dinglicher Rechte, die 
keinen Anspruch auf Zahlung oder Befrie-
digung aus dem Grundstück gewähren 
(also: Grunddienstbarkeiten, Nießbrauchs

-

rechte, Wohnungsrechte), wird ein Anspruch 
auf Bestellung eines der Belastung des dingli-
chen Rechts entsprechenden Rechts auf dem 
Erbbaurecht nur dann vorgesehen, wenn dies 
zur Ausübung des dinglichen Rechts erforder-
lich ist. § 1026 BGB sieht ein Erlöschen von 
Dienstbarkeiten bei einer Teilung des dienen-
den Grundstücks vor, wenn der abzuschrei-
bende Teil außerhalb des Bereichs der Aus-
übung der Dienstbarkeit liegt. Der Entwurf 
(§ 35) wendet diesen Gedanken für alle vorbe-
zeichneten Rechte an. Die Erbbaurechte sind 
nur dort  zu belasten, wo das Gebäude oder die 
von der Nutzungsbefugnis des Erbbauberech-
tigten erfaßte Fläche Gegenstand der Aus-
übung des dinglichen Rechts ist. 

— Die Rechte, die Zahlung oder Befriedigung aus 
dem Grundstück gewähren, erfassen dagegen 
grundsätzlich die gesamte Fläche nebst aufste-
henden Gebäuden (§ 1120 BGB). Probleme 
hieraus können sich vor allem im ländlichen 
Raum ergeben, wo häufig Bebauungen ohne 
Nutzungsrechtszuweisung erfolgt sind. Die 
umgewandelten landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaften, aus diesen ausgeschie-
dene Landwirte oder Wiedereinrichter können 
Kredite aufgenommen haben, für die die von 
den Nutzern erworbenen oder errichteten 
Gebäude nun mithaften. 

Eine Gesamthaftung des Grundstücks und des 
Erbbaurechts wäre eine für die Nutzer untrag-
bare Belastung. Die Sachenrechtsbereinigung 
könnte in den erwähnten Fällen daran schei-
tern. Der Entwurf (§ 36 Abs. 1 Satz 1) sieht 
deshalb vor, daß die Nutzer nur in Höhe eines 
Teilbetrages haften, der dem Verhältnis des 
Werts des Erbbaurechts zu dem des belasteten 

Grundstücks entspricht. Dieser Anspruch be-
steht allerdings dann nicht, wenn 

— dem Inhaber des Grundpfandrechts oder der 
Reallast bekannt war, daß der Grundstücks-
eigentümer vorsätzlich seiner Verpflichtung 
nach Art. 233 § 2 a Abs. 3 Satz 2 EGBGB in der 
Fassung durch das Zweite Vermögensrechtsän-
derungsgesetz zuwiderhandelte oder 

— das vom Nutzer errichtete oder erworbene 
Gebäude nicht als Grundlage für einen 
Realkredit oder die Rea llast dienen sollte oder 
für den Inhaber des dinglichen Rechts bei 
dessen Beste llung oder Erwerb die Nichtzuge-
hörigkeit des Gebäudes oder der baulichen 
Anlage des Nutzers zum Haftungsverband 
erkennbar war. 

Es muß eine sachgerechte Regelung dafür gefun-
den werden, daß 

— einerseits die Nutzer mit dem von ihnen 
geschaffenen Vermögen Risiken aus Absiche-
rungen für Kredite ausgesetzt werden, auf 
deren Vergabe sie überhaupt keinen Einfluß 
hatten, 

— andererseits die Gebäude nach dem BGB als 
Bestandteile des Grundstücks in den Haftungs-
verband einbezogen sind. 

Die Gebäude der Nutzer waren nach DDR-Recht 
zwar auch Bestandteile des Grundstücks. Diese 
rechtliche Zuordnung konnte jedoch mit der spä-
teren Zuweisung eines Nutzungsrechts geändert 
werden, wobei nötigenfalls auch so verfahren 
wurde. Solche Sachverhalte müssen jetzt bereinigt 
werden. Die Inhaber der dinglichen Rechte auf 
Zahlung oder Befriedigung aus dem Grundstück 
konnten insoweit nicht darauf vertrauen, daß die 
von den Nutzern geschaffenen baulichen Werte 
den Grundstückseigentümern (also ihren Schuld-
nern) zugewiesen bleiben. Andererseits darf die 
durch den Haftungsverband begründete Sicher-
heit dem Inhaber des dinglichen Rechts nicht völlig 
genommen werden. 

Der Entwurf erhält deshalb den Inhabern solcher 
Rechte einen anteiligen Wert. Die Übernahme 
einer anteiligen Belastung des Erbbaurechts führt 
zu einer angemessenen Begrenzung. Dem Gläubi-
ger wird die Sicherheit erhalten, die dem Wert des 
Gebäudes und der diesem zuzuordnenden Fläche 
in bezug auf das Grundstück insgesamt entspricht. 
Zugleich wird das Risiko des Nutzers auf seinen 
Vermögensanteil an dem bisherigen Haftungsver-
bund beschränkt. 

Eine ähnliche Aufteilung enthält § 55 des Flurbe-
reinigungsgesetzes für den Fall, daß ein Siedlungs-
unternehmen am Flurbereinigungsverfahren be-
teiligt ist. 

Die anteilige Haftung bedarf weiterer Einschrän-
kungen. Der Nutzer ist dann nicht zu belasten, 
wenn dem Inhaber des dinglichen Rechts bei der 
Bestellung des Rechts bekannt war, daß der 
Grundstückseigentümer vorsätzlich dem gesetz- 
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lich begründeten Belastungsverbot zuwiderhan-
delte. 

Abgesehen von diesem Fall der Mitwirkung an 
vorsätzlich rechtswidrigem Handeln soll der Nut-
zer auch dann keine anteilige Haftung auf seinem 
Erbbaurecht zu übernehmen haben, wenn das von 
ihm errichtete oder erworbene Gebäude und die 
hierfür in Anspruch genommene Fläche nach der 
Vereinbarung zwischen dem Inhaber des dingli-
chen Rechts und dem Grundstückseigentümer 
nicht als Haftungsgrundlage dienen sollten (§ 36 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2). Die dingliche Haftung des 
Nutzers wird damit durch den Inhalt der schuld-
rechtlichen Abrede begrenzt. Die dinglichen 
Rechte werden insoweit einer Akzessorietät (Ab-
hängigkeit zwischen dinglicher Sicherung und 
Grundgeschäft) unterworfen, die vom Nutzer im 
Wege einer Einrede gegenüber dem Anspruch des 
Inhabers des dinglichen Rechts auf Belastung des 
Erbbaurechts geltend gemacht werden kann. Dies 
ist deshalb gerechtfertigt, weil im Beitrittsgebiet 
noch dingliche Rechte außerhalb des Grundbuchs 
bestehen können (vgl. Art . 231 § 5 Abs. 1 und 
Art. 233 §§ 4, 5 EGBGB in der Fassung durch die 
Anlage I zum Einigungsvertrag) und insoweit auch 
kein gutgläubiger Erwerb eines anderen dingli-
chen Rechts möglich ist. Die Einbeziehung der 
(anteiligen) Haftung des Nutzers kann daher nicht 
erfolgen, wenn nach den der Bestellung des ding-
lichen Rechts zugrundeliegenden Erklärungen 
und Unterlagen eine solche Erklärung des Schuld-
ners nicht vorgelegen hat. 

Bei den für den Be trieb des Grundstückseigentü-
mers gegebenen Krediten wird bei Eigenheimen 
deren Nichtzugehörigkeit zum Haftungsverband 
vermutet. Die Einbeziehung der von Dritten errich-
teten Gebäude (vor allem der Eigenheime) wäre 
hier ungewöhnlich. Der Beweis des Gegenteils 
kann durch die Vorlage abweichender Erklärun-
gen in den Beleihungsunterlagen geführt wer-
den. 

Der Entwurf gibt dem Nutzer darüber hinaus eine 
Einwendung auch gegenüber demjenigen Inhaber 
eines dinglichen Rechts, dem die Nichtzugehörig-
keit zum Haftungsverband erkennbar war. Wegen 
der besonderen Verhältnisse im Beitrittsgebiet 
muß ein Kreditgeber damit rechnen, daß nicht 
eingetragene dingliche Nutzungsrechte am 
Grundstück bestehen oder außerhalb des Grund-
buchs selbständiges Gebäudeeigentum entstan-
den ist. Hieraus ergeben sich bei der Bestellung 
dinglicher Rechte Obliegenheiten; der Gläubiger 
ist gehalten, danach zu fragen, ob seinem Schuld-
ner die auf dem Grundstück befindlichen Gebäude 
auch gehören. Derjenige, der dieser Obliegenheit 
nicht nachgekommen ist, ist gegenüber dem Nut-
zer nicht schutzwürdig. 

— Der Entwurf sieht weiter vor, daß der Nutzer die zu 
übernehmende Haftung durch Zahlung auf die 
Schuld zum nächstmöglichen Kündigungstermin 
ablösen kann (§ 36 Abs. 2). Der Nutzer kann sich 
damit der für ihn lästigen, die Finanzierung für 
eigene Zwecke erschwerenden grundpfandrecht-

lichen Belastung entledigen und vom Eigentümer 
Ersatz verlangen. 

— Soweit der Nutzer nach den vorstehenden Grund-
sätzen eine anteilige grundpfandrechtliche Haf-
tung auf dem zu bestellenden Erbbaurecht zu 
übernehmen hat, kann er vom Grundstückseigen-
tümer auch Befreiung von dieser Haftung verlan-
gen (§ 37), die aus einer von diesem begründeten 
Belastung des Grundstücks herrührt. 

(3) Erbbaurechtsbestellung für 
Überlassungsverträge (§ 38) 

Die Überlassungsverträge be treffen die unter staatli-
che Verwaltung gestellten sog. West-Grundstücke. 
Soweit auf diesen Grundstücken bauliche Investitio-
nen im Sinne des Entwurfs vorgenommen wurden, 
sollen die Überlassungsnehmer denjenigen gleichge-
stellt werden, die ein Grundstück aufgrund Nutzungs-
rechts bebaut haben. Die Sachenrechtsbereinigung 
kann auch hier allein einen privatrechtlichen Aus-
gleich zwischen Grundstückseigentümern und Nut-
zern herbeiführen. Die Bereinigung des durch die 
staatlichen Verwalter begangenen Unrechts ist nicht 
Gegenstand dieses Gesetzes. 

Bei der Bestellung von Erbbaurechten kommt es 
insoweit darauf an, welche Zahlungen des Nutzers, 
die dieser bei Abschluß des Überlassungsvertrages zu 
entrichten hatte, dem Grundstückseigentümer mit der 
Bestellung des Erbbaurechts zugute kommen und 
welche Zahlungen des Nutzers zur Ablösung von 
Verbindlichkeiten des Grundstückseigentümers ver-
wendet worden sind. Im Verhältnis zwischen Grund-
stückseigentümer und Nutzer kann der diskriminie-
rende Charakter (Begründung von Verpflichtungen 
ohne sachliche Veranlassung mit dem Ziel, eine 
Überschuldung herbeizuführen) der vom Verwalter 
begründeten Verbindlichkeiten nicht berücksichtigt 
werden. Soweit der Grundstückseigentümer dem 
Nutzer Aufwendungen zu erstatten hat, die aus der 
Ablösung solcher Verbindlichkeiten entstanden sind, 
soll dem Eigentümer in Ergänzung zu § 16 des 
Vermögensgesetzes ein Erstattungsanspruch gegen 
den Entschädigungsfonds zustehen (§ 38 Abs. 2 
Satz 2). 

Der Grundstückseigentümer kann hiernach vom Nut-
zer den Verzicht auf die Hypotheken verlangen (§ 38 
Abs. 1), die zur Sicherung von wertsteigernden Auf-
wendungen des Nutzers auf dem Grundstück von den 
staatlichen Verwaltern bewilligt worden sind. Diese 
Wertsteigerungen kommen dem Erbbaurecht zugute, 
so daß kein Grund für eine weitere Haftung des 
Grundstücks besteht. 

Die Wertansprüche und die zu ihrer Sicherheit bestell-
ten Hypotheken sind in einigen Fällen an das Kredit-
institut abgetreten worden, das die baulichen Maß-
nahmen finanziert hat. In diesen Fällen kann der 
Nutzer nicht auf das für die Werterhöhung begründete 
dingliche Recht am Grundstück verzichten. Der 
Grundstückseigentümer muß in solchen Fällen von 
den Ansprüchen der Kreditgeber und der dinglichen 
Haftung freigestellt werden (§ 38 Abs. i Satz 2). 
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Soweit aus dem vom Nutzer an den Verwalter gezahl-
ten Betrag jedoch Verbindlichkeiten des Grund-
stückseigentümers abgelöst wurden, hat dieser dem 
Nutzer den Aufwand zu ersetzen. Der Entwurf (§ 38 
Abs. 2 Satz 1) sieht vor, daß der Grundstückseigentü-
mer die zur Ablösung seiner Verbindlichkeiten ver-
wandten Beträge zu erstatten hat (gesetzlicher Auf-
wendungsersatzanspruch) . 

Die vom Nutzer gezahlten und hinterlegten Beträge 
sind — mit Ausnahme der aufgelaufenen Zinsen, die 
nach den Verträgen den Grundstückseigentümern 
zustehen sollten — an  den Nutzer auszukehren. 

bb) Besondere Gestaltungen 

Die Grenzen der Nutzungsrechte und der tatsächlich 
ausgeübten Nutzungen stimmen im Beitrittsgebiet in 
weitem Umfang nicht mit den Grundstücksgrenzen 
überein. Die Regelungen in diesem Abschnitt des 
Entwurfs (§§ 39 bis 41) sollen insoweit den Vollzug der 
Sachenrechtsbereinigung erleichtern. Die Erbbau-
rechtsbestellung hat im Vergleich zum Ankaufsrecht 
den Vorteil, daß keine Abtrennung der mit dem 
Erbbaurecht belasteten Teilfläche vom Stammgrund-
stück erfolgen muß (wenngleich eine solche Abtren-
nung klarere Rechtsverhältnisse schafft und deshalb 
zweckmäßig ist). 

Nach dem Entwurf können deshalb 

— mehrere Erbbaurechte an  einem Grundstück im 
Gleichrang an  erster Rangstelle bestellt werden, 

— sog. Gesamterbbaurechte bestellt werden, die sich 
auf mehrere Grundstücke erstrecken, 

— unter bestimmten Voraussetzungen auch Erbbau-
rechte auf dem benachbarten Grundstück zur 
Absicherung einer sich auf dieses Grundstück 
erstreckenden Bebauung bestellt werden (sog. 
Nachbarerbbaurechte). 

Die in §§ 39 if. vorgesehenen Neuregelungen sind 
nicht das Ergebnis eines besonderen Drangs nach 
Innovationen im Bereich des Sachenrechts oder eine 
Vorwegnahme einer Novellierung der ErbbauVO. Sie 
beruhen vielmehr auf der Notwendigkeit, angesichts 
der vorgefundenen, vielfach verworrenen Verhält-
nisse an den Grundstücken im Beitrittsgebiet und der 
meist noch unzureichenden Ausstattung in den Ver-
waltungen den Interessenausgleich zwischen den 
Grundstückseigentümern und den Nutzern vorneh-
men und dabei verkehrsfähige und beleihbare Rechte 
an den Grundstücken begründen zu müssen. Die 
Sachenrechtsbereinigung steht dazu unter einem 
erheblichen Zeitdruck; die gesetzlichen Grundlagen 
müssen, will man den Betroffenen nicht auf lange Zeit 
Rechtsunsicherheit zumuten und Investitionshinder-
nisse hinnehmen, so schnell wie es eben geht geschaf-
fen werden. Unter diesen Umständen sind auch atypi-
sche und nicht immer einfach zu begründende Ver-
tragsgestaltungen eher zu vertreten als ein langes 
Zuwarten bis eine der Bebauung entsprechende 
Gestaltung der Grundstücksgrenzen vorliegt. 

Die Bestellung von Wohnungserbbaurechten (§ 40) 
wird dort  erforderlich, wo mehrere Nutzungsrechte an  

einem Gebäude bestellt worden sind oder eine 
Genehmigung zu einer Teilung der mit Erbbaurech-
ten belasteten Grundstücke nach § 120 versagt wird. 
Mehrere Nutzer verschiedener Gebäude können 
dann von den anderen Nutzern und dem Grund-
stückseigentümer die Begründung von Wohnungs

-

erbbaurechten verlangen, wenn eine Teilung des 
Grundstücks wegen gemeinschaftlicher Erschlie-
ßungsanlagen oder gemeinschaftlich genutzter An-
bauten unzweckmäßig ist. Die Wohnungserbbau-
rechte vereinfachen eine Nutzung der gemeinschaft-
lichen Anlagen und damit oft die Erschließung der 
Gebäude. Auch in den alten Ländern wird in solchen 
Fällen meist Wohnungseigentum begründet oder 
werden Wohnungserbbaurechte bestellt, anstatt eine 
umständliche Realteilung vorzunehmen. 

Die Bestimmung, daß jede baurechtlich zulässige Zahl 
und Art  von Gebäuden Inhalt eines nach diesem 
Gesetz bestellten Erbbaurechts sein kann (§ 41), stellt 
klar, daß der Vertrag insoweit keinen Anforderungen 
hinsichtlich der Bestimmtheit des vom Erbbauberech-
tigten zu errichtenden Gebäudes unterworfen ist. Der 
Entwurf schafft damit die größtmögliche Flexibilität 
und erleichtert Änderungen der Bebauung, die insbe-
sondere aus Gründen der Strukturanpassung im Bei-
trittsgebiet in weitem Umfange erforderlich sein wer-
den. 

cc) Inhalt des Erbbaurechtsvertrages (§§ 42 bis 61) 

Der Inhalt des Erbbaurechts muß durch vertragliche 
Vereinbarungen festgelegt werden. Der Entwurf 
(§ 42) erwähnt zunächst die Bestimmungen, die zum 
Inhalt des Erbbaurechts gehören müssen (Absatz 1). 

In Absatz 2 werden die Bestimmungen genannt, die 
schuldrechtlicher Art sind, aber durch Vereinbarung 
und Eintragung als vertragsgemäßer Inhalt des Erb-
baurechts bestimmt werden können, womit sie nach 
Eintragung in das Grundbuch gegenüber den Rechts-
nachfolgern wirken (vgl. § 2 ErbbauVO). Absatz 2 
stellt klar, daß jeder Beteiligte am Vertragsschluß eine 
solche „Verdinglichung „  verlangen kann. 

dd) Erbbauzins (§§ 43 bis 53) 

(1) Der regelmäßige Erbbauzins ist dann anzuwen-
den, wenn Nutzungsrechte bestellt wurden oder 
vor dem Beitritt auf den von landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften genutzten Flächen 
vor der Aufhebung des gesetzlichen Nutzungs-
rechts mit dem Bau eines Gebäudes begonnen 
wurde (§ 43 Abs. 1). 

Der Erbbauzins wird durch die Nutzungsart 
bestimmt. Er be trägt 4 bis 4,5 vom Hundert im 
Wohnungsbau und zwischen 6 und 10 vom Hun-
dert bei gewerblichen Nutzungen (vgl. Vogels, 
Grundstücks- und Gebäudebewertung S. 263). 
Nach dem Entwurf ist der halbe Zinssatz im 
Vertrag anzusetzen. Darin kommt die Belastung 
des Grundstücks und die Beteiligung des Nutzers 
am Bodenwert zum Ausdruck. 
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Die Beteiligung des Nutzers am Bodenwert kann 
grundsätzlich beim Zins oder bei der Bemessungs-
grundlage in Ansatz gebracht werden. Für die in 
der Sachenrechtsbereinigung zu regelnden Sach-
verhalte ist die Beteiligung beim Zins der richtige 
Maßstab, wenn man den Inhalt der Nutzungs-
rechte zugrunde legt. Dem Nutzer wurde eine 
begünstigende Nutzung (die sich allerdings wirt-
schaftlich wie eine Beteiligung am Bodenwert 
auswirkt) und nicht ein Miteigentumsanteil am 
Grundstück zugewiesen. 

Wegen der großen Bandbreite des Erbbauzinssat-
zes bei den land-, forstwirtschaftlichen, gewerbli-
chen Nutzungen sowie bei den öffentlichen Bau-
ten ist der mittlere Ansatz (von 3,5 vom Hundert für 
den halben Zinssatz) abänderbar, wenn für die 
konkrete Nutzung ein anderer Zinssatz üblich 
ware. 

(2) (a) Bemessungsgrundlage für den Zins ist grund-
sätzlich der Verkehrswert eines unbebauten 
Grundstücks (§ 18). Dies ist die übliche Bemes-
sungsgrundlage, wenn Erbbaurechte bestellt 
werden. Sie ist grundsätzlich auch in der 
Sachenrechtsbereinigung zugrunde zu legen. 
Der Nutzer hat an den Grundstückseigentü-
mer einen Zins für den ihm überlassenen 
Boden zu zahlen; das vorn Nutzer errichtete 
oder erworbene Gebäude kann nicht Gegen-
stand einer Verzinsung sein. 

(b) Soweit sich aus der aufstehenden Bebauung in 
Einzelfällen allerdings eine Verminderung 
des Bodenwertes ergibt, ist dies bei der 
Bemessungsgrundlage zu berücksichtigen. 

Auf den Wert des Bodens wirken sich der 
bauliche Zustand und die Ertragslage durch 
das aufstehende Gebäude in der Regel nicht 
aus, solange aus der Bebauung ein im Ver-
hältnis zum Bodenwert angemessener Er-
trag erwirtschaftet werden kann. Geringe 
Abrißkosten für eine unzweckmäßige Be-
bauung fallen ferner dann nicht ins Gewicht, 
wenn der Bodenwert im Verhältnis hierzu 
sehr hoch ist. Anders ist es allein bei einer im 
Verhältnis zum Bodenwert ungünstigen 
Ertragslage und hohen Abbruchkosten. Für 
diese Fälle kann eine Wertminderung des 
Bodens durch die Kosten des Abbruchs der 
vorhandenen Bausubstanz eintreten. 

Gegenstand der Verzinsung kann nur der tatsach-
lich vorhandene Bodenwert sein; wertmindernde 
Umstände sind zu berücksichtigen, auch wenn sie 
auf der Bebauung des Grundstücks beruhen. Die 
Sachenrechtsbereinigung muß nämlich im Unter-
schied zu den üblichen Bestellungen von Erbbau-
rechten eine Regelung der Bodennutzung für eine 
bereits vorhandene Bebauung bereitstellen. Da-
bei ist davon auszugehen, daß diese Bebauung 
aufgrund Nutzungsrechts oder mit Billigung staat-
licher Stellen erfolgte und deshalb gegenüber 
dem Grundstückseigentümer als rechtmäßig an-
zuerkennen ist. 

Die in der ehemaligen DDR durch die Bebauung 
eingetretenen Veränderungen auf dem Grund-
stück beruhten auf staatlicher Entscheidung. Sie 
sind im Wege der Sachenrechtsbereinigung nicht 
zu korrigieren, sondern Grundlage für den Inter-
essenausgleich, der für die künftige Nutzung des 
Grundstücks herbeizuführen ist. Die Erbbau-
rechte auf der Grundlage dieses Entwurfs können 
nach dem Inkrafttreten der Regelung beste llt wer-
den. 

Der Ausgleich wird dadurch herbeigeführt, daß 
der Nutzer in der Zukunft für die bauliche Nut-
zung fremden Eigentums Erbbauzinsen zu zahlen 
hat, dafür aber auch ein vorn Grundeigentum 
abgespaltenes, durch Rechtsgeschäft (und nicht 
durch staatlichen Zuweisungsakt) begründetes, 
veräußerbares und beleihbares dingliches Recht 
erhält. 

Der Beginn der Zinspflicht wird dementsprechend 
davon abhängig gemacht, daß sich der Grund-
stückseigentümer in Richtung auf den Abschluß 
eines derartigen Geschäfts mit dem Nutzer 
bewegt. Die Verzinsung soll nach dem Entwurf 
(§ 44 Abs. 2) beginnen, wenn 

- der Grundstückseigentümer ein den Vorschrif-
ten des Gesetzes entsprechendes Angebot 
dem Nutzer unterbreitet, 

— der Grundstückseigentümer ein entsprechen
- des Angebot des Nutzers annimmt oder 

— der Grundstückseigentümer ein notarielles 
Vermittlungsverfahren mit dem Ziel der Erb-
baurechtsbestellung beantragt hat oder sich in 
einem vom Nutzer beantragten Vermittlungs-
verfahren auf eine Verhandlung über den 
Inhalt des abzuschließenden Vertrages ein-
läßt. 

(c) 1m staatlichen und genossenschaftlichen Woh-
nungsbau schlagen Substanz- und Ertragswertge-
sichtspunkte entsprechend den in § 20 Abs. 2, 3 
der Wertermittlungsverordnung formulierten 
Grundsätzen auf den Bodenwert durch. Hier liegt 
eine ungünstige Substanz- und Ertragssituation 
vor, die auf voraussichtlich lange Zeit nicht beho-
ben werden kann. Die Mieten sind noch auf lange 
Zeit nicht kostendeckend; ein Abriß der Gebäude, 
um eine bessere Verzinsung zu erzielen, kommt 
aus Gründen der wohnungspolitisch begründeten 
Zweckbindung nicht in Betracht. Der Bodenwert 
eines solchen Grundstücks betragt deshalb nur 
einen Bruchteil eines vergleichbaren unbebauten 
Grundstücks. 

Der Entwurf (§ 45) gewährt den Nutzern in diesen 
Fällen einen Anspruch darauf, eine Ermäßigung 
auf den Erbbauzins zu verlangen, der sich unter 
Zugrundelegung dieses Bodenwertes ergibt. Der 
Anspruch auf die Ermäßigung ist zeitlich befristet. 
Die Frist kann durch Rechtsverordnung verlängert 
werden, da sich die künftige Entwicklung der 
Substanz- und Ertragssituation im Wohnungswe-
sen im Beitrittsgebiet nicht voraussehen läßt. Bei 
nachhaltiger Besserung der Lage wäre eine solche 
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Erbbauzinsberechnung jedoch nicht gerechtfer-
tigt. 

(3) Bei den Überlassungsverträgen ist dem Nutzer 
häufig ein bebautes Grundstück übergeben wor-
den. Diesem Nutzer wurde insoweit ein zusätzli-
cher Wert übertragen. Sofern der Nutzer das 
Gebäude nicht abgerissen, sondern Aus- und 
Umbauten vorgenommen hat, wird ihm mit dem 
Abschluß des Erbbaurechtsvertrages auch der 
Restwert des Gebäudes überlassen. Der Grund-
stückseigentümer ist deshalb berechtigt, vom Nut-
zer eine Verzinsung auch dieses Wertes für die 
Zeit der Restnutzungsdauer des Gebäudes zu 
verlangen. 

Der zu verzinsende Betrag ist nach dem Wert des 
Gebäudes zum Zeitpunkt der Überlassung zu 
bestimmen, wobei vom Ausgangsbetrag die Wert-
minderung durch Abnutzung abzuziehen ist. Bei 
der Wertermittlung kann auf die Grundlagen 
zurückgegriffen werden, nach denen gemäß den 
Mustertexten für den Überlassungsvertrag der 
Wert des Gebäudes festgestellt wurde. 

Auf diesen Be trag ist nach dem Entwurf (§ 46) der 
volle Zins in Ansatz zu bringen. Insoweit sind 
keine neu entstandenen Bodenwerte zu verteilen, 
sondern es ist die Nutzung einer Sache des Grund-
stückseigentümers zu verzinsen. 

(4) Der Entwurf (§ 47) gewährt dem Grundstücksei-
gentümer einen Anspruch auf Zinsanpassung an 
eine Veränderung der allgemeinen wirtschaftli-
chen Verhältnisse. Wegen der langen Laufzeit von 
Erbbaurechtsverträgen ist eine solche Anpassung 
sachgerecht, wenn gravierenden Störungen im 
Verhältnis von Leistung und Gegenleistung ent-
gegengewirkt werden soll. Der Anspruch kann 
erstmals zehn Jahre nach Abschluß des Erbbau-
rechtsvertrages geltend gemacht werden. (Zuvor 
tritt eine schrittweise Anhebung der Zinssätze 
durch die Eingangsphase ein.) 

Die Anpassung wird für Wohnhäuser nach dem 
sozialen Maßstab des § 9a ErbbauVO bestimmt. 

Bei den anderen Bauten soll ebenfalls keine 
Anpassung nach den Bodenwertsteigerungen 
erfolgen, da diese sich oft abweichend von den 
Einkommen und den Preisen für die allgemeine 
Lebenshaltung entwickeln. Auf die Bodenpreise 
bezogene Klauseln zur Preisanpassung sind unüb-
lich und werden in der Regel auch nicht geneh-
migt  (vgl. Mitteilung der Bundesbank zu den 
Genehmigungsgrundsätzen vom 9. September 
1969 — BAnz. Nr. 169 vom 12. September 1969). 
Eine Anpassung an  die Einkünfte ist bei den 
gewerblichen und landwirtschaftlichen Nutzun-
gen nicht durchführbar. Der Entwurf sieht deshalb 
eine Anpassung nach Faktoren vor, die die Ein-
künfte wesentlich bestimmen (Preissteigerungs-
rate für Industrieprodukte für gewerbliche Nut-
zungen, Preissteigerungsrate für landwirtschaftli-
che Erzeugnisse für land- und forstwirtschaftliche 
Nutzungen). Fehlen solche Maßstäbe, sind die 
Preise für die allgemeine Lebenshaltung Anpas-
sungsmaßstab. 

(5) Nutzungsänderungen sind bei der Bemessung der 
Höhe des Erbbauzinses grundsätzlich zu berück-
sichtigen, da der Zinssatz von der Art  der Nutzung 
des Grundstücks abhängt. Der Entwurf (§ 48 
Abs. 1) unterscheidet dabei drei Sachverhalte: 

(a) Aufgabe einer zinsbegünstigten Nutzung, 

(b) Änderung der Nutzung eines Gebäudes inner-
halb der bisherigen Nutzungsart, 

(c) Wechsel der Nutzungsart. 

zu (a) Der Entwurf trägt der Aufgabe der zinsbegün-
stigten Nutzung dadurch Rechnung, daß die 
besondere Ermäßigung für den staatlichen 
und genossenschaftlichen Wohnungsbau 
durch den Ansatz niedriger Bodenwerte ent-
fällt, wenn Neubauten errichtet werden, die 
nicht den Beschränkungen der Grundmieten-
verordnungen unterliegen. 

zu (b) Bei den anderen Nutzungsänderungen sieht 
der Entwurf zunächst eine Öffnung für die 
Nutzer vor. Im sozialistischen Staat hatten die 
Nutzer keinen Spielraum; sie durften die Nut-
zungsrechte nur zu dem bestimmten Zweck 
ausüben. Hier ist eine Anpassung des Inhalts 
der Nutzungsbefugnisse an die veränderten 
Verhältnisse geboten. Die Nutzungsrechte 
und die baulichen Investitionen würden sonst 
entwertet. — Die gesetzliche Anpassung muß 
nach beiden Seiten erfolgen; für die Eigentü-
mer durch Begründung einer Verzinsung, für 
die Nutzer durch Öffnung der Nutzungsbe-
schränkungen. 

Im Eigenheim ist die Ausübung freiberuf-
licher Tätigkeit, eines Handwerks-, Ge-
werbe- oder Pensionsbetriebes zulässig und 
für den Zins unschädlich (§ 48 Abs. 1, § 55 
Abs. 2). Diese Änderungen sollen zur Anpas-
sung an die veränderten wirtschaft lichen 
Verhältnisse zulässig sein, auch wenn inso-
weit die Nutzungsart des Eigenheimes ver-
ändert wird. Bei den Eigenheimen handelt 
es sich um kleinere, mit eigenen Mitteln 
errichtete Gebäude. Veränderungen in der 
Nutzung dieses Gebäudes lassen Geschäfte 
mit spekulativem Charakter in der Regel 
nicht zu. 

zu (c) Bei den anderen Gebäuden ist dies nicht der 
Fall. Nutzungsänderungen innerhalb dersel-
ben Nutzungsart sollen zulässig sein, um 
strukturelle Anpassungen für den Betrieb des 
Nutzers zu ermöglichen. Die Überlassung der 
Nutzung an einen Dritten oder ein Übergang 
zu einer anderen Nutzungsart (z. B. von land-
wirtschaftlicher zu gewerblicher Nutzung) 
haben mit der in der DDR begründeten Nut-
zungsbefugnis nichts mehr zu tun. Insoweit 
soll dem Nutzer zwar die bauliche  Investition 
erhalten bleiben. Er muß nicht das Gebäude 
abreißen und das Grundstück räumen. Das zu 
bestellende Erbbaurecht beruht jedoch allein 
auf dem Gebot, wirtschaftliche Werte zu erhal

-

ten. Hierfür ist — z. B. wie bei einer Überbau- 
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rente — das übliche Entgelt zu zahlen (§ 48 
Abs. 1 und 3, § 55 Abs. 3 und 4). 

(6) Die in der DDR begründete Nutzungsbefugnis 
berechtigte zur Eigennutzung. Die Anpassung an 

 marktwirtschaftliche Verhältnisse macht grund-
sätzlich auch die Veräußerbarkeit des Erbbau-
rechts erforderlich. Der Entwurf muß jedoch Vor-
sorge dagegen treffen, daß die zinsgünstige Erb-
baurechtsbestellung als Instrument zu spekulati-
ven Geschäften eingesetzt wird, wenn der Nutzer 
eine Fortsetzung der Nutzung gar nicht beabsich-
tigt. 

Eine Nachzahlungspflicht für den Fall der Weiter-
veräußerung des Erbbaurechts in einem kurzen 
Zeitraum nach dessen Bestellung ist erforderlich, 
um Wertungswidersprüche zu dem Inhalt der in 
der DDR begründeten Nutzungsbefugnis auszu-
schließen und Umgehungen der Regelungen im 
Entwurf zu vermeiden. 

Dem Nutzer wäre seine Befugnis entzogen wor-
den, wenn er die Nutzung aufgegeben hätte. Eine 
nicht mehr ausgeübte Nutzung soll dem Grund-
stückseigentümer eine Einrede geben, aus der er 
die Erfüllung der im Entwurf begründeten Ansprü-
che auf Erbbaurechtsbestellung oder auf Ankauf 
des Grundstücks verweigern kann(vgl. § 29). Der 
Nutzer könnte diese Beschränkungen umgehen, 
indem er die Nutzung nur noch bis zur Bestellung 
des Erbbaurechts fortsetzt, dieses danach aber 
veräußert. 

Der Entwurf (§ 49) sieht deshalb vor, daß in den 
Erbbaurechtsvertrag auf Verlangen des Grund-
stückseigentümers eine Klausel aufgenommen 
werden soll, die zu einer Zinsanpassung verpflich-
tet, wenn 

— nach Veräußerung des Erbbaurechts eine Nut-
zungsänderung erfolgt, 

— das Grundstück unbebaut oder mit einem 
abbruchreifen Gebäude veräußert wird oder 

— ein land-, forstwirtschaftlich oder gewerblich 
genutztes oder öffentlichen Zwecken dienen-
des Erbbaurecht veräußert wird. 

Der Umfang der Anpassung soll sich danach 
richten, welche Zeit seit der Bestellung des Erb-
baurechts vergangen ist. Anpassungen sind läng-
stens sechs Jahre nach Bestellung des Erbbau-
rechts möglich. Die Übernahme der Verpflichtung 
durch den Erwerber kann durch einen Zustim-
mungsvorbehalt zur Veräußerung (§ 50) gesichert 
werden. 

(7) Die Eingangsphase von neun Jahren (§ 52) soll aus 
sozialen, wohnungspolitischen und wirtschaftli-
chen Gründen einen allmählichen Übergang von 
der bisherigen zinslosen Nutzung auf die nach 
diesem Gesetz zu zahlenden Zinsen herbeiführen, 
womit zugleich auch der wirtschaftlichen Entwick-
lung in den neuen Ländern Rechnung ge tragen 
wird. 

(8) Die Sicherung des Erbbauzinses erfolgt — wie im 
geltenden Recht (§ 9 Abs. 1 ErbbauVO) — durch 

Eintragung einer Reallast. Zudem ist im Entwurf 
(Art. 2 § 1) eine Änderung der Verordnung über 
das Erbbaurecht vorgesehen, nach der die Ver-
pflichtung zur Zahlung der künftig fällig werden-
den Erbbauzinsen, deren Höhe bestimmt sein 
muß, zum Inhalt des Erbbaurechts erklärt werden 
kann. 

Der Entwurf gibt dem Grundstückseigentümer 
einen Anspruch darauf, eine solche Vereinbarung 
verlangen und zum Inhalt des Erbbaurechts 
machen zu können. Indem der jewei lige Erwerber 
die künftigen, nach dem Erwerb fällig werdenden 
Erbbauzinsen zu zahlen verpflichtet ist, werden für 
den Grundstückseigentümer die Risiken aus dem 
von der Kreditwirtschaft oft verlangten und in 
einigen Fällen auch (bei Ausschöpfung des in § 11 
Abs. 1 des Hypothekenbankgesetzes genannten 
Finanzierungsraumes) notwendigen Rangrücktritt 
der Erbbauzinsreallast gemindert. 

Der Entwurf gibt deshalb dem Erbbauberechtig-
ten unter engen Voraussetzungen einen gesetzli-
chen Anspruch gegen den Grundstückseigentü-
mer, aus dem er den Rücktritt der Erbbauzinsreal-
last für die Finanzierung bestimmter baulicher 
Maßnahmen verlangen kann (§ 53 Abs. 1). 

ee) Dauer des Erbbaurechts (§ 54) 

(1) Grundlagen 

Für die Bemessung der Dauer des Erbbaurechts sind 
drei Prinzipien miteinander in Übereinstimmung zu 
bringen: 

1. Schutz der aufgrund Nutzungsrechts oder mit Bil-
ligung staatlicher Stellen geschaffenen baulichen 
Investitionen, 

2. Anerkennung der durch die Bestellung von Nut-
zungsrechten geschaffenen Besitzstände, jedoch 
nicht über deren rechtliche Gestaltung und wirt-
schaftliche Bedeutung hinaus, 

3. Gleichbehandlung der rechtlich nicht gesicherten 
Nutzer mit den Inhabern von Nutzungsrechten, 
soweit dies aus anderen (sozial- und wohnungspo-
litischen) Gründen geboten und unter Abwägung 
mit den Belangen der Grundstückseigentümer 
gerechtfertigt ist. 

zu 1) Der Grundsatz für den Werterhalt der bauli-
chen Investitionen, unabhängig von der ange-
troffenen Rechtsform, ist bereits bei der Darstel-
lung der Eckwerte ausführlich begründet wor-
den. Dieses Prinzip würde indessen allein eine 
Bemessung nach der Restnutzungsdauer der 

 Gebäude rechtfertigen. 

zu 2) Nutzungsrechte berechtigten auch zum Neu-
bau. Eine klarstellende Bestimmung ist in 
Art. 233 § 4 Abs. 3 EGBGB getroffen worden. 
Die Erbbaurechte sind deshalb grundsätzlich 
für die gesamte Restnutzungsdauer eines Neu-
baus zu bestellen, soweit Nutzungsrechte 
bestehen. 
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zu 3) Nach der Praxis der Verwaltung und der LPG

-

Vorstände in der ehemaligen DDR hing es vom 
Zufall ab, ob Nutzungsrechte bestellt wurden 
oder nicht. Dieser Ansatz rechtfertigt es, nicht 
an die vorgefundenen rechtlichen Verhältnisse 
anzuknüpfen, sondern die zu regelnden Sach-
verhalte gleichzubehandeln, soweit dies aus 
sachlichen Gründen geboten ist. Dies trifft do rt 

 zu, wo es um den Schutz vorhandener Bausub-
stanz geht. Über diesen Gesichtspunkt hinaus 
ist eine Gleichbehandlung der Nutzer ange-
zeigt, wo diese aus sozial- und wohnungspoliti-
schen Gründen unter Abwägung der Bel ange 
der Grundstückseigentümer geboten ist. 

Ein besonderer Vertrauensschutz im Hinblick 
auf die in der ehemaligen DDR geschaffenen 
faktischen Besitzstände ist dort begründet, wo 
es um Wohnhäuser geht. Die Zweckbindung 
des Grundstücks muß hier — wie bei der 
Begründung von Nutzungsrechten — gewahrt 
bleiben. Die Versorgung mit Wohnraum gehört 
zu den Grundbedürfnissen. Die be troffenen 
Nutzer haben sich darauf eingerichtet, auf 
diesen Grundstücken bauen und wohnen zu 
können. Die Bemessung der Dauer der Erbbau-
rechte allein nach der technischen und wirt-
schaftlichen Restnutzungsdauer würde — ins-
besondere bei Altbauten — zu Härten führen, 
die allein auf Willkürlichkeit und Zufälligkeit 
des behördlichen Handelns in der DDR zurück-
zuführen wären. 

Dies ist im übrigen auch aus dem Grund 
gerechtfertigt, daß (vor allem Eigenheime) 
nicht allein unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten erhalten werden. Die technische Rest-
nutzungsdauer wäre hier ein unsicherer Maß-
stab, da in solche Gebäude zur Erhaltung und 
Steigerung ihres Wohnwertes oft Bauinvestitio-
nen vorgenommen werden, die zu einer 
wesentlichen Verlängerung der Restnutzungs-
dauer des Gebäudes führen. 

Bei den land-, forstwirtschaftlichen und ge-
werblichen Bauten sowie bei den Dienstgebäu-
den staatlicher Stellen treffen diese sozialen 
und wohnungspolitischen Erwägungen nicht 
zu. Hier treten ökonomische Erwägungen in 
den Vordergrund. Investitionen in Gebäude 
werden in der Regel nur dann vorgenommen, 
wenn sie sich u. a. unter Berücksichtigung des 
Erhaltungszustands des Gebäudes noch ,,loh-
nen ". Ein besonderer Vertrauensschutz aus 
anderen Gründen, der über einen Investitions-
schutz hinausginge, ist deshalb hier nicht 
gerechtfertigt. 

(2) Ausgestaltung 

— Der Entwurf (§ 54 Abs. 1) geht demnach von dem 
Inhalt des Nutzungsrechts und do rt, wo ein solches 
Recht nicht bestellt wurde, von der tatsächlichen 
baulichen Inanspruchnahme des Grundstücks aus, 
sofern diese nach den Rechtsvorschriften zulässig 
war oder mit Billigung staatlicher Stellen erfolgt 

ist. Die regelmäßige Dauer des Nutzungsrechts 
(§ 54 Abs. 2) wird nach der typischen Nutzungs-
dauer eines Neubaus bestimmt, wobei im Interesse 
der Vereinfachung eine Differenzierung nach drei 
Kategorien vorgesehen wird. Die vorgesehenen 
Laufzeiten von 90 Jahren für Ein- und Zweifami-
lienhäuser und bestimmte öffentlichen Zwecken 
dienende Bauten, von 80 Jahren für die im staatli-
chen und genossenschaftlichen Wohnungsbau 
errichteten Gebäude sowie für Büro- und Dienst-
gebäude und von 50 Jahren für alle anderen 
Bauwerke, ist einfacher zu handhaben als eine 
Suche nach der technischen Nutzungsdauer des 
betroffenen Gebäudes in jedem Einzelfall. 

— Bei den land-, forstwirtschaftlich, gewerblich 
genutzten oder den staatlichen Stellen dienenden 
Gebäuden ist, sofern kein zu einem Neubau 
berechtigendes Nutzungsrecht beste llt wurde, 
allein der Wert der vorhandenen baulichen Inve-
stition zu sichern. Der Entwurf sieht ein Erbbau-
recht mit einer nach der Restnutzungsdauer 
bestimmten Vertragszeit vor (§ 54 Abs. 3). Beträgt 
diese weniger als 25 Jahre, so ist eine dingliche 
Belastung des Grundstücks mit einem Erbbaurecht 
nicht gerechtfertigt. 

Ein Anspruch auf Bestellung von Erbbaurechten 
wäre in diesen Fällen unzweckmäßig. Die Ver-
dinglichung brächte keine Vorteile, da ein solches 
Recht nicht vernünftig beleihbar ist (vgl. § 20 Nr. 3 
ErbbauVO). Die Aufwendungen aus der Bestel-
lung des Erbbaurechts wären unverhältnismäßig, 
im Vergleich zu den sich aus der Verdinglichung 
ergebenden Vorteilen; ein nach der Restnutzungs-
dauer des Gebäudes bemessener Miet- oder Pacht-
vertrag ist hier die angemessenere Gestaltung 
(§ 31). 

ff) Bauliche Nutzung (§ 55) 

Vereinbarungen über die Verwendung des Bauwerks 
bestimmen den vertragsmäßigen Inhalt des Erbbau-
rechts (§ 42 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 2 Nr. 1 
ErbbauVO). 

Die bauliche Nutzung bestimmt sich grundsätzlich 
nach dem Inhalt des Nutzungsrechts und, falls kein 
Nutzungsrecht bestellt wurde, nach der am 2. Oktober 
1990 oder — auf den LPG-Flächen — zum Zeitpunkt 
der Aufhebung des gesetzlichen Nutzungsrechts aus-
geübten baulichen Nutzung. Der Entwurf gibt dem 
Nutzer einen Anspruch, auch andere Vereinbarungen 
über die Verwendung des Bauwerks im Vertrag zu 
treffen. Soweit die in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Grenzen überschritten sind, braucht der Grundstücks-
eigentümer in einen solchen Vertragsschluß nur ein-
zuwilligen, wenn der Nutzer sich zur Zahlung des 
vollen Erbbauzinses verpflichtet, der für solche Nut-
zungen üblich ist. 

Die Bestimmung der nach dem Vertrag zulässigen 
Nutzung des Bauwerks hängt eng mit der Zinsrege-
lung zusammen. Insoweit ist auf die vorstehenden 
Ausführungen zu dd) zu verweisen. 
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gg) Nutzungsbefugnis des 
Erbbauberechtigten, Grundstücksteilung (§ 56) 

Hierzu ist auf die Ausführungen über die von den nach 
diesem Gesetz begründeten Ansprüchen erfaßten 
Flächen (Buchstabe g) Bezug zu nehmen, die in 
gleicher Weise für die Bestellung von Erbbaurechten 
als auch für das gesetzliche Ankaufsrecht gelten. 

hh) Errichtung und Unterhaltung des Gebäudes, 
Heimfall (§ 57) 

Die Nutzungsrechte wurden zur Errichtung von 
Gebäuden bestellt (§ 287 Abs. 1, § 291 ZGB). Das 
„Liegenlassen" unbebauter Grundstücke wider-
sprach dem Zweck des Nutzungsrechts. — Der Inhalt 
des Erbbaurechts besteht darin, auf einem fremden 
Grundstück ein Gebäude haben zu dürfen (§ 1 Abs. 1 
ErbbauVO). 

Im Falle der nicht bestimmungsgemäßen Nutzung 
war das Nutzungsrecht dem Berechtigten von dem 
dafür zuständigen staatlichen Organ zu entziehen 
(§ 290 Abs. 1, § 294 Abs. 1 ZGB). Eine solche Befugnis, 
die auf staatlicher Planwirtschaft beruhte, kann dem 
privaten Grundstückseigentümer nicht zustehen, der 
keine vergleichbaren öffentlichen Zwecke verfolgt. 
Diese Eigentümer werden in der Regel allein an den 
Einnahmen durch den Erbbauzins interessie rt  sein. 

Anders ist es jedoch bei den öffentlichen Körperschaf-
ten und anderen Institutionen, die mit der Ausgabe 
des Erbbaurechts besondere sozial- oder wohnungs-
politische Zwecke verfolgen. Diese sollen berechtigt 
sein, als Ausgeber der Erbbaurechte ihre Ziele verfol-
gen zu können. Der Status des Nutzers wird hierdurch 
nicht in unzumutbarer Weise beeinträchtigt, da dieser 
auch vorher zu bestimmungsgemäßer Nutzung des 
Grundstücks verpflichtet war. 

(1) Der Entwurf (§ 57) enthält daher die Bestimmung, 
daß der Grundstückseigentümer die Aufnahme 
einer Bebauungspflicht als Inhalt des Erbbau-
rechtsvertrags (§ 2 Nr. 1 ErbbauVO) verlangen 
kann, wenn er als Ausgeber des Erbbaurechts ein 
besonderes Interesse an  der Bebauung des Erb-
baugrundstücks hat. Dies trifft auf Gemeinden, 
Kirchen usw. zu, die mit der Ausgabe von Erbbau-
rechten besondere wohnungsbauliche und soziale 
Zwecke verfolgen. 

Die Inhaber solcher Nutzungsrechte werden in 
vielen Fällen derzeit zur Bebauung des Grund-
stücks nicht in der Lage sein. Der Entwurf sieht 
deshalb eine Frist von sechs Jahren für die Bebau-
ung des Grundstücks vor, die unter besonderen 
Umständen auf zwölf Jahre nach dem Abschluß 
des Erbbaurechtsvertrages erstreckt werden 
kann, wenn der Erbbauberechtigte aus besonde-
ren persönlichen oder wirtschaftlichen Gründen 
zur Bebauung des Grundstücks innerhalb der 
Sechs-Jahres-Frist nicht in der Lage war. 

Für die Behebung von Bauschäden wird ebenfalls 
eine Frist von maximal sechs Jahren vorgesehen. 
Eine Frist ist erforderlich, weil der oft erhebliche 
Sanierungsbedarf von vielen Eigentümern nicht 

sogleich durchgeführt werden kann. In der ehe-
maligen DDR wurden Bauerhaltungsmaßnahmen 
oft vernachlässigt. Dadurch ist jetzt ein erhebli-
cher Stau von zu besei tigenden erheblichen Bau-
schäden eingetreten. Bei den die Bausicherheit 
gefährdenden Bauschäden kann diese Frist aller-
dings nicht zur Anwendung kommen; hier muß 
sofort Abhilfe geschaffen werden. 

(2) Eine Vertragsbestimmung, die den Erbbaube-
rechtigten zur Versicherung des Gebäudes ver-
pflichtet, ist in vielen Erbbaurechtsverträgen ent-
halten. Eine solche Versicherung liegt im Interesse 
sowohl des Erbbauberechtigten wie des Grund-
stückseigentümers, weil das Gebäude auch eine 
Sicherheit für den Erbbauzins ist. Die Kosten einer 
Gebäudeversicherung sind im Vergleich zu den 
sonstigen Aufwendungen für die Finanzierung 
und Bewirtschaftung eines Gebäudes relativ 
gering und damit tragbar. Der Entwurf sieht daher 
vor, daß auf Verlangen des Grundstückseigentü-
mers eine Verpflichtung zum Abschluß einer Ver-
sicherung zum Inhalt des Erbbaurechtsvertrages 
bestimmt werden kann. 

(3) Der Entwurf gibt einen Anspruch auf eine Heim-
fallklausel für die Fälle, in denen einer Instandhal-
tungs- oder Unterhaltungspflicht für das Gebäude 
nicht nachgekommen worden ist. 

Der Heimfallanspruch ist eine Ergänzung zur 
Einwendung gegen die Bestellung eines Erbbau-
rechts für nachhaltig nicht mehr baulich nutzbare 
Gebäude (§ 29). Erbbaurechte sind nicht zu bestel-
len, wenn eine bestimmungsgemäße Nutzung 
nicht erfolgt und auch nicht mehr zu erwarten ist. 
Von daher ist es sachgerecht, unter den gleichen 
Voraussetzungen auch einen Anspruch auf Rück-
übertragung bereits bestellter Erbbaurechte an 
den Ausgeber vorzusehen, wenn die vorstehend 
unter (1) genannten Fristen abgelaufen und der 
Erbbauberechtigte auch nach einer angemesse-
nen Nachfrist nicht seinen Instandhaltungspflich-
ten nachgekommen ist. 

ii) Ankaufsrecht im Erbbaurechtsvertrag (§ 58) 

Ein solches Ankaufsrecht im Erbbaurechtsvertrag 
kann nach § 2 Nr. 7 der ErbbauVO als Inhalt des 
Erbbaurechts vereinbart werden. Der Entwurf gibt 
dem Nutzer das Recht, vom Grundstückseigentümer 
die Vereinbarung eines auf die ersten zwölf Jahre 
nach Bestellung des Erbbaurechts bef risteten An-
kaufsrechts zu verlangen. 

Wegen der allgemeinen Begründung für ein Ankaufs-
recht ist auf die nachstehenden Ausführungen (Buch-
stabe j) zu verweisen. 

Der Ankauf durch den Nutzer führt im Vergleich zum 
Erbbaurecht zwar zu einer völligen Lösung des oft 
konfliktträchtigen Verhältnisses von Nutzer und 
Grundstückseigentümer, führt jedoch für den Nutzer 
zu einer größeren finanziellen Belastung, die der 
Nutzer oft —jedenfalls nicht gleich — wird aufbringen 
können. Ein Ankaufsrecht kommt seinem Interesse 
entgegen, das Grundstück auch später — nach einem 
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Ansparen der für den Erwerb nötigen Mittel — kaufen 
zu können. 

Für den Grundstückseigentümer ist ein Ankaufsrecht 
im Erbbaurechtsvertrag eine zusätzliche Belastung. 
Er kann sich nicht auf fortlaufende Zinseinnahmen 
und das Behalten des wertbeständigen Grundstücks 
einrichten, da der Erbbauberechtigte jederzeit sein 
Ankaufsrecht ausüben kann. Diese Ungewißheit kann 
ihm deshalb nicht auf die gesamte Dauer des Erbbau-
rechts, sondern nur für eine befristete Zeit zugemutet 
werden. Ein während der gesamten Zeit des Erbbau-
rechtsvertrages ausübbares Ankaufsrecht würde zu-
dem zu einer wirtschaftlichen Schieflage führen, als 
der Vorteil für den Erbbauberechtigten immer größer 
würde. Der sich aus der Zinsersparnis ergebende 
Bodenwertanteil des Erbbauberechtigten wird gegen 
Ende der Laufzeit des Erbbaurechts zunehmend 
geringer. In den letzten Monaten der Vertragslaufzeit 
tendiert der Bodenwertanteil des Erbbaurechts gegen 
Null . Der Erbbauberechtigte könnte sich einen zusätz-
lichen Vorteil verschaffen, wenn er das Grundstück 
für neunzig Jahre zum halben Zins nutzte und dann im 
letzten Jahr der Vertragslaufzeit zum halben Ver-
kehrswert ankaufte. 

Ein Ankaufsrecht im Erbbaurechtsvertrag ist erforder-
lich, um auch denjenigen Nutzern den Ankauf zu 
ermöglichen, die nicht sogleich über die dafür nötigen 
Mittel verfügen. Eine Bef ristung dieses Ankaufsrechts 
ist aus den vorstehenden Gründen ebenfalls vorzuse-
hen. Es kann — wenn das Ankaufsrecht im Erbbau-
rechtsvertrag einen Sinn haben soll — nicht zu kurz, 
andererseits aber auch nicht zu lang bemessen wer-
den, um keine unzumutbaren Belastungen für den 
Grundstückseigentümer und wirtschaftlichen Un-
gleichgewichte zwischen Erbbaurecht und einem 
nach §§ 62 ff. sogleich ausgeübten Ankaufsrecht ein-
treten zu lassen. Der Entwurf (§ 58 Abs. 1) sieht eine 
Frist von zwölf Jahren vor, die der Nutzer als Frist für 
ein Ankaufsrecht im Erbbaurechtsvertrag verlangen 
kann. Dies ist eine ausreichende Zeit zum Ansparen 
(in der z. B. die meisten Bausparverträge zuteilungs-
reif werden). 

jj) Öffentliche Lasten (§ 59) 

Der Grundstückseigentümer soll — falls nicht anderes 
vereinbart wird — eine Regelung verlangen können, 
nach der der Erbbauberechtigte auch die auf dem 
Grundstück ruhenden öffentlichen Lasten zu tragen 
hat, soweit sie dem Gebäude oder der von ihm 
genutzten Fläche zuzurechnen sind. Dies entspricht 
den bisher für die Nutzungsrechte üblichen gesetzli-
chen Bestimmungen (§ 3 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Verleihung von Nutzungsrechten an  volkseigenen 
Grundstücken vom 14. Dez. 1970 — GBl. I Nr. 24 
S. 372) sowie Vereinbarungen in den Nutzungs- und 
Überlassungsverträgen, die bis zum Abschluß des 
Erbbaurechtsvertrages weitergelten. 

Die Übernahme der Lasten durch den Grundstücks-
eigentümer wäre bei einem Zinssatz von zwei vom 
Hundert des Verkehrswertes auch wirtschaft lich 
unangemessen, da bei niedrigen Grundstückswerten 

die Lasten die Höhe des Erbbauzinses erreichen 
können. 

kk) Folgen der Bestellung des Erbbaurechts 
(§§ 60,61) 

Ein auf dem mit dem Erbbaurecht belasteten Grund-
stück stehendes Gebäude wird wesentlicher Bestand-
teil des Erbbaurechts, und zwar unabhängig davon, 
ob es nach Bestellung des Erbbaurechts errichtet oder 
schon vorher vorhanden gewesen ist (§ 12 Abs. 1 
Satz 1, 2 ErbbauVO). Im letztgenannten Fall findet ein 
Eigentumsübergang kraft Gesetzes statt. Soweit das 
Gebäude bisher Bestandteil des Grundstücks war, ist 
es nunmehr Bestandteil des Erbbaurechts (vgl. Ingen

-

stau, Erbbaurecht, 6. Auflage, § 12 Rdn. 13; v. Oefele/ 
Winkler, Handbuch des Erbbaurechts, Rdn. 51). Der 
Entwurf (§ 60 Abs. 1) ordnet dieselbe Rechtsfolge 
für das selbständige Gebäudeeigentum an, das 
damit gegenstandslos wird und kraft Gesetzes 
erlischt. 

Dasselbe trifft auf die vom Staat oder der landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaft bestellten 
Nutzungsrechte zu. Der Entwurf ordnet das Erlöschen 
der Nutzungsrechte an  (§ 60 Abs. 2). An die Stelle des 
durch öffentlich-rechtliche Zuweisung begründeten 
Nutzungsrechts ist das vertraglich begründete, BGB-
konforme dingliche Recht zwischen Grundstücks-
eigentümer und Erbbauberechtigten getreten. Das 
Erbbaurecht unterliegt dann den allgemeinen Bestim-
mungen für Erbbaurechte (§ 61). 

j) Gesetzliches Ankaufsrecht (§§ 62 bis 85) 

Das gesetzliche Ankaufsrecht ist die zweite Säule, auf 
der die Sachenrechtsbereinigung ruht. 

Der Entwurf kommt damit dem Wunsch vor allem der 
Nutzer nach dem Erwerb des Eigentums am Grund-
stück entgegen. Insbesondere bei den Eigentümern 
von Eigenheimen im Beitrittsgebiet bestehen häufig 
Vorbehalte gegen das Erbbaurecht. Ein Hinzuerwerb 
des Eigentums am Grundstück wird demgegenüber 
als die sichere Alternative bevorzugt. 

Das Interesse der Nutzer an einem Erwerb des Eigen-
tums am Grundstück allein würde indessen ein 
gesetzliches Ankaufsrecht nicht rechtfertigen. Dieses 
Recht zwingt den Grundstückseigentümer zum Ver-
kauf und führt damit — im Gegensatz zum Erbbau-
recht — zum Eigentumsverlust (wenn auch gegen 
einen geldwerten Ausgleich durch den Kaufpreis). 
Eine gesetzliche Regelung, die einem Dritten ein 
Recht zum Ankauf des Grundstücks gäbe, wäre nicht 
zu begründen und verfassungsrechtlich bedenklich. 
Das ist jedoch nicht der Sachverhalt, der mit der 
Sachenrechtsbereinigung zu regeln ist. 

Das gesetzliche Ankaufsrecht ist eine gesetzliche 
Lösung des Konflikts, daß zwei Parteien (Grund-
stückseigentümer und Nutzer) an einem Grundstück 
berechtigt sind und zwischen ihnen ein Ausgleich 
gefunden werden muß. Das Verhältnis zwischen 
Grundeigentum und in der ehemaligen DDR begrün-
deter öffentlich-rechtlicher Nutzungszuweisung muß 
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aufgelöst und dabei ein BGB-konformes, verkehrsfä-
higes Recht begründet werden. Der Hinzuerwerb des 
Grundstückseigentums durch den Nutzer (Komplet-
tierung) ist hierbei eine Möglichkeit, die Rechtsver-
hältnisse schnell zu bereinigen und die Parteien — 
anders als beim Erbbaurecht — nicht über viele Jahre 
aneinander zu „ketten". Unter Berücksichtigung die-
ser Grundlagen erweist sich auch das gesetzliche 
Ankaufsrecht aus den nachfolgenden Erwägungen als 
gerechtfertigt. 

— Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist die 
Ausübung des Ankaufsrechts für den Eigentümer 
in den meisten Fällen günstiger als die Bestellung 
eines Erbbaurechts. Er erhält mit dem Kaufpreis 
sofort einen nennenswerten Geldbetrag, über den 
er disponieren kann. Beim Erbbaurecht ist er auf 
die Einkünfte aus den im Vergleich hierzu gerin-
gen Erbbauzinsen angewiesen, die er zudem erst 
nach und nach über einen langen Zeitraum 
gestreckt erhält.  

— Der Erwerb des Eigentums am Grundstück durch 
die Nutzer ist im ländlichen Raum bereits Gegen-
stand gesetzlicher Regelungen. Das Verfahren zur 
Zusammenführung von Grundstücks- und Gebäu-
deeigentum nach § 64 Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetz sieht eine Eigentumsübertragung an 

 den Nutzer gegen Abfindung des Grundstücks-
eigentümers vor. Eine ungleiche Behandlung glei-
cher Konfliktlagen nach dem Landwirtschaftsan-
passungsgesetz und dem Gesetz zur Sachenrechts-
bereinigung würde zu Wertungswidersprüchen 
führen und ist deshalb zu vermeiden. 

— Im Städtebau ohne Klärung der Eigentumsver-
hältnisse an den Grundstücken (§ 24) kann die 
Sachenrechtsbereinigung sich in vielen Fällen 
sinnvoll nur durch den Hinzuerwerb der über-
bauten Grundstücksteilflächen vollziehen. Hier 
können einige der überbauten Grundstücke den 
Nutzern bereits gehören, andere im fremden 
Eigentum stehen. Eine Bereinigung dieser Rechts-
verhältnisse durch Erbbaurechte in Verbindung 
mit dem an einem Teil der Grundfläche des Gebäu-
des bestehenden Grundeigentum ist nicht mög-
lich. 

Hier müßten über viele Grundstücke hinweg sog. 
Nachbarerbbaurechte bestellt werden. Der Ent-
wurf (§ 39 Abs. 3) läßt diese Rechtskonstruktion 
aber nur zur Absicherung des Überbaus auf einem 
benachbarten Grundstück zu. Das Problem des 
Nachbarerbbaurechts besteht darin, daß der 
Grundsatz der Rechtseinheit am Gebäude durch-
brochen wird. In das Grundeigentum oder in das 
Erbbaurecht könnte getrennt vollstreckt werden, 
womit verschiedene Berechtigungen an einem 
Gebäude entstünden, die dann wieder bereinigt 
werden müßten (vgl. v. Oefele/Winkler, Handbuch 
des Erbbaurechts, Rdn. 78). Aus diesem Grunde 
wird das Nachbarerbbaurecht nach dem Entwurf 
nur für einen eng begrenzten Bereich zugelassen. 
— Zudem führen Nachbarerbbaurechte über viele 
Grundstücke hinweg zu schwierigen und unüber-
sichtlichen Rechtsverhältnissen. 

In den genannten Fällen muß eine Bereinigung 
durch Komplettierung herbeigeführt werden. 

aa) Inhalt der Ansprüche 

(1) Gesetzliche Ansprüche auf 
Vertragsschluß (§ 62) 

Das Ankaufsrecht gibt einen Anspruch zum Abschluß 
eines Grundstückskaufvertrages, für den der Entwurf 
dispositive Bestimmungen bereitstellt. Anspruchsin-
haber ist grundsätzlich der Nutzer, der insoweit ein 
Wahlrecht zwischen Erbbaurecht und Ankauf hat (vgl. 
§§ 14, 15). Der Grundstückseigentümer kann nur bei 
geringen Grundstückswerten, bei denen sich die 
Bestellung von Erbbaurechten nicht „lohnt", den 
Ankauf des Grundstücks verlangen. 

Eine Ausnahme hiervon ist das Recht des Grund-
stückseigentümers zum Ankauf eines Wirtschaftsge-
bäudes bei land-, forstwirtschaftlicher oder gewerbli-
cher Grundstücksnutzung (§§ 82 bis 85). Bei einer 
betrieblichen Nutzung ist den Investitionen des Nut-
zers in das Gebäude vor denen des Grundstücks-
eigentümers nicht in jedem Fall Vorrang einzuräu-
men, sondern eine auf den Einzelfall bezogene Abwä-
gung des Interesses des Nutzers an  der weiteren 
Nutzung seiner baulichen Investition und der Nut-
zung des Grundstücks für betriebliche oder investive 
Zwecke durch den Grundstückseigentümer durchzu-
führen (vgl. dazu unten zu dd). 

(2) Gesetzliche Ansprüche wegen dinglicher 
Rechte (§§ 63 bis 65) 

Der Entwurf verfolgt hier die gleiche Konzeption wie 
bei der Bestellung der Erbbaurechte. 

Ist ein Teil eines Grundstücks abzuschreiben, so sollen 
die dinglichen Rechte, die keine Ansprüche auf Zah-
lung oder Befriedigung aus dem Grundstück gewäh-
ren, die abzuschreibende Teilfläche nur dann bela-
sten, wenn sie auf dieser auszuüben waren (§ 63 
Abs. 1). 

Soweit dem Inhaber des dinglichen Rechts ein vor-
sätzlicher Verstoß des Grundstückseigentümers ge-
gen dessen Verpflichtung nach Art. 233 § 2a Abs. 3 
Satz 2 EGBGB in der Fassung des Zweiten Vermö-
gensrechtsänderungsgesetzes, das vom Nutzer be-
baute Grundstück nicht zu belasten, bekannt war, 
sieht § 64 Abs. 1 einen schuldrechtlichen Anspruch 
des Nutzers gegen den Inhaber des dinglichen Rechts 
auf Löschung vor. Der Anspruch beschränkt sich auf 
den Fall  der Kenntnis des Inhabers des dinglichen 
Rechts von einer vorsätzlichen Schädigung des Nut-
zers durch die Belastung, da das o. g. Verbot keine 
Verfügungsbeschränkung im Sinne des § 135 BGB 
enthielt (vgl. Begründung zum Entwurf des Zwei-
ten Vermögensrechtsänderungsgesetzes, BT-Druck-
sache 12/2480, S. 78 rechte Spalte). 

Bei den Reallasten und Grundpfandrechten ist grund-
sätzlich eine Aufteilung der Belastung vorgesehen. 
Der Nutzer kann die lastenfreie Um- oder Abschrei-
bung verlangen, wenn das vom Nutzer errichtete 
Gebäude und die von ihm genutzte Fläche nicht als 
Sicherheit für den Kredit dienen sollten oder die 
Nichtzugehörigkeit des Gebäudes oder der baulichen 
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Anlage zum Haftungsverband für den Inhaber des 
dinglichen Rechts erkennbar war (§ 64 Abs. 2). 

Durch die lastenfreie Um- oder Abschreibung wird die 
Kreditsicherheit entwertet, die das Grundpfandrecht 
darstellte. Der Entwurf gibt den Inhabern der Grund

-

pfandrechte und der Reallasten ein Pfandrecht an dem 
Kaufpreisanspruch; insoweit soll eine Surrogation für 
das durch lastenfreie Um- oder Abschreibung unter-
gehende oder entwertete Grundpfandrecht eintreten 
(§ 65 Abs. 3). — Hierdurch wird den Inhabern dieser 
Rechte insoweit eine Ersatzsicherheit gestellt. Die 
Surrogation ist deshalb sachgerecht, weil der Grund-
stückseigentümer insoweit dem Kreditgeber eine 
wegen der Fremdbebauung nicht werthaltige Sicher-
heit gestellt hat. 

Soweit der Grundstückseigentümer den Kreditgeber 
auf die Fremdbebauung und auf das Erfordernis einer 
lastenfreien Abschreibung einer Teilfläche hingewie-
sen hat, kann er aus dem Grundverhältnis die Pfand-
freigabe des Kaufpreises beanspruchen. Ob und in 
welchem Umfang ein solcher Anspruch besteht, hängt 
von den Abreden im Sicherungsvertrag zwischen 
Grundstückseigentümer und Kreditgeber ab. Eine 
den konkreten Vereinbarungen gerecht werdende 
gesetzliche Regelung kann wegen der Vielgestaltig-
keit solcher Absprachen nicht getroffen werden. 
Sofern die vertragliche Vereinbarung eine solche 
Freigabeverpflichtung ergibt, ist eine gesetzliche 
Regelung auch nicht erforderlich. 

bb) Dispositive Bestimmungen zum Inhalt 
des Vertrages 

(1) Kaufgegenstand (§§ 66 bis 68) 

Kaufgegenstand ist grundsätzlich das mit dem Nut-
zungsrecht belastete oder bebaute Grundstück. Hin-
sichtlich der Bestimmung abzuschreibender Teilflä-
chen gelten die vorstehend unter 1 g) dargestellten 
allgemeinen Grundsätze. 

Soweit eine Teilung des bebauten Grundstücks nicht 
möglich oder wegen gemeinsam genutzter Anbauten 
oder Erschließungsanlagen unzweckmäßig ist, muß 
zunächst Sonder- oder Teileigentum nach dem Woh-
nungseigentumsgesetz begründet werden. Der Ent-
wurf gibt insoweit Ansprüche auf Bestellung von 
Wohnungs- oder Teileigentum (§ 68). Inhalt des Kauf-
vertrages sind dann die Verpflichtungen zur Übertra-
gung des Wohnungs- oder Teileigentums. 

(2) Preis (§§ 69 bis 75) 

(a) Regelmäßiger Preis (§ 69) 

Der regelmäßige Preis be trägt die Hälfte des Ver-
kehrswertes eines unbebauten Grundstücks zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses. Dies entspricht dem 
Grundsatz der Aufteilung der Bodenwerte und wahrt 
die Parallelität zum Erbbaurecht. 

Bei Ausübung des Ankaufsrechts im ersten Jahr nach 
dem Inkrafttreten des vorgeschlagenen Gesetzes soll 

der Nutzer (Käufer) einen Teilerlaß in Höhe von 5 vom 
Hundert, im zweiten Jahr von 2,5 vom Hundert 
verlangen können, wenn der Kaufpreis beglichen 
wird, sobald alle zur Eigentumsumschreibung erfor-
derlichen Voraussetzungen vorliegen. Hiermit soll ein 
besonderer Anreiz zum Abschluß des Grundstücks-
kaufvertrages und zu pünktlicher Bezahlung geschaf-
fen werden. Der Ankauf ist im Vergleich zum Erbbau-
recht die einfachere Form der Bereinigung. Der 
Grundstückseigentümer erhält in diesen Fällen den 
Kaufpreis sofort und hat damit die Möglichkeit, durch 
die Anlage dieses Be trages Zinsgewinn zu erzielen. 
Zudem wird hier auch ein Ausgleich beim Ankaufs-
recht dafür geschaffen, daß der Erbbauzins erst in 
neun Jahren auf den regelmäßigen Zinssatz 
ansteigt. 

(b) Preisanhebung bei kurzer Restnutzungsdauer 
(§ 70) 

Die Erhöhung des Preises folgt aus den Grundsät-
zen 

1. wirtschaftlich gleichwertige Lösungen anbieten zu 
müssen, 

2. den Ankaufspreis daran orientieren zu müssen, 
welche Beteiligung am Bodenwert durch die bau-
liche Investition des Nutzers begründet ist. 

zu 1: Der Bodenwertanteil eines Erbbaurechts be-
stimmt sich nach der restlichen Vertragslauf-
zeit. Ist diese wegen der Restnutzungsdauer des 
Gebäudes kürzer, so ist auch der Bodenwertan-
teil des Erbbaurechts geringer. Ein Erbbaurecht 
mit einer Laufzeit von nur 25 Jahren kann 
deshalb nicht den gleichen Bodenwertanteil 
vermitteln wie eines mit der für land-, forstwirt-
schaftlich, gewerblich genutzten oder öffentli-
chen Zwecken dienenden Bauten üblichen 
Laufzeit von 50 Jahren. Daher muß eine Anpas-
sung des Kaufpreises erfolgen. 

zu 2: Die ohne dingliches Nutzungsrecht erfolgte 
Bebauung ist aufgrund der in der ehemaligen 
DDR bestehenden Verhältnisse zu schützen. 
Dies gilt jedoch nur, soweit es vom Zweck des 
Investitionsschutzes geboten ist. Besteht das 
Gebäude aus einem nicht mehr nutzbaren Bau-
werk (Ruine), so ist dem Nutzer auch kein 
Besitzrecht mehr zuzusprechen. Seine Beteili-
gung am Bodenwert ist deshalb mit Null  anzu-
setzen. Ist das errichtete Gebäude hingegen ein 
Neubau, so ist der Nutzer den Inhabern 
von Nutzungsrechten gleichzustellen. Er ist 
— gleich ihnen — mit 50 vom Hundert am 
Bodenwert beteiligt. Seine Beteiligung am 
Bodenwert muß deshalb von der Restnutzungs-
dauer des Gebäudes abhängig sein. 

Die Lösung des Entwurfs besteht darin, in 
diesen Fällen den Erhöhungsbetrag von der 
Restnutzungsdauer des Gebäudes abhängig zu 
machen. Der Be trag ergibt sich aus der Diffe-
renz zwischen den Bodenwertanteilen eines 
Erbbaurechts mit der regelmäßigen Laufzeit 
und eines Erbbaurechts mit einer nach der 
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Restnutzungsdauer des Gebäudes bemessenen 
Laufzeit. Die Symmetrie zwischen Ankaufs-
recht und Erbbaurecht wird damit gewahrt. Die 
vorgeschlagene Berechnung durch Ermittlung 
der Barwerte entspricht den Wertermittlungs-
richtlinien und üblicher Bewertungspraxis. 

(c) Preisbemessung nach dem vollen Verkehrswert 
(§ 71) 

Die Zugrundelegung des Verkehrswertes entspricht 
dem Ansatz des vollen, üblichen Erbbauzinses. Der 
volle Verkehrswert ist in Ansatz zu bringen, wenn die 
Nutzung des Grundstücks geändert oder über die 
Regelgröße für den Eigenheimbau hinausgehende, 
selbständig nutzbare Teilflächen angekauft werden 
sollen. 

Wie beim Erbbauzins sind auch für die Bemessung des 
Ankaufspreises Öffnungen für bestimmte Nutzungs-
änderungen vorgesehen, die zu keiner Preisbemes-
sung nach dem vollen Verkehrswert führen. 

Im übrigen wird auf die Begründung zur Bemessung 
des Zinssatzes für das Erbbaurecht Bezug genom-
men. 

(d) Nachzahlungsverpflichtungen (§ 72) 

Die Nachzahlungspflicht ist dadurch begründet, daß 
die Beteiligung des Nutzers am Bodenwert auf dem 
Nutzungsrecht oder der mit Billigung staatlicher Stel-
len begründeten Bebauung des Grundstücks be-
ruht. 

Diese Befugnisse waren in der ehemaligen DDR nur 
für bestimmte Nutzungszwecke verliehen. Dies wirkt 
sich auch auf die Bemessung des Erbbauzinses aus, 
dessen Höhe von der Nutzung des Grundstücks 
bestimmt wird. Nutzungsänderungen führen daher zu 
einer Anpassung des Erbbauzinses (§ 48 Abs. 1 Satz 2). 
— Für das Ankaufsrecht sieht der Entwurf dement-
sprechend einen nach dem vollen Verkehrswert zu 
bemessenden Preis dann vor, wenn die Nutzung des 
Grundstücks vor Abschluß des Kaufvertrages in einer 
mit dem Zweck des Nutzungsrechts nicht mehr zu 
vereinbarenden Weise verändert wurde. 

Ähnliches muß jedoch auch dann gelten, wenn solche 
Nutzungsänderungen kurz nach dem Vertragsschluß 
erfolgen. Andernfalls käme dem aus der Sicht des 
Eigentümers zufälligen Umstand, wann die Nut-
zungsänderung erfolgt ist, eine zu große Bedeutung 
zu. Es entstünde zudem ein ungerechtfertigter Vorteil 
auch für diejenigen Nutzer, die das Grundstück nicht 
mehr entsprechend der verliehenen Nutzungsbefug-
nis nutzen wollen, das Grundstück zum halben Ver-
kehrswert ankaufen und sogleich zum vollen Preis 
weiter veräußern, um damit einen Spekulationsge-
winn in Höhe des halben Verkehrswerts des Grund-
stücks zu erzielen. Solche Entwicklungen wären ins-
besondere im land-, forstwirtschaftlichen und ge-
werblichen Bereich zu erwarten. Viele der früheren 
Betriebe werden nicht oder nicht mehr in der bisheri-
gen Form weiterbetrieben werden können. Durch die 

An- und Verkäufe könnten hier besondere Liquida-
tionsgewinne erzielt werden. 

Aus Gründen der Wahrung der Parallelität zum Erb-
baurecht sieht der Entwurf deshalb eine Nachzah-
lungsklausel für Nutzungsänderungen und Veräuße-
rungen der zum regelmäßigen Preis erworbenen 
land-, forstwirtschaftlich oder gewerblich genutzten 
Grundstücke vor. 

Die Nachzahlungspflicht muß allerdings zeitlich befri-
stet werden. Die Nutzer erwerben nach dem Kauf 
Eigentum am Grundstück, über das sie auch verfügen 
können. Die Verpflichtungen aus dem Kaufvertrag, 
die eine Spekulation verhindern sollen, können nicht 
zeitlich unbegrenzt nachwirken. Vergleichbare ge-
setzliche Regelungen (wie § 13 der Höfeordnung) sind 
ebenfalls zeitlich befristet. 

Der Entwurf sieht insoweit eine Nachzahlungspflicht 
in voller Höhe der Differenz zwischen Verkaufspreis 
und Verkehrswert bei einem Verkauf in den ersten 
drei Jahren nach Vertragsschluß und in Höhe der 
Hälfte der Differenz bei einem Weiterverkauf in den 
folgenden drei Jahren vor. 

(e) Preisanpassung wegen abweichender 
Grundstücksgröße (§ 73) 

In den Beitrittsländern werden häufig Grundstücks-
teilflächen ohne Vermessung nach Grundstücksliste 
und -plan, die nach dem Entwurf für ein Bodenson-
derungsgesetz bis zur Übernahme in das Liegen-
schaftskataster als amtliches Verzeichnis der Grund-
stücke im Sinne des § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung 
dienen sollen, abgeschrieben werden müssen. Die 
Vermessung wird erst längere Zeit später nachfolgen 
können. 

Bei einer Bestimmung der Grundstücksgröße nach der 
Karte können sich Ungenauigkeiten ergeben. Diese 
hängen unter anderem von dem zugrunde gelegten 
Maßstab ab. 

Die Angabe der Grundstücksgröße kann insoweit nur 
eine "Circa-"Bestimmung sein. In den alten Bundes-
ländern gibt es vergleichbare Probleme bei dem 
Erwerb eines Hauses auf noch zu vermessenden 
Flächen von einem Bauträger. Die Fragen, ob 
"Circa-"Angaben Zusicherungen im Sinne des § 468 
BGB sind und welche Größendifferenz vorliegen muß, 
um Ansprüche des Käufers zu begründen, sind im 
Einzelfall schwierig zu entscheiden und gaben oft 
Anlaß zu gerichtlichen Auseinandersetzungen (vgl. 
BGH — Urteil vom 27. April 1984 — V ZR 137/83 — 
WM  1984, 941, 942). Der Entwurf trifft für diese 
Sachverhalte eine besondere Regelung, durch die 
solche Streitigkeiten vermieden werden sollen. 

Der Entwurf sieht Ausgleichsansprüche für diese Fälle 
nur dann vor, wenn der Kaufpreis nach der Quadrat-
meterzahl des Grundstücks bestimmt wurde, die tat-
sächliche Größe von der im Vertrag zugrunde geleg-
ten mehr als geringfügig abweicht und im Vertrag 
eine entsprechende Verpflichtung zu solchen Aus-
gleichszahlungen aufgenommen wurde (Absatz 1 
Satz 1). Ansprüche aus § 468 BGB werden ausge- 
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schlossen (Absatz 1 Satz 2), es sei denn, daß die 
Vertragsschließenden ausdrücklich eine Gewährlei-
stung hierfür vereinbaren. 

Die Regelung im Entwurf trägt dem Umstand Rech-
nung, daß Karte und Liste, aus denen die Größenan-
gaben entnommen wurden, von keinem Beteiligten, 
sondern von einer Behörde erstellt wurden und beiden 
Beteiligten die noch ausstehende Vermessung und die 
sich daraus ergebenden Ungenauigkeiten bekannt 
sind. Es ist deshalb Sache der Beteiligten, darüber zu 
befinden, ob sie Ausgleichsansprüche in den Vertrag 
aufnehmen oder im Interesse einer „endgültigen" 
Regelung hierauf verzichten wollen. 

§ 73 Abs. 2 regelt in Abhängigkeit von der Höhe der 
Grundstückspreise für den Quadratmeter, bis zu wel-
chem Umfang Größenabweichungen als verhältnis-
mäßig geringfügig anzusehen sind. Absatz 3 sieht im 
Interesse einer schnellen Klärung kurze Verjährungs-
fristen nach der Vermessung vor. 

(f) Preisbemessung im Wohnungsbau (§ 74) 

Der Anspruch auf Ermäßigung des Ankaufspreises in 
diesen Fällen entspricht der Regelung für den Erbbau-
zins (§ 45). Sie beruht auf denselben Erwägungen. Die 
Bestimmung des Preises nach dem Verkehrswert des 
unbelasteten Grundstücks ist dann nicht sachgerecht, 
wenn die schlechte Substanz- und Ertragssituation 
der aufstehenden Gebäude nachhaltig nicht verän-
dert werden kann und deshalb auf den Bodenwert 
durchschlägt. Die gesetzliche Regelung kann hier 
nicht einen Verkehrswert der Kaufpreisbemessung 
zugrunde legen, den das Grundstück nicht hat. 

Die Kaufpreisermäßigung unter Ansatz des nach Sub-
stanz- und Ertragswertgesichtspunkten ermittelten 
(abgezinsten) Bodenwertes beruht auf der Erwartung, 
daß die Zweckbindung des Gebäudes als Wohnhaus 
und die bauliche Nutzung des Grundstücks sich auf 
lange Zeit nicht ändern werden. Dies wird in den 
meisten Fällen zutreffen. 

Wird das Gebäude jedoch abgerissen und ein Neubau 
(§ 74 Abs. 2) errichtet, so ist für die gesetzliche 
Regelung ein Sachverhalt zugrunde gelegt worden, 
der im konkreten Fall  der tatsächlichen Entwicklung 
nicht entspricht. Im Entwurf ist Vorsorge dafür zu 
treffen, daß der (frühere) Grundstückseigentümer 
nicht auch in diesen Fällen eine Preisermäßigung 
wegen der nachhaltig schlechten Substanz- und 
Ertragslage hinzunehmen hat, wo dies aufgrund der 
folgenden Entwicklung ungerechtfertigt wäre. Das 
Fehlen einer Preisanpassungsregelung würde im 
übrigen einen Anreiz für die Nutzer schaffen, 
Gewinne durch den Erwerb des Grundstücks zu den 
aufgrund der bisherigen Situation besonders niedri-
gen Kaufpreisen und durch den anschließenden Abriß 
und Neubau oder die Umwandlung in eine gewerbli-
che Nutzung zu erzielen. 

Der nach Sach- und Ertragswertgesichtspunkten zu 
bestimmende Preis von Grund und Boden, der in der 
Regel erheblich unter dem Verkehrswert eines ver-
gleichbaren unbebauten Grundstücks liegen wird, 
wird vielfach nur rechnerisch (unter Berücksichtigung 

eines Abzinsungsfaktors) ermittelt werden können. 
Wird bei einer Weiterveräußerung in den folgenden 
Jahren ein wesentlich höherer Kaufpreis für den 
Grund und Boden erzielt, so wäre es unbillig, diesen 
Mehrerlös allein dem Nutzer zuzuweisen. § 74 Abs. 3 
sieht vor, daß für diese Fälle eine Teilung des bei der 
Weiterveräußerung erzielten Mehrerlöses vereinbart 
werden kann. 

(g) Preisbemessung bei Überlassungsverträgen 
(§ 75) 

Der Entwurf hat auch insoweit die Parallelität zu den 
Vorschriften über die Bestellung von Erbbaurechts-
verträgen herzustellen. 

Soweit beim Abschluß des Kaufvertrages noch ein 
dem Grundstückseigentümer zuzurechnender Ge-
bäuderestwert vorhanden ist, ist dies bei der Kauf-
preisbemessung zu berücksichtigen. Wie bei der 
Berechnung des zusätzlichen Zinses im Erbbaurechts

-

vertrag (§ 46) ist auch hier der Zeitwert des Gebäudes 
zum Zeitpunkt der Überlassung abzüglich der bis zum 
Zeitpunkt des Kaufs üblicherweise eintretenden 
Wertminderung in Ansatz zu bringen. Für den 
Zustand des Gebäudes zum Zeitpunkt der Überlas-
sung kann auf die Grundlagen zurückgegriffen wer-
den, nach denen beim Abschluß des Überlassungsver-
trages eine Wertermittlung durchzuführen war. 

Zahlungen des Nutzers, die zur Ablösung von Ver-
bindlichkeiten des Eigentümers verwandt wurden, 
sind auf den Kaufpreis anzurechnen (§ 75 Abs. 2). Die 
hinterlegten Beträge sind (mit ihrem heutigen Wert) 
auf den Kaufpreis anzurechnen, wenn sie verfügbar 
sind (§ 75 Abs. 3). 

Ist dies nicht der Fall, so hat der Grundstückseigentü-
mer seine Ansprüche auf Auskehr und Schadenser-
satz auf den Nutzer zu übertragen (§ 75 Abs. 4). Der 
Entwurf legt der Hinterlegung keine Erfüllungswir-
kung bei. Dies entspricht allgemeinen Grundsätzen, 
da eine schuldbefreiende Wirkung nur im Falle des 
Ausschlusses der Rücknahme in Be tracht kommt 
(§ 378 BGB). Zum Zeitpunkt der Hinterlegung bestand 
eine solche Schuld nicht, da noch nicht feststand, daß 
es zum Abschluß eines Grundstückskaufvertrages 
kommen würde. Der staatliche Verwalter oder in der 
Regel die staatliche Stelle verwahrte die Beträge im 
Interesse beider Parteien. Zahlungen an eine Vermitt-
lungsperson haben jedoch keine Erfüllungswirkung 
(vgl. für den Notar: BGH — Urteil vom 25. März 1983 
— V ZR 168/91 — NJW 1983, 1605, 1606). 

(3) Sonstige Regelungen 

(a) Lasten, Gewährleistung und Kosten 
(§§ 76 bis 78) 

Da der Besitz und die Nutzungen des Grundstücks 
bereits den Nutzern zustehen, haben sie vom Ver-
tragsschluß an die Lasten des Grundstücks zu tragen, 
soweit sie diese nicht schon vorher ge tragen haben 
oder dazu verpflichtet waren. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992  

Die Haftung für Sachmängel ist ebenfalls auszuschlie-
ßen, da die Nutzer das Grundstück seit vielen Jahren 
nutzen, ihnen sein Zustand bekannt ist und die 
Grundstückseigentümer mit ihnen abschließen müs-
sen. 

Die Kosten des Vertrages einschließlich der eventuell 
erforderlichen Vermessungen sind den allgemeinen 
Grundsätzen entsprechend zu teilen. 

(b) Rechtsfolgen des Kaufs (§ 79) 

Bei der Bestellung von Erbbaurechten bleibt die 
Trennung des dinglichen Rechts des Nutzers vom 
Grundstückseigentum bestehen. Dort konnte das 
selbständige Gebäudeeigentum erlöschen und die 
Rechte daran auf das Erbbaurecht übergehen. 

Bei dem Ankauf des Grundstücks ist eine gesetzliche 
Anordnung des Erlöschens des Gebäudeeigentums 
dagegen nicht möglich, da Grundstücks- und Gebäu-
deeigentum unterschiedlich belastet sein können. 
Hier kann nur eine Zusammenführung durch Aufhe-
bung des Nutzungsrechts nach Art. 233 § 4 Abs. 5 
EGBGB in der Fassung des Zweiten Vermögens-
rechtsänderungsgesetzes stattfinden, zu der die Inha-
ber dinglicher Rechte zustimmen müssen. Grund-
stücks- und Gebäudeeigentum werden deshalb auch 
nach dem Zusammenführen in einer Hand oft noch 
eine geraume Zeit fortbestehen. Eine gesonderte 
Belastung des Gebäudeeigentums widersp richt je-
doch den Zwecken des Gesetzes, BGB-konforme 
Rechtsgestaltungen zu schaffen. Der Entwurf sieht 
deshalb vor, daß selbständige Verfügungen über das 
Grundstück oder das Gebäude nicht mehr zulässig 
sein sollen, wenn Grund- und Gebäudeeigentum in 
einer Hand zusammenfallen (§ 79 Abs. 1). In der Praxis 
wird dies dadurch erreicht, daß die Grundbuchämter 
solche Eintragungen nicht vornehmen. Nur die Ver-
äußerungen in der Zwangsversteigerung oder zur 
Abwehr derselben bleiben zulässig, weil andernfalls 
die auf dem Gebäudeeigentum eingetragenen Rechte 
entwertet werden würden. 

Um schnell eine Bereinigung herbeiführen zu können, 
wird angeordnet, daß die Grundstückseigentümer 
von den Inhabern dinglicher Rechte am Gebäude die 
Zustimmung zur Aufhebung ihres dinglichen Rechts 
verlangen können, wenn gleichrangige Belastungen 
des Grundstücks eingetragen werden und das 
Gebäude damit zum Bestandteil des Grundstücks 
werden kann. 

Wird das Grundstück oder das Gebäude wegen einer 
nur auf einer Sache ruhenden Belastung versteigert 
oder zur Abwendung der Versteigerung veräußert, 
fallen Grundstücks- und Gebäudeeigentum wieder 
auseinander. Der Entwurf (§ 79 Abs. 3) muß auch 
insoweit Vorsorge dafür treffen, daß eine Zusammen-
führung von Grundstücks- und Gebäudeeigentum 
durch den Ersteher oder Erwerber möglich bleibt. 

Der Erwerber hat in diesen Fä llen ein gesetzliches 
Ankaufsrecht. Da er jedoch am Bodenwert nicht 
aufgrund einer in der DDR begründeten Nutzungsbe-
fugnis beteiligt ist, hat er beim Ankauf des Grund

-s

tücks dessen Verkehrswert zu zahlen (§ 79 Abs. 3 
Satz 2). 

Auch diese Veräußerung muß Nachzahlungsansprü-
che auslösen (§ 79 Abs. 3 Satz 3). Andernfalls könnten 
diese Ansprüche dadurch umgangen werden, daß das 
Grundstück zur Versteigerung gebracht wird. 

cc) Leistungsstörungen (§§ 80,81) 

Der Zweck der Sachenrechtsbereinigung macht 
besondere Regelungen für die Fälle erforderlich, in 
denen der vereinbarte Kaufpreis vom Nutzer nicht 
gezahlt wird. 

Eine Vollstreckung wegen des Kaufpreisanspruches 
in das Gebäude würde das Auseinanderfallen von 
Grundstücks- und Gebäudeeigentum perpetuieren. 
Eigentümer des Grundstücks würde der Nutzer, 
Eigentümer des Gebäudes würde der Ersteher, der in 
der Regel kein akzeptables Gebot abgegeben haben 
wird. 

Bei einem Rücktritt nach Nachfristsetzung bliebe a lles 
wie bisher. Schadensersatzansprüche wegen Nichter-
füllung führen in der Regel nur zum Ersatz des 
Differenzschadens. 

Das ist der Unterschied zwischen dem vereinbarten 
Kaufpreis und dem bei anderweitiger Veräußerung 
erzielten Erlös zuzüglich weiterer Schäden — wie 
Verzugsschäden, doppelte Vertragskosten usw. 

Der Entwurf sieht deshalb folgende Lösungen vor: 

1. Der Grundstückseigentümer kann in das Gebäude 
des Nutzers wegen seiner Kaufpreisforderung nur 
dann vollstrecken, wenn er auch das dem Nutzer zu 
übereignende Grundstück lastenfrei mitverstei-
gern läßt. Der Ersteher erwirbt damit Eigentum am 
Grundstück und am Gebäude (§ 80). 

2. Ist der Nutzer im Verzug und zahlt er auch inner-
halb einer vom Grundstückseigentümer gesetzten 
Nachfrist nicht, kann der Grundstückseigentümer 
abweichend von § 326 Abs. 1 Satz 2 BGB 

a) den Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages ver-
langen oder 

b) das Gebäude oder die bauliche Anlage des 
Nutzers ankauf en.  

Die Ziele der Sachenrechtsbereinigung werden damit 
in anderer, in der Regel in einer für den vertragsun-
treuen Nutzer allerdings nachteiligen Weise er-
reicht. 

dd) Besondere Bestimmungen für den Hinzuerwerb 
des Gebäudes durch den 
Grundstückseigentümer (§§ 82 bis 85) 

Bei den vom Nutzer mit Billigung staatlicher Stellen 
errichteten Wirtschaftsgebäuden ist dem Schutz der 
Investitionen des Nutzers ebenfa lls grundsätzlich 
Vorrang vor dem Interesse des Grundstückseigentü-
mers an  der Wiedererlangung des Besitzes am Grund-
stück einzuräumen. Der Entwurf gewährt für vier 
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Fallgruppen (§ 82 Abs. 1) allerdings dem Grund-
stückseigentümer ein Recht zum Ankauf des Gebäu-
des. 

Im einzelnen sind dies Fälle, in denen das Interesse 
des Grundstückseigentümers an der Bewi rtschaftung 
seines Grundstücks höher zu bewerten ist als das 
Interesse des Nutzers an der Sicherung seiner frühe-
ren Investition. 

— Die Nutzung landwirtschaftlicher Höfe und Flä-
chen kann den Ankauf von Wirtschaftsgebäuden 
landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaf-
ten durch ausgeschiedene Mitglieder und Wieder-
einrichter erforderlich machen. Nummer 1 läßt in 
diesen Fallen den Ankauf des Gebäudes zu. 

— Bei Ruinen und nicht ausgeübten Nutzungen 
besteht kein Investitionsschutzinteresse des Nut-
zers (Nummer 2). 

— Bei kurzer Restnutzungsdauer des Gebäudes liegt 
keine besonders werthaltige Investition mehr vor. 
Der Grundstückseigentümer soll hier ankaufen 
können, wenn er auf die Nutzung des Grundstücks 
besonders angewiesen ist (Nummer 3). 

— Nummer 4 ist das Ergebnis einer Abwägung der 
investiven Interessen von Grundstückseigentümer 
und Nutzer. Bei erheblicher Beeinträchtigung der 
betrieblichen Nutzung des Grundstücks oder im 
Falle der Schaffung neuer Arbeitsplätze soll der 
Grundstückseigentümer in der Regel den Vorzug 
haben. 

In den genannten Fällen hat der Grundstückseigentü-
mer nicht nur Wertersatz für das Gebäude zu leisten, 
sondern auch den durch das Nutzungsrecht oder die 
bauliche Investition begründeten Bodenwertanteil 
des Nutzers abzulösen (Absatz 2). 

Soweit der Nutzer nach § 31 Abs. 2 den Abschluß eines 
Mietvertrages für die Restnutzungsdauer des Gebäu-
des verlangen könnte, kann er eine Entschädigung für 
die ihm durch die vorzeitige Beendigung seines Besit-
zes nachweisbar entstandenen Vermögensnachteile 
verlangen. 

Hinsichtlich der Abbruchkosten verfolgt der Entwurf 
das schon bei den Erläuterungen zu § 19 Abs. 1 
dargestellte Prinzip, daß 

— Abbruchkosten, die den Verkehrswert des Grund-
stücks beeinträchtigen, grundsätzlich vom Wert 
des unbebauten Grundstücks abzuziehen sind, 

— die auf unterlassener Gebäudeinstandhaltung 
beruhenden Aufwendungen jedoch zu Lasten des 
Nutzers gehen. 

§ 83 betrifft den Fall, in dem die Abbruchkosten den 
Verkehrswert des freigelegten Grundstücks überstei-
gen. 

Nach dem Ankauf des Gebäudes oder der baulichen 
Anlage steht dem Nutzer noch ein auf ein Jahr 
befristetes, entgeltliches Besitzrecht zu. In Härtefäl-
len, in denen es dem Nutzer nicht gelungen ist, in 
dieser Zeit eine andere Betriebsstätte zu finden, kann 
der Nutzer den Abschluß eines längstens auf fünf 
Jahre befristeten Mietvertrages verlangen (§ 84). 

k) Verfahrensvorschriften (§§ 86 bis 109) 

Der Entwurf begründet gesetzliche Ansprüche zwi-
schen den Nutzern und den Grundstückseigentü-
mern. Die Beteiligten werden grundsätzlich nicht in 
ein Verwaltungs- oder gerichtliches Verfahren zur 
Bereinigung der Rechtsverhältnisse an den Grund-
stücken gezwungen. Da der Inhalt des abzuschließen-
den Vertrages durch die dispositiven Normativbe-
stimmungen festgelegt ist, besteht für die Beteiligten 
in der Regel keine Veranlassung einen Rechtsstreit 
anzustrengen, was nur mit zusätzlichen Belastungen 
verbunden wäre. Insofern ist davon auszugehen, daß 
sich viele der zu bereinigenden Sachverhalte durch 
einen Vertragsschluß vor den Notaren erledigen wer-
den. 

aa) Feststellungen der Nutzungs- und 
Grundstücksgrenzen (§§ 86, 87) 

Grundstückseigentümer und Nutzer können im Rah-
men der Vertragsfreiheit auch die Grenzen der Teil-
fläche eines Grundstücks bestimmen, auf die sich die 
Nutzungsbefugnis aus dem Erbbaurecht erstrecken 
oder die vom Stammgrundstück abgeschrieben wer-
den soll (§ 86 Abs. 2). Der Notar kann hierzu im 
Rahmen des Vermittlungsverfahrens mit Einverständ-
nis der Beteiligten — gegebenenfalls nach Anhörung 
eines betroffenen Nachbarn — einen Vermessungs-
ingenieur beauftragen. 

Kann zwischen den Beteiligten keine Einigung erzielt 
werden, muß die Bestimmung der Grundstücks- und 
Nutzungsrechtsgrenzen in einem behördlichen Ver-
fahren stattfinden. In diesem Verfahren werden die 
Grenzen in einem von der Behörde festgelegten 
Gebiet für alle Beteiligten festgestellt. 

Das Verfahren wird in einem besonderen Entwurf für 
ein Gesetz zur Bodensonderung geregelt. Dieser Ent-
wurf wird zeitgleich vorgelegt. Auf die entsprechen-
den Vorschriften wird hier verwiesen (§ 86 Abs. 1). 
§ 86 des Entwurfs stellt klar, daß die gesetzlichen 
Regelungen zum Bodenordnungsverfahren nach dem 
Flurbereinigungsgesetz, zur Feststellung der Eigen-
tumsverhältnisse nach §§ 53 bis 64a des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes, zur Umlegung und 
Grenzregelung nach den §§ 45 bis 84 des Baugesetz-
buchs sowie zur Bodenneuordnung nach § 5 des 
Entwurfs für ein Gesetz zur Bodensonderung unbe-
rührt bleiben. 

bb) Notarielles Vermittlungsverfahren 
(§§ 88 bis 103) 

Die Klage auf Abschluß eines Vertrages ist üblicher-
weise so zu führen, daß der Kläger ein notarielles 
Angebot einholt und auf dessen Annahme klagt. Dies 
führt in der Praxis zu erheblichen Schwierigkeiten, 
wenn viele Punkte zwischen den Beteiligten streitig 
sind. Der Kläger kann dann gezwungen sein, nach 
Erörterung der Sache durch das Gericht ein weiteres 
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Angebot (eventuell mehrere Hilfsangebote) beurkun-
den zu lassen. Dies führt zu einer zusätzlichen Be-
lastung für den Kläger. Die Erörterung vieler 
Streitpunkte des abzuschließenden Vertrages 
durch das Prozeßgericht ist zudem zeitaufwendig und 
teuer. 

Der Entwurf sieht für die Verfolgung der hier begrün-
deten Ansprüche ein gerichtliches Verfahren nach der 
Zivilprozeßordnung (§§ 104 bis 109) vor, in dem die 
Bindung der richterlichen Entscheidung an den 
Klageantrag insoweit gelockert werden soll. Das 
gerichtliche Verfahren würde jedoch überlastet, wenn 
erst im Prozeßstadium alle für den Vertragsschluß 
wesentlichen Punkte erörtert und geklärt werden 
müßten. 

Die notarielle Vermittlung ist ein geeignetes Mittel, 
um in den Fällen, in denen sich die Parteien vor dem 
Notar nicht einigen konnten, zu einer Konzentration 
des Streitstoffes beizutragen. Das Vermittlungsverfah-
ren soll deshalb ein zwingendes Vorverfahren vor 
einem Rechtsstreit über den Abschluß eines Erbbau-
rechtsvertrages oder eines Grundstückskaufvertrages 
sein (§ 105 Satz 1). Die Klage soll unter Vorlage des 
notariellen Vermittlungsvorschlages und des vom 
Notar gefertigten Abschlußprotokolls geführt werden 
(§ 107). Die Formulierung eines Vertragstextes im 
Urteilstenor wird damit für das Gericht wesentlich 
erleichtert. 

Der Entwurf sieht deshalb ein notarielles Vermitt-
lungsverfahren vor. Dieses ist in Anlehnung an  die 
Regelungen über die Vermittlung der Nachlaßausein-
andersetzung (§§ 86 bis 98 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit — 
im folgenden: FGG) ausgestattet worden. 

Der Notar hat auf Antrag die Beteiligten (Nutzer und 
Grundstückseigentümer) und — falls zur Durchfüh-
rung des Vertrages erforderlich — auch die Inhaber 
dinglicher Rechte zu laden. In der Verhandlung sind 
die für einen Vertragsschluß erforderlichen Elemente 
abzufragen und dabei die streitigen und die unstreiti-
gen Punkte in einem Eingangsprotokoll festzuhalten. 
Der Notar soll mit den Beteiligten Erörterungen mit 
dem Ziel des Vertragsschlusses führen und ist auf 
Antrag eines Beteiligten auch berechtigt, Ermittlun-
gen zu Streitpunkten zu erheben. 

Kommt es durch notarielle Vermittlung zu einer 
Einigung, so hat der Notar den Vertrag in einer 
für den Vollzug im Grundbuch geeigneten Weise zu 
protokollieren. Hierin liegt der besondere Vorteil 
einer Vermittlung durch den Notar, zu dessen 
Aufgaben die Beurkundung gehört und der deshalb 
im Falle des Konsenses sogleich auch den Ver-
tragsschluß beurkunden kann. — Kommt es zu keiner 
Einigung, so hat der Notar nach dem Ergebnis der 
Verhandlung einen den Vorgaben im Sachenrechts-
bereinigungsgesetz entsprechenden Vorschlag in 
Form eines Vertragsentwurfs zu fertigen und die 
unstreitig gewordenen und die streitig gebliebenen 
Punkte in einem Abschlußprotokoll festzuhalten. Die 
Einigung über unstreitige Punkte kann mit Zustim-
mung der Beteiligten für das künftige Verfahren 
verbindlich werden. 

Das Vermittlungsverfahren dient zugleich dem 
Rechtsfrieden, da eine solche Erörterung mit Hilfe des 
Notars viele Streitfragen erledigen und oft zur Beur-
kundung führen wird. Auch soweit es nicht zu einem 
Vertragsschluß kommt, wird die Rechtsverfolgung 
erleichtert, weil der Vertragsvorschlag nach dem 
Ergebnis des Vermittlungsverfahrens zu formulieren 
ist. 

cc) Gerichtliches Verfahren (§§ 104 bis 109) 

Das gerichtliche Verfahren hat die Feststellung der 
Rechte und Pflichten der Parteien zum Inhalt. Das 
Urteil ist für die Parteien in gleicher Weise wie ein 
Vertragsschluß verbindlich. 

Vorbild für die Wirkung der richterlichen Feststellung 
ist die Regelung über die Wirkung des Bestätigungs-
beschlusses zur Nachlaßauseinandersetzung in § 97 
Abs. I FGG. 

Das Verfahren soll nach den Vorschriften der Zivilpro-
zeßordnung erledigt werden. Dies ist die geeignete 
Verfahrensart, da sich in den Rechtsstreitigkeiten 
Parteien mit entgegengesetzten Interessen gegen

-

überstehen werden und eine Ermittlung von Tatsa-
chen auch nur in dem Umfang erforderlich und 
angezeigt ist, wie dies von den Parteien beantragt 
wird. 

Die Verfahrensvorschriften in den §§ 104 bis 109 
bezwecken im wesentlichen Erleichterungen 

— für die Parteien bei der Formulierung der Anträge 
auf Vertragsschluß und 

— für die Gerichte bei der Entscheidung über den 
Inhalt der durch Urteil festzustellenden Rechte und 
Pflichten der Parteien, 

indem die Bindung der Entscheidung an  die Anträge 
gelockert wird (§ 107 Abs. 1) und der notarielle 
Vermittlungsvorschlag und das Abschlußprotokoll in 
das Verfahren als Grundlage für die Erörterung des 
Sach- und Streitstands einzuführen sind (§ 106). In der 
Entscheidung soll das Gericht nicht nur die schuld-
rechtlichen Verpflichtungen feststellen, sondern auch 
die Grundlagen für deren Erfüllung schaffen, um — 
soweit möglich — Klagen auf Erfüllung und Vollstrek-
kungsverfahren zu vermeiden. Das Gericht kann 
deshalb im Urteil auf Antrag einer Partei einen Notar 
und eine andere geeignete Person beauftragen, die 
zur Erfüllung notwendigen Rechtshandlungen vorzu-
nehmen, sobald die dafür nach dem Vertrag erforder-
lichen Voraussetzungen vorliegen (§ 107 Abs. 3). 
Diese Personen können insoweit die Parteien vertre-
ten. 

Die Beauftragung zweier Personen ist erforderlich, da 
der Notar nicht zugleich die Auflassung für die Par-
teien erklären und als Amtsperson entgegennehmen 
kann. 
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2. Andere Gegenstände der 
Sachenrechtsbereinigung 

a) Alte Erbbaurechte (§ 112) 

Die alten Erbbaurechte, die durch das Einführungsge-
setz zum ZGB in unbefristete Erbbaurechte umgestal-
tet wurden, werden wieder in bef ristete Rechte umge-
wandelt. 

Soweit keine baulichen Investitionen nach der Ver-
längerung des Erbbaurechts auf unbestimmte Zeit 
durch das Einführungsgesetz zum ZGB vorgenommen 
wurden, sieht der Entwurf (§ 112 Abs. 1) den 31. De-
zember 1995 als frühesten Zeitpunkt für die Beendi-
gung des Erbbaurechts vor. Der Zeitpunkt verschiebt 
sich auf den 31. Dezember 2005, wenn aufgrund des 
Erbbaurechts ein Wohnhaus errichtet wurde und der 
Eigentümer keine Gründe geltend machen kann, die 
eine Eigenbedarfskündigung bei Mietwohnungen 
rechtfertigen. 

Soweit im Vertrauen auf die veränderte Rechtslage 
bauliche Investitionen vorgenommen wurden, ist der 
Inhaber eines unbefristeten Erbbaurechts dem Inha-
ber eines Nutzungsrechts gleichzustellen. Der Ent-
wurf (§ 112 Abs. 2) sieht hier eine Befristung der 
Erbbaurechte vor, wie sie den zur Anpassung der 
Nutzungsrechte an BGB-konforme Rechtsgestaltun-
gen begründeten Erbbaurechten entspricht. Der Ver-
längerung der Vertragszeit wie bei den Nutzungs-
rechten um 50 bis 90 Jahre — je  nach Art  der 
Bebauung — entspricht es, auch eine Anhebung des 
Erbbauzinses bis zu den Sätzen zu ermöglichen, die 
für die anstelle eines Nutzungsrechts ge tretenen Erb-
baurechte zu zahlen sind. 

b) Rechte aus Miteigentum nach § 459 ZGB 
(§§ 113 bis 115) 

Hier kann — aus den schon bei der Vorstellung der 
Eckwerte benannten Gründen (D.2.b) — im Wege der 
Sachenrechtsbereinigung keine Veränderung der 
Miteigentumsanteile vorgenommen werden. Im Inter-
esse der Sicherheit des Verkehrs mit Grundstücken 
muß jedoch dafür gesorgt werden, daß das Grundbuch 
die Rechtsverhältnisse an den Grundstücken richtig 
wiedergibt. Hierzu dienen der vorgesehene Berichti-
gungsanspruch und das Aufgebotsverfahren, fa lls es 
nicht binnen fünf Jahren nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zur Berichtigung des Grundbuchs 
kommt. 

Viele dieser Grundstücke sind in der DDR durch 
gewerbliche Anlagen oder mit Dienstgebäuden staat-
licher Stellen überbaut worden. Eine Auflösung der 
Miteigentümergemeinschaften soll durch Verkauf 
(§ '753 BGB) erfolgen, wodurch die durch die Investi-
tionen geschaffenen Werte zerschlagen werden könn-
ten. Die im Vertrauen auf den Bestand der Entschei-
dungen in der ehemaligen DDR vorgenommenen 
Investitionen müssen nach den Grundsätzen der 
Sachenrechtsbereinigung auch hier gesichert wer-
den. Für den Fall  der Auseinandersetzung wird des-
halb ein Anspruch auf Übernahme des anderen Mit-
eigentumsanteils gegen Zahlung des Verkehrswerts 

begründet, wenn dies durch öffentliche oder betrieb-
liche Interessen gerechtfertigt ist. 

c) Ansprüche auf Bestellung von Dienstbarkeiten 
(§§ 116 bis 119) 

Erschließungs- und Versorgungsanlagen sind nicht 
durch Erbbaurechte zu sichern. Ein solcher Eingriff 
wäre zu weitgehend, dem Grundstückseigentümer ist 
die Nutzung zu belassen. Es muß jedoch auch insoweit 
eine Regelung für die vorgefundenen, nicht abgesi-
cherten Mitbenutzungen durch Leitungen, Wege usw. 
gefunden werden. Entsprechend den allgemeinen 
Grundsätzen der Sachenrechtsbereinigung können 
auch solche Mitbenutzungen nicht mehr unentgelt-
lich bleiben. Nach dem Entwurf (§ 118) ist für diese 
Fälle grundsätzlich ein Entgelt entsprechend den 
allgemeinen Preisbemessungsgrundsätzen in Höhe 
der Hälfte üblicher Sätze vorgesehen. Diese Regelung 
soll nicht gelten, wo durch Zustimmung das Einver-
ständnis zu einer unentgeltlichen Mitbenutzung 
begründet wurde. 

Wirkt die Mitbenutzung sich besonders störend aus 
und ist ein Verzicht oder eine Verlegung möglich, soll 
der Grundstückseigentümer diese verlangen können, 
wenn sie keinen unverhältnismäßigen Aufwand ver-
ursachen würde. Die Kosten der Verlegung sind 
grundsätzlich von den Beteiligten je zur Hälfte zu 
tragen. Die Verlegung kann bei öffentlichen Versor-
gungsleitungen nicht verlangt werden, da hier das 
öffentliche Interesse am Bestand der Mitbenutzung 
überwiegt. 

3. Änderung anderer Vorschriften 

a) Sicherung des Erbbauzinses 

Der Entwurf sieht in Artikel 2 § 1 eine Änderung der 
Erbbaurechtsverordnung vor. Zur Sicherung des Erb-
bauzinses soll dieser zum vertragsmäßigen Inhalt des 
Erbbaurechts bestimmt werden können. 

Dies ist keine Frage der Sachenrechtsbereinigung in 
den neuen Ländern, sondern ein allgemeines sachen-
rechtliches Problem. Es sind — wie bereits ausgeführt 
— die Risiken aus einem Rangrücktritt der Erbbau-
zinsreallast gegen einen Ausfall in der Zwangsvoll-
streckung und der Entstehung eines erbbauzinslosen 
Erbbaurechts aufzufangen. 

Eine adäquate Sicherung besteht darin, den Erbbau-
zins zum Inhalt des Erbbaurechts bestimmen zu kön-
nen. Diese Möglichkeit wird allerdings nur für die 
künftig fällig werdenden Erbbauzinszahlungen eröff-
net. Damit wird eine Kapitalisierung der Rückstände 
in einem Zwangsversteigerungsverfahren ausge-
schlossen, was die Beleihbarkeit des Erbbaurechts 
erheblich gefährden würde. 
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b) Änderungen des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

aa) Verlängerung des Moratoriums 

Der Entwurf zwingt Grundstückseigentümer und Nut-
zer nicht dazu, eine Bereinigung nach diesem Gesetz 
vorzunehmen. Er stellt es ihnen auch frei, w ann sie ein 
dem Entwurf entsprechendes Rechtsgeschäft ab-
schließen. Für die Zeit bis zur Bestellung des Erbbau-
rechts oder des Ankaufs bleiben die bisherigen 
Rechte, auch das Recht zum Besitz aus dem Morato-
rium, bestehen. 

Es darf allerdings keine Verlängerung der unentgelt-
lichen Nutzung durch Verzögerung der Verfahren 
eintreten. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß der 
Nutzer vom 1. Januar 1995 an  ein Entgelt in Höhe des 
Erbbauzinses zahlen soll, wenn ein notarielles Ver-
mittlungsverfahren oder ein Bodenordnungsverfah-
ren nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz ein-
geleitet worden ist. 

bb) Heilung beim Erwerb von Gebäudeeigentum 

Es ist zweifelhaft, ob selbständiges Gebäudeeigentum 
nach § 27 des LPG-Gesetzes 1982 vor dem 22. Juli 
1992 (Inkrafttreten des Zweiten Vermögensrechtsän-
derungsgesetzes) wie ein Recht am Grundstück oder 
wie eine bewegliche Sache zu übereignen war. Der 
Entwurf sieht vor, daß vorher vorgenommene Über-
eignungen solcher Gebäude nicht deshalb unwirksam 
sind, weil sie wie eine bewegliche Sache allein durch 
Einigung und Übergabe erfolgt sind. 

cc) Vorkaufsrechte nach dem ZGB 

Inhalt und Ausübung des Vorkaufsrechts sollen sich 
nach dem BGB bestimmen. Das ZGB-Vorkaufsrecht, 
nach dem der Grundstückseigentümer zunächst dem 
Berechtigten den Vertragsschluß anbieten mußte, 
paßte nur bei einem System administrierter Preise. 

dd) Aufhebung unredlich erworbener 
Nutzungsrechte 

Die Klage auf Aufhebung solcher Nutzungsrechte ist 
notwendige Folge der Regelungen im Vermögensge-
setz. Es wäre ein Wertungswiderspruch, wenn der 
Alteigentümer die Aufhebung solcher Nutzungs-
rechte durch das Amt zur Regelung offener Vermö-
gensfragen verlangen könnte, der Eigentümer diese 
aber hinnehmen müßte. 

c) Änderung des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 

Die in eine landwirtschaftliche Produktionsgenossen-
schaft eingebrachten Wirtschaftsgebäude sind nach 
§ 47 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes an  das 
ausscheidende Mitglied zurückzuübereignen. Der 

neue § 64b macht den dieser Bestimmung zugrunde-
liegenden Gedanken auch für Zwecke der Sachen-
rechtsbereinigung nutzbar. Der Grundstückseigentü-
mer soll nunmehr die Zusammenführung der einge-
brachten Wirtschaftsgebäude mit dem Eigentum am 
Grundstück verlangen können. 

F. Alternativen 

1. Modell faktischer Enteignung 

a) Grundlagen und Argumente 

Dieses Modell geht davon aus, daß die in der ehema-
ligen DDR begründeten Befugnisse zur Nutzung frem-
der Grundstücke zu einer faktischen Enteignung der 
Grundstückseigentümer geführt haben. Der Nutzer 
könne deshalb das Grundstück weiterhin zu den 
gleichen Konditionen wie bisher nutzen und müsse 
bei einem Ankauf nur den Preis bezahlen, den ein 
enteigneter Alteigentümer als Entschädigung be an

-spruchen könnte. Für dieses Modell wird vorgetra-
gen: 

— Die in der DDR begründeten Nutzungsrechte 
waren in der Regel unbef ristet und unentgelt lich. 
Der Grundstückseigentümer hatte (spätestens) mit 
der Bebauung alle Gebrauchs- und Nutzungsvor-
teile verloren. Wirtschaftlich sei er damit enteignet 
gewesen. 

— Entgelte waren nur für die Nutzung volkseigener 
Grundstücke vorgesehen (§ 288 Abs. 3 Satz I ZGB 
in Verb. mit § 3 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Verleihung von Nutzungsrechten an volkseigenen 
Grundstücken vom 14. Dezember 1970, GBl. I 
Nr. 24 S. 372). Nutzungsentgelte waren von Frei-
beruflern und selbständigen Handwerkern zu zah-
len, soweit diese in den auf volkseigenen Grund-
stücken errichteten Eigenheimen ihre berufliche 
Tätigkeit ausübten. 

— Für die Nutzung im Privateigentum befindlicher 
Grundstücke gab es keine vergleichbaren Rege-
lungen. Hier war die unentgeltliche Nutzung die 
Regel. 

Die Bereitstellung von Bauland auf sog. LPG

-

Grundstücken erfolgte unentgeltlich. §§ 291 — 294 
ZGB und die Verordnung über die Bereitstellung 
von Bodenflächen zur Errichtung von Eigenheimen 
auf dem Lande (vom 9. September 1976 — GBl. I 
Nr. 35 S. 426; Ber. Nr. 42 S. 500) enthielten keine 
Bestimmungen über etwaige Zahlungen von Ent-
gelten. Die landwirtschaftliche Produktionsgenos-
senschaft konnte kein Entgelt für die Zuweisung 
eines Nutzungsrechts beanspruchen. Dies galt erst 
recht für den privaten Grundstückseigentümer, der 
mit dem Eintritt in die Produktionsgenossenschaft 
seine Bewirtschaftungsbefugnis verloren hatte. 

— Ähnliches galt für die Flächen, die aufgrund des § 1 
der Verordnung über die einheitliche Bewirtschaf-
tung landwirtschaftlicher Nutzflächen durch die 
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landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf-
ten (vom 20. Januar /955— GBl. I Nr. 10 S. 97) über 
den Rat des Kreises den landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften zur kostenlosen Nut-
zung übergeben wurden. In der Einleitung (A.1.a) 
wurde bereits darauf hingewiesen, daß die Pacht-
verträge meist in Nutzungsverträge überführt wur-
den. Der Nutzer hatte hier keine Pacht mehr zu 
zahlen, sondern nur noch die Lasten des Grund-
stücks zu begleichen. 

— Schließlich sahen auch die von den staatlichen 
Verwaltern über die sog. Westgrundstücke ge-
schlossenen Überlassungsverträge keine Zahlung 
von Nutzungsentgelten vor. 

— Es sei zudem in der ehemaligen DDR in weiten 
Bereichen nur von Zufälligkeiten abhängig gewe-
sen, ob der wirtschaftlich enteignete Grundstücks-
eigentümer auch rechtlich enteignet worden sei. 
Der enteignete Alteigentümer erhalte nach § 4 
Abs. 2 des Vermögensgesetzes das belastete 
Grundstück nicht zurück; er sei auf die im Ver-
gleich zum heutigen Wert des Grundstücks nied-
rige Entschädigung angewiesen. § 4 Abs. 2 des 
Vermögensgesetzes habe dem Rechtsfrieden im 
Beitrittsgebiet zu dienen, aber nicht den durch die 
Enteignung Begünstigten (das ist in den meisten 
Fällen die Gemeinde) Vorteile zu verschaffen. Es 
sei daher geboten, alle Eigentümer, deren Grund-
stücke überbaut worden seien, wie Enteignete zu 
behandeln. 

b) Einwendungen gegen diese Konzeption 

Der Entwurf folgt dieser Konzeption nicht. Eine solche 
Lösung begegnet durchgreifenden Bedenken, die bei 
der Darstellung der Eckwerte bereits aufgezeigt wor-
den sind. An dieser Stelle sollen sie noch einmal kurz 
zusammengefaßt werden: 

— Die Sachenrechtsbereinigung muß nicht nur die 
Sachverhalte regeln, in denen Nutzungsrechte 
bestellt worden sind. Es muß auch eine Lösung für 
die Fälle gefunden werden, in denen Bebauungen 
ohne eine vergleichbare rechtliche Absicherung 
vorgenommen wurden. Hier ist aus den bereits 
dargestellten Gründen eine Gleichbehandlung 
angezeigt, da die rechtliche Absicherung für die 
Betroffenen von Zufälligkeiten abhängig war und 
die staatlichen Stellen sich vielfach nicht um eine 
Klärung kümmerten. 

In den letztgenannten Fä llen müssen im Wege der 
Sachenrechtsbereinigung erst Rechte zur Nutzung 
des fremden Grundstücks begründet werden. Hier 
ist es unvertretbar, die be troffenen Eigentümer wie 
Enteignete zu behandeln und damit rechtlich Ent-
eignungen auch dort vorzunehmen, wo es die 
ehemalige DDR nicht getan hat. 

— Die Entscheidungen im Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetz weisen in eine andere Richtung. Do rt 

 sind noch in der ehemaligen DDR die Folgen der 
Zwangskollektivierung aufgehoben worden; die 
LPG-Bauern und diejenigen, die ihre Grundstücke 
zwangsweise über den Rat des Kreises den land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften zur 

Verfügung stellen mußten, erhalten ihre Grund-
stücke zur eigenen Bewirtschaftung zurück. Die 
Wirkungen einer durch Kollektivierung begründe-
ten faktischen Enteignung wurden hiermit rück-
gängig gemacht. Es wäre damit unvereinbar, wenn 
für den Teilbereich der aufgrund Nutzungsrechts 
durchgeführten Bebauungen durch Bundesgesetz 
die enteignenden Wirkungen zementiert werden 
würden. 

— Die Sachenrechtsbereinigung führt zu einer Ver-
teilung nach dem Beitritt entstandener Boden-
werte, die für beide Seiten in gleicher Weise 
zufällig eingetreten sind. Mit der Bestellung der 
Nutzungsrechte war keine Entziehung der im 
Eigentum steckenden Bodenwerte von Volks-
eigentum zugunsten der Nutzer beabsichtigt. Eine 
gesetzliche Regelung, die die Eigentümer von den 
ihrem Recht zuzuordnenden Bodenwerten aus-
schlösse, nähme den Eigentümern etwas, was der 
sozialistische Staat den Nutzern nicht zugewiesen 
hatte. 

2. Raten- oder Rentenkauf 

a) Konzeption 

Eine Raten- oder Rentenkauflösung hätte eine gesetz-
liche Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur 
langfristigen Kreditierung des Kaufpreises zum Inhalt. 
Zum Teil wird eine solche Lösung auch unter dem 
falschen Titel Erbbaurecht mit „umgekehrtem Heim-
fall" bezeichnet. Letzteres ist unzu treffend, da das 
Erbbaurecht allein eine Überlassung des Grundstücks 
zur baulichen Nutzung, aber nicht eine Übereignung 
herbeiführt. Das Entgelt wird beim Erbbaurecht nach 
dem Liegenschaftszins bemessen, der im Verhältnis 
zum Kapitalmarktzins deshalb niedrig ist, weil der 
Eigentümer das Grundstück als wertbeständiges Ver-
mögensgut behält. 

b) Gründe gegen ein Raten- oder 
Rentenkaufmodell 

Der Entwurf sieht kein Raten- oder Rentenkaufmodell 
vor. In diesem Fall  müßte in die Raten- oder Renten

-

beträge eine Verzinsung eingerechnet werden, da der 
Eigentümer/Verkäufer den Kaufpreis erst nach sehr 
langer Zeit erhielte. Eine Verzinsung nach dem nied-
rigen Liegenschaftszins wäre aus den bereits genann-
ten Gründen ein sachwidriger Maßstab. Eine Verzin-
sung nach dem Kapitalmarktzins brächte für die 
Nutzer im Vergleich zu einer Bankfinanzierung keine 
Entlastung und würde allein den Eigentümern durch 
die Vorenthaltung des Preises auf eine lange Zeit 
Nachteile bringen. 

Eine niedrige Verzinsung würde im übrigen zu 
Unstimmigkeiten innerhalb des Gesetzes führen. Die 
Alternativen, Zahlung sofort oder Raten- oder Renten-
kauf, wären nicht mehr wi rtschaftlich gleichwertig. 
Bliebe der Zinssatz noch hinter den für Geldanlagen 
üblichen Zinssätzen zurück, so bestünde für den 
Nutzer/Käufer kein Anreiz zu einer sofortigen Zah-
lung, selbst wenn er das Geld hierfür zur Verfügung 
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hätte. Durch dessen Anlage könnte er einen Zinsge-
winn in Höhe der Differenz zwischen dem Anlagezins 
und dem in die Raten oder Renten eingerechneten 
Zinsanteil erzielen. 

Schließlich läßt sich eine Finanzierung über Banken 
flexibler an die individuellen Verhältnisse (Höhe des 
Eigengeldes, Zuteilung durch Bausparkassen usw.) 
anpassen als eine durch Gesetz festgeschriebene 
Raten- oder Rentenfinanzierung. 

G. Kosten 

1. Bund 

Keine. 

2.Länder 

Bei den Ländern entstehen Belastungen durch Klagen 
auf Bestellung von Erbbaurechten oder den Ankauf 
der Grundstücke sowie durch die Eintragungen bei 
den Grundbuchämtern. Die Kosten für die nach die-
sem Gesetz zu erledigenden Verfahren können nur 
grob geschätzt werden, da schon die Ausgangsdaten 
ungewiß sind. 

a) Ausgangszahlen 

Im Eigenheimbereich kann davon ausgegangen wer-
den, daß von den rund 300 000 in der ehemaligen DDR 
gebauten Eigenheimen etwa 250 000 auf Grundstük-
ken gebaut wurden, die nicht den Errichtern der 
Gebäude gehörten. 

Wie viele dieser Fälle durch Verkäufe nach dem 
Gesetz über den Verkauf volkseigener Grundstücke 
vom 7. März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157), sog. Modrow

-

Gesetz, erledigt worden sind und in welcher Anzahl 
bereits vor dem Inkrafttreten des Gesetzes vertragli-
che Einigungen zwischen den Grundstückseigentü-
mern und den Nutzern zustande gekommen sind, 
kann nicht angegeben werden. Darüber gibt es keine 
statistischen Angaben. 

Im gewerblichen Bereich sind im Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten etwa 
70 000 Fälle bekannt, für die eine Zusammenführung 
von Grund- und Gebäudeeigentum nach den Vor-
schriften des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes be-
antragt worden ist. Dies dürfte insoweit auch die bei 
weitem größte Fallgruppe darstellen. Insgesamt wird 
man  hier von etwa 90 000 Fällen ausgehen können. 

Beim staatlichen und genossenschaftlichen Woh-
nungsbau liegen ebenfalls keine Zahlen dazu vor, wie 
viele Gebäude ganz oder teilweise auf fremden priva-
ten Grundstücken stehen. Die Verhältnisse sind hier 
auch in den Regionen unterschiedlich. In einigen 
Bezirken wurden durchgängig Enteignungen nach 
dem Aufbau-, später nach dem Baulandgesetz vorge-
nommen; in anderen kümmerte man  sich weniger um 
die Rechtsverhältnisse an  Grund und Boden. In einer 
Schätzung kann man  von etwa 1 000 000 Wohnungen 

und 20 000 im komplexen Wohnungsbau errichteten 
Gebäuden ausgehen, die auf fremden Grundstücken 
errichtet wurden. 

Die durch Nummer 13 der Protokollerklärung zum 
Einigungsvertrag den Kommunen zugewiesenen 
Grundstücke bleiben außer Betracht, da gerichtliche 
Auseinandersetzungen in diesem Bereich nach 
gesetzlicher Festlegung der Preisbemessungsgrund-
lagen jedenfalls nicht in erheblichem Umfang zu 
erwarten sein dürften. 

Schließlich werden die meisten dieser großflächigen 
Überbauungen nicht individuell über den Ankauf der 
Grundstücke durch die Nutzer, sondern durch eine 
gebietsbezogene Bereinigung im Wege eines Boden-
ordnungsverfahrens geregelt werden müssen. 

b) Notarielle und gerichtliche Verfahren 

aa) Schätzung der zu erledigenden Sachen 

Hier bestehen wegen Fehlens statistischen Mate rials 
erhebliche Unsicherheiten. Nach den vorstehenden 
Schätzungen könnte eine Ausgangszahl von 350 000 
Fällen (250 000 Eigenheime, 90 000 Verfahren für 
Wirtschaftsgebäude, 10 000 Sachen für städtebauli-
che Überbauungen) realistisch sein. 

Welche Anzahl bereits nach dem Modrow-Gesetz 
oder durch spätere vertragliche Einigung erledigt 
worden ist, ist nicht bekannt. Hier gibt es auch 
erhebliche regionale Unterschiede. Eine Schätzung 
von 1/7 aller Fälle (50 000) dürfte nicht zu optimis tisch 
angesetzt sein. 

Die überwiegende Anzahl der Eigenheimer und der 
Grundstückseigentümer im ländlichen Bereich hat 
bereits Anträge auf Verfahren zur Zusammenführung 
von Grund- und Gebäudeeigentum nach § 64 des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes gestellt; es lie-
gen derzeit über 100 000 Anträge vor; hinzu kommen 
bei den gewerblichen Bauten auf genossenschaftlich 
genutzten Bodenflächen über 70 000 Anträge. Wie 
sich diese Verfahren nach Herausgabe der Empfeh-
lungen des Bundesministeriums für Ernährung, L and-
wirtschaft und Forsten zur Zusammenführung von 
Boden und Gebäudeeigentum nach § 64 des L and-
wirtschaftsanpassungsgesetzes weiter entwickeln, 
kann zur Zeit noch nicht eingeschätzt werden. Da in 
all  denjenigen Fällen, in denen die äußeren Grenzen 
der Grundstücke und Nutzungsrechte verändert wer-
den müssen, eine Bereinigung durch ein Bodenord-
nungsverfahren erforderlich ist, kann davon ausge-
gangen werden, daß die überwiegende Zahl der 
bereits anhängigen Verfahren auch do rt  erledigt wer-
den wird. 

Es bleiben etwa 150 000 bis 200 000 Fälle übrig. 
Hiervon ist der Vom-Hundert-Satz zu schätzen, 
der sich trotz der vorgegebenen gesetzlichen Grund-
lagen nicht außergerichtlich zu einigen vermag, son-
dern das Vermittlungsverfahren in Anspruch neh-
men wird. Prognosen hierüber sind nur schwer mög-
lich. 

In den Verfahren über die Herausgabe nach dem 
Vermögensgesetz sind gütliche Einigungen selten. Es 
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geht dort  allerdings für die Beteiligten meist um alles 
oder nichts; in der Mehrzahl der Fälle treffen do rt  ein 
im Beitrittsgebiet lebender Eigentümer und ein in den 
alten Bundesländern lebender Alteigentümer aufein-
ander, zwischen denen nur schwer eine Einigung 
erzielt werden kann. — Für die von der Sachenrechts-
bereinigung erfaßten Sachverhalte wird hingegen 
von Notaren und Rechtsanwälten aus den neuen 
Ländern berichtet, daß dort vor allem im ländlichen 
Raum bereits häufig Einigungen über den Hinzuer-
werb des Grundstücks durch den Nutzer erzielt wer-
den. Nach der gesetzlichen Festlegung der für einen 
Vertragsschluß erforderlichen Grundlagen dürfte sich 
diese Anzahl nicht verringern, sondern eher erhö-
hen. 

Diese Quote der außergerichtlichen Einigungen ohne 
notarielles Vermittlungs- und eventuell ein anschlie-
ßendes Gerichtsverfahren wird zwischen 1/2 und 1/4 
angenommen. 

bb) Kostenaufwand 

Die Zahl der verbleibenden Verfahren läßt sich nur 
schwer abschätzen. Es dürften für das notarielle 
Vermittlungsverfahren etwa 100 000 und für das 
gerichtliche Vertragsverfahren etwa 50 000 Verfah-
ren übrig bleiben. 

Notarielle Vermittlung 

Das notarielle Vermittlungsverfahren führt zu keinen 
zusätzlichen Personalkosten bei den Ländern. Kosten 
werden insoweit nur in den Fällen entstehen, in denen 
die Beteiligten Prozeßkostenhilfe für die Durchfüh-
rung der Verfahren beantragen. Insoweit muß mit 
einer jährlichen Kostenbelastung von ungefähr 1,0 bis 
1,3 Millionen DM gerechnet werden, die bei den 
neuen Ländern insgesamt durch die Verfolgung der 
Ansprüche in notariellen Vermittlungsverfahren an-
fallen könnte. 

Der Umfang der auf die Länder zukommenden 
Kostenbelastung hängt insoweit von drei Faktoren 
ab: 

1. der Anzahl der Verfahren, die im Vermittlungsver-
fahren zu erledigen sind, 

2. dem Anteil der Beteiligten, die Prozeßkostenhilfe 
beantragen und erhalten werden und 

3. der Höhe der voraussichtlich entstehenden Gebüh-
ren. 

Statistische Angaben darüber, in welchem Umfang in 
Rechtsstreitigkeiten Prozeßkostenhilfe beantragt und 
gewährt wurde, gibt es für die neuen Länder noch 
nicht. Es ist insoweit auf die für die alten Länder 
vorhandenen statistischen Unterlagen zurückzugrei-
fen und wegen der noch ungünstigeren wirtschaftli-
chen Verhältnisse im Beitrittsgebiet ein höherer Anteil 
der Verfahren anzunehmen, in denen Prozeßkosten

-

hilfe zu gewähren sein wird. 

Nach den vom Statistischen Bundesamt veröffentlich

-

ten Zahlen wurde in 5,3 % aller Verfahren vor den 

Landgerichten und in 5,6 % aller Verfahren vor den 
Amtsgerichten 1989 einer oder beiden Parteien Pro-
zeßkostenhilfe bewilligt (Quelle: Stat. Bundesamt, 
Fachreihe 10, Rechtspflege, S. 24 bis 48). In rund 10 % 
dieser Fälle wurde die Prozeßkostenhilfe beiden Par-
teien bewilligt. 

Für die neuen Länder ist zu schätzen, daß in etwa 
7,5 % aller Verfahren Prozeßkostenhilfe bewilligt 
wird. Dies wären ungefähr 7 500 Verfahren. Unter 
Hinzurechnung der Verfahren, in denen beide Seiten 
einen Antrag auf Prozeßkostenhilfe stellen werden, 
käme man auf etwa 8 250 Anträge. 

Der durchschnittliche Quadratmeterpreis für baurei-
fes Land in den neuen Bundesländern betrug nach der 
vom Statistischen Bundesamt für das Jahr 1991 veröf-
fentlichten Erhebung über die Kaufwerte für Bauland 
in den neuen Ländern 20,43 DM. Der höchste Durch-
schnittspreis für die Grundstücke in Geschäftsgebie-
ten mit Wohngebiet lag bei 29,44 DM für den Qua-
dratmeter. 

Legt man den letztgenannten (höchsten) Durch-
schnittspreis für die Kostenschätzung zugrunde, so 
ergibt sich für ein Grundstück in der Regelgröße für 
den Eigenheimbau von 500 Quadratmetern ein Ver-
kehrswert von 14 720 DM (rd. 15 000 DM). Der Gegen-
standswert beträgt infolge des Teilungsmodells die 
Hälfte des Verkehrswertes, also rd. 7 500 DM. Für das 
Vermittlungsverfahren sollen vier volle Gebühren 
erhoben werden; dies wären 900 DM. Zuzüglich 
Mehrwertsteuer und Schreibauslagen würde in die-
sem Fall ein Gebührenaufwand von rd. 1 050 DM 
entstehen. Weitere Auslagen können infolge der Erhe-
bung von Beweisen anfallen. Hierfür wäre noch ein-
mal die Hälfte des Gebührenaufwands in Ansatz zu 
bringen, so daß mit einer Belastung von rd. 1 600 DM 
je Verfahren gerechnet werden kann. Dieser Aufwand 
ist zwischen den Beteiligten zu teilen, so daß für jeden 
Antragsteller 800 DM in Ansatz zu bringen wären. 

Bei 8 250 Anträgen ergäbe sich eine Belastung von ca. 
6,6 Millionen DM, die in einem Zeitraum von 5 Jahren 
anfallen könnten. 

Gerichtliches Verfahren 

Für das gerichtliche Verfahren wäre von 50 000 ver-
bleibenden Prozessen auszugehen, die sich auf einen 
Zeitraum von ca. 5 Jahren verteilen; so ergäbe sich 
rechnerisch unter Berücksichtigung des Pensen-
schlüssels eine Personalkostenbelastung für das rich-
terliche und das nichtrichterliche Personal von jähr-
lich 9 bis 20 Millionen DM. Dem dürften jährliche 
Gebühreneinnahmen von 7 bis 19 Millionen DM 
gegenüberstehen. 

Personalausstattung und Geschäftsbelastung in den 
neuen Ländern haben noch nicht den St and der 
Altländer erreicht. Die vorübergehende Mehrbela-
stung kann durch die im Rahmen des Neuaufbaus der 
Justiz ohnehin notwendigen Personaleinstellungen 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992 

weitgehend aufgefangen werden. Die tatsächlichen 
Kosten werden demnach durch die anfallenden 
Gebühren gedeckt werden können. 

c) Grundbuchverfahren: 

Mit der Sachenrechtsbereinigung werden Erbbau-
rechte bestellt oder wird das Eigentum an Grundstük-
ken übertragen. Alle diese Vorgänge bedürfen einer 
Eintragung in das Grundbuch. Insoweit ergibt sich in 
den nächsten Jahren eine Mehrbelastung der Grund-
buchämter von etwa 300 000 bis 400 000 zusätzlichen 
Anträgen auf Eintragung von Rechtsänderungen in 
das Grundbuch. Diese Belastung ist unvermeidbar, 
wenn die Sachenrechtsbereinigung durchgeführt und 
gleichzeitig das Grundbuch seine für den Rechtsver-
kehr wichtige Funktion behalten soll, Auskunft über 
die Rechte am Grundstück zu geben. 

Eine zusätzliche Kostenbelastung für die neuen Län-
der dürfte sich hieraus insofern nicht ergeben, als die 
Einnahmen für die Eintragungen die Ausgaben für 
das Grundbuchwesen in der Regel decken und oft 
übersteigen. 

3. Gemeinden 

Keine. 

H. Auswirkungen 
auf das Verbraucherpreisniveau 

Die Sachenrechtsbereinigung verbessert die Ver-
kehrsfähigkeit und Beleihbarkeit von Grundstücken 
und Gebäuden; in vielen Fällen werden diese erst 
hergestellt. Mit der Sachenrechtsbereinigung wird 
das Angebot an Grundstücken und Gebäuden stei-
gen. Die zunehmende Normalisierung des Verhältnis-
ses von Angebot und Nachfrage läßt preisdämpfende 
Auswirkungen, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, erwarten. Exakt beziffern lassen sich 
diese Folgen jedoch nicht, da die weitere Entwicklung 
auf dem Grundstücksmarkt von sehr vielen Faktoren 
bestimmt wird. 

I. Gesetzgebungsbefugnis, 
Zustimmungspflichtigkeit 

Das Gesetzgebungsrecht des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Nr. 1 des Grundgesetzes. Der Entwurf trifft 
Regelungen auf dem Gebiet des Bürgerlichen Rechts 
und der Notariatsverfassung. 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates 
nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes, da es in § 86 
Abs. 1 auf ein Verfahren zur Feststellung von Grund-
stücksgrenzen verweist, das die Vermessungsämter 
als Landesbehörden durchführen sollen. 

ZWEITER TEIL 

Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 — Gesetz zur 
Sachenrechtsbereini-
gung im Beitrittsgebiet 
(Sachenrechts-
bereinigungsgesetz — 
SachenRBerG) 

Zu Kapitel 1 — Gegenstände der 
Sachenrechtsbereinigung 

Zu § 1 — Betroffene Grundstücke 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt die Gegenstände dieses Gesetzes 
und bezeichnet die betroffenen Grundstücke sowie 
die zu bereinigenden Rechtsverhältnisse. Es wird 
zunächst klargestellt, daß nur die Rechtsverhältnisse 
an den im Beitrittsgebiet belegenen Grundstücken 
Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung sind. Auf 
die in den alten Ländern belegenen Grundstücke ist 
das Sachenrechtsbereinigungsgesetz nicht anwend-
bar. Im Anschluß hieran werden die vier Fallgruppen 
bezeichnet, die im Gesetz zu regeln sind: 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 erfaßt die Nutzungsrechte, das selbstän-
dige Eigentum an Gebäuden oder baulichen Anlagen 
und die mit Billigung staatlicher Stellen ohne ver-
gleichbare rechtliche Absicherung durchgeführten 
Bebauungen fremder Grundstücke. Die Regelung 
dieser Rechtsverhältnisse ist Kern der Sachenrechts-
bereinigung. Die näheren Bestimmungen über die 
erfaßten Sachverhalte sind im Kapitel 2 des Entwurfs 
des Gesetzes zur Sachenrechtsbereinigung (§§ 4 bis 7) 
enthalten. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 schließt die Erbbaurechte in die Sachen-
rechtsbereinigung ein, die vor dem Inkrafttreten 
(1. Januar 1976) des ZGB bestanden. Diese Erbbau-
rechte wurden durch das Einführungsgesetz zum ZGB 
(§ 5 Abs. 2) insoweit in ihrem Inhalt verändert, als sie 
nunmehr auf unbefristete Zeit fortbestehen sollten 
und vertraglich vereinbarte Heimfallrechte entfielen. 
Hiervon betroffen wurden vor allem die von den 
Kirchen, aber auch die von anderen Organisationen 
ausgegebenen Erbbaurechte. Die Sachenrechtsberei-
nigung muß auch für diese umgestalteten Erbbau-
rechte eine dem BGB und den veränderten Verhält-
nissen entsprechende Anpassung vornehmen. 
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Zu Nummer 3 

Nummer 3 bezeichnet die nach dem ZGB kraft Geset-
zes entstandenen Miteigentumsanteile. Es h andelt 
sich hierbei einmal um Erweiterungs- und Erhaltungs-
maßnahmen an vertraglich genutzten, in Privateigen-
tum stehenden Grundstücken durch staatliche Stellen 
und vormals volkseigene Betriebe (§ 459 Abs. 1 Satz 2 
ZGB), weiter um die durch bauliche Maßnahmen der 
Genossenschaften auf solchen Grundstücken entstan-
denen Miteigentumsanteile (§ 459 Abs. 4 ZGB). Der 
Bereinigungsvorbehalt ergibt sich aus Art. 233 § 8 
EGBGB. 

Zu Nummer 4 

Auch die baulichen Anlagen, die der Erschliessung 
(Wege, Leitungen), Entsorgung (Kläranlagen) oder 
Versorgung dienen, sind vielfach auf fremden Grund-
stücken errichtet worden, ohne daß die Inanspruch-
nahme des Grundstücks durch ein Mitbenutzungs-
recht nach §§ 321, 322 ZGB gesichert wurde. Hier 
bedarf es ebenfa lls einer sachenrechtlichen Bereini-
gung, in der die Inanspruchnahme der Grundstücke 
geregelt wird. 

Zu Absatz 2 

Der Zweck des Absatzes 2 besteht in einer Klarstel-
lung. Aufgabe der Sachenrechtsbereinigung ist die 
Regelung des Rechtsverhältnisses zwischen dem Nut-
zer und dem Grundstückseigentümer. Ist das Eigen-
tum an dem Grundstück jedoch dem Nutzer kraft 
Gesetzes zugewiesen worden oder zu übertragen, 
fehlt es an einem regelungsbedürftigen Sachver-
halt. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Sachenrechtsbereinigung 
nicht anzuwenden ist, soweit das Eigentum am 
Grundstück bereits nach § 11 Abs. 2 Satz 2 des 
Treuhandgesetzes vom 17. Juni 1990 (GBl. I S. 300), 
nach § 2 Abs. 1 der Fünften Durchführungsver-
ordnung zum Treuhandgesetz vom 12. September 
1990 (GBl. I S. 1466) sowie nach § 1 des Entwurfs 
für ein Wohnungsgenossenschafts-Vermögensgesetz 
(BT-Drucksache 12/4801, S. 115) dem Nutzer zuge-
ordnet worden ist oder zugeordnet werden soll. 

Zu § 2 — Nicht einbezogene Rechtsverhältnisse 

In § 2 werden die Sachverhalte bezeichnet, die nach 
den in § 1 Abs. 1 Nr. 1 genannten Merkmalen 
Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung sein könn-
ten, die aber aus den nachstehend ausgeführten 
Gründen nicht in den Entwurf einbezogen werden 
können. 

In den in § 2 genannten Fällen kann insbesondere ein 
vom Eigentum am Grundstück getrenntes Eigentum 
an einem Gebäude oder an einem kleinen Bauwerk (in 
§ 296 Abs. I ZGB wurden diese Bauwerke als Baulich-
keiten bezeichnet und den Regeln über das Eigentum 
an beweg lichen Sachen unterstellt) entstanden oder 

eine Bebauung mit Billigung staatlicher Stellen erfolgt 
sein. 

Der Ausschluß dieser Sachverhalte aus der Sachen-
rechtsbereinigung ist jedoch geboten, weil 

— eine Verdinglichung des Besitzes und eine Beteili-
gung des Nutzers am Bodenwert nicht begründet 
werden können (Absatz 1 Nr. 1 bis 3) oder 

— für die bauliche Inanspruchnahme des Grund-
stücks oder die Zusammenführung von Grund- 
und Gebäudeeigentum bereits andere spezialge-
setzliche Bestimmungen bestehen oder eine 
öffentlich — rechtliche Regelung für die künftige 
Inanspruchnahme des Grundstücks und die Ent-
schädigungsleistung erfolgen muß (Absatz 1 Nr. 3 
bis 5 und Absätze 2 und 3). 

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1 

Die Regelung schließt die Nutzung von Grundstücken 
zur Erholung, Freizeitgestaltung und kleingärtneri-
schen Bewirtschaftung aus dem Anwendungsbereich 
des Gesetzes aus. Der Grund hierfür liegt in der 
geringeren Schutzbedürftigkeit. 

Die meisten der sogenannten Datschen sind relativ 
kleine Baulichkeiten, die im Vergleich zu den Eigen-
heimen und erst recht zu den im komplexen Woh-
nungsbau erstellten Gebäuden einen verhältnismäßig 
geringen Wert haben. Einige der Freizeitbungalows 
sind jedoch auch im Vergleich zu den kleinen Eigen-
heimen von geradezu luxuriösem Umfang. Hier liegen 
durchaus erhebliche bauliche Investitionen vor. 

Bei der Sachenrechtsbereinigung ist eine Abwägung 
zwischen Eigentümer- und Nutzerinteressen vorzu-
nehmen. Bei den baulichen Investitionen zu Wohn-
zwecken ist es gerechtfertigt, dem Gedanken des 
Erhalts der Investition für den Erwerb und die Schaf-
fung von Wohnraum grundsätzlich Vorrang vor den 
Eigentümerinteressen auf Herausgabe des Grund-
stücks zu geben, da Wohnraum ein für die Lebensfüh-
rung unverzichtbares Gut ist. Bei den Nutzungen zu 
Freizeitzwecken ist dies nicht in gleicher Weise der 
Fall . 

Die Rechtsstellung dieser Nutzer war auch im DDR

-

Recht im Vergleich zu den für die Errichtung von 
Wohnhäusern verliehenen Nutzungsrechten wesent-
lich schwächer ausgestaltet. Nach dem ZGB sollten 
die Nutzungen von Grundstücken zur Erholung ver-
traglich geregelt werden (§§ 312 bis 315 ZGB). Für 
diese Verträge war — anders als bei den Nutzungs-
rechten — eine Kündigung oder Aufhebung durch 
gerichtliche Entscheidung vorgesehen (§ 314 Abs. 3, 4 
ZGB). Insbesondere war eine Kündigung wegen drin-
genden Eigenbedarfs möglich, wozu die Nutzung für 
Wohnzwecke des Eigentümers gehörte. 

In Einzelfällen sind — vor allem vor Inkrafttreten des 
ZGB — auch Nutzungsrechte für Freizeitbungalows 
bestellt worden. Hier könnte — insbesondere auf-
grund der Verdinglichung der Nutzungsrechte durch 
den Einigungsvertrag — ein über die Anpassung der 
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Nutzungsrechte hinausgehender Bestandsschutz zu 
gewähren sein. Diese Nutzungsrechte sollen ihrem 
sachlichen Zusammenhang entsprechend bei der 
Anpassung der Nutzungsverträge zur Erholung mit 
geregelt werden, da sich auch dort eine Orientierung 
nach der Art der tatsächlichen Nutzung und weniger 
nach der für die Betroffenen mehr oder weniger 
zufälligen Rechtsform empfiehlt. 

Satz 2 ergänzt die Nummer 1. Der Entwurf nimmt die 
notwendige Abgrenzung zwischen den von § 286 
Abs. 4 ZGB und den von § 459 Abs. 1 Satz 1 ZGB 
erfaßten Sachverhalten vor. 

§ 286 Abs. 4 ZGB ordnete an, daß die Bestimmungen 
des Vierten Teils des ZGB, also insbesondere die 
Regelungen über die Nutzung von Grundstücken zur 
Erholung nach §§ 312 bis 315 ZGB, auch für Betriebe 
galten, soweit besondere Rechtsvorschriften nicht 
bestanden. 

§ 459 Abs. 1 Satz 1 ZGB ordnete zur Sicherung des 
sozialistischen Eigentums bei Baumaßnahmen auf 
vertraglich genutzten Grundstücken an , daß die von 
volkseigenen Betrieben, staatlichen Organen oder 
Einrichtungen errichteten Gebäude und Anlagen 
unabhängig vom Eigentum an den Grundstücken 
Volkseigentum seien. 

Die Rechtsfolgen waren unterschiedlich. § 296 Abs. 1 
ZGB unterstellte die vom Nutzer errichteten Wochen-
endhäuser und anderen Baulichkeiten den Regeln 
über das Eigentum an  beweglichen Sachen und war 
außerdem dispositiv. So konnten Nutzer und Grund-
stückseigentümer zum Beispiel vereinbaren, daß kein 
selbständiges Eigentum an  der vom Nutzer errichte-
ten Baulichkeit entstehen, sondern der Grundstücks-
eigentümer anderweit Verwendungsersatz leisten 
sollte. — § 459 Abs. 1 Satz 1 ZGB ordnete dagegen das 
Entstehen selbständigen Gebäudeeigentums kraft 
Gesetzes an. Eine Abgrenzung des Anwendungsbe-
reichs der Normen ist im ZGB nicht zu finden. 

Eine solche ist jedoch geboten. Es muß entschieden 
werden, wann eine Belastung des Grundstücks durch 
fortbestehendes selbständiges Gebäudeeigentum 
entstanden ist, die eine Verdinglichung und eine 
Beteiligung des Nutzers am Bodenwert rechtfertigt. 
Satz 2 nimmt die notwendige Abgrenzung vor. 

Nicht in die Sachenrechtsbereinigung einbezogen 
werden sollen danach die der Erholung, Freizeitge-
staltung oder kleingärtnerischen Bewirtschaftung 
dienenden Gebäude, wenn sie allein zur persönlichen 
Nutzung bestimmt waren. Nach Satz 2 sollen die von 
den Betrieben errichteten Wochenendhäuser und 
Bungalows nicht in die Sachenrechtsbereinigung fal-
len, wohl aber die Ferienheime und Hotels. 

Es sollen danach die von den Betrieben und von den 
Bürgern errichteten Bauwerke zur Erholung, Freizeit-
gestaltung und kleingärtnerischen Bewirtschaftung 
gleich behandelt und von den nur durch Betriebe 
errichteten Ferienheimen und Hotels abgegrenzt wer-
den. Für Wochenendhäuser und Bungalows werden 
keine dinglichen Rechte und keine Beteiligung des 
Nutzers am Bodenwert begründet. Insoweit sind die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Veräuße

-

rung solcher Bauwerke durch Bürger und Betriebe 
gleich. 

Zu Nummer 2 

Die Nutzung eines Grundstücks aufgrund eines Miet-
oder Pachtvertrages oder eines Nutzungsvertrages 
nach § 71 des Vertragsgesetzes der DDR erfolgt 
weiterhin auf vertraglicher Grundlage, wobei die 
besonderen Regelungen für die Anpassung der Miet- 
und Pachtverträge in A rt . 232 §§ 2 und 3 EGBGB zur 
Anwendung kommen. Eine Verdinglichung dieser 
Rechtsverhältnisse mit einer Beteiligung des Nutzers 
am Bodenwert ist insoweit nicht erforderlich, weil der 
Nutzer durch das Fortgelten der Mietverträge 
geschützt ist. Eine Beteiligung des Nutzers am Boden-
wert wäre gegenüber dem Eigentümer auch nicht 
gerechtfertigt, weil das Grundstück nicht mit einem 
dinglichen Nutzungsrecht oder einer Bebauung, für 
die nach den Rechtsvorschriften der DDR ein Nut-
zungsrecht zu beste llen war, belastet ist. 

Die Herausnahme der schuldrechtlichen Nutzungs-
verträge entspricht den gesetzlichen Regelungen der 
ehemaligen DDR sowie auch den in den alten Bun-
desländern üblichen Rechtsfolgen. Auch hier erwirbt 
der Mieter oder Pächter, der auf dem Grundstück ein 
Gebäude errichtet, kein dingliches Recht am Grund-
stück, auf das ein Teil des Bodenwertes entfallen 
kann. 

Die Abgrenzung schafft in einigen Fä llen für die 
Nutzer eine scharfe Schnittstelle, wenn diese das 
Grundstück neu bebaut haben. Im Bereich der Woh-
nungsmiete sah § 15 der Verordnung über die Len-
kung des Wohnraums vom 14. September 1967 (GBl. II 
Nr. 105 S. 733) die Herrichtung von zweckentfremde-
ten oder für Wohnzwecke ungeeigneten Räumen 
durch Wohnungssuchende mit anschließender Ver-
mietung vor. Im gewerblichen Bereich war sogar die 
Vermietung oder Verpachtung von Freiflächen zur 
Bebauung eine nach § 1 Abs. 3 der Verordnung über 
die Lenkung des Gewerberaumes vom 6. Februar 
1986 (GBl. I Nr. 16 S. 249) vorgesehene Rechtsgestal-
tung. Sie war im übrigen do rt  die einzig mögliche, da 
die Bestellung von Nutzungsrechten für gewerbliche 
Bauten privater Kleinunternehmer und H andwerker 
nicht vorgesehen war. 

Der im Hinblick auf die baulichen Aufwendungen der 
Nutzer sachgerechte Interessenausgleich kann und 
muß im Rahmen einer Anpassung der Verträge für die 
Zeit nach Ablauf des in Art. 233 § 2a Abs. 1 EGBGB 
begründeten, auch diese Fälle erfassenden Morato ri

-ums erfolgen. Eine einem dinglichen Recht vergleich-
bare Belastung läßt sich nicht begründen, wo nach 
dem Recht der ehemaligen DDR keine Nutzungs-
rechte hätten bestellt werden können. 

Der Umstand, daß an Handwerker und Gewerbetrei-
bende für den Bau von Betriebsgebäuden keine Nut-
zungsrechte verliehen oder zugewiesen werden konn-
ten, mag auch auf ideologischen Gründen beruht 
haben. Volkseigentum und genossenschaftliches Ei-
gentum sollten insoweit nicht für eine private gewerb-
liche Tätigkeit zur Verfügung gestellt werden. Eine 
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Auflockerung dieser Grundsätze trat erst mit dem 
Gesetz über den Verkauf volkseigener Gebäude vom 
7. März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157) ein. 

Das Grundprinzip des Entwurfs rechtfertigt die im 
letzten Satzteil begründete Ausnahme für die Hand-
werker und Gewerbetreibenden, die Gebäude auf 
vormals volkseigenen Grundstücken errichtet haben. 
Insoweit wurde mit § 1 des Gesetzes über den Verkauf 
volkseigener Gebäude vom 7. März 1990 eine Mög-
lichkeit zum Erwerb von Gebäuden und zur Bestel-
lung von Nutzungsrechten eröffnet. 

Diese nach dem Recht der DDR bestehende Möglich-
keit zur Verdinglichung ist auch in der Sachenrechts-
bereinigung zu berücksichtigen. Es hing insoweit von 
dem Vorgehen der Verwaltung ab, ob Nutzungs-
rechte verliehen wurden oder nicht. In einigen Städ-
ten und Gemeinden sind diese Nutzungsrechte 
bestellt worden, in anderen hat man entsprechende 
Anträge einfach unbearbeitet gelassen und statt des-
sen Verkäufe auch von mit Datschen bebauten 
Grundstücken vorgenommen. 

Die Gleichstellung dieser Sachverhalte mit den in 
der DDR vor der Wende begründeten Nutzungs-
rechten stimmt im übrigen mit den Grundprinzipien 
für die Behandlung dieser Fälle im Vermögensge-
setz überein. Der Erwerb nach § I des Gesetzes 
über den Verkauf volkseigener Gebäude ist gegen-
über restitutionsberechtigten Alteigentümern an-
erkannt; er fällt nach § 4 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe b 
des Vermögensgesetzes nicht unter die sog. Stichtags-
regelung. 

Zu Nummer 3 

Die Anlagen zur Verbesserung der l and- und forst-
wirtschaftlichen Bodennutzung werden nicht in die 
Sachenrechtsbereinigung einbezogen, obwohl auch 
insoweit nach § 27 LPG-Gesetz 1982 selbständiges 
Eigentum entstand. Mit einer Verdinglichung durch 
ein Recht des Nutzers zur Erbbaurechtsbestellung 
oder zum Ankauf des Grundstücks würden indessen 
im Wege der Sachenrechtsbereinigung die Folgen der 
Aufhebung des gesetzlichen Bodennutzungsrechts 
und die Neuordnung nach dem Landwirtschaftsan-
passungsgesetz unterlaufen. § 64 a des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes sieht im übrigen für die 
Waldflächen eine Zusammenführung mit dem Eigen-
tum am Grundstück und das Erlöschen des selb-
ständigen Eigentums an  diesen Anpflanzungen 
vor. 

Die vorstehenden Ausführungen sind nicht dahin zu 
verstehen, daß für die oben genannten Anlagen kein 
Regelungsbedarf besteht. Für sie sind keine dingli-
chen Rechte am Grundstück zu bestellen, und aus 
ihnen ist keine Beteiligung des Nutzers am Bodenwert 
zu begründen. Eine gesetzliche Regelung dieser 
Sachverhalte im Zusammenhang mit der Anpassung 
der schuldrechtlichen Nutzungsverträge wird jedoch 
geprüft. 

Zu Nummer 4 

Die Regelung der Inanspruchnahme von Grundstük-
ken für Verkehrsflächen und andere dem Gemein-
gebrauch dienende Anlagen sowie die Bestimmung 
der Höhe rückständiger Entschädigungen haben — 
wie in dem Allgemeinen Teil der Begründung bereits 
ausgeführt —nach öffentlich — rechtlichen Grundsät-
zen zu erfolgen. Die Nutzung des Grundstücks darf 
insoweit nicht aus einer Abwägung des Besitzinteres-
ses des Eigentümers mit dem Investitionsschutzinter-
esse und den sozialen Belangen des Nutzers begrün-
det werden, sondern muß im Interesse des Wohls der 
Allgemeinheit erforderlich sein. 

Die Verkehrsflächen und die dem Gemeingebrauch 
gewidmeten Anlagen sind dann in die Sachenrechts-
bereinigung einzubeziehen, wenn sie Teil eines im 
komplexen Wohnungs- oder Siedlungsbau nach ein-
heitlicher Bebauungskonzeption überbauten Gebiets 
sind. Diese Anlagen sind der Bebauung des Gebiets 
mit Gebäuden zuzuordnen. Die Sachenrechtsbereini-
gung wie auch eine Bodenneuordnung nach dem 
Entwurf des Bodensonderungsgesetzes können ohne 
eine Einbeziehung dieser Verkehrsflächen und der 
dem Gemeingebrauch gewidmeten Anlagen nicht 
durchgeführt werden. 

Die Sachenrechtsbereinigung setzt hier in der Regel 
eine Bodenneuordnung voraus, die in den meisten 
Fällen nur in einem Verfahren nach § 5 des Entwurfs 
für ein Bodensonderungsgesetz wird durchgeführt 
werden können. Hierbei müssen neue Grundstücke 
entsprechend der in diesem Gebiet vorhandenen 
Bebauung gebildet werden. Dies ist ohne eine Einbe-
ziehung der in dem Gebiet belegenen Verkehrsflä-
chen und der dem Gemeingebrauch gewidmeten 
Anlagen nicht möglich. Insoweit muß die Sachen-
rechtsbereinigung eine Bodenordnung in diesem 
Gebiet ermöglichen und auch einen Maßstab für die 
Bewertung dieser Flächen vorgeben. 

Zu Nummer 5 

Die Bestimmung läßt die öffentlich-rechtlichen Befug-
nisse zur Nutzung und Mitbenutzung von Grundstük-
ken unberührt, die nach dem Einigungsvertrag in der 
Regel zeitlich befristet fortbestehen. Ein Beispiel hier-
für sind die nach der Anlage II Kapitel V Sachgebiet D 
Abschnitt III Nr. 4 zum Einigungsvertrag bis zum 
31. Dezember 2010 fortbestehenden Mitbenutzungs-
rechte für Energiefortleitungsanlagen nach § 29 Abs. 1 
bis 3, §§ 30, 31, 48 und 69 Abs. 4 der Energieverord-
nung vom 1. Juni 1988 (GBl. I Nr. 10 S. 89) sowie den 
dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen. 

Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1 

Die Rechtsverhältnisse an Grundstücken im Beitritts-
gebiet, die von Parteien und Massenorganisationen 
genutzt werden, deren Vermögen den Sonderrege-
lungen der §§ 20a, 20b des Parteiengesetzes der DDR 
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in Verbindung mit der Maßgabenregelung in Anlage 
II Kapitel II Sachgebiet A Abschnitt III Buchstabe d des 
Einigungsvertrages unterliegt, können vom Gel-
tungsbereich des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
nicht erfaßt werden. 

Durch das Sachenrechtsbereinigungsgesetz wird ein 
Interessenausgleich zwischen Grundstückseigentü-
mern und Nutzern angestrebt. Der Interessengegen-
satz wird zum Schutz privater Rechtspositionen und 
zur Anpassung des Rechtssystems der DDR an das 
BGB und seine Nebengesetze dadurch aufgelöst, daß 
dem Nutzer eine Erweiterung der ihm durch DDR

-

Recht verliehenen Rechtsposition ermöglicht wird 
(Erwerb eines dinglichen Rechts bzw. Erwerb des 
Grundstückseigentums). 

Dieses gesetzgeberische Ziel kann jedoch bei den 
Nutzungsverhältnissen der Parteien und Massenorga-
nisationen keine Anwendung finden. Denn hier ist 
durch das Parteiengesetz der DDR in Verbindung mit 
der Maßgabenregelung des Einigungsvertrages 
durch den Gesetzgeber festgelegt, die den Organisa-
tionen durch DDR-Recht unentziehbar zugewiesenen 
Rechtspositionen nach materiell-rechtsstaatlichen 
Grundsätzen des Grundgesetzes zu überprüfen und 
ggf. wieder zur Verfügung zu stellen. Aufgrund der 
besonderen Stellung der Parteien und der Massenor-
ganisationen in der DDR, ihrer Nähe und Verbindung 
zum Staat, hat der Einigungsvertrag für das Vermögen 
dieser Organisationen besondere Regelungen getrof-
fen, nach denen jeder Erwerb an  materiell-rechts-
staatlichen Grundsätzen des Grundgesetzes zu mes-
sen ist. Nach den Regelungen im Einigungsvertrag ist 
nicht beabsichtigt, die Begründung von Rechtsträger-
schaften oder den Erwerb von Nutzungsrechten in der 
DDR durch Parteien und Massenorganisationen wie 
bei Bürgern und Wirtschaftsunternehmen durch Ein-
räumung dinglicher Rechte bzw. Kaufoptionen im 
Verhältnis zum DDR-Recht zu erweitern und zu 
sichern. 

Zu Nummer 2 

Für die zum Bereich der Kommerziellen Koordinie-
rung gehörenden Unternehmen soll die Anwendung 
des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes ebenfalls aus-
geschlossen werden. 

Ein schutzwürdiges Interesse von Unternehmen des 
ehemaligen Bereichs der Kommerziellen Koordinie-
rung (KoKo) am Eigentum der ausnahmslos in Rechts-
trägerschaft genutzten Immobilien ist generell nicht 
gegeben. Es ist entschieden worden, den Bereich 
KoKo lückenlos aufzulösen. 

Hintergrund für diese Entscheidung war, zu verhin-
dern, daß bestehende Strukturen weiterhin durch den 
„ belasteten  Personenkreis" aus dem Umfeld KoKo mit 
den dort  üblichen, nicht an  rechtsstaatlichen Grund-
sätzen orientierten Geschäftspraktiken aufrechterhal-
ten werden. Beispielsweise wurden die Unternehmen 
des Bereichs Kommerzielle Koordinierung zur Devi-
senbeschaffung durch Waffenhandel, Verkauf ange-
eigneter Kunstgegenstände und Antiquitäten, Erwirt

-

schaftung von Zwangsvertreterprovisionen und zur 
Beschaffung von Embargowerten genutzt. 

Zu Absatz 3 

Das Landwirtschaftsanpassungsgesetz bestimmt in 
seinem 6. Abschnitt die Rechtsfolgen des Ausschei-
dens von Mitgliedern aus einer landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaft. Das Mitglied bekommt 
nach § 47 (sowie nach § 64b entspr. A rt . 2 § 5 dieses 
Entwurfs) des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 
die eingebrachten Wirtschaftsgebäude zurück; ein an 

 die Genossenschaft als Inventarbeitrag eingebrachtes 
Wirtschaftsgebäude wird zurückübereignet. 

Die Rückübereignung eingebrachter Gebäude führt 
in der Regel zugleich zu einer Sachenrechtsbereini-
gung, da das Mitglied meist Eigentümer des Grund-
stücks ist, auf dem das seinerzeit eingebrachte Wi rt

-schaftsgebäude steht. Die Rückgabe erfolgt hier aus 
genossenschaftsrechtlichen Prinzipien; für die Rück-
gabe eines Inventarbeitrags hat das Mitglied keinen 
Bodenwertanteil abzulösen. Folge dieser Regelungen 
im Landwirtschaftsanpassungsgesetz ist, daß der 
Grundsatz der Teilung des Bodenwerts im Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz, der auf einer vorgefunde-
nen, in der DDR begründeten Berechtigung zur bau-
lichen Nutzung des Grundstücks gegenüber dem 
Grundstückseigentümer beruht, hier keine Anwen-
dung finden kann. 

Zu Kapitel 2 — Bebauung fremder Grundstücke 

Zu Abschnitt I — Allgemeine Bestimmungen 

Zu Unterabschnitt I — Grundsätze 

Zu § 3 — Regelungsinstrumente und 
Regelungsziele 

§ 3 beschreibt die Ziele der Sachenrechtsbereinigung. 
Die Regelung ist eine Hilfe zur Auslegung der nach-
folgenden Bestimmungen. 

Eine solche Grundsatznorm ist deshalb zweckmäßig, 
weil die vom Gesetz erfaßten Sachverhalte nicht alle 
enumerativ aufgezählt, sondern nur in Regelbeispie-
len in den §§ 5 bis 7 bezeichnet werden können. In 
einem nicht in den Regelbeispielen erfaßten Zweifels-
fall ist die Grundsatznorm eine Hilfe für die Entschei-
dung, ob der Sachverhalt nach dem Entwurf zu lösen 
ist oder nicht. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 beschreibt die Instrumente. Die Sachen-
rechtsbereinigung erfolgt durch Begründung eines 
Erbbaurechts für den Nutzer oder durch Zusammen-
führung von Grund- und Gebäudeeigentum durch 
Ankauf vom Nutzer oder Grundstückseigentümer. 
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Soweit kein selbständiges Gebäudeeigentum entstan-
den ist, ist die Ablösung der durch die bauliche 
Investition begründeten Rechte des Nutzers durch 
den Grundstückseigentümer Inhalt des Kaufvertrages 
(vgl. § 82 Abs. 1). Satz 2 stellt klar, daß von den 
Bestimmungen zum Vertragsinhalt im Entwurf abwei-
chende, auf einem Konsens beruhende Vereinbarun-
gen möglich sind. Diese sind auch erwünscht, da eine 
von den Parteien im Verhandlungswege erreichte 
Einigung in der Regel mehr befriedet als eine bloße 
Hinnahme der gesetzlichen Vorgaben. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 bezeichnet die Ziele des Gesetzes in den Fällen, 
in denen der Nutzer aufgrund einer in der DDR 
begründeten Rechtsposition das Grundstück bebaut 
hat. 

Die Rechte an den Grundstücken haben infolge der 
Umwälzungen in der Zeit nach der Wende in der 
ehemaligen DDR und im Prozeß der Beitrittsverhand-
lungen ein unterschiedliches Schicksal erfahren. 

Die Nutzungsrechte bestehen als dingliche Rechte an 
den Grundstücken fort; hier bedarf es einer Anpas-
sung. Das selbständige Eigentum besteht fort; die das 
Eigentum begründenden gesetzlichen und vertragli-
chen Besitzrechte sind entfallen. Die Rechtsträger-
schaften sind erloschen; soweit eine Genossenschaft 
Rechtsträgerin war, ist das Eigentum am Grundstück 
gem. Art. 22 des Einigungsvertrages Finanzvermö-
gen der öffentlichen Gebietskörperschaften gewor-
den. 

Die Sachenrechtsbereinigung behandelt diese Sach-
verhalte gleich. Absatz 2 zählt die drei Fallgruppen 
auf, in denen die Bebauung aufgrund eines Rechtsti-
tels der DDR erfolgt ist, und verweist in allen Fä llen 
auf Absatz 1. 

Satz 2 schließt die sog. hängenden Fälle in die 
Sachenrechtsbereinigung ein, in denen bauliche 
Investitionen erfolgt sind, zu deren Absicherung die 
Bestellung eines Nutzungsrechts, die Entstehung 
selbständigen Gebäudeeigentums oder die Übertra-
gung einer Rechtsträgerschaft vorgesehen war, diese 
aber ausgeblieben ist. Auch diese baulichen Investi-
tionen sollen in gleicher Weise abgesichert werden. 

Zu Unterabschnitt 2 — Anwendungsbereich 

Zu § 4 — Bauliche Nutzungen 

§ 4 bestimmt die vier Fallgruppen, in denen bauliche 
Nutzungen vom Gesetz zur Sachenrechtsbereinigung 
erfaßt werden. Der Kreis wird weit gezogen. Es 
werden mit Ausnahme der in § 1 Abs. 2 und § 2 
bezeichneten Fallgruppen alle Gebäude und bauli-
chen Anlagen erfaßt. 

Zu § 5 — Eigenheimbau 

Unter § 5 werden die von Bürgern errichteten oder 
erworbenen Ein- und Zweifamilienhäuser erfaßt und 
in die Sachenrechtsbereinigung einbezogen. 

Zu Absatz 1 

Zu Nummer 1 

Diese Fallgruppe bezieht die verliehenen Nutzungs-
rechte auf vormals volkseigenen Grundstücken 
(§§ 287 bis 290 ZGB in Verbindung mit § 2 des 
Gesetzes über die Verleihung von Nutzungsrechten 
auf volkseigenen Grundstücken vom 14. Dezember 
1970 — GBl. I Nr. 24 S. 372) sowie die von den 
Vorständen der landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaften zugewiesenen Nutzungsrechte 
(§§ 291 bis 294 ZGB in Verbindung mit der Verord-
nung zur Bereitstellung von genossenschaftlich 
genutzten Bodenflächen zur Errichtung von Eigenhei-
men auf dem Lande vom 9. September 1976 — GBl. I 
Nr. 35 S. 426; Ber. Nr. 42 S. 500) in den Anwendungs-
bereich des Gesetzes ein. Diese Fallgruppe ist tatbe-
standlich am einfachsten zu erfassen. Die Nutzungs-
rechte sind durch Artikel 233 § 3 Abs. 1 EGBGB in 
dingliche Rechte am Grundstück umgewandelt wor-
den; die in Artikel 233 § 3 Abs. 2 EGBGB vorgesehene 
Bereinigung und Anpassung an das BGB und die 
veränderten Verhältnisse werden durch die Einbezie-
hung dieser Rechte sichergestellt. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 erfaßt diejenigen Sachverhalte, bei denen 
es an  einer durch Urkunde dokumentierten Bestel-
lung eines Nutzungsrechts fehlt. Es liegen dort nicht 
die im ZGB geregelten „Normalfälle" vor. Mit der 
Sachenrechtsbereinigung muß im Eigenheimbau ein 
Konglomerat verschiedenartigster Fallgestaltungen 
geregelt werden, denen allein gemein ist, daß das 
Grundstück mit Billigung staatlicher Stellen in Besitz 
genommen und bebaut wurde. Unter der Auflistung in 
den Buchstaben a bis f werden diese Sachverhalte 
näher bezeichnet. Hierbei handelt es sich um Regel-
beispiele. Diese Form ist gewählt worden, weil bei den 
rechtstatsächlichen Erhebungen die verschiedenar-
tigsten Fallgestaltungen angetroffen wurden. Trotz 
aller Bemühungen um eine vollständige Erfassung 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß es noch wei-
tere „unentdeckte" Fallgruppen gibt, wo dem Grund-
prinzip entsprechend fremde Grundstücke mit Billi-
gung staatlicher Stellen bebaut wurden. 

Zu Buchstabe a 

Nach den Musterstatuten (z.B. Nr. 69 des Mustersta-
tuts für landwirtschaftliche Produktionsgenossen-
schaften — Typ III — vom 9. April 1959 — GBl. I Nr. 26 
S. 350) erhielten die Mitglieder landwirtschaftlicher 
Produktionsgenossenschaften kleinere Flächen zur 
Bewirtschaftung und zum Bau von Wohn- und Sta ll - 
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gebäuden (persönliche Hauswirtschaft). Das Eigen-
tum  an den Gebäuden war unabhängig vom Eigentum 
an  Grund und Boden. An den bebauten Parzellen 
sollte ein Nutzungsrecht zugewiesen und im Boden-
buch der Genossenschaft eingetragen werden. Hierzu 
ist es oft nicht gekommen. 

Zu Buchstabe b 

In diese Fallgruppe gehören die Erwerber von im Bau 
befindlichen oder fertiggestellten Gebäuden und ihre 
Rechtsnachfolger. Genossenschaften konnten mit 
dem Eigenheimbau beginnen, auch wenn der als 
Eigentümer vorgesehene Erwerber noch unbekannt 
war (§ 2 Abs. 2 der Eigenheimverordnung). Der 
Eigenheimer erwarb das Gebäude dann durch Eintritt 
in die Bauleistungs- und Kreditverträge (§ 4 der 
Durchführungsbestimmung zur Eigenheimverord-
nung vom 18. August 1987 — GBl. I Nr. 21 S. 215) oder 
durch Kauf des fertiggestellten Gebäudes. Blieb die 
Bestellung des Nutzungsrechts aus, so liegt ein hän-
gender Fall vor. Buchstabe b erfaßt diese Fälle für die 
Sachenrechtsbereinigung. 

Zu Buchstabe c 

Überlassungsverträge sind die nach Mustern, die im 
Ministerium der Finanzen erarbeitet wurden, abge-
schlossenen Verträge über Grundstücke, die in den 
alten Bundesländern oder in West-Berlin lebenden 
Bürgern gehörten und die nach § 6 der Verordnung 
der DDR zur Sicherung von Vermögenswerten vom 
17. Juli 1952 (GBl. Nr. 100 S. 615) in die staatliche 
Verwaltung der Organe der DDR genommen wurden. 
Die Verträge wurden auf bef ristete Zeit (meist 20 oder 
30 Jahre, vereinzelt aber auch auf Lebenszeit des 
Überlassungsnehmers) abgeschlossen. Den Überlas-
sungsnehmern wurde — unverbindlich — der Erwerb 
des Grundstücks in Aussicht gestellt; ein Nutzungs-
entgelt war für die Dauer des Vertrages nicht zu 
zahlen. Nach den Verträgen waren die Überlassungs-
nehmer in den meisten Fä llen berechtigt, die Grund-
stücke zu bebauen. 

In diese Gruppe fa llen auch einige der Überlassungs-
verträge, die nach dem Mauerbau über die West-
Berlinern gehörenden Grundstücke nach der Anwei-
sung des Magis trats vom 18. November 1961 über die 
Behandlung der in der Hauptstadt der DDR befindli-
chen Vermögenswerte Westberliner Bürger und juri-
stischer Personen mit Sitz in den Westsektoren abge-
schlossen wurden. Diese Grundstücke kamen grund-
sätzlich in die vorläufige Verwaltung der VEB Kom-
munale Wohnungsverwaltung, die gemäß Abschnitt 
VI.2 der Anweisung mit Zustimmung des Rates 
des Stadtbezirkes die verwalteten Grundstücke 
geeigneten" Bürgern miet- oder pachtweise über-

lassen konnte. Tatsächlich sind aufgrund dieser An-
weisung jedoch auch Überlassungsverträge ähnlich 
dem oben dargestellten Inhalt abgeschlossen wor-
den. 

Zu Buchstabe d 

Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf-
ten konnten gemäß § 18 Abs. 2 Buchstabe h LPG

-

Gesetz 1982 den Gemeinden auch Bauland zur Nut-
zung übertragen. Die Gemeinden waren jedoch nicht 
berechtigt, auf den dem genossenschaftlichen Nut-
zungsrecht unterliegenden Flächen Nutzungsrechte 
zu bestellen. Den Bürgern wurde in solchen Fällen von 
den Gemeinden Bauland aufgrund eines Nutzungs-
vertrages überlassen, obwohl dies eine nach dem ZGB 
für den Bau von Eigenheimen nicht zugelassene 
Rechtsform war. 

Zu Buchstabe e 

Die Nutzung von Bodenflächen zur Erholung (§§ 312 
bis 315 ZGB) wird von der Sachenrechtsbereinigung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfes nicht erfaßt. 

Dies gilt grundsätzlich auch, wenn ein Wohngebäude 
errichtet wurde. Für die nach Gesetz und Vertrag 
verbotenen Schwarzbauten soll kein Anspruch auf 
Bestellung von Erbbaurechten oder zum Ankauf des 
Grundstücks begründet werden. Der Bau eines Wohn-
hauses auf der Grundlage eines solchen Vertrages 
war unzulässig. In diesem Fall fehlt es nicht nur an 

 nachholbaren gesetzlichen Erfordernissen für die 
Begründung von Gebäudeeigentum und die Siche-
rung der Nutzungsrechte, die Bebauung st and viel-
mehr im eklatanten Widerspruch zu den vertraglichen 
und gesetzlichen Regelungen. Eine Behebung der 
Mängel war hier nicht möglich. 

Für den Bau von Eigenheimen hätte die Rechtsform 
der Nutzung des Grundstücks geändert und ein Nut-
zungsrecht bestellt werden müssen. In der Praxis 
wurde jedoch selten so vorgegangen. Häufig wurden 
allein Genehmigungen zum Neu- oder Umbau von 
Gebäuden erteilt, die vertragliche Grundlage der 
Nutzung des Grundstücks jedoch nicht verändert. 
Buchstabe e schließt die Sachverhalte in die Sachen-
rechtsbereinigung ein, wenn die Billigung staatlicher 
Stellen für eine solche Bebauung vorlag und der 
Überlassende der Bebauung nicht widersprochen 
hatte. Das entspricht dem Grundsatz, die baulichen 
Investitionen unabhängig von der vorgefundenen 
Rechtsform zu schützen. 

In diesen Fällen liegt eine vertragskonforme, mit 
Billigung staatlicher Stellen erfolgte Bebauung vor. 

Das Eigentum an Baulichkeiten war nach den Bestim-
mungen über das Eigentum an beweglichen Sachen 
zu behandeln (§ 296 Abs. 1 Satz 2 ZGB). Beleihbares 
Gebäudeeigentum konnte aufgrund eines Vertrages 
über die Nutzung von Bodenflächen zur Erholung 
(§§ 312 bis 315 ZGB) nicht entstehen. Im übrigen kam 
der Differenzierung wegen des weitgehenden Aus-
schlusses des Kündigungsrechts für die Nutzungsver-
träge keine große Bedeutung zu. 

Die Ansprüche nach diesem Entwurf sind auch dann 
begründet, wenn eine Billigung der Bebauung durch 
staatliche Stellen vorgelegen hat, die Zustimmung des 
Überlassenden jedoch fehlte oder nicht nachweisbar 
ist. Dies gilt nicht, wenn der Grundstückseigentümer 
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der Bebauung des Grundstücks mit einem Wohnge-
bäude ausdrücklich widersprochen hatte. 

Die Regelung ist ein Kompromiß zwischen einem an 
 der Verwaltungspraxis orientierten Schutz der bauli-

chen Investition und einer an  den rechtlichen Rege-
lungen orientierten Betrachtung. 

Nach der Praxis der DDR war die Billigung durch 
staatliche Stellen die entscheidende Voraussetzung 
für die Zulässigkeit der baulichen Nutzung eines ver-
traglich zu Erholungszwecken überlassenen Grund-
stücks. Soweit es sich um ein staatlich verwaltetes 
Grundstück handelte, lag die baurechtliche und die 
vertragliche Zustimmung zur Bebauung ohnehin in 
der Hand der Gemeinde. In den anderen Fä llen 
konnte der Grundstückseigentümer zwar nach den 
vertraglichen Regelungen gegen den Nutzer wegen 
nicht bestimmungsgemäßer Nutzung vorgehen; in der 
Praxis ist dies jedoch meist nicht erfolgt, sondern die 
Bebauung auch mit einem Eigenheim entweder gebil-
ligt oder hingenommen worden. 

Der Entwurf trägt diesen Umständen durch eine 
Beweiserleichterung für den Nutzer Rechnung, der im 
Streitfalle nur die Billigung staatlicher Stellen nach 
§ 10 für die Errichtung eines Eigenheimes auf solch 
einem Grundstück nachzuweisen hat. Der Grund-
stückseigentümer, der die Bebauung des Grundstücks 
seinerzeit hingenommen hat, soll nicht wegen der 
inzwischen eingetretenen Veränderungen dem Nut-
zer die notwendige dingliche Absicherung der Bebau-
ung nach Maßgabe dieses Gesetzes versagen kön-
nen. 

Dies kann nicht gelten, wenn der Grundstückseigen-
tümer oder der diesen vertretende Verwalter der 
Bebauung des Grundstücks mit einem Wohngebäude 
ausdrücklich widersprochen hatte. Der Nutzer, der 
nach den vertraglichen und den gesetzlichen Bestim-
mungen über die Nutzung von Grundstücken zur 
Erholung nicht befugt war, das Grundstück mit einem 
Wohngebäude zu bebauen, und sich über den Wider-
spruch des Grundstückseigentümers hinwegsetzte, 
verdient nicht den Schutz seiner baulichen Investition 
nach Maßgabe dieses Gesetzes. Nach der rechtlichen 
Regelung in den §§ 312 ff. ZGB war seine bauliche 
Investition auch in der DDR nicht geschützt. Für eine 
weitere Verstärkung des Investitionsschutzes durch 
Bundesgesetz besteht keine Veranlassung. 

Zu Buchstabe f 

Hiermit wird der Bau von Einfamilienhäusern durch 
Bürger mit staatlicher Billigung, insbesondere mit 
einer Zustimmung nach § 3 der Eigenheimverordnung 
vom 31. August 1978 (GBl. I Nr. 40 S. 425), jedoch ohne 
die vorgesehene Bestellung eines Nutzungsrechts 
(sog. hängender Fall), in die Sachenrechtsbereini-
gung einbezogen. Aus den im Eingang zur Begrün-
dung dieser Vorschriften genannten Gründen bedarf 
es hier eines Schutzes der baulichen Investition; dem 
rechtsförmlichen Mangel (fehlendes Nutzungsrecht) 
kann aus den bereits genannten Gründen keine 
ausschlaggebende Bedeutung zukommen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält Ergänzungen zur Bestimmung des 
Eigenheimbaus. Der Anwendungsbereich des Geset-
zes wird insoweit über den Bereich erweitert, der sich 
aus der für den Wohnungsbau üblichen Begriffsbe-
stimmung nach § 9 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes (BGBl. III 2330-2 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. August 1990) ergeben würde. 

Eigenheimbau im Sinne der Bestimmungen der ehe-
maligen DDR war nicht nur der Bau von Einfamilien-
häusern. Auch der Bau von Zweifamilienhäusern war 
Eigenheimbau (vgl. § 1 Abs. 2 der Durchführungsbe-
stimmung zur Verordnung über den Neubau, die 
Modernisierung und Instandsetzung von Eigenhei-
men vom 18. August 1987 — GBl. I Nr. 21 S. 215). Auch 
die Bebauung eines Grundstücks mit einem Werk-
stattgebäude oder einer kleinen Lagerhalle durch 
einen Bürger entsprach den gesetzlichen Regelungen 
in der DDR, wenn dieses Bauwerk ein Nebengebäude 
war oder das Gebäude weiterhin im wesentlichen 
Wohnzwecken diente. Absatz 2 schließt solche Sach-
verhalte in den Anwendungsbereich des Gesetzes 
ein. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, daß die vor dem Beitritt von den 
Nutzern zur persönlichen Erholung, Freizeitgestal-
tung und zur kleingärtnerischen Bewirtschaftung 
genutzten Gebäude keine Eigenheime sind. Dies gilt 
auch dann, wenn sie inzwischen zu Wohnzwecken 
genutzt werden. 

Die Nutzung von Grundstücken zu diesen Zwecken ist 
aus den zu § 2 Abs. 1 Nr. 1 genannten Gründen kein 
Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung. 

Die Bereinigung der Rechtsverhältnisse an  den mit 
Billigung staatlicher Stellen bebauten Grundstücken 
muß von den am Beitrittstage vorgefundenen Besitz-
ständen ausgehen. Spätere Nutzungsänderungen 
können grundsätzlich nicht dazu führen, daß der 
Nutzer dadurch die nach dem Gesetz für die Errich-
tung von Eigenheimen vorgesehenen Rechte begrün-
den kann. Der Nutzer hätte es andernfalls in der Hand, 
einen Anspruch auf Erbbaurechtsbestellung oder zum 
Ankauf des Grundstücks in der Weise herbeizuführen, 
daß er während der Dauer der Auseinandersetzung 
mit dem Grundstückseigentümer in das Wochenend-
haus einzieht und dieses zu Wohnzwecken nutzt. 

Bei der Neuregelung der Nutzungsverhältnisse aus 
§§ 312 ff. ZGB wird indessen eine Regelung zu finden 
sein, die dem Umstand Rechnung trägt, daß das als 
„Datsche” errichtete Gebäude mittlerweile zu Wohn-
zwecken genutzt wird. In diesen Fällen ist zu erwägen 
— möglicherweise wie in § 18 des Bundeskleingarten-
gesetzes —, eine Bestimmung zu treffen, die dem 
Nutzer eine Weiterbenutzung des Gebäudes zu 
Wohnzwecken ermöglicht. 

Satz 2 trifft eine Klarstellung für die Fälle, in denen 
Gebäude sowohl für Freizeitzwecke als auch für 
Wohnzwecke genutzt werden. (Ein Beispiel ist der 
Fall, daß der Nutzer eine Stadtwohnung hat, das 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992  

Gebäude außerhalb der Stadt jedoch im Sommer auch 
für mehrere Monate bewohnt.) 

Der Entwurf geht zugunsten des Nutzers davon aus, 
daß Gebäude, die für den Wohnbedarf bestimmt sind 
und eine oder zwei Wohnungen enthalten, Eigen-
heime sind und nicht der Erholung, Freizeitgestaltung 
oder kleingärtnerischen Bewirtschaftung dienen (Ab-
satz 2 Satz 1). Ein für den Wohnbedarf bestimmtes und 
wie ein Eigenheim ausgestattetes Gebäude kann 
jedoch auch zu den letztgenannten Zwecken genutzt 
werden. Der Entwurf sieht in Absatz 3 Satz 2 vor, daß 
eine solche Nutzung vorlag, wenn der Nutzer in dem 
Gebäude bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 nicht 
seinen Lebensmittelpunkt hatte. 

Der Entwurf knüpft insoweit an die tatsächlichen 
Verhältnisse und nicht an formelle Kriterien an  (z.B. 
den Ort, an dem der Nutzer nach § 7 der Meldeord-
nung der DDR vom 15. Juli 1965 — GBl. II S. 761 seine 
Hauptwohnung angemeldet hatte). Letzteres hätte 
zwar den Vorteil einfacherer Handhabung, würde 
jedoch dort  zu ungerechten Ergebnissen führen, wo 
die Eintragungen in den Melderegistern nicht den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen. 

Zu § 6 — Staatlicher oder genossenschaftlicher 
komplexer Wohnungsbau 

§ 6 schließt den staatlichen und genossenschaftlichen 
Wohnungsbau in die Sachenrechtsbereinigung mit 
ein, sofern es sich um Gebäude h andelt, die ganz oder 
teilweise auf Privateigentümern gehörenden Grund-
stücken stehen. 

Die Vorschrift bezieht sowohl die Bebauung durch die 
ehemals volkseigenen Betriebe der Wohnungswirt-
schaft und die Genossenschaften als auch den Erst-
erwerb der fertiggestellten Gebäude von den soge-
nannten Hauptauftraggebern ein. 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen der DDR war 
den Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften Bauland 
zur Verfügung zu stellen (§ 7 Abs. 1 der Verordnung 
über die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 
vom 21. November 1963 — GBl. I Nr. 12 S. 109); die 
Genossenschaften waren als Investitionsauftraggeber 
vorgesehen, die mit den staatlichen Hauptauftragge-
bern Wirtschaftsverträge über die Durchführung der 
Investitionen im komplexen Wohnungsbau abschlie-
ßen sollten (§ 11 der Ersten Durchführungsbestim-
mung zur Verordnung über die Vorbereitung von 
Investitionen vom 10. Dezember 1985 — GBl. I Nr. 35 
S. 393). Soweit nach diesen Regelungen verfahren 
worden ist, sind die Wohnungsbaugenossenschaften 
die Errichter von Gebäuden im Sinne dieses Geset-
zes. 

In der Praxis erfolgte die Bebauung im komplexen 
Wohnungsbau zunehmend in der Weise, daß die 
staatlichen Hauptauftraggeber nach den planerischen 
Vorgaben als Rechtsträger der volkseigenen Grund-
stücke die Bebauung durchführten und erst nach 
Fertigstellung des Investitionsvorhabens die Ge-
bäude den Wohnungsbaugenossenschaften zur Ver-
fügung stellten. In diesen Fällen sind die Genossen-
schaften Ersterwerber, die nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 und 

Abs. 2 Nr. 2 Nutzer im Sinne des Entwurfs sind und die 
hierin begründeten Ansprüche geltend machen kön-
nen. 

Die Regelung erfaßt zwei Fallgruppen: 

Zu Nummer 1 

Staatliche Investitionsauftraggeber sowie ehemalige 
Betriebe der Wohnungswirtschaft schlossen verein-
zelt mit Grundstückseigentümern oder deren Verwal-
tern  Nutzungsverträge, die die Bebauung gestatte-
ten. 

Solche Verträge wurden insbesondere dann geschlos-
sen, wenn man nicht enteignen konnte oder wollte. 
Das betraf zum Beispiel ausländisches Grundvermö-
gen, über das grundsätzlich nicht hätte verfügt wer-
den dürfen (§ 4 der Verordnung über die Verwaltung 
und den Schutz ausländischen Eigentums in der DDR 
vom 6. September 1951— GBl. Nr. 111 S. 839). Bei den 
aufgrund eines solchen Vertrages von den volkseige-
nen Betrieben der Wohnungswirtschaft errichteten 
Bauten entstand kraft Gesetzes selbständiges Gebäu-
deeigentum nach § 459 Abs. 1 Satz 1 ZGB. Das 
Gebäudeeigentum besteht nach dem Einigungsver-
trag fort, es sind jedoch Regelungen zur Anpassung 
und Abwicklung solcher Rechtsverhältnisse vorbehal-
ten worden (Art. 233 § 8 EGBGB). — Ist das vertrag-
liche Nutzungsrecht — insbesondere nach Aufhebung 
einer staatlichen Verwaltung — bereits beendet wor-
den oder wird es beendet, so bedarf es einer Regelung 
zur Sicherung der baulichen Investition. 

Zu Nummer 2 

Hiermit werden in die Sachenrechtsbereinigung die-
jenigen Sachverhalte einbezogen, in denen Grund-
stücke im komplexen Wohnungsbau ohne Klärung 
der Eigentumsverhältnisse überbaut wurden. Auch in 
diesen Fällen sind Gebäude auf fremdem Grund-
stückseigentum errichtet worden. Diese baulichen 
Investitionen sind im Wege der Sachenrechtsbereini-
gung zu sichern, und ein Ausgleich zwischen Nutzer 
und Grundstückseigentümer ist herbeizuführen. 

Zu § 7 — Andere bauliche Nutzungen 

Zu Absatz 1 

§ 7 bezeichnet die zwei Fallgruppen anderer bauli-
cher Nutzung fremder Grundstücke, die nach den 
Grundsätzen der Sachenrechtsbereinigung zu regeln 
sind. Dies sind: 

— der Bau und der Erwerb von Wohn- und Wirt-
schaftsgebäuden sowie von in § 11 Abs. 3 bezeich-
neten Anlagen durch landwirtschaftliche Produk-
tionsgenossenschaften und 

— die Bebauung eines Grundstücks mit l and-, forst-
wirtschaftlich, gewerblich genutzten oder öffentli-
chen Zwecken dienenden Gebäuden. 
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Zu Absatz 2 

In Absatz 2 werden — wie in § 5 Abs. 1 Nr. 2 — 
Regelbeispiele benannt, in denen die in Absatz 1 
allgemein beschriebenen Voraussetzungen vorlie-
gen. Der Grund für die Struktur der Bestimmung 
(Bezeichnung des Grundsatzes mit anschließender 
Aufzählung von Regelbeispielen) liegt auch hier 
darin, daß sich wegen der Vielgestaltigkeit der anzu-
treffenden Sachverhalte eine vollständige, enumera-
tive Aufzählung nicht durchführen läßt, auf der ande-
ren Seite die genannten Regelbeispiele für die mei-
sten Fälle eine sichere Zuordnung zur Sachenrechts-
bereinigung ermöglichen. 

Zu Nummer 1 

Hiermit werden die Nutzungsrechte in die Sachen-
rechtsbereinigung einbezogen. Den Genossenschaf-
ten (Konsumgenossenschaften, Produktionsgenos-
senschaften des Handwerks usw.) konnten — wie den 
Bürgern — auf volkseigenen Grundstücken auch 
Nutzungsrechte verliehen werden. Rechtsgrundlage 
hierfür war § 1 des Gesetzes über die Verleihung von 
Nutzungsrechten vom 14. November 1970 (GBl. I 
Nr. 24 S. 372). An den aufgrund Nutzungsrechts 
genutzten Gebäuden entstand selbständiges Gebäu-
deeigentum. Das Grundeigentum steht in diesen Fäl-
len nunmehr nach Art. 22 Abs. 1 des Einigungsvertra-
ges unter der Treuhandverwaltung des Bundes. 
Grundstücks- und Gebäudeeigentum fa llen ausein-
ander. Die Sachenrechtsbereinigung hat eine dem 
BGB entsprechende Gestaltung herbeizuführen. 

Zu Nummer 2 

Bebauungen durch Genossenschaften waren jedoch 
nicht nur aufgrund eines verliehenen Nutzungsrechts 
möglich. Die Genossenschaften konnten nach § 2 
Abs. 1 Buchstabe c der Anordnung über die Rechts-
trägerschaft an  volkseigenen Grundstücken vom 
7. Juli 1969 (GBl. II Nr. 68 S. 433) Rechtsträger 
volkseigener Grundstücke sein. Die Rechtsträger-
schaften sind spätestens mit Ablauf des 2. Oktober 
1990 erloschen. Auch diese gewerblich genutzten, 
vormals volkseigenen Grundstücke sind Teil des 
Finanzvermögens, das nach Art. 22 Abs. 1 des Eini-
gungsvertrages der Treuhandverwaltung des Bundes 
unterliegt. Ist eine Bebauung erfolgt, so ergibt sich 
hier die gleiche Problematik wie bei den durch Num-
mer 1 erfaßten Sachverhalten. 

Zu Nummer 3 

Das ZGB kannte keine rechtsfähigen Vereine. Die 
Gründung rechtsfähiger Vereine blieb jedoch nach 
der Verordnung über die Gründung und die Tätigkeit 
von Vereinigungen nach dem 6. November 1975 
(GBl. I Nr. 44 S. 723) möglich. Soweit solchen Verei-
nigungen, wenn sie keine Massenorganisationen 
sind, Nutzungsrechte verliehen wurden oder sie 
Grundstücke aufgrund einer ihnen übertragenen 

Rechtsträgerschaft bebaut haben, sind ihre baulichen 
Nutzungen fremder Grundstücke in die Sachen-
rechtsbereinigung einzubeziehen. 

Zu Nummer 4 

Zur Sachenrechtsbereinigung gehören ebenfalls die 
Bebauungen im Privateigentum stehender Grund-
stücke aufgrund Nutzungsvertrages durch Betriebe 
der vormals volkseigenen Wirtschaft oder durch staat-
liche Stellen. Hier entstand kraft Gesetzes nach § 459 
Abs. 1 Satz 1 ZGB selbständiges Gebäudeeigentum. 
Die Sachverhalte entsprechen in ihren Voraussetzun-
gen und den Rechtsfolgen der Überbauung solcher 
Grundstücke im komplexen Wohnungs- oder Sied-
lungsbau. Auf die Begründung zu § 6 Nr. 1 kann 
insoweit Bezug genommen werden. 

Zu Nummer 5 

Die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf-
ten hatten kraft Gesetzes ein umfassendes Bodennut-
zungsrecht (§ 10 LPG-Gesetz 1959, § 18 LPG-Gesetz 
1982), in dessen Ausübung konnten sie u. a. Neubau-
ten errichten (z. B. § 18 Abs. 2 Buchstabe d LPG

-

Gesetz 1982). Diese Bauten wurden unabhängig vom 
Eigentum an  Grund und Boden Eigentum der l and-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (§ 27 
Satz 1 LPG-Gesetz 1982). Sie konnten Wohngebäude 
errichten (§ 28 Abs. 1 LPG-Gesetz 1982), an  denen 
selbständiges genossenschaftliches Eigentum ent-
stand. Gebäudeeigentum der Genossenschaft ent-
stand schließlich auch an  den eingebrachten Wirt

-schaftsgebäuden (§ 13 Abs. 1 LPG-Gesetz 1959 in 
Verbindung mit § 27 Satz 2 LPG-Gesetz von 1982). 

Nach Fortfall des gesetzlichen Bodennutzungsrechts 
durch das Gesetz vom 28. Juni 1990 über die Ände

-

rung und Aufhebung von Gesetzen der DDR (GBl. I 
Nr. 38 S. 483) besteht zwar das Gebäudeeigentum fo rt , 
das Recht zur Nutzung des Grundstücks ist jedoch 
nicht gesichert. Auch insoweit bedarf es einer gesetz-
lichen Neuregelung der Grundstücksnutzung. Num-
mer 5 erfaßt diese Sachverhalte für die Regelung nach 
dem vorgeschlagenen Gesetz zur Sachenrechtsberei-
nigung. 

Zu Nummer 6 

Diese Ziffer erfaßt die Bebauungen von vormals 
volkseigenen Grundstücken durch H andwerker und 
Kleingewerbetreibende, die in der Regel auf vertrag-
licher Grundlage erfolgt sind. Für diese Fälle wurde 
durch § 1 des Gesetzes über den Verkauf volkseigener 
Gebäude vom 7. März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157) eine 
Verdinglichung durch Nutzungsrechtsverleihung er-
möglicht. Diese baulichen Investitionen sollen des-
halb wie die Eigenheime in die Sachenrechtsbereini-
gung einbezogen werden. Im einzelnen wird auf die 
Begründung zu § 2 Abs. 1 Nr. 2 Bezug genommen. 
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Zu Nummer 7 

Nummer 7 erfaßt die Bebauung in Privateigentum 
befindlicher Grundstücke durch staatliche Stellen, 
vormals volkseigene Betriebe und die sog. sozialisti-
schen Genossenschaften vor Klärung der Eigentums-
verhältnisse an  den Grundstücken und ohne vertrag-
liche Berechtigung. Solche Bebauungen sind in der 
ehemaligen DDR aufgrund des faktischen Vorrangs 
der Verwirklichung im Plan vorgesehener Investi-
tionsvorhaben vor der Regelung der Rechtsverhält-
nisse an  den Grundstücken in weitem Umfang erfolgt. 
Die rechtliche Absicherung dieser Bebauungen blieb 
dann jedoch vielfach aus. 

Die Sachenrechtsbereinigung muß auch für diese 
Bebauungen einen Ausgleich zwischen denjenigen, 
die solche in der Regel erheblichen baulichen Investi-
tionen über fremde, in Privateigentum verbliebenen 
Grundstücksstreifen getä tigt haben und den Eigentü-
mern dieser Parzellen herbeiführen. Der Schutz dieser 
Investitionen muß nach den gleichen Grundsätzen 
erfolgen wie die Bebauung von Grundstücken durch 
andere natürliche Personen oder landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaften. Für den Interessen-
ausgleich, der hier in der Regel nur durch Eigentums-
erwerb des Nutzers gegen Abfindung des Grund-
stückseigentümers wird erfolgen können (d.h. durch 
Ausübung des Ankaufsrechts, wenn keine Bodenneu-
ordnung stattfindet), gibt es keine Rechtfertigung, 
zwischen einer Überbauung durch einen volkseige-
nen Betrieb oder einen Bürger zu unterscheiden. 

Zu Buchstabe a) 

Zur ersten Fallgruppe der Überbauungen ohne Klä-
rung der Eigentumsverhältnisse gehören die von 
staatlichen Stellen auf fremden, in P rivateigentum 
stehenden Grundstücken errichteten Gebäude und 
baulichen Anlagen. Verwaltungsgebäude, Schulen, 
Kindergärten u.a. sind vielfach über solche Grund-
stücke hinweg errichtet worden. 

Zu Buchstabe b) 

Die zweite Fallgruppe bezieht die betrieblich genutz-
ten Bauwerke sowie die baulichen Anlagen (im Sinne 
des § 11 Abs. 3) in die Regelung ein. Dies sind z. B. die 
Fabrikgebäude, Lagerhallen und dazugehörige Anla-
gen. 

Die Einbeziehung dieser Fälle in die Sachenrechtsbe-
reinigung ermöglicht insoweit die für die Verkehrsfä-
higkeit dieser Investitionen notwendige Verdingli-
chung. 

Zu § 8 — Zeitliche Begrenzung 

Die Sachenrechtsbereinigung ist grundsätzlich nur 
auf die in der DDR begründeten Nutzungsrechte und 
auf die mit Billigung staatlicher Stellen erfolgte 
Errichtung von Gebäuden anzuwenden. 

Zu Nummer 1 

Soweit Nutzungsrechte begründet wurden, die durch 
den Einigungsvertrag anerkannt und in dingliche 
Rechte am Grundstück umgewandelt wurden, besteht 
das Recht zur Bebauung fort. Es kann deshalb in 
diesen Fällen mit dem Bau auch nach dem Beitritt 
begonnen worden sein. Zeitliche Begrenzungen sieht 
der Entwurf insoweit nicht vor. 

Zu Nummer 2 

Anders ist es bei den Bebauungen ohne Bestellung 
solcher Nutzungsrechte. Die in der ehemaligen DDR 
geübte Praxis kann nur solange als ausreichende 
Legitimation für die bauliche Inanspruchnahme eines 
fremden Grundstücks herangezogen werden, wie die 
DDR nicht nach der Wende andere Rechtsvorschriften 
erlassen hatte, die eine Wiederherstellung der Eigen-
tümerrechte herbeiführten. Im landwirtschaftlichen 
Bereich geschah dies mit der Aufhebung des gesetz-
lichen Nutzungsrechts der landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften. Das Wo rt  des LPG-Vorsit-
zenden konnte hiernach keine Rechte zur baulichen 
Nutzung fremder Grundstücke mehr begründen. Ver-
gleichbare Regelungen für andere Grundstücksnut-
zungen gibt es nicht. 

Der Investitionsschutz des Gesetzes zur Sachenrechts-
bereinigung greift deshalb auf den von den landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften genutzten 
Flächen nur dann, wenn bis zum Ablauf des 30. Juni 
1990 mit dem Bau des Gebäudes begonnen wurde; in 
den anderen Fällen muß vor dem Beitrittstage mit dem 
Bau begonnen worden sein. 

Zu Unterabschnitt 3 — Begriffsbes timmungen 

Zu § 9 — Nutzer 

§ 9 enthält die Begriffsbestimmung darüber, wer 
Nutzer im Sinne des Entwurfs ist. Ansprüche als 
Nutzer können nur die Besitzer geltend machen, die 
hier genannt sind. Eine solche Regelung ist erforder-
lich, da die Rechte zur Bestellung von Erbbaurechten 
und die gesetzlichen Ankaufsrechte den Gebäude-
eigentümern und — soweit kein Gebäudeeigentum 
entstanden ist — den Errichtern von Gebäuden sowie 
deren Rechtsnachfolgern einzuräumen sind. Mieter 
solcher Gebäude sind keine Nutzer im Sinne des 
Gesetzes. 

Zu Absatz 1 

In Absatz 1 werden die anspruchsberechtigten Nutzer 
benannt. Der einleitende Satzteil bringt zum Aus-
druck, daß jede natürliche und juristische Person des 
privaten wie des öffentlichen Rechts Nutzer im Sinne 
des Entwurfs sein kann. 
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Zu Nummer 1 

Ist selbständiges Gebäudeeigentum begründet und 
im Grundbuch eingetragen worden, so steht die 
Aktivlegitimation fest. Der Eigentümer des Gebäudes 
ist dann berechtigt, eine dingliche Absicherung durch 
ein Erbbaurecht oder den Ankauf des Grundstücks 
verlangen zu können. 

Zu Nummer 2 

Ist das Nutzungsrecht bestellt, aber mit dem Bau des 
Gebäudes noch nicht begonnen worden, so soll der 
Inhaber dieses Rechts die nach dem Entwurf bestimm-
ten Ansprüche geltend machen können, um auf dem 
Grundstück ein Gebäude errichten zu können. 

Zu Nummer 3 

Ist außerhalb des Grundbuchs kraft Gesetzes selb-
ständiges Gebäudeeigentum entstanden (z. B. nach 
§ 27 LPG-Gesetz 1982 oder nach § 459 Abs. 1 Satz 1 
ZGB), so sind die Eigentümer dieser Gebäude 
anspruchsberechtigte Nutzer. 

Zu Nummer 4 

Anspruchsberechtigt sind auch diejenigen, die auf-
grund eines sog. Überlassungsvertrages den Besitz an 

 einem staatlich verwalteten Grundstück erhalten 
haben, wenn sie das Grundstück entsprechend der 
Begriffsbestimmung in § 11 Abs. 2 bebaut haben. 

Zu Nummer 5 

Wenn es an  der Begründung selbständigen Gebäu-
deeigentums und an der Bestellung von Nutzungs-
rechten fehlte (sog. hängende Fälle), kann nur an  die 
tatsächlichen Verhältnisse angeknüpft werden. An-
spruchsberechtigt sind hier die Errichter der 
Gebäude. 

Die in Satz 1 bezeichnete Reihenfolge schafft im 
Verhältnis zwischen demjenigen, der als Nutzer 
Ansprüche nach diesem Gesetz verfolgt, und dem 
Grundstückseigentümer Klarheit, wer als Nutzer im 
Sinne des Entwurfs anspruchsberechtigt ist. 

Der Entwurf knüpft in erster Linie an die Eintragun-
gen in öffentlichen Registern und Urkunden an, die 
insoweit eine Vermutung der Richtigkeit in sich tra-
gen. Der Inhalt der Urkunden kann jedoch auch 
unrichtig sein oder nicht denjenigen ausweisen, der 
die bauliche Investition vorgenommen hat und des-
halb als anspruchsberechtigt anzusehen ist. 

Ein Beispiel hierfür wäre der Fall, in dem einem Bürger 
ein Nutzungsrecht bestellt wurde, der davon jedoch 
keinen Gebrauch gemacht hat. Das Nutzungsrecht 
wurde jedoch nicht entzogen, sondern das Grundstück 
wurde einem anderen Bürger faktisch zugewiesen, 
der das Grundstück dann mit Billigung staatlicher 

Stellen bebaut hat. Nutzer im Sinne des Entwurfs muß 
derjenige sein, der die bauliche Investition vorgenom-
men hat. 

Der Streit darüber, wer Nutzer im Sinne des Entwurfs 
ist, muß grundsätzlich zwischen den Prätendenten 
entschieden werden. Ist jedoch eine solche Entschei-
dung ergangen und die Interventionswirkung als 
Folge einer Streitverkündung nach § 109 Abs. 3 
eingetreten, so wirkt die gerichtliche Entscheidung 
auch gegenüber dem Grundstückseigentümer. Dieser 
kann dann nicht mehr geltend machen, daß in Wirk-
lichkeit die im Rechtsstreit zwischen den Prätenden-
ten unterlegene Partei anspruchsberechtigt sei. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält ergänzende Bestimmungen zur 
Rechtsnachfolge. 

Zu Nummer 1 

Nach § 295 Abs. 2 ZGB konnte selbständiges Gebäu-
deeigentum nur dort  entstehen, wo dies durch Rechts-
vorschriften festgelegt worden war. Dies galt für die 
Bebauungen aufgrund Nutzungsrechts sowie für die 
Bebauungen aufgrund Vertrages durch volkseigene 
Betriebe und staatliche Stellen nach § 459 Abs. 1 Satz 1 
ZGB. Bebauungen aufgrund Rechtsträgerschaft oder 
Überlassungsvertrages führten nicht zur Entstehung 
selbständigen Gebäudeeigentums. 

Gleichwohl wurden solche rechtlich nicht selbständi-
gen Gebäude verkauft. Für die volkseigenen Betriebe 
wurde die Veräußerbarkeit durch § 1 Abs. 3 der 
Verordnung über den Verkauf und Kauf volkseigener 
unbeweglicher Grundmittel durch Bet riebe der volks-
eigenen Wirtschaft vom 28. August 1968 (GBl. II Nr. 99 
S. 797) begründet. Solche Kaufverträge wurden 
zunehmend auch außerhalb der volkseigenen Wirt-
schaft abgeschlossen. Wegen der vielen Ausnahme-
regelungen, die die Entstehung selbständigen Ge-
bäudeeigentums oder die Verfügbarkeit über die 
Gebäude als sog. Grundmittel zuließen, entstand die 
unzutreffende Vorstellung, daß das auf fremdem 
Grund errichtete Gebäude dem Nutzer gehöre oder er 
jedenfalls darüber verfügen könne. 

Die Nichtigkeit solcher Verträge wegen anfänglicher 
Unmöglichkeit der Leistung (§ 68 Abs. 1 Nr. 3 ZGB) 
wäre eine unangemessene Rechtsfolge, da sich die 
Vertragsparteien (zu denen auch staatliche Stellen 
gehörten) oft über Jahrzehnte entsprechend dem 
Vertrag verhalten haben und das Geschäft als abge-
schlossen betrachteten. 

Der Entwurf sieht deshalb für diese Fälle vor, daß mit 
dem schuldrechtlichen Geschäft die Ansprüche aus 
diesem Gesetz auf den jetzigen Nutzer des Grund-
stücks übergegangen sein sollen, was den tatsächli-
chen Verhältnissen gerecht wird und dem zu vermu-
tenden Willen der Parteien entsprechen dürfte. — Für 
die nach dem 3. Oktober 1990 abgeschlossenen Ver-
träge verzichtet der Entwurf auf eine gesetzliche 
Bestimmung der Rechtsfolgen. Auf diese Verträge 
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sind die Regelungen des BGB anzuwenden. In  den 
meisten Fällen wird eine Umdeutung nach § 140 BGB 
des nach § 306 BGB nichtigen Vertrages zu demselben 
Ergebnis führen. Soweit allerdings eine besondere 
Gewährleistungspflicht übernommen worden ist, wird 
eine Haftung des Verkäufers aus dem Kaufvertrag 
in Betracht kommen, die insoweit dem Parteiwillen 
mehr gerecht wird als eine Heilung dieser Ver-
träge. 

Zu Nummer 2 

Die Bebauung im sog. komplexen Wohnungsbau 
erfolgte in der Regel auf der Grundlage staatlicher 
Investitionsentscheidungen durch sog. Hauptauftrag-
geber. Die fertiggestellten Gebäude oder auch Teile 
eines Gebäudes wurden den volkseigenen Betrieben 
der Wohnungswirtschaft sowie den Wohnungsbauge-
nossenschaften zur Verfügung gestellt. Nummer 2 
stellt klar, daß diejenigen, denen solche Gebäude zur 
eigenen Bewirtschaftung übertragen worden sind, 
Nutzer im Sinne dieses Gesetzes sind. 

Zu Absatz 3 

Der Anwendungsbereich der Sachenrechtsbereini-
gung erstreckt sich auf die Bebauungen durch land-
wirtschaftliche Produktionsgenossenschaften (vgl. § 5 
Abs. 1 Nr. 2b, § 7 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 5). Die 
Begriffsbestimmung stellt klar, daß auch die in § 46 
des LPG-Gesetzes 1982 genannten Genossenschaften 
und rechtsfähigen Kooperationsbeziehungen sowie 
die nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz ent-
standenen Nachfolgeunternehmen insoweit Nutzer 
der Gebäude und baulichen Anlagen sind, an denen 
selbständiges Eigentum fortbesteht. 

Zu Absatz 4 

Die Ansprüche aus diesem Gesetz folgen aus dem 
Nutzungsrecht oder der Bebauung. Soweit das Nut-
zungsrecht für eine Mehrheit von Personen bestellt 
wurde, besteht eine gemeinschaftliche Berechtigung 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Für Ehegatten gab es in der DDR eine besondere 
Regelung. Die Immobilien wurden nach § 299 Abs. 1 
ZGB grundsätzlich gemeinschaftliches Eigentum der 
Ehegatten. Die Anspruchsberechtigung nach diesem 
Gesetz hat daran anzuknüpfen. Nach Satz 1 wird 
daher eine gemeinschaftliche Berechtigung der Ehe-
gatten für den Rechtserwerb bis zum Ablauf des 
2. Oktober 1990 vermutet, sofern sich nicht aus der 
Eintragung im Grundbuch oder der Urkunde über das 
Nutzungsrecht etwas anderes ergibt. Satz 2 verweist 
auf § 299 Abs. 2 ZGB; die Ausnahmeregelung, nach 
der ein Ehegatte Alleineigentum erwarb, gilt damit 
sinngemäß. 

Zu § 10 — Billigung staatlicher Stellen 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung des Begriffs „Billigung staatlicher 
Stellen" ist erforderlich, um klarzustellen, daß die 
Sachenrechtsbereinigung insoweit weder an rechts-
förmliche Genehmigungen, Zustimmungen usw. noch 
überhaupt an Entscheidungen von Behörden anknüp-
fen kann. Die Inanspruchnahme fremder Grund-
stücke hing häufig nicht von in einem Verwaltungs-
verfahren getroffenen Entscheidungen ab, das die 
Bestellung von Nutzungsrechten, die Enteignung 
oder die Begründung einer Rechtsträgerschaft zum 
Gegenstand hatte; die Inanspruchnahme erfolgte viel-
mehr häufig aufgrund von ad hoc geäußerten Willens-
bekundungen von LPG-Vorständen oder Parteifunk-
tionären. 

Die Sachenrechtsbereinigung muß auch für die auf 
solcher Grundlage vorgenommenen Bebauungen 
eine Lösung finden. Im Allgemeinen Teil der Begrün-
dung wurde bereits ausgeführt, daß der Entwurf 
insoweit eine Gleichbehandlung vorsieht, um vor dem 
Hintergrund nicht rechtsstaatlichen Handelns wi ll

-kürliche Unterscheidungen zu vermeiden. 

Absatz 1 bezweckt, daß auch ein mit den Verhältnis-
sen in der ehemaligen DDR nicht vertrauter Rechtsan-
wender den Begriff der Billigung nicht nach dem 
Maßstab für eine öffentlich-rechtliche Zustimmung im 
Sinne des Verwaltungsverfahrensrechts, sondern 
nach der Üblichkeit in der ehemaligen DDR bestimmt. 
Dies ist der Maßstab, an dem sich die Bürger orientie-
ren mußten, zumal sie eine Verleihung oder Zuwei-
sung eines Nutzungsrechts für ihre Bauten nicht 
erzwingen konnten. 

Satz 2 stellt klar, daß eine Billigung auch dann 
vorliegen kann, wenn die nach dem Recht der DDR zu 
beachtenden Vorschriften für die bauliche Nutzung 
fremder Grundstücke in dem zu entscheidenden Fall 
nicht eingehalten worden sind. 

Zu Absatz 2 

Eine Billigung staatlicher Stellen im Sinne des Absat-
zes 1 ist unter anderem deshalb, weil die Entscheidun-
gen häufig nicht in förmlichen Verwaltungsverfahren 
getroffen wurden, für den Nutzer oft schwer nachzu-
weisen. Zeugen sind nicht vorhanden oder wollen sich 
insoweit an ihre auch nach den Rechtsvorschriften der 
DDR unrechtmäßigen Entscheidungen nicht erin-
nern. 

Satz 1 stellt insoweit eine Vermutung auf, daß dann, 
wenn eine Baugenehmigung erteilt wurde, die auch 
nach dem Recht der DDR unbeschadet von Rechten 
Dritter erging (§ 5 Abs. 6 der Verordnung über 
Bevölkerungsbauwerke vom 8. November 1984 —
GBl. I Nr. 36 S. 433), auch die Inanspruchnahme des 
Grundstücks mit Billigung staatlicher Stellen erfolgt 
ist. Diese Vermutung rechtfertigt sich daraus, daß die 
Durchführung der Bautätigkeit weitgehend von den 
staatlichen Planentscheidungen bestimmt wurde und 
deshalb bei einem genehmigten Bauvorhaben davon 
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ausgegangen werden kann, daß auch die Errichtung 
auf fremdem Grund von den über die Zulässigkeit 
solcher Bebauungen befindenden Stellen gebilligt 
wurde. 

Satz 2 sieht eine weitere Erleichterung vor, nach der 
eine Billigung auch bei längerer Duldung des Bau-
werks zu vermuten ist. Die Hinnahme der Bebauung 
eines fremden Grundstücks durch staatliche Stellen 
kann für die Sachenrechtsbereinigung, die den Inter-
essengegensatz zwischen dem Nutzer und dem 
Grundstückseigentümer auflösen muß, nur dann wie 
eine erklärte Billigung zu behandeln sein, wenn ihr in 
der ehemaligen DDR auch die gleiche Bedeutung 
zukam. Die eigenmächtige Bebauung eines fremden 
Grundstücks durch den Nutzer hatte auch in der DDR 
nicht diese Bedeutung. Die Behörden konnten den 
Abriß solcher „Schwarzbauten" verfügen. 

Eine Ausnahme enthielt § 11 Abs. 3 der o.g. Verord-
nung. Hiernach konnte eine solche Verfügung fünf 
Jahre nach Fertigstellung des Bauwerks nicht mehr 
ergehen; die zunächst rechtswidrige Bebauung wurde 
danach kraft Gesetzes tole riert  und in ihrem Bestand 
geschützt. Eine längerfristige Duldung der Bebauung 
durch staatliche Stellen kann insofern einer Billigung 
der Inanspruchnahme des Grundstücks durch staatli-
che Stellen gleichgestellt werden. Satz 2 erweitert 
daher die in Satz 1 aus der Erteilung einer Baugeneh-
migung folgende Vermutung auf die Fälle, in denen 
fünf Jahre nach Fertigstellung des Bauwerks keine 
Verfügung zum Abriß ergangen ist. 

Der Duldung eines Gebäudes oder einer baulichen 
Anlage kann die erwähnte Bedeutung allerdings nur 
bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 zukommen. Die 
o.g. Verordnung gilt nach dem Beitritt nicht mehr. 
Behördliches Nichteinschreiten gegen Schwarzbau-
ten kann schon deshalb keine Vermutung für eine 
Billigung staatlicher Stellen zur baulichen Nutzung 
eines fremden Grundstücks mehr begründen, da die 
Behörden in der Bundesrepublik keine vergleichba-
ren „Befugnisse" zum Eingriff in fremdes Privateigen

-

tum  haben, wie sie Behörden und andere Stellen der 
DDR hatten oder sich angemaßt haben. 

Zu § 11 — Bebauung 

Die Sachenrechtsbereinigung muß über den Neubau 
von Gebäuden hinaus auch die Wiederherstellung, 
den Um- und Ausbau von Gebäuden sowie die Errich-
tung anderer Bauwerke erfassen. § 11 trifft Bestim-
mungen darüber, unter welchen Voraussetzungen 
solche anderen baulichen Investitionen in den 
Anwendungsbereich der Sachenrechtsbereinigung 
einzubeziehen sind. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält Regelungen für bauliche Maßnah-
men an  bestehenden Gebäuden. Diese Regelungen 
werden vornehmlich für die Fälle entscheidungser-
heblich, in denen weder Nutzungsrechte für den 
Erwerb oder den Neubau eines Gebäudes begründet 

wurden noch selbständiges Gebäudeeigentum kraft 
Gesetzes entstanden ist. 

Im Bereich der genossenschaftlichen Bodennutzung 
erwarb die landwirtschaftliche Produktionsgenossen-
schaft das Eigentum an den von ihr neu errichteten 
Gebäuden und Anlagen (§ 13 Abs. 2 LPG-Gesetz 1959 
und § 27 LPG-Gesetz 1982). Aus- und Umbauten an 
anderen Gebäuden führten dagegen nicht zu einem 
Eigentumserwerb kraft Gesetzes am Gebäude. 

In diesen Fällen ist zu regeln, in welchem Umfang der 
Nutzer in ein bestehendes Gebäude bauliche Investi-
tionen vorgenommen haben muß, damit ein einem 
Neubau vergleichbarer Sachverhalt vorliegt, der 
durch ein Nutzungsrecht hätte abgesichert werden 
müssen oder der zur Begründung selbständigen 
Gebäudeeigentums nach § 27 LPG-Gesetz 1982 
geführt hätte. 

In Absatz 1 werden neben dem Neubau zwei Fallgrup-
pen erfaßt: 

— die Wiederherstellung (Rekonstruktion) eines 
infolge schwerer Bauschäden nicht mehr nutzba-
ren Gebäudes sowie 

— die Veränderung der bestimmungsgemäßen Nut-
zung eines Gebäudes (z.B. der Umbau einer 
Scheune zu einem Wohngebäude), 

wobei die baulichen Maßnahmen des Nutzers nach 
ihrem Umfang und Aufwand einer Neuerrichtung 
entsprechen müssen. In diesen Fällen ist durch bauli-
che Maßnahmen des Nutzers das bestehende Bau-
werk nicht nur verändert worden, sondern ein im 
wesentlichen neues Bauwerk entstanden. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält eine besondere Regelung für die sog. 
Überlassungsverträge. Den Überlassungsnehmern 
wurden von den staatlichen Verwaltern für eine l ange 
Zeit (üblich waren 20, 30 Jahre oder vereinzelt Ver-
träge auf Lebenszeit) die Grundstücke gegen Hinter-
legung eines Be trages in Höhe des nach den seiner-
zeitigen Bestimmungen zu zahlenden Kaufpreises 
übergeben, wobei die Möglichkeit zum Erwerb des 
Grundstücks nach dem Ende der Vertragszeit den 
Nutzern unverbindlich in Aussicht gestellt wurde. Die 
Nutzer hatten während der Vertragszeit die üblicher-
weise einem Grundstückseigentümer zustehenden 
Rechte und Pflichten. Aus diesem Grunde haben die 
Überlassungsnehmer häufig in der Erwartung, das 
Grundstück auch über die Vertragszeit hinaus behal-
ten und später einmal kaufen zu können, wie ein 
Eigentümer Verwendungen in das aufstehende 
Gebäude vorgenommen. Ohne die Aufwendungen 
wäre das Gebäude in der Regel verfallen. 

Die gesetzliche Regelung muß darüber entscheiden, 
unter welchen Voraussetzungen dem Nutzer auf-
grund seiner baulichen Investitionen in das Grund-
stück wie dem Inhaber eines für den Neubau verlie-
henen Nutzungsrechts die nach dem Entwurf begrün-
deten Rechte auf Erbbaurechtsbestellung und Ankauf 
zustehen sollen und wann er „nur" ein für eine 
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längere Zeit vertraglich geregeltes Besitzrecht haben 
soll. 

Die Extremfälle sind nach der Grundkonzeption der 
Sachenrechtsbereinigung einfach zu entscheiden. 
Hat der Überlassungsnehmer einen Neubau errichtet, 
so sind ihm die im Entwurf begründeten Ansprüche 
zuzusprechen. Der Nutzer hat dann die gleichen 
Investitionen vorgenommen wie derjenige, der ein 
Haus aufgrund eines Nutzungsrechts gebaut hat; für 
die Bebauung des Überlassungsnehmers war nach 
den rechtlichen Regelungen (§ 2 Abs. 2 des Bauland-
gesetzes vom 15. Juni 1984 — GBl. I Nr. 17 S. 201) eine 
Sicherung durch Enteignung und Bestellung eines 
Nutzungsrechtes vorgesehen. Hat der Nutzer dage-
gen das Haus nur bewohnt und kleinere Reparaturen 
ausgeführt, die auch ein Mieter üblicherweise vor-
nimmt, so ist kein Grund für eine Verdinglichung und 
eine Beteiligung des Nutzers am Bodenwert gege-
ben. 

Die meisten Fälle liegen zwischen diesen Extremen; 
es sind mehr oder weniger umfängliche Investitionen 
in ein vorhandenes Gebäude erfolgt. Der Entwurf 
verfolgt für die Abgrenzung zwischen Verdinglichung 
und schuldrechtlicher Absicherung das Modell, daß 
der Nutzer die in diesem Gesetz bestimmten Ansprü-
che erhalten soll, wenn 

— er entweder durch Um- oder Ausbau die Wohn-
oder Nutzfläche des Gebäudes um mehr als 50 vom 
Hundert vergrößert hat oder 

— seine Aufwendungen in das Gebäude die Hälfte 
des seinerzeitigen Gebäudewerts überstiegen. 

Die erste Alternative ist im Streitfall leicht zu entschei-
den, da die Wohn- und Nutzfläche eines Gebäudes 
entsprechend den Regelungen in §§ 42 ff. der Zweiten 
Berechnungsverordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. Oktober 1990 (BGBl. I S. 2178) 
verhältnismäßig einfach zu bestimmen sind. 

Die zweite Alte rnative ist schwieriger zu handhaben, 
da sich die für die Entscheidung wesentlichen 
Umstände leicht in die eine oder die andere Richtung 
verschieben lassen. Eine Ermittlung des Gebäude-
werts nach den Wertansätzen in den Überlassungs-
verträgen würde die Nutzer begünstigen, da darin das 
Grundstück nebst aufstehendem Altbau niedrig und 
insbesondere der Materialaufwand des Nutzers 
wegen der Knappheit relativ hoch bewe rtet wurden. 
Würde man  hingegen entsprechend Nr. 3.8 der We rt

-ermittlungsrichtlinien die Investitionen des Nutzers 
mit ihrem heutigen Restwert und das Grundstück 
ohne Berücksichtigung der Investition mit seinem 
heutigen Wert bewerten, würde der Nutzer insofern 
benachteiligt, als 

1. seine Aufwendungen in der Regel Bauteile und 
Einrichtungen mit einer geringeren Restnutzungs-
dauer als die zum Gebäuderohbau gehörenden 
Teile betrafen und 

2. das Grundstück nach dem Beitritt einen außerge-
wöhnlichen Wertzuwachs erfahren hat.  

Der Entwurf geht einen mittleren Weg, indem der 
Sachwert des Gebäudes, der nach §0 21 ff. der Wert-

ermittlungsverordnung zu ermitteln ist, mit dem Wert 
der Aufwendungen zum Zeitpunkt ihrer Vornahme 
verglichen werden soll. 

Einzelne Investitionen des Nutzers, die dieser in der 
Regel im Laufe mehrerer Jahre vorgenommen haben 
wird, sind mit ihren jeweiligen Restwerten zu berück-
sichtigen. Es genügt, wenn der Wert der Aufwendun-
gen des Nutzers zu einem Zeitpunkt einmal die Hälfte 
des Sachwerts des Gebäudes überschritten hat. 

Ist der Zeitpunkt der Vornahme der Aufwendungen 
nicht festzustellen, so ist der Tag vor dem Beitritt als 
Wertermittlungsstichtag zugrunde zu legen. 

Notwendigen Verwendungen, die der Erhaltung der 
Substanz oder Nutzbarkeit des Gebäudes dienen, 
kann sich ein Nutzer nicht entziehen. Insofern wäre es 
unbillig, wenn die dem Nutzer daraus entstandenen 
Aufwendungen allein deshalb nicht angerechnet wer-
den könnten, weil er sie erst nach dem Beitritt vorneh-
men mußte. Satz 4 läßt deshalb die Zurechnung dieser 
Aufwendungen zu dem zu ermittelnden Wert des 
baulichen Aufwands zu. Der Nutzer, der erst nach 
dem Beitritt notwendige Verwendungen vorgenom-
men hat, kann daher ebenfalls die in diesem Gesetz 
bestimmten Ansprüche geltend machen, wenn 
dadurch seine Investitionen in das Gebäude insge

-

samt die Hälfte des Sachwerts des Gebäudes überstei-
gen. 

Die Regelung in Satz 4 ist jedoch zeitlich zu befristen. 
Andernfalls bestünde besonderer Anreiz für diejeni-
gen, die lange notwendige Erhaltungsmaßnahmen 
unterlassen haben, nunmehr diese vorzunehmen, um 
damit noch die Ansprüche nach diesem Gesetz aus-
üben zu können und so eine Beteiligung an der Hälfte 
des nach dem Beitritt entstandenen Bodenwerts zu 
begründen. Dies widerspräche den Grundlagen des 
Entwurfs. Dieser knüpft an die in der DDR begründete 
Berechtigung des Nutzers an. Satz 4 sieht nur deshalb 
eine Ausnahme vor, um Härten für diejenigen zu 
vermeiden, die in Unkenntnis der künftigen gesetzli-
chen Regelung notwendige Verwendungen nach dem 
Beitritt vorgenommen haben. Nach Satz 5 sind daher 
Werterhöhungen durch Verwendungen in das Ge-
bäude nicht mehr den mit dem Sachwert des Gebäu-
des zu vergleichenden baulichen Investitionen zuzu-
rechnen, wenn mit den Arbeiten erst nach dem 20. Juli 
1993 (Tag des Kabinettsbeschlusses) begonnen wor-
den ist. Insoweit bleiben die Ansprüche des Nutzers 
auf Verwendungsersatz beschränkt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält die Bestimmung darüber, wann 
andere Bauwerke als Gebäude nach den Bestimmun-
gen des Kapitels 2 zu behandeln sind, wann also 
gesetzliche Ansprüche auf Bestellung von Erbbau-
rechten oder zum Ankauf des Grundstücks begründet 
sind. 

Der Entwurf gewährt Ansprüche aus Bebauungen. 
Eine Bebauung ist die Errichtung eines Gebäudes. 
Gebäude sind alle Bauwerke, die durch räumliche 
Umfriedung Menschen oder Sachen Schutz gewähren 
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(BGH-Urteil vom 22. September 1972 — VZR 8/92 — 
DB  1972, 2298). Eine dem BGB konforme Neurege-
lung der Rechte aus der Bebauung fremder Grund-
stücke kann sich indessen nicht auf in der DDR 
errichtete Gebäude beschränken. Der Zweck der 
Neuregelung, bauliche Investitionen zu schützen, 
erfordert eine Erweiterung des Anwendungsberei-
ches des Gesetzes auf andere bauliche Anlagen. In 
solchen Bauwerken stecken zum Teil wesentlich grö-
ßere Werte als in vielen Gebäuden. 

Es können allerdings nicht alle Bauwerke in die 
Sachenrechtsbereinigung einbezogen werden. Bau-
werke sind alle durch Verwendung von Arbeitskraft 
und Verwendung von bodenfremdem Mate rial in 
Verbindung mit dem Erdboden hergestellten Sachen 
(vgl. RGZ 56, 41, 43). Hiermit wären auch bauliche 
Anlagen auf dem fremden Grundstück erfaßt, für die 
es nicht der Bestellung eines Erbbaurechts bedarf, 
sondern eine Dienstbarkeit ausreicht. Die Lösung des 
Entwurfs besteht darin, hier die baulichen Anlagen zu 
beschreiben, für die die Begründung von Erbbaurech-
ten oder der Erwerb des Grundeigentums üblich und 
erforderlich ist. Dies sind solche baulichen Anlagen, 

— deren bestimmungsgemäße Nutzung einen Aus-
schluß des Grundstückseigentümers von Besitz 
und Nutzung des Grundstücks voraussetzt, 

— bei denen die zur bestimmungsgemäßen Nutzung 
des Bauwerks erforderliche Fläche (Funktionsflä-
che) sich über das gesamte Grundstück erstreckt 
oder 

— bei denen diese Funktionsfläche nach den bau-
rechtlichen Bestimmungen selbständig nutzbar ist 
und abgetrennt werden kann. 

Zu § 12 — Abtrennbare, selbständig nutzbare 
Teilflächen 

Diese Begriffsbestimmung hat für die Regelungen 
über den Eigenheimbau besondere Bedeutung. 
Abtrennbare, selbständig baulich nutzbare Teilflä-
chen, die über die für den Eigenheimbau vorgesehene 
Regelgröße (vgl. § 7 der Eigenheimverordnung vom 
31. August 1978 — GBl. I Nr. 40 S. 425 und § 2 Abs. 1 
der Verordnung über die Bereitstellung von genos-
senschaftlich genutzten Bodenflächen zur Errichtung 
von Eigenheimen auf dem Lande vom 9. September 
1976 — GBl. I Nr. 35 S. 426) hinausgehen, kann der 
Grundstückseigentümer herausverlangen (§ 26). So-
weit der Nutzer diese behält, hat er ein höheres, nach 
dem (vollen) Verkehrswert bestimmtes Entgelt zu 
zahlen. 

Zu Absatz 1 

Eine Abtrennbarkeit setzt voraus, daß die Teilfläche 
nach Vermessung vom Stammgrundstück abge-
schrieben werden kann. Dies trifft für fast alle Fälle 
zu. 

Zu Absatz 2 

Die selbständige Bebaubarkeit ist nach der gegen-
wärtigen oder der zu erwartenden baulichen Nutzung 
zu bestimmen. Die gegenwärtige bauliche Nutzung 
ist nach den Bestimmungen über die Zulässigkeit von 
Bauvorhaben nach §§ 29 bis 38 des Baugesetzbuchs 
und den Bauordnungen der Länder festzustellen. Die 
zu erwartende bauliche Nutzung ist — wie bei der 
Feststellung, ob Bauerwartungsland vorliegt (§ 4 
Abs. 2 der Wertermittlungsverordnung vom 6. Dezem-
ber 1988 — BGBl. I S. 2209) — nach den Ausweisun-
gen in Flächennutzungsplänen, dem Verhalten der 
Gemeinde sowie der allgemeinen städtebaulichen 
Entwicklung zu bestimmen. 

Die abzutrennende Teilfläche ist dann selbständig 
baulich nutzbar, wenn sie nach Abschreibung vom 
Stammgrundstück ein selbständig bebaubares 
Grundstück (ein neuer Bauplatz) ist (Satz 1). Eine 
selbständige bauliche Nutzbarkeit ist auch dann 
gegeben, wenn die Teilfläche zusammen mit einem 
anderen Grundstück oder mit einer von diesem abzu-
schreibenden Teilfläche einen neuen Bauplatz ergibt 
(Satz 2). Die Möglichkeit, ein benachbartes bebauba-
res Grundstück in der Weise zu vergrößern, daß von 
dem mit dem Nutzungsrecht belasteten Grundstück 
ein Teil abgeschrieben und dem benachbarten 
Grundstück zugeschrieben wird, soll hingegen keine 
selbständige Bebaubarkeit begründen. Der Nutzer 
muß dann keine Abschreibung dieser Fläche hinneh-
men (§ 26 Abs. 1) und auch keinen erhöhten Zins oder 
Kaufpreis für diese Teilfläche bezahlen (§ 43 Abs. 2 
Nr. 1b und § 71 Abs. 3). 

Zu Absatz 3 

Die Regelung enthält eine Klarstellung. Soweit die 
erforderliche Teilungsgenehmigung nach § 120 des 
Entwurfs in Verbindung mit §§ 19 ff. des Baugesetz-
buchs erteilt wird, liegen die in Absatz 1 und 2 
bestimmten Voraussetzungen vor. Absatz 2 begrün-
det insoweit eine unwiderlegliche Vermutung. 

Die Abtrennbarkeit und bauliche Nutzbarkeit können 
allerdings nicht nur nach diesem Merkmal bestimmt 
werden. Teilbarkeit und künftige bauliche Nutzbar-
keit können auch dann gegeben sein, wenn das 
Grundstück zwar geteilt, aber (noch) keine Teilungs-
genehmigung für ein Bauvorhaben erteilt werden 
kann, weil z. B. der das Vorhaben ermöglichende 
Bebauungsplan noch nicht in Kraft ge treten ist. 

Zu Unterabschnitt 4 — Erbbaurecht und Ankauf 

Zu § 13 — Berechtigte und Verpflichtete 

Zu Absatz 1 

Die Sachenrechtsbereinigung kann nur dann durch-
geführt werden, wenn der jewei lige Grundstücks-
eigentümer und der jeweilige Nutzer des Grundstücks 
berechtigt und verpflichtet werden. Ansprüche auf 
Erbbaurechtsbestellung oder zum Ankauf des Grund- 
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stücks oder des Gebäudes gegen Dritte können eine 
Bereinigung der Rechtsverhältnisse an den Grund-
stücken nicht herbeiführen. Absatz 1 zieht die sich 
daraus ergebenden Konsequenzen, indem die Rechte 
und Pflichten an  die Rechtsstellung als Grundstücks-
eigentümer oder als Nutzer angebunden werden. 

Satz 2 enthält die materiell-rechtliche Regelung der 
Frage, wer von mehreren Nutzern (Prätendenten) 
anspruchsberechtigt ist, die nach dem Entwurf 
gewährten Ansprüche für sich in Anspruch zu neh-
men. Der Entwurf gibt demjenigen den Anspruch, der 
das Grundstück bebaut und damit die zu schützende 
Investition erbracht hat. Über die Berechtigung müs-
sen diese Personen untereinander streiten. Ein zwi-
schen ihnen ergehendes Urteil wirkt gegenüber dem 
Grundstückseigentümer nur, wenn er durch Streitver-
kündung einbezogen worden ist (§ 109 Abs. 3, § 9 
Abs. 1 Satz 2). 

Zu Absatz 2 

Die Regelung ist Folge davon, daß die nach dem 
Entwurf begründeten Ansprüche nur dem jeweiligen 
Nutzer oder Grundstückseigentümer zustehen kön-
nen. Der Entwurf sieht — wie § 1153 Abs. 2 BGB im 
Verhälnis von Hypothek und gesicherter Forderung 
— vor, daß die vorgenannten Ansprüche nur zusam-
men mit dem Eigentum am Grundstück oder dem 
selbständigen Eigentum an einem Gebäude, dem 
Nutzungsrecht, den Rechten des Nutzers aus einem 
Überlassungsvertrag oder dem Besitz an dem 
Gebäude übertragen werden können. Es wird inso-
weit eine sog. Akzessorietät zwischen den bestehen-
den Rechten am Grundstück und den Ansprüchen 
nach dem Entwurf begründet. 

Es ist erwogen worden, die Abtretbarkeit der Ansprü-
che schlechthin auszuschließen und diese entspre-
chend § 401 Abs. 1 BGB als unselbständige Neben-
rechte kraft Gesetzes auf den Erwerber übergehen zu 
lassen. Der Entwurf folgt dem nicht. 

In den Fällen, in denen für den Nutzer in der DDR kein 
Recht am Grundstück begründet wurde, sondern die 
Bebauung allein auf der Billigung staatlicher Stellen 
beruht hat (sog. hängender Fa ll), ist der nach dem 
Entwurf begründete Anspruch die rechtlich gesi-
cherte, übertragbare Rechtsposition. Gleiches gilt für 
die Fälle, in denen eine Bebauung durch eine Genos-
senschaft aufgrund einer mit dem Beitritt erloschenen 
Rechtsträgerschaft erfolgt ist. In diesen Fällen sind 
einem Erwerber die im Entwurf begründeten Ansprü-
che zu übertragen und der Besitz an dem vom Nutzer 
errichteten oder erworbenen Gebäude zu überge-
ben. 

Eine Ausnahme von dem Verbot einer Abtretung 
allein der in diesem Entwurf begründeten Ansprüche 
ist für den Fall  vorgesehen, in dem erst der Bebauung 
entsprechende Grundstücke gebildet und daran Erb-
baurechte bestellt oder die Grundstücke an die Nutzer 
veräußert werden müssen. Dies ist insbesondere im 
komplexen Wohnungs- oder Siedlungsbau der Fall. 
Die Abtretung der Ansprüche, die insoweit nur an  eine 
Gebietskörperschaft denkbar ist oder einen Träger 

betreffen kann, der eine Bodenneuordnung durch 
Erwerb aller Grundstücke in dem Gebiet, Neuparzel-
lierung nach der Bebauung und anschließender Ver-
äußerung oder Erbbaurechtsbestellung durchführt, 
verhindert nicht, sondern erleichtert oder ermöglicht 
erst die Sachenrechtsbereinigung. Der Entwurf läßt 
insoweit eine Abtretung der gesetzlich begründeten 
Ansprüche ohne eine Übertragung des Besitzes an 
den Gebäuden an einen Dritten (Zessionar) zu. 

Zu Absatz 3 

Ein Vertrag, mit dem die in diesem Gesetz begründe-
ten Ansprüche übertragen werden, läßt beim Erwer-
ber Verpflichtungen entstehen, 

— das Grundstück oder ein Gebäude zu veräußern 
oder zu erwerben oder 

— ein Erbbaurecht zu bestellen oder zu erwerben. 

Die Verträge, durch die eine rechtsgeschäftliche Ver-
pflichtung zu einer solchen Veräußerung oder einem 
solchen Erwerb des Eigentums an  einem Grundstück 
oder an  einem Erbbaurecht begründet wird, bedürfen 
nach § 313 Satz 1 BGB und § 11 Abs. 2 ErbbauVO in 
Verbindung mit § 313 Satz 1 BGB notarieller Beurkun-
dung. § 313 Satz 1 BGB wäre in den vom Entwurf 
geregelten Fällen unmittelbar anzuwenden, soweit 
der Vertrag auch die Verpflichtung zur Übereignung 
eines Grundstücks oder eines selbständigen Gebäu-
deeigentums begründet. 

Das Gebäudeeigentum ist ein grundstücksgleiches 
Recht, auf das die Vorschriften über Grundstücke 
anzuwenden sind — vgl. Art. 233 § 2b Abs. 5 und § 4 
Abs. 1 EGBGB. Das schuldrechtliche Geschäft über 
ein Gebäude unterliegt wie das Geschäft über ein 
Grundstück dem gesetzlichen Formzwang aus § 313 
Satz 1 BGB (vgl. Münch-Komm/v.Oefele, Einigungs-
vertrag, Rdn. 329; Palandt/Heinrichs, BGB, 52. Auf-
lage, § 313, Rdn. 3). 

Soweit lediglich ein durch das Moratorium nach 
Art. 233 § 2a EGBGB geschützter Besitz vorliegt, wäre 
der Vertrag keinem Formzwang unterworfen. Eine 
Übertragung des Besitzes und mündliche Abtretung 
der daraus begründeten Rechte wären ausreichend, 
obwohl sich hieran nach dem Entwurf weitreichende 
Ansprüche und Verpflichtungen knüpfen. Die 
Zwecke des § 313 Satz 1 BGB, 

— Warnfunktion für die Beteiligten, 

— Beweisfunktion der beurkundeten Vereinbarung, 

— Gültigkeitsgewähr für den Vertrag und 

— Beratungsfunktion für die Beteiligten, 

treffen auch auf die Übertragung des Besitzes an 
einem Gebäude zu, wenn sich daraus Ansprüche auf 
Erbbaurechtsbestellung oder Ankauf des Grund-
stücks ergeben. Die wirtschaftliche Bedeutung des 
Geschäfts hängt zudem nach den Grundsätzen des 
Entwurfs nicht davon ab, ob selbständiges Gebäu-
deeigentum entstanden ist oder nicht. 

Alle Verträge, aus denen ein Teil verpflichtet ist, 
Ansprüche auf Bestellung eines Erbbaurechts oder 
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zum Kauf eines Grundstücks oder eines Gebäudes 
oder einer baulichen Anlage nach dem Entwurf zu 
übertragen, sollen im Interesse einer gleichen 
Behandlung wirtschaftlich gleichartiger Sachverhalte 
und klarer, nachweisbarer Vertragsverhältnisse vom 
Inkrafttreten des Gesetzes an notarieller Beurkun-
dung bedürfen. 

Satz 2 enthält eine Heilungsvorschrift, die sich an 
§ 313 Satz 2 BGB wie an § 518 Abs. 2 BGB anlehnt. Die 
Formunwirksamkeit des Vertrages wird geheilt, 
wenn 

— die Übertragung der Ansprüche durch eine die 
Berechtigung des Erwerbers dokumentierende 
Eintragung im Grundbuch ausgewiesen wird 
oder 

— die Ansprüche nach dem Entwurf durch Abschluß 
eines Erbbaurechts- oder eines Kaufvertrages über 
das Grundstück oder das Gebäude erfüllt worden 
sind. 

Eine Heilung soll aus Gründen der Rechtssicherheit 
für den Verkehr eintreten, wenn der Rechtserwerb des 
Erwerbers im Grundbuch dokumentiert wird. Zudem 
soll Rechtsfrieden eintreten, wenn der Grundstücks-
eigentümer oder Nutzer gegenüber dem Erwerber des 
Anspruches seine Verpflichtungen nach dem Entwurf 
erfüllt hat. Eine etwaige Rückabwicklung mehrerer 
Verträge würde mehr Verwirrung s tiften als nützen 
und nach Vollzug der Sachenrechtsbereinigung auch 
den Zielen des Gesetzes widersprechen. 

Zu § 14 — Verhältnis der Ansprüche 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Grundaussage, wonach der 
Nutzer zwischen den im Gesetz angebotenen Mög-
lichkeiten, Erbbaurechtsbestellung und Ankaufs-
recht, soll wählen können. 

Das Wahlrecht für den Nutzer begründet sich daraus, 
daß der Entwurf im Interesse des Erhalts der durch die 
bauliche Investition geschaffenen Werte dem Nutzer 
hinsichtlich des Besitzes am Grundstück Vorrang vor 
den Interessen des Grundstückseigentümers ein-
räumt. 

Die Gründe hierfür sind bereits in dem Allgemeinen 
Teil der Gesetzesbegründung benannt worden — vgl. 
unter E.1.e) aa). 

Folge dieses Vorrangs ist, daß der Nutzer auch die 
Wahl hat, auf welche Weise er seinen Besitz sichern 
und dem Grundstückseigentümer einen finanziellen 
Ausgleich verschaffen will. Der Nutzer, für den in der 
ehemaligen DDR ein Nutzungsrecht oder eine ver-
gleichbare Berechtigung am fremden Grundstück 
begründet wurde, soll entscheiden, in welcher Weise 
er eine dem BGB und seinen Nebengesetzen entspre-
chende Absicherung seiner baulichen Investition her-
beiführen wi ll . Für den Grundstückseigentümer geht 
es darum, daß die bauliche Nutzung seines Grund-
stücks nicht auf Dauer unentgeltlich bleiben kann, 
sondern daß er für die Zukunft einen finanziellen 
Ausgleich verlangen kann. 

Die Rechte des Grundstückseigentümers werden 
durch die Zuweisung des Wahlrechts auf den Nutzer 
nicht verletzt. Sein Eigentum ist mit dem Nutzungs-
recht oder einer staatlich bew illigten Nutzungsbefug-
nis belastet in den Regelungsbereich des Gesetzge-
bers gekommen. Die Anpassung der Nutzungsrechte 
an die veränderten Verhältnisse gebietet, daß die 
Nutzung fremden Eigentums nicht unentgeltlich fort-
gesetzt werden darf. Eine sofortige Kapitalisierung 
des Grundstückswerts durch eine Ankaufsverpflich-
tung des Nutzers ginge über den Inhalt der gebotenen 
Anpassung hinaus. 

Zu dem gleichen Ergebnis führt die sozialpolitische 
Erwägung, daß allein durch die Zuweisung des Wahl-
rechts an den Nutzer eine für diesen tragbare Bela-
stung entsteht. Für den Grundstückseigentümer wird 
der Verkauf des Grundstücks in den meisten Fällen die 
attraktivere Alternative sein, da er hierdurch sofort 
einen nennenswerten Kapitalbetrag erhält, den er 
anlegen oder über den er anderweitig verfügen kann. 
Für viele Nutzer ist ein Ankauf dagegen — jedenfalls 
nicht sogleich — finanzierbar. Ein Kaufzwang würde 
dann dazu führen, daß die Nutzer das Haus und das 
hinzuzuerwerbende Grundstück gleich weiterver-
äußern müßten, um den Kaufpreis bezahlen zu kön-
nen. Das in seinen finanziellen Folgen für die Nutzer 
günstigere Erbbaurecht vermeidet die sich aus einer 
Ankaufsverpflichtung ergebenden Härten. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 schränkt das Wahlrecht des Nutzers dahin 
ein, daß dieser zum Ankauf verpflichtet ist. 

Das Erbbaurecht bringt für den Grundstückseigentü-
mer oft einen hohen Verwaltungsaufwand bei ver-
gleichsweise niedrigen Zinseinnahmen mit sich. 
Besondere Belastungen können weiter dann entste-
hen, wenn der Grundstückseigentümer (wie z. B. die 
Treuhandanstalt) zur Privatisierung durch Veräuße-
rung, angehalten ist. Eine Erbbaurechtsbestellung 
kann dazu führen, daß das Grundvermögen über 
lange Jahre im Eigentum der öffentlichen Hand 
bleibt. 

Aus diesem Grund soll der Nutzer eine Erbbaurechts-
bestellung für ein land-, forstwirtschaftlich, gewerb-
lich genutztes oder öffentlichen Zwecken dienendes 
Gebäude erst dann verlangen können, wenn der 
Verkehrswert des Grundstücks 100 000 Deutsche 
Mark übersteigt. Der sich daraus ergebende Ankaufs-
preis von 50 000 Deutsche Mark stellt bei einer 
solchen Nutzung keine übermäßige Belastung dar. 

Bei einer Vollfinanzierung des Grunderwerbs ergibt 
sich bei einem Zinssatz von 8 vom Hundert und einer 
Tilgung von 1 vom Hundert eine monatliche Bela-
stung von 375 DM. 

Bei den Eigenheimen ist eine Herabsetzung der das 
Wahlrecht ausschließenden Grenze zugunsten der 
Nutzer geboten. Eine Ankaufspflicht ist erst dann zu 
begründen, wenn die Grundstückswerte so niedrig 
sind, daß sich die Bestellung eines Erbbaurechts 
wegen der sehr geringen Zinsbeträge nicht „lohnt" 
und die Belastung aus dem Ankauf auch in Anbe- 
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tracht der Nutzung als Eigenheim für die Nutzer zu 
keinen unzuträglichen Belastungen führt. Diese 
Grenze ist nach dem Entwurf für die Fälle vorgesehen, 
wo der Verkehrswert des Grundstücks weniger als 
30 000 DM beträgt. Dies würde zu einem monatlichen 
Erbbauzins von weniger als 50 DM führen. Die Bestel-
lung solcher Erbbaurechte macht wi rtschaftlich kei-
nen Sinn. Die auf die Laufzeit umgelegten Vertrags-
kosten und die Verwaltungs- und Überweisungsko-
sten machen hier bereits einen wesentlichen Teil des 
Erbbauzinses aus. Den Nutzern ist auf der anderen 
Seite zuzumuten, den Aufwand für einen Ankaufs-
preis von 15 000 DM zu tragen. Die Belastung ist 
gering und bleibt weit unter den Belastungen zurück, 
die die meisten Mieter zu tragen haben. 

§ 122 eröffnet den Nutzern in Härtefällen die Möglich-
keit, für eine auf sechs Jahre beschränkte Zeit das 
Grundstück wie ein Mieter weiter nutzen zu können 
und in dieser Zeit ein Entgelt in Höhe des Erbbauzin-
ses als Miete an die Grundstückseigentümer zu zah-
len. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 schränkt das Wahlrecht des Nutzers in der 
Weise ein, daß nur die Bestellung eines Erbbaurechts 
verlangt werden kann. 

Juristische Personen können aus ihren Statuten ver-
pflichtet sein, Grundvermögen nicht zu veräußern. 
Dies gilt insbesondere für die Kirchen und die Stiftun-
gen. Ein gesetzlicher Zwang zur Veräußerung wider-
spricht insoweit den Zwecken solcher Organisationen 
und kann in Einzelfällen die Erfüllung der Aufgaben 
unmöglich machen oder wesentlich erschweren. Der 
Grundstückseigentümer soll in diesen Fällen den 
Nutzer auf die Bestellung eines Erbbaurechts verwei-
sen können. 

Dies kann wiederum nicht gelten, wenn die Grund-
stücke im komplexen Wohnungs- oder Siedlungsbau 
verwendet oder der gewerblichen Nutzung zugeführt 
wurden und die Grundstücke entsprechend der 
Bebauung neu gebildet werden müssen. Die Sachen-
rechtsbereinigung würde scheitern, wenn in solchen 
Fällen nur Erbbaurechtsbestellungen möglich wären. 
Eine dingliche Absicherung der die Grundstücks-
grenzen überschreitenden Bebauungen durch Be-
gründung von Erbbaurechten, die sich allein auf einen 
Teil der Gebäudegrundfläche erstrecken, ist nur in 
Form von sog. Nachbarerbbaurechten möglich. Die 
Zulässigkeit dieser Rechtsform ist strittig; der Entwurf 
läßt sie aus den zu § 39 Abs. 3 genannten Gründen nur 
in engen Grenzen zu. Die Verweisung des Nutzers auf 
eine Erbbaurechtsbestellung an dem überbauten 
Grundstück würde die Sachenrechtsbereinigung in 
derartigen Fällen meist scheitern lassen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 verweist auf die in § 82 bezeichneten Fälle, in 
denen dem Grundstückseigentümer ein Recht zum 
Ankauf eines Wirtschaftsgebäudes und der vom Nut-
zer errichteten baulichen Anlagen zustehen soll. Dort 

geht es um die Abwägung zwischen betrieblichen 
Interessen des Nutzers und des Grundstückseigentü-
mers, die unter bestimmten Voraussetzungen auch 
ein „umgekehrtes” Ankaufsrecht des Grundstücksei-
gentümers begründen können. Macht der Grund-
stückseigentümer von diesem Recht Gebrauch, so 
muß das die Ansprüche des Nutzers auf Erbbaurechts-
bestellung oder Ankauf des Grundstücks ausschlie-
ßen. 

Zu § 15 — Ausübung des Wahlrechts 

Zu Absatz 1 

Die Wahlentscheidung ist Voraussetzung dafür, daß 
die Beteiligten ihre nach dem Entwurf begründeten 
Ansprüche verfolgen können. Absatz 1 schreibt für die 
Ausübung der Wahl aus Gründen der Rechtssicher-
heit und Beweisbarkeit die Schriftform vor. 

Der Entwurf sieht von dem Erfordernis einer notariel-
len Beurkundung schon dieser Wahlentscheidung ab. 
Hierfür sind folgende Erwägungen ausschlagge-
bend: 

— Die Ansprüche zwischen den Beteiligten werden 
erst durch den Abschluß des beurkundungsbedürf-
tigen Erbbaurechts- oder Grundstückskaufvertra-
ges begründet. Hierfür ist eine notarielle Tätigkeit 
unverzichtbar, die der Entwurf daher auch vor-
sieht. 

— Eine notarielle Mithilfe für die Wahlerklärung ist 
entbehrlich, da die Abgabe der Erklärung kaum 
Schwierigkeiten bereiten wird; der Vollzug der 
Sachenrechtsbereinigung würde durch das Erfor-
dernis einer Beurkundung der Erklärung zu § 15 
Abs. 1 hingegen unnötig erschwert werden. 

— Die Entscheidung zwischen gesetzlich begründe-
ten Ansprüchen ist auch in anderen gesetzlich 
geregelten Fällen formfrei (vgl. § 326 Abs. 1 Satz 2 
BGB), selbst wenn hiervon ein Grundstücksge-
schäft betroffen ist. Die Wahl löst in diesen Fällen 
ebenfalls allein die Rechtsfolge aus, daß sich die 
nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz vorge-
sehene Alternative nunmehr auf einen Vertragstyp 
konzentriert. 

Zu Absatz 2 

Der Entwurf sieht eine Verbindlichkeit der Wahlent-
scheidung vor. Aus diesem Grunde wird die Frist für 
die Abgabe der Wahlerklärung auf den verhältnismä-
ßig langen Zeitraum von fünf Monaten bestimmt. 

Dies beruht auf der Erwägung, daß eine unverbindli-
che Erklärung Unsicherheiten in das Vertragsverhält-
nis hineintragen würde und die spätere Abänderung 
der Wahl Ersatzansprüche begründen müßte, die sich 
oft nur schwer durchsetzen lassen werden und Strei-
tigkeiten zwischen den Nutzern und den Grund-
stückseigentümern nur verschärfen würden. Eine 
Verbindlichkeit der Wahlentscheidung vermeidet 
dies und ist den Nutzern zumutbar, wenn die Frist für 
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die Wahl — wie im Entwurf — auf einen längeren 
Zeitraum festgesetzt wird. 

Zu Absatz 3 

Der Entwurf hat schließlich auch Regelungen für den 
Fall  zu treffen, daß der Nutzer trotz Aufforderung 
keine Wahlerklärung abgibt. Der Entwurf folgt hier 
der in § 264 Abs. 2 BGB für die vertraglich begründe-
ten Wahlschulden vorgesehenen Lösung. Der Grund-
stückseigentümer kann hiernach eine angemessene 
Nachfrist setzen und nach deren fruchtlosem Ablauf 
das Wahlrecht an  sich ziehen. Nach dem Übergang 
des Wahlrechts kann der Grundstückseigentümer den 
Schwebezustand beenden. 

Eines Schutzes des Nutzers vor einer Ankaufsver-
pflichtung bedarf es dann nicht mehr, da dieser zuvor 
über eine lange Zeit Gelegenheit hatte, sich für ein 
Erbbaurecht zu entscheiden, das ihm nach dem Ent-
wurf (§ 32) zugestanden hätte. 

Zu § 16 — Pfleger für Grundstückseigentümer und 
Inhaber dinglicher Rechte 

Es bedarf keiner gesetzlichen Bestimmung dazu, wer 
Grundstückseigentümer im Sinne dieses Gesetzes ist. 
Berechtigt und verpflichtet ist der jeweilige Eigentü-
mer; die Feststellung der Rechtsinhaberschaft wird 
durch die sich an  die Eintragung im Grundbuch 
anknüpfende Vermutung aus § 891 BGB erleichtert. 

Probleme für die Nutzer bei der Verfolgung ihrer 
Ansprüche können sich jedoch daraus ergeben, daß 
die betroffenen Flächen nicht vermessen und die 
Liegenschaftskarten nicht fortgeführt worden sind, 
die erforderlichen Umschreibungen im Grundbuch 
nicht vorgenommen wurden und viele Eigentümer 
oder ihr gegenwärtiger Aufenthaltsort unbekannt 
sind. 

Die Bereinigung der sachenrechtlichen Verhältnisse 
an  diesen Grundstücken wäre auf Jahre hinaus blok-
kiert, wenn der Nutzer auch hier darauf warten müßte, 
bis die Eigentumsverhältnisse an  den nicht vermesse-
nen Grundstücken geklärt, der unbekannte Eigentü-
mer ermittelt und sein Aufenthaltsort festgestellt ist. 

Das gleiche gilt dann, wenn die Inhaber im Grund-
buch eingetragener dinglicher Rechte oder ihr Auf-
enthaltsort unbekannt sind. 

Der Entwurf gibt dem Nutzer in den genannten Fällen 
das Recht, die Bestellung eines Pflegers für den 
Grundstückseigentümer oder den Inhaber eines ding-
lichen Rechts am Grundstück herbeizuführen. 

Das geltende Recht sieht vergleichbare Pflegschaften 
zur Durchsetzung von Ansprüchen in § 1961 BGB 
(Nachlaßpflegschaft auf Antrag) und in § 58 der 
Zivilprozeßordnung (Prozeßpfleger bei herrenlosen 
Grundstücken) vor. § 207 des Baugesetzbuchs enthält 
im Interesse einer zügigen Verfahrensdurchführung 
eine umfängliche Regelung für die Bestellung von 
Vertretern von Amts wegen, auf die das Pflegschafts-
recht Anwendung findet. 

Die Regelung des Entwurfs über die Pflegschaft ist in 
ihrem Anwendungsbereich ähnlich weit gefaßt wie 
§ 207 des Baugesetzbuchs, wobei bei der Ausgestal-
tung der einzelnen Tatbestände den besonderen 
Bedürfnissen im Beitrittsgebiet Rechnung ge tragen 
wird. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bringt die Befugnis des Nutzers zum Aus-
druck, die Bestellung eines Pflegers zur Verfolgung 
seiner gesetzlichen Ansprüche verlangen zu können, 
und beschreibt in den nachfolgenden fünf Fallgrup-
pen die Voraussetzungen für eine Pflegerbestel-
lung. 

Zu Nummer 1 

Die Bestimmung betrifft ein besonderes Problem im 
Beitrittsgebiet, das es in dieser Form in den alten 
Ländern nicht gibt. Hier sind in einigen Bezirken 
Grundstücke nie vermessen und parzelliert worden 
(ungetrennte Hofräume), in einigen infolge Kriegsein-
wirkung zerstörten Städten hat m an  einen Aufbau 
über die Grundstücksgrenzen hinweg vorgenommen, 
ohne die Liegenschaftskarten zu berichtigen. In sol-
chen Fällen ist es häufig derzeit nicht möglich zu 
bestimmen, auf welchem im Grundbuch eingetrage-
nen Grundstück das vom Nutzer errichtete oder 
erworbene Gebäude steht. 

Die zweite Fallgruppe betrifft die Sachverhalte, in 
denen die Eintragungen in den Abteilungen des 
Grundbuchs nicht fortgeführt wurden und der Eigen-
tümer oder Inhaber eines dinglichen Rechts deshalb 
vom Nutzer nicht ermittelt werden kann. 

Zu Nummern 2, 3 

Die Pflegschaft für den unbekannten Rechtsinhaber 
entspricht den im geltenden Recht üblichen Bestim-
mungen (§ 1913 BGB; § 207 Satz 1 Nr. 1 des Bauge-
setzbuchs). — Gleiches gilt für die Pflegschaft für den 
abwesenden Eigentümer mit unbekanntem Aufent-
haltsort (§ 1911 BGB, § 207 Satz 1 Nr. 2 und 3 des 
Baugesetzbuchs). 

Zu Nummer 4 

Die Pflegschaft für den Fall, daß die Beteiligung in 
Gesamthands- oder Bruchteilsgemeinschaften unbe-
kannt ist und die Gemeinschaft keinen gemeinsamen 
Vertreter bestellt hat, ist eine Ergänzung zur Bestim-
mung in Nummer 2. Ein Vertragsschluß wäre auch 
dann nicht durchführbar, wenn nur einzelne Mitglie-
der einer Gesamthands- oder anderen Eigentümerge-
meinschaft ermittelt werden können, die die Beteilig-
ten insgesamt nicht vertreten können oder bei denen 
die Vertretungsbefugnis für die anderen zweifelhaft 
ist. 
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Eine ähnliche Regelung sieht § 207 Satz 1 Nr. 4 des 
Baugesetzbuchs zum Zwecke der Durchsetzbarkeit 
der bauplanerischen Belange vor. Sie ist auch für die 
Durchführbarkeit der Sachenrechtsbereinigung erf or-
derlich. 

Zu Nummer 5 

Ist das Grundstück durch Aufgabe des Eigentums 
herrenlos geworden (§ 928 BGB), so bedarf es für den 
Abschluß eines auf dieses Grundstück bezogenen 
Geschäfts ebenfalls der Bestellung eines Pflegers. 

Zu Absatz 2 

Die Bestellung eines Pflegers gehört zu den Aufgaben, 
mit denen die Amtsgerichte als Vormundschaftsge-
richte betraut sind (§ 35 FGG). Der Entwurf sieht 
deshalb die Zuständigkeit des mit diesen Angelegen-
heiten befaßten Gerichts vor. Örtlich zuständig ist das 
Gericht der belegenen Sache, da es um die Eigen-
tumsverhältnisse am Grundstück geht. 

Die Ausübung des Amts des Pflegers weist im übrigen 
keine Besonderheiten im Vergleich zu anderen Pfleg-
schaftsfällen auf. Der Entwurf sieht deshalb (wie die 
Regelung in § 207 des Baugesetzbuchs) die entspre-
chende Anwendung der Bestimmungen des BGB für 
die Pflegschaft vor. 

Zu Absatz 3 

§ 11b des Vermögensgesetzes sowie Art. 233 § 2 
Abs. 3 EGBGB [in der Fassung des Art. 13 des Ent-
wurfs für ein Registerverfahrenbeschleunigungsge-
setz] sehen die Bestellung gesetzlicher Vertreter für 
die Grundstückseigentümer durch die Gemeinden 
vor. Dies ist wegen der geringen Justizkapazitäten in 
den neuen Ländern zweckmäßig und solange unbe-
denklich, wie der Pfleger Geschäfte der laufenden 
Verwaltung vornimmt. 

Bei den nach dem Entwurf zu bestellenden Erbbau-
rechten auf dem verwalteten Grundstück oder den 
Verkäufen dieser Grundstücke sind jedoch gesetzli-
che Einschränkungen der Vertretungsmacht wegen 
der zu befürchtenden Interessenkollisionen erforder-
lich. Der Vertreter kann nach dem Gesetz gehalten 
sein, Erbbaurechte für sich selbst, einen Verwandten 
oder die Gebietskörperschaft, bei der er angestellt ist, 
zu bestellen oder das Grundstück an  eine dieser 
Personen zu verkaufen. Absatz 3 Satz 1 bestimmt, daß 
ein nach Maßgabe der vorstehenden Regelungen 
bestellter Vertreter auch die nach dem Entwurf vor-
gesehenen Grundstücksgeschäfte vornehmen darf. 
Zur Verhinderung von Mißbräuchen aus Interessen-
kollisionen sehen die Sätze 2 bis 4 jedoch Einschrän-
kungen vor. 

Satz 2 sieht eine an  § 1795 Abs. 1 Nr. 1 BGB und § 20 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes orientierte Ein-
schränkung der gesetzlichen Vertretungsmacht für 
Grundstücksgeschäfte mit sich selbst, seinem Ehegat-

ten, Verwandten oder juristischen Personen vor, bei 
denen der gesetzliche Vertreter als Organ tätig oder 
gegen Entgelt beschäftigt ist. 

Damit ist z. B. die Veräußerung eines Grundstücks 
durch den Bürgermeister als gesetzlicher Vertreter 
des abwesenden Eigentümers an die Gemeinde aus-
geschlossen. 

Die Beschränkungen für das Selbstkontrahieren, von 
denen die vorgenannten Bestimmungen den gesetzli-
chen Vertreter befreien, sind für die nach dem Entwurf 
vorzunehmenden Grundstücksgeschäfte nicht ausge-
schlossen (Satz 3). 

Satz 4 ordnet schließlich an, daß die nach § 1821 BGB 
erforderliche Genehmigung für die Geschäfte über 
das Grundstück durch das Vormundschaftsgericht 
und nicht durch den Landkreis zu erteilen ist, der den 
gesetzlichen Vertreter bestellt hat. 

Zu § 17 — Aufgebotsverfahren gegen den Nutzer 

Zu Absatz 1 

Die Sachenrechtsbereinigung kann auch dann nicht 
durchgeführt werden, wenn ein Nutzungsrecht keiner 
Person zugeordnet werden kann oder der Nutzer oder 
sein Aufenthalt unbekannt ist. Diese Fälle werden 
jedoch im Vergleich zu den in § 16 bezeichneten 
Sachverhalten, in denen der Grundstückseigentümer 
oder ein Inhaber eines dinglichen Rechts am Grund-
stück unbekannt ist, verhältnismäßig selten sein. 

Es ist erwogen worden, auch insoweit die Bestellung 
eines Pflegers vorzusehen. Hiervon ist deshalb 
Abstand genommen worden, weil 

— ein vom Pfleger abgeschlossener Vertrag auf Erb-
baurechtsbestellung oder Kauf des Grundstücks zu 
hohen finanziellen Belastungen für den Nutzer 
führen kann, die für diesen nicht finanzierbar sein 
könnten, und 

— dem Grundstückseigentümer ein Zahlungsan-
spruch gegen einen unbekannten Nutzer nichts 
nützen würde. 

In Absatz 1 wird dem Grundstückseigentümer in 
diesen Fällen die Möglichkeit eingeräumt, den Nutzer 
im Wege eines Aufgebotsverfahrens mit seinen Rech-
ten auszuschließen. 

Zu Absatz 2 

Da das Aufgebotsverfahren zum Verlust aller dingli-
chen Rechte, vertraglichen Ansprüche gegen den 
Grundstückseigentümer und der nach dem Entwurf 
begründeten Ansprüche führt, muß eine hinreichend 
lange Frist vor dem Besitzverlust und — fa lls ein Recht 
im Grundbuch eingetragen worden ist — der letzten 
Eintragung in das Grundbuch verstrichen sein. Eine 
Frist von 30 Jahren —wie nach § 927 BGB — würde die 
Sachenrechtsbereinigung allerdings für eine zu l ange 
Zeit aufschieben und zu lang anhaltenden Investi- 
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tionshindernissen führen. Der Entwurf sieht insoweit 
eine Frist von zehn Jahren als angemessen an, wie sie 
zum Beispiel für die Ersitzung beweglicher Sachen in 
§ 937 Abs. 1 BGB vorgesehen ist. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 verweist auf die Verfahrensvorschriften in 
der Zivilprozeßordnung für das Aufgebotsverfahren 
zum Zwecke der Ausschließung eines Inhabers eines 
Grundpfandrechts, die insoweit entsprechend anzu-
wenden sind. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 bezeichnet die Rechtsfolgen des Ausschluß-
urteils. Die Ansprüche des Nutzers erlöschen. Dingli-
che Rechte am Grundstück, an denen Rechte Dritter 
bestehen können, gehen auf den Grundstückseigen-
tümer über. Dem Nutzer verbleibt ein schuldrechtli-
cher Ausgleichsanspruch für den Rechtsverlust nach 
den Vorschriften über die ungerechtfertigte Bereiche-
rung. 

Zu Unterabschnitt 5 — Verkehrswertermittlung 

Zu § 18 — Grundsätze 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bringt den Grundsatz zum Ausdruck, daß 
Erbbauzins und Ankaufspreis sich nach dem Ver-
kehrswert des Grundstücks bestimmen. Ein gesetzlich 
bestimmter Maßstab für den Interessenausgleich zwi-
schen Nutzer und Grundstückseigentümer muß sich 
an  dem Wert orientieren, den das Grundstück in einer 
Marktwirtschaft hat. Dies ist der We rt, über dessen 
Verteilung mit der gesetzlichen Regelung entschie-
den wird. 

Der Verkehrswert ist in einer Marktwirtschaft keine 
feststehende Größe; er verändert sich entsprechend 
den Gegebenheiten auf dem Grundstücksmarkt. Bei 
einer am Verkehrswert orientierten Preisbemessung 
muß auch der Zeitpunkt für dessen Festsetzung 
bestimmt werden. Hierfür gäbe es drei Möglichkei-
ten: 

1. Gesetzlicher Stichtag: Eine solche Festlegung 
schließt Manipulationen der Beteiligten durch Ver-
zögerung des Vertragsschlusses in der Hoffnung 
auf eine für sie günstige Preisentwicklung aus. 

Einer solchen Stichtagsregelung wohnte indessen 
ein Element willkürlicher Festsetzung inne; es gibt 
kein überzeugendes Argument dafür, die Beteilig-
ten an  den Wert zu binden, den das Grundstück 
gerade an  dem gesetzlich festgelegten Tag hatte. 
Die Beteiligten sind nach dem Entwurf nicht 
gezwungen, sogleich einen Vertrag nach Maßgabe 
dieses Gesetzes abzuschließen. Daher ist zu erwar-
ten, daß viele Erbbaurechts- und Grundstückskauf-
verträge erst mehrere Jahre nach Inkrafttreten 

dieses Gesetzes abgeschlossen werden, weil z. B. 
beide Seiten eine Änderung des derzeitigen 
Zustands nicht für dringlich erachten. Je weiter der 
Vertragsschluß indessen von einem gesetzlich fest-
gelegten Stichtag für die Wertermittlung entfernt 
ist, um so unrealistischer kann eine auf einen 
gesetzlichen Stichtag bezogene Wertbemessung 
ausfallen. 

2. Zeitpunkt des Vertragsschlusses: Dies wäre inso-
fern der beste Zeitpunkt, als mit dem Vertrags-
schluß dem Nutzer auch ein entsprechender Wert 
zufließt. Zwischen Vertragsangebot und Vertrags-
schluß kann allerdings eine Zeitspanne liegen, die 
vom Empfänger des Vertragsangebots verlängert 
werden kann, wenn dieser auf eine für ihn günstige 
Entwicklung auf dem Grundstücksmarkt speku-
liert. Bei starken Preisschwankungen kann es sich 
„lohnen", den Vertragsschluß zu verzögern. Läßt 
es z.B. eine Seite auf einen Rechtsstreit ankommen, 
kann unter ungünstigen Umständen zwischen dem 
Vertragsangebot und dem Vertragsschluß ein Zeit-
raum von einem oder mehreren Jahren liegen. 

3. Zeitpunkt des Vertragsangebots: Hier kann jede 
Seite selbst den für die Wertermittlung maßgeben-
den Zeitpunkt festlegen, indem sie der anderen 
Seite ein Angebot macht. Kein Beteiligter kann die 
andere Seite durch Verzögerung des Vertrags-
schlusses benachteiligen. 

Der Entwurf legt deshalb für die Wertermittlung den 
Zeitpunkt des Angebots als maßgebend fest. 

Derselbe Rechtsgedanke findet sich auch im Enteig-
nungsrecht, wo Werterhöhungen nach Abgabe eines 
Kauf- oder Tauschangebots mit angemessenen Bedin-
gungen bei der Festsetzung der Entschädigung unbe-
rücksichtigt bleiben (vgl. § 95 Abs. 2 Nr. 3 des 
Baugesetzbuchs). 

Zu Absatz 2 

Als Verkehrswert ist grundsätzlich der Preis des 
unbebauten Grundstücks in Ansatz zu bringen. Dies 
entspricht den allgemeinen Grundsätzen zur Ermitt-
lung des Bodenwertes (§§ 13, 14, 15 Abs. 2 der 
Wertermittlungsverordnung vom 6. Dezember 1988 —
BGBl. I S. 2209). Der Bodenwert muß Anknüpfungs-
punkt für die Bemessung der nach diesem Gesetz zu 
entrichtenden Entgelte sein. Das Gebäude ist dem 
Nutzer zuzurechnen. Die gesetzliche Regelung 
begründet Ansprüche auf ein dingliches Recht zur 
baulichen Nutzung des Bodens (Erbbaurecht) oder auf 
Übertragung des Eigentums auf den Errichter des 
Gebäudes. 

Der Verkehrswert kann aus den in der Allgemeinen 
Begründung — vgl. unter D.1.e) — bereits genannten 
Gründen nur nach dem heute üblichen Preisniveau 
bestimmt werden. Die gesetzliche Begriffsbestim-
mung des Verkehrwerts entspricht bis auf den Hin-
weis, daß der Wert des unbebauten Grundstücks 
festzustellen ist, derjenigen in § 194 des Baugesetz-
buchs. 
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Die Qualität des Grundstücks bestimmt sich bei der 
Sachenrechtsbereinigung nach dem Stand, auf den 
sich die Wertermittlung bezieht (vgl. § 3 Abs. 1 der 
Wertermittlungsverordnung). Dies entspricht dem 
Grundsatz, den vorhandenen Wert zu teilen. — Dies 
wäre allerdings dort nicht angemessen, wo der Nut-
zer, sein Rechtsvorgänger oder die Gemeinde im 
Hinblick auf das Bauvorhaben des Nutzers oder sei-
nes Rechtsvorgängers Vermessungs- oder Erschlie-
ßungsmaßnahmen vorgenommen hat. Der Ent-
wurf sieht deshalb grundsätzlich den Abzug des an

-teiligen Vermessungs- und Erschließungsaufwands 
vor, der im Preis für erschlossenes Bauland enthalten 
ist. 

Ausnahmen sind nur in den Fä llen vorgesehen, in 
denen der Eigentümer selbst die Vermessungs- und 
Erschließungskosten getragen hat oder das Grund-
stück bereits während der Dauer seines Besitzes 
erschlossen und vermessen war. Letzteres betrifft die 
Fälle, in denen ein Altbau vom Nutzer übernommen 
wurde. War das Grundstück bereits zu der Zeit ver-
messen und erschlossen, als es sich noch im Besitz des 
Eigentümers befand, so können diese Kosten dem 
Nutzer nicht zugerechnet werden. 

In der DDR wurden von den Gemeinden keine 
Erschließungsbeiträge erhoben. Eine nachträgliche 
Erhebung eines Erschließungsbeitrags für fertigge-
stellte Erschließungsanlagen ist aufgrund der Rege-
lung in der Anlage I Kapitel XIV Abschnitt II Nr. 1.11 
des Einigungsvertrages ausgeschlossen. Nach dieser 
Regelung im Einigungsvertrag ist eine Zuweisung des 
im heutigen Baulandpreis enthaltenen anteiligen 
Erschließungsaufwands an  die Gemeinde nicht mög-
lich. Dies verstieße gegen die Bestimmung des Eini-
gungsvertrages und auch gegen die Regelungen im 
Baugesetzbuch, die allein die Erhebung eines Bei-
trags zu den Kosten der Erschließung, jedoch nicht 
die Abschöpfung einer durch die Erschließung ein-
getretenen Wertsteigerung des Grundstücks zu-
lassen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 trifft ergänzende Regelungen für die Bemes-
sung des Kaufpreises auf Vergleichswertbasis, die 
eine Vereinfachung der Verfahren bezwecken. Die 
Bestimmung des Verkehrswerts im Vergleichswert-
verfahren nach Bodenrichtwerten ist üblich und aner-
kannt (vgl. § 13 Abs. 2 der Wertermittlungsverord-
nung). Der Entwurf sieht vor, daß diese herangezogen 
werden sollen. Jeder Beteiligte kann jedoch eine 
hiervon abweichende Verkehrswertbestimmung ver-
langen, wenn 

— er Anhaltspunkte vorträgt, daß die Bodenricht-
werte nicht den tatsächlichen Marktverhältnissen 
entsprechen, oder 

— die Richtwerte wegen besonderer Umstände als 
Wertermittlungsgrundlage ungeeignet sind. 

Diese Möglichkeit muß den Beteiligten erhalten blei-
ben, da die aus Kaufpreissammmlungen der Gutach-
terausschüsse nach § 195 des Baugesetzbuchs ermit-
telten Bodenrichtwerte nur durchschnittliche Werte 

zum jeweiligen Jahresende enthalten können. Die am 
Markt erzielbaren Preise können wegen konjunktu-
reller Schwankungen und der jeweiligen Lage des 
Grundstücks hiervon nicht unerheblich abweichen. 

Zu § 19 — Verkehrswertermittlung in besonderen 
Fällen 

Die Regelung enthält Bestimmungen für die Fälle, in 
denen es nicht sachgerecht wäre, den Wert von Grund 
und Boden eines vergleichbaren unbebauten Grund-
stücks zugrunde zu legen. Grundlage für die Teilung 
zwischen Nutzern und Grundstückseigentümern kön-
nen nur die vorhandenen Werte sein. Ist der Wert von 
Grund und Boden infolge einer in der DDR erfolgten 
Bebauung geringer, so kann nur dieser Wert der 
Bemessung von Erbbauzins und Ankaufspreis zu-
grunde gelegt werden und so die Teilung herbeifüh-
ren. 

Zu Absatz 1 

Der Grundsatz, wonach der Verkehrswert eines unbe-
bauten Grundstücks zugrunde zu legen ist, kann einer 
Korrektur für die Fälle bedürfen, in denen die Kosten 
für die Freilegung des Grundstücks (Abbruchkosten) 
zu einer Verminderung des Bodenwerts führen. Diese 
Situation ist dort anzutreffen, wo aus der auf dem 
Grundstück vorhandenen Bebauung kein dem 
Bodenwert angemessener Ertrag erzielt werden kann, 
was insbesondere bei mit alten Gewerbe- und Indu-
striebauten überbauten Grundstücken der Fall sein 
wird. Sie ist dort  gerechtfertigt, wo die Notwendigkeit 
des Abbruchs auf den durch den Übergang herbeige-
führten wirtschaftlichen Veränderungen beruht. Die 
Wertminderung des Grundstücks durch die Abbruch-
kosten ist dann die Kehrseite der durch den Übergang 
zur Marktwirtschaft eingetretenen Bodenwertsteige-
rungen. 

Grundprinzip des Entwurfs ist es, einen Interessen-
ausgleich durch Teilung des vorhandenen Boden-
wertes herbeizuführen. Wenn ein alsbaldiger Ab-
bruch für die ordnungsgemäße Bewirtschaftung des 
Grundstücks erforderlich ist und im Verkehr die 
Kosten einer künftigen Freilegung des Grundstücks 
sich bereits jetzt wertmindernd auswirken, würde der 
Ansatz des Bodenwertes eines vergleichbaren unbe-
bauten Grundstücks ohne diese Korrektur zu einem 
unzutreffenden Ergebnis führen. 

Soweit die Notwendigkeit alsbaldigen Abbruchs auf 
unterlassener Instandhaltung des Gebäudes oder der 
baulichen Anlage durch den Nutzer beruht oder der 
Nutzer aufgrund Vertrags zum Abbruch verpflichtet 
ist, würde der Abzug der Abbruchkosten nicht zu 
einem Ausgleich der durch den Übergang von der 
Plan- zur Marktwirtschaft entstandenen Vermögens-
nachteile, sondern zu einer ungerechtfertigten Entla-
stung des Nutzers wegen eigener Versäumnisse oder 
entgegen vertraglicher Absprachen führen. Satz 2 
sieht deshalb vor, daß in diesen Fällen kein Abzug der 
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Abbruchkosten erfolgen kann, selbst wenn sich diese 
im Verkehr bei einer Veräußerung preismindernd 
auswirken. 

Satz 3 bestimmt, daß mindestens der in Absatz 3 
genannte Entschädigungsbetrag in Ansatz zu bringen 
ist; der Anspruch auf die Entschädigung beläuft sich 
auf den Mindestwert, der im bebauten Grundstück 
noch vorhanden ist. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält Ausnahmevorschriften, die im staat-
lichen und genossenschaftlichen Wohnungsbau zur 
Anwendung kommen. Hier sind die Bauweise und der 
bauliche Zustand des Gebäudes sowie die einge-
schränkte Ertragsfähigkeit des Grundstücks zu 
berücksichtigen, weil sie auf den Bodenwert durch-
schlagen. Dies ergibt sich daraus, daß aus dem Wohn-
gebäude wegen gesetzlicher Mietbegrenzungen in 
der Regel keine dem Bodenwert angemessene Ver-
zinsung erzielt wird und einem Abriß des Gebäudes 
längerfristig tatsächliche und rechtliche Hindernisse 
entgegenstehen. 

In der Wertermittlungspraxis wird in diesen Fällen 
eine Abzinsung beim Bodenwert in Ansatz gebracht. 
Der Entwurf sieht vor, daß die einschlägige Bestim-
mung der Wertermittlungsverordnung (§ 20) hier 
entsprechend anzuwenden ist. 

Zu Absatz 3 

Die Bewertung der Grundstücke, die für öffentliche 
Zwecke in Gemeingebrauch überführt wurden (Stra-
ßen, Grünanlagen usw.), nach dem Verkehrswert 
würde zu unangemessenen Ergebnissen führen. 
Diese Grundstücke sind mit der Inanspruchnahme 
dem Grundstücksmarkt entzogen worden und haben 
deshalb keinen Verkehrswert. 

Auch in solchen Fällen muß ein Interessenausgleich 
zwischen dem Nutzer und dem Grundstückseigentü-
mer stattfinden. Der Entwurf geht hier von dem 
Grundsatz aus, daß für die in dieser Weise genutzten 
Grundstücke mindestens der Be trag zu zahlen ist, der 
in der ehemaligen DDR als Enteignungsentschädi-
gung hätte beansprucht werden können. Der Grund-
stückseigentümer wäre selbst im sozialistischen Staat 
wenigstens mit diesem Be trag abgefunden worden. 
Die Entschädigung ist der Mindestwert, der auch im 
überbauten Eigentum noch vorhanden ist. 

Diese Bewertung trägt zugleich dem Umstand Rech-
nung, daß der Eigentümer eines solchen Grundstücks 
nicht weniger erhalten darf als derjenige, der entschä-
digungslos enteignet wurde und nunmehr einen 
Anspruch auf Entschädigung nach § 9 Abs. 1 des 
Vermögensgesetzes in Verbindung mit dem Entwurf 
für ein Entschädigungsgesetz hat. Für den Alteigen-
tümer ist darin eine Abfindung auf dieser Grundlage 
vorgesehen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 trifft eine Regelung für die Bestimmung der 
Ausgleichszahlungen für den Rechtsverlust nach § 15 
Abs. 1 des Entwurfs für ein Bodensonderungsgesetz. 
Der Entwurf des Bodensonderungsgesetzes verweist 
insoweit auf die in diesem Entwurf für den Ankaufsfall 
begründeten Ansprüche. Die Regelungen im Boden-
sonderungsgesetz und diejenigen in diesem Entwurf 
müssen, was die Grundprinzipien für die Bemessung 
des Ausgleichs für den sein Eigentum verlierenden 
Grundstückseigentümer angeht, übereinstimmen. In-
soweit ist auf die Ausführungen im Allgemeinen Teil 
der Begründung zum Entwurf Bezug zu nehmen. Dies 
gilt sowohl für den das Recht verlierenden Grund-
stückseigentümer als auch für den Nutzer, der das 
Eigentum durch Ankauf nach diesem Entwurf oder 
durch Begründung des Eigentums nach § 13 Abs. 1 
Satz 2 des Entwurfs für ein Bodensonderungsgesetz 
erhält. 

Eine Unterscheidung zwischen den in § 5 des Entwurfs 
zum Bodensonderungsgesetz genannten Sachverhal-
ten des komplexen Wohnungs- und Siedlungsbaus 
und den sonstigen Fällen der Bebauung fremder 
Grundstücke wäre weder von der wi rtschaftlichen 
Bedeutung noch von der rechtlichen Regelung in der 
DDR her gerechtfertigt. 

Die Regelung in § 19 Abs. 4 sieht allerdings vor, daß 
für die im komplexen Wohnungs- und Siedlungsbau, 
in vergleichbarer Weise oder für damit im Zusammen-
hang stehende Maßnahmen der Infrastruktur genutz-
ten Grundstücke ein einheitlicher Wert nach der 
baulichen Nutzung aller in solch einem Gebiet bele-
genen Grundstücke zu ermitteln ist. Dies entspricht 
dem Gebot zu einer sachgerechten Bemessung der an 
die Eigentümer für den Rechtsverlust zu zahlenden 
Ausgleichsleistungen in einem aufgrund einer ein-
heitlichen Bebauungskonzeption überbauten Gebiet. 
Zugleich wird hiermit die Bewe rtung wesentlich 
erleichtert und in vielen Fällen eine Durchführung der 
Bodenneuordnung erst möglich gemacht. 

Die Regelung erfaßt diejenigen Fälle, in denen Bau-
vorhaben des sog. komplexen Wohnungsbaus auf-
grund von Plänen, die in der ehemaligen DDR als 
Bebauungskonzeption bezeichnet wurden (vgl. die 
Anlage 3 zur Ersten Durchführungsbestimmung zur 
Verordnung über die Vorbereitung von Investitionen 
vom 10. Dezember 1985 — GBl. I Nr. 35 S. 393), 
durchgeführt wurden. Hierbei wurden zum Teil ganze 
Stadtteile „auf der grünen Wiese" neu gebaut. Solche 
Bauvorhaben wurden oft ohne Klärung der Rechtsver-
hältnisse an  Grund und Boden verwirklicht. Die bau-
lichen Anlagen verlaufen häufig quer über die Grund-
stücksgrenzen hinweg. Die Folge einer solchen 
Bebauung ohne Rücksichtnahme auf die Eigentums-
verhältnisse ist, daß nunmehr Wohnblocks und die 
gesamte für ein Wohngebiet erforderliche Infrastruk-
tur sich in weiten Bereichen auf in P rivateigentum 
stehenden Grundstücken befinden. 

Diese Sachverhalte sind nur in beschränktem Umfang 
durch einen bürgerlich-rechtlichen Ankauf der 
Grundstücke nach den Bestimmungen dieses Geset-
zes zu regeln. Eine Bereinigung dieser Rechtsverhält- 
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nisse durch den Abschluß von Grundstückskaufverträ-
gen mit den Eigentümern wird nur dann in Betracht 
kommen, wenn es sich um wenige Grundstücke han-
delt und diese Grundstücke nicht mehreren Nutzern 
zugeordnet werden müssen. Im übrigen müssen diese 
Sachverhalte in einem erweiterten, auch die im Privat-
eigentum befindlichen Grundstücke einschließenden, 
die Zuordnung ergänzenden oder an deren Stelle 
tretenden Bodenneuordnungsverfahren geregelt wer-
den. 

Die Regelungen für dieses Verfahren sind im Entwurf 
für ein Bodensonderungsgesetz (Art. 14 des Entwurfs 
für ein Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz) ent-
halten. Satz 1 nimmt insoweit auf die Tatbestands-
merkmale in § 5 Abs. 3 jenes Entwurfs Bezug und gibt 
damit den Maßstab sowohl für den in jenem Verfahren 
nach § 15 Abs. 1 zu zahlenden Ausgleich für den 
Rechtsverlust wie auch für die außerhalb eines sol-
chen Verfahrens abzuschließenden Grundstücksge-
schäfte nach diesem Entwurf vor. 

Die aufgrund einer solchen Bebauungskonzeption in 
Anspruch genommenen Grundstücke sollen nach 
einem einheitlichen Verkehrswert für alle im bebau-
ten Gebiet belegenen Grundstücke bewertet werden, 
weil eine Bewertung für jedes einzelne Grundstück 
außerordentlich aufwendig und auch nicht sachge-
recht wäre. 

1. Den zu regelnden Rechtsverhältnissen liegen groß-
flächige Bebauungen vieler Grundstücke zu-
grunde. Eine Ermittlung der Bodenwerte für die 
einzelnen Grundstücke wäre außerordentlich auf-
wendig, weil die Grundstücke in ganz unterschied-
lichem Umfang in Anspruch genommen und in 
verschiedener Weise überbaut wurden. Die Bewer-
tung für ein einzelnes Grundstück wird dadurch 
erschwert, daß mal das Grundstück insgesamt, mal 
nur eine Teilfläche bebaut worden ist. Da die 
Gebäude teilweise quer über die Grundstücks-
grenzen hinweg errichtet wurden, können auf 
einem Grundstück Gebäude (oder -teile) ganz 
verschiedener Art stehen. 

2. Eine unterschiedliche Bewertung der Grund-
stücke, je nach Art und Umfang der aufstehenden 
Bebauung, wäre nicht sachgerecht. Für den betrof-
fenen Grundstückseigentümer hing es von einem 
nicht zu beeinflussenden Zufall ab, ob und was für 
ein Gebäude oder was für eine bauliche Anlage auf 
seinem Grundstück gebaut wurde. Die verwirk-
lichte bauplanerische Konzeption nahm auf die 
Grundstücksgrenzen und die Eigentumsverhält-
nisse keine Rücksicht. Der Grundstückseigentü-
mer konnte auf die Bauplanung in der ehemaligen 
DDR in der Regel keinen Einfluß nehmen. 

Die Bebauung der Grundstücke beruhte anderer-
seits auf einem einheitlichen planerischen Kon-
zept. Alle überbauten Grundstücke haben insoweit 
ein gleiches Schicksal erlitten. Die Nutzer konnten 
das Grundstück infolge der Verwirklichung des 
Planes in Anspruch nehmen. Eine Bestimmung des 
für Erbbauzins und Kaufpreis maßgebenden Ver-
kehrswerts nach der zufälligen Be troffenheit des 
Grundstücks würde insofern zu willkürlichen 
Ergebnissen führen. Der Maßstab für den Interes

-

senausgleich ist deswegen eher vom Gedanken 
einer einheitlichen Entschädigung des Eigentü-
mers für die durch den Plan  bestimmte bauliche 
Inanspruchnahme (auch) seines Grundstücks zu 
bestimmen. 

Die einheitliche Verwendung der Grundstücke für 
Maßnahmen des komplexen Wohnungsbaus erfordert 
auch einen gleichmäßigen Interessenausgleich zwi-
schen den Nutzern und Eigentümern nach einer 
einheitlichen Grundlage. Dem entspricht die Zugrun-
delegung eines durchschnittlichen Verkehrswerts für 
alle in einem solchen Gebiet belegenen Grund-
stücke. 

Befindet sich in dem Bodenneuordnungsgebiet noch 
ein Grundstück, das nicht bebaut ist und einem 
Grundstückseigentümer gehört (Baulücke), wird in 
der Regel eine Rückgabe auch dieses einen Grund-
stücks nicht in Betracht kommen, da es in die baupla-
nerische Gesamtkonzeption einbezogen wurde und 
vom Grundstückseigentümer in der Regel auch nicht 
in einer bauplanungsrechtlich zulässigen Weise 
bebaut werden kann. Eine Teilung des Bodenwerts 
aufgrund in der DDR mit Billigung staatlicher Stellen 
erfolgter baulicher Inanspruchnahme kann hier 
jedoch nicht erfolgen. Satz 3 sieht deshalb vor, daß in 
diesem Fall die Ausgleichszahlung nach dem vollen 
Verkehrswert bemessen werden muß. 

Zu Absatz 5 

Die einheitliche Preisermittlung führt die gebotene 
Gleichbehandlung zwischen den Grundstückseigen-
tümern in einem solchen Gebiet herbei. Auf der Seite 
derjenigen, denen Eigentum oder dingliche Rechte im 
Bodenneuordnungsverfahren zugewiesen werden, 
tritt durch die Bestimmung eines einheitlichen Ver-
kehrswertes für alle Grundstücke in dem überbauten 
Gebiet jedoch insofern eine Verzerrung ein, als der 
Nutzer eines gewerblichen Zwecken dienenden 
Gebäudes zuwenig, die Gemeinde für den Erwerb der 
im Gemeingebrauch stehenden Flächen jedoch zuviel 
zahlen muß. 

Der Entwurf des Bodensonderungsgesetzes sieht in 
§ 15 Abs. 5 eine allein auf die Flächen bezogene 
Zahlungspflicht zur Deckung aller Entschädigungs-
leistungen vor. Ein solches Verfahren ist einfach, führt 
zu einer schnellen Kostendeckung und damit zur 
raschen Erledigung der Ausgleichsansprüche derjeni-
gen, die ihr Eigentum oder andere Rechte an Grund-
stücken in dem Verfahren verlieren. 

Die vorgenannten Ungleichheiten aus der einheitli-
chen Preisbemessung im Hinblick auf die durch die 
Zuweisung des Eigentums an  Grundstücken entstan-
denen Vorteile werden dadurch nicht ausgeglichen. 
Absatz 6 sieht insofern vom Bodensonderungsträger 
zu ermittelnde und festzusetzende Ausgleichsabga-
ben und -zahlungen vor (Satz 1). Die Abgabe ist zu 
erheben, nachdem der Sonderungsbescheid be-
standskräftig geworden ist und damit die Grundlagen 
für eine endgültige Ausgleichung der Vor- und Nach-
teile durch die einheitliche Verkehrswertbemessung 
feststehen (Satz 2). Das Verfahren zur Erhebung der 
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Abgabe und zur Zahlung der Ausgleichsleistungen ist 
vom Träger der Sonderungsbehörde, in der Regel also 
der Gemeinde, durchzuführen (Satz 3). Die Entschei-
dungen können außerhalb des Sonderungsbescheids 
erfolgen; Abgabe und Ausgleichszahlungen sind spä-
testens ein Jahr nach Bestandskraft des Sonderungs-
bescheids festzusetzen und werden einen Monat nach 
dessen Bekanntgabe fällig (Sätze 4 und 5). 

Zu Absatz 6 

Liegen die von der Sachenrechtsbereinigung betrof-
fenen Grundstücke in einem förmlich festgelegten 
städtebaulichen Sanierungsgebiet oder Entwick-
lungsbereich, so können allein durch die Aussicht auf 
die Sanierung oder Entwicklung Werterhöhungen 
eintreten. Die hierdurch entstandene Erhöhung des 
Bodenwerts ist durch einen Ausgleichsbetrag an die 
Gemeinde abzuführen (§ 154 Abs. 1, § 153 Abs. 1 des 
Baugesetzbuchs). 

Solche Wertsteigerungen sind bei dem Ausgleich 
zwischen dem Nutzer und dem Grundstückseigentü-
mer nicht zu berücksichtigen. Die nach Durchführung 
der Sanierung oder Stadtentwicklung eintretenden 
Wertsteigerungen führen zu einer Steigerung des 
Bodenwerts, die dem Grundstückseigentümer zugute 
kommt, der dafür wiederum mit einem Ausgleichsbe-
trag belastet wird (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, Bau-
gesetzbuch, 3. Aufl., § 154 Rdn. 7). Die Verweisung auf 
§ 153 Abs. 1 des Baugesetzbuchs stellt klar, daß die 
sanierungs- und entwicklungsbedingten Wertsteige-
rungen nicht in die Preisbemessungsgrundlage einzu-
beziehen sind. 

Zu § 20 — Verordnungsermächtigung 

Für die Verkehrswertermittlung nach dem Baugesetz-
buch bestehen bereits Regelungen in der Wertermitt-
lungsverordnung, die durch Richtlinien ergänzt wer-
den. Die bestehenden Bestimmungen und Richtlinien 
enthalten jedoch keine speziell auf die Bestimmung 
des Grundstückswerts für die Sachenrechtsbereini-
gung bezogenen Regelungen. Ergänzende Regelun-
gen können die Umsetzung dieses Gesetzes wesent-
lich erleichtern. 

In die Verordnung sollen insbesondere aufgenommen 
werden können: 

1. Bestimmungen über die Feststellung für eine Ver-
kehrswertermittlung nach Sach- und Ertragswert-
gesichtspunkten. Die dort genannten wertmin-
dernden Faktoren hängen insbesondere von der 
Lage des Grundstücks, dem Alter des Gebäudes 
und den Mieterträgen ab. Im Wege einer Verord-
nung sollen insoweit Maßstäbe für eine einheit-
liche Bewertung festgelegt werden können, um 
so Unsicherheiten in der Wertermittlung abzu-
bauen. 

Hierzu können auch durchschnittliche, am Wert 
eines vergleichbaren unbebauten Grundstücks 
orientierte Richtwerte festgelegt werden. 

2. Nähere Bestimmungen können auch die Ermitt-
lung des abzugsfähigen anteiligen Erschließungs-
aufwands erleichtern. Dieser Aufwand kann zum 
Beispiel durch Vergleich der Preise für erschlie-
ßungsbeitragsfreies (wo der Beitrag schon bezahlt 
wurde) und erschließungsbeitragspflichtiges Bau-
land in ähnlichen Lagen bestimmt werden. 

Zu Unterabschnitt 6 — Erfaßte Flächen 

Der Unterabschnitt 6 regelt die Frage, auf welche 
Flächen die nach dem Entwurf begründeten Ansprü-
che zu erstrecken sind. Der Entwurf sieht eine nach 
bestimmten Fallgruppen differenzierende Regelung 
vor. Eine Lösung a ller Fallgruppen nach einheitlichen 
Abgrenzungskriterien ist nicht durchführbar. 

Soweit die Nutzungsrechtsgrenzen formgerecht fest-
gelegt worden sind, müssen die Ansprüche des Nut-
zers sich grundsätzlich daran orientieren, da ihm eine 
Beteiligung am Bodenwert nur im Umfang seines in 
der DDR begründeten Besitzstands zustehen kann. 
Bei einem auf die Gebäudegrundfläche bezogenen 
Nutzungsrecht muß jedoch ein meist zusätzlich abge-
schlossener Nutzungsvertrag oder die ortsübliche 
Bestimmung der Nutzungsrechtsgrenzen ergänzend 
herangezogen werden. Auf die Gebäudegrundfläche 
bezogene Nutzungsrechte gab es jedoch fast nur auf 
unvermessenen volkseigenen Grundstücken, so daß 
es auch nur dort einer vom Nutzungsrecht abweichen-
den Bestimmung des Umfangs der nach diesem 
Gesetz begründeten Ansprüche bedarf. 

Auf den genossenschaftlich genutzten Flächen 
erfolgte die Bestimmung des Umfangs der Nutzungs-
befugnisse in der Regel durch Entscheidung der 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. 
Insofern ist die zugewiesene Fläche der richtige Aus-
gangspunkt für die Bestimmung des Umfangs der 
nach diesem Gesetz begründeten Ansprüche. 

Für die Fälle, in denen der Umfang der Berechtigung 
des Nutzers nach den Bestimmungen des Entwurfs 
zu 

— den genossenschaftlich genutzten Flächen (§  22), 

— den unvermessenen volkseigenen Grundstücken 
(§ 23) oder 

— den Wohn-, Gewerbe- und Industriebauten ohne 
Klärung der Eigentumsverhältnisse (§  24) 

nicht ermittelt werden kann, muß eine notwendiger-
weise allgemein gefaßte Auffangbestimmung (§  25) 
eingreifen. In diesen Fä llen muß der Umfang der im 
Entwurf begründeten Ansprüche des Nutzers nach 
der für ein Gebäude der entsprechenden Art ortsübli-
chen Flächengröße festgelegt werden. Bei Eigenhei-
men ist die Größe auf das in den sog. Flächennorma-
tiven nach § 7 Satz 2 der Eigenheimverordnung vom 
31. August 1978 (GBl. I Nr. 40 S. 425) und § 2 der 
Verordnung über die Bereitstellung von genossen-
schaftlich genutzten Bodenflächen zur Errichtung von 
Eigenheimen auf dem Lande vom 9. September 1976 
(GBl. I Nr. 35 S. 426; Ber. Nr. 42 S. 500) genannte 
Sollgröße von 500 Quadratmetern zu beschränken. 
Dieser Maßstab entspricht dem für die Bestimmung 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992 

der Ausübungsbefugnis aus einem auf die Gebäude-
grundfläche bezogenen Nutzungsrecht in Art. 233 § 4 
Abs. 3 Satz 2 EGBGB. Der Entwurf trifft insoweit 
Vorsorge für eine gleichmäßige Regelung über den 
Umfang der Berechtigung des Nutzers, wenn andere 
Kriterien nicht greifen. 

Zu § 21 — Vermessene Flächen 

§ 21 ist die Norm für vermessene Grundstücke, wenn 
die Verleihung des Nutzungsrechts oder die vertrag-
lich begründete Nutzungsbefugnis das Grundstück 
insgesamt betrifft. Dies war als Regelfall für die auf 
volkseigenen Grundstücken verliehenen Nutzungs-
rechte vorgesehen. Hier erstrecken sich auch die im 
Entwurf begründeten Ansprüche auf das Grundstück 
insgesamt. Eine Sonderregelung für übergroße Nut-
zungsrechte enthält § 26. 

Zu § 22 — Genossenschaftlich genutzte Flächen 

§ 22 enthält die Regelungen zum Umfang der in 
diesem Gesetz begründeten gesetzlichen Ansprüche 
auf den Flächen, die dem genossenschaftlichen Nut-
zungsrecht der landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaften unterlagen. 

Der Entwurf regelt in Absatz 1 den Eigenheimbau, in 
Absatz 2 die anderen Bauten, soweit sie auf der 
Grundlage eines zugewiesenen Nutzungsrechts er-
richtet wurden, und in Absatz 3 die aufgrund des 
gesetzlichen Nutzungsrechts errichteten Bauwerke 
und baulichen Anlagen, soweit sie nicht Eigenheime 
sind. 

Die Eigenheime sind insoweit besonders zu regeln, da 
für diese Bauten der Umfang der dem Nutzer zuge-
wiesenen Fläche durch ein sog. Flächennormativ auf 
500 Quadratmeter festgelegt war. 

Zu Absatz 1 

Für den Eigenheimbau orientiert sich der Entwurf an 
 den drei Kriterien, nach denen die Grenzen der 

Nutzungsrechte in der ehemaligen DDR bestimmt 
wurden. Den Betroffenen soll insoweit grundsätzlich 
(für Übergrößen ist in § 26 eine besondere Regelung 
getroffen) weder etwas genommen noch mehr gege-
ben werden, als sie in der DDR hatten. Der Entwurf 
bestimmt deshalb die Flächen nach Kriterien, die in 
der DDR die Grenzen der Nutzungsrechte festlegten. 
Dies waren in nachstehender Reihenfolge: 

1. Liegenschaftsdokumentation, 

2. Nutzungsverträge, wenn Flächen von den l and-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften den 
Gemeinden zur Nutzungsübertragung und von 
diesen an  Bürger zur Bebauung überlassen wur-
den, 

3. Entscheidungen der LPG-Vorstände oder der 
Gemeinden über den Umfang der zugewiesenen 
Flächen. 

Zu Absatz 2 

Bei den land-, forstwirtschaftlich oder gewerblich 
genutzten Gebäuden gelten die vorstehenden Bestim-
mungen entsprechend, wenn den Nutzern ein Nut-
zungsrecht zugewiesen wurde. Der Umfang des 
Anspruchs des Nutzers bestimmt sich hier nach dem 
Nutzungsrecht. 

Zu Absatz 3 

Bei der üblichen Bebauung aufgrund des gesetzlichen 
Nutzungsrechts der landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaften muß allerdings der Aufhebung 
des gesetzlichen Nutzungsrechts mit dem Ziel der 
Wiederherstellung einer auf dem Privateigentum 
beruhenden Bewirtschaftung der Fläche Rechnung 
getragen werden. Hier ist allein Vorsorge dafür 
berechtigt und geboten, daß der Wert der baulichen 
Investition erhalten bleibt. Die Ansprüche der Nutzer 
haben sich deshalb grundsätzlich auf die für die 
Nutzung der Gebäude notwendigen Flächen (Funk-
tionsflächen) zu beschränken. Wenn die Nutzung der 
Gebäude — wie in der Regel — innerhalb eines 
Betriebes erfolgt, sind die für die zweckentsprechende 
Nutzung des Gebäudes innerhalb eines Betriebes 
notwendigen Flächen einzubeziehen. 

Zu § 23 — Unvermessene volkseigene Grundstücke 

Die Nutzungsrechte auf volkseigenen Grundstücken 
bereiten bezüglich des Umfangs der einzubeziehen-
den Flächen vor allem dann ein Problem, wenn die 
Nutzungsrechte auf unvermessenen Grundstücken 
— dann meist auf die Gebäudegrundfläche be-
schränkt — verliehen wurden. 

Soweit es sich um die Abgrenzung von Nutzungsrech-
ten ehemaliger Rechtsträger volkseigenen Vermö-
gens handelt, sind an erster Stelle die Entscheidungen 
über die Vermögenszuordnung der Grundstücke 
zugrunde zu legen, soweit diese über die Grenzen der 
Nutzungsrechte Aufschluß geben. Der Bescheid über 
die Zuordnung eines z. B. von einer Konsumgenos-
senschaft oder einer Produktionsgenossenschaft des 
Handwerks genutzten Grundstücks oder Grund-
stücksteilfläche entspricht in der Regel dem Umfang 
der Nutzungsbefugnis der Genossenschaften aus vor-
maliger Rechtsträgerschaft oder aus dem Nutzungs-
recht und gibt damit auch Aufschluß über die nach 
diesem Gesetz begründeten Ansprüche. 

An zweiter Stelle sind die Regelungen in den Nut-
zungsverträgen anzuwenden, die bis zu einer Ver-
messung und Teilung der Grundstücke die Nutzungs-
befugnisse auf dem ungeteilten Grundstück abgren-
zen sollten. 

Nutzungsrechte auf unvermessenen volkseigenen 
Grundstücken konnten auf die Grundflächen der 
Gebäude bezogen werden; die Nutzungsbefugnisse 
an den Gemeinschaftsanlagen und am Gartenland 
waren in Nutzungsverträgen zu regeln (Nr. 75, 76 der 
Colido-Grundbuchanweisung des Ministers des In-
nern und Chefs der Deutschen Volkspolizei vom 
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27. Oktober 1987, erlassen aufgrund § 37 der Grund-
buchverfahrensordnung vom 30. Dezember 1975 

—GBl. 1976 1 Nr. 3 S. 42). 

Schließlich ist die erfaßte Fläche danach zu bestim-
men, welche Fläche für die Nutzung von Gebäuden 
der entsprechenden Art zweckmäßig und ortsüblich 
ist. Auch in diesen Fällen muß dann auf die in Art. 233 
§ 4 Abs. 3 Satz 3 EGBGB festgelegten Maßstäbe 
zurückgegriffen werden. 

Zu § 24 — Wohn-, Gewerbe- und Industriebauten 
ohne Klärung der Eigentumsverhältnisse 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung regelt die schwierigen Fragen einer 
großflächigen Überbauung ohne Klärung der Eigen-
tumsverhältnisse an Grund und Boden. Nach den 
rechtlichen Regelungen der ehemaligen DDR wäre 
hier grundsätzlich eine enteignende Inanspruch-
nahme nach § 14 des Aufbaugesetzes vom 6. Septem-
ber 1950 (GBl. Nr. 104 S. 965) in Verbindung mit § 9 
des Entschädigungsgesetzes vom 25. April 1960 
(GBl. I Nr. 26 S. 257), seit dem 1. Januar 1985 nach § 12 
des Baulandgesetzes vom 15. Juni 1984 (GBl. I Nr. 17 
S. 201) erforderlich gewesen. Für diese Flächen hätten 
dann Rechtsträgerschaften begründet oder den 
Genossenschaften Nutzungsrechte verliehen werden 
können. 

In der Praxis hat man  sich darum oft nicht gekümmert. 
Die Folgen solcher Nachlässigkeiten sind unter den 
veränderten marktwirtschaftlichen Umständen ver-
heerend. Die Grundstücksgrenzen verlaufen z. T. 
quer unter den Gebäuden; da — jedenfalls auf den im 
Privateigentum stehenden Flächen — kein selbständi-
ges Gebäudeeigentum entstanden ist, verlaufen die 
Eigentumsgrenzen z. T. vertikal durch die Gebäude. 
Für die Verkehrsfähigkeit und Beleihbarkeit ist eine 
unverzügliche Neuordnung der Eigentumsverhält-
nisse erforderlich. 

Eine Bereinigung dieser Rechtsverhältnisse kann nur 
in seltenen Fällen allein auf der Grundlage dieses 
Gesetzes erfolgen, das zivilrechtliche Ansprüche zwi-
schen den Grundstückseigentümern und den Nutzern 
begründet. Eine Lösung auf dieser Grundlage wird 
insoweit nur in Fällen möglich sein, in denen durch die 
Nutzer nur noch wenige Grundstücke in dem über-
bauten Gebiet hinzuerworben werden müssen und es 
keiner Umlegung im Hinblick auf die jetzt vorhan-
dene Bebauung bedarf. Meistens wird sich eine 
Lösung nur in einem alle Grundstücke in dem über-
bauten Gebiet erfassenden Bodenneuordnungsver-
fahren finden lassen, das zweckmäßigerweise mit der 
Zuordnung der in dem Gebiet belegenen volkseige-
nen Grundstücke erfolgen sollte. Die Bestimmungen 
für die schwierige Durchführung solcher Verfahren 
befinden sich im Entwurf für ein Bodensonderungsge-
setz. 

Die Regelung in § 24 hat insofern Bedeutung nur für 
die Fälle, in denen es nicht zur Durchführung solcher 
Verfahren kommt, weil die hierfür erforderlichen 
personellen und sachlichen Kapazitäten in der Ver

-

waltung nicht zur Verfügung stehen, sich ein solches 
Verfahren wegen der geringen Zahl der noch betrof-
fenen Grundstücke nicht „lohnt" oder die Nutzer (vor 
allem Wohnungsbau- oder Konsumgenossenschaften) 
sogleich den Grund und Boden für die Gebäude 
hinzuerwerben wollen. 

§ 24 ermöglicht den Errichtern der Gebäude, von den 
betroffenen Grundstückseigentümern die Bestellung 
von Erbbaurechten oder den Hinzuerwerb des Eigen-
tums nach den allgemeinen Grundsätzen dieses 
Gesetzes (50:50-Teilung des Bodenwerts u. a.) zu 
verlangen. 

Eine privatrechtliche Bereinigung durch Hinzuer-
werb der jeweils be troffenen Flächen durch die Nut-
zer ist auch hier unverzichtbar. Die ungeklärten 
Eigentumsverhältnisse wirken sich in diesem Bereich 
besonders investitionshemmend aus. Die Dringlich-
keit, die baulichen Investitionen (Wohnblocks, 
gewerbliche Bauten) verkehrsfähig und beleihbar 
machen zu müssen, erfordert die Einbeziehung auch 
dieser Fälle in die Sachenrechtsbereinigung. 

Ein Ankaufsrecht kann den Nutzern allerdings nur 
insoweit gewährt werden, als die be troffenen Grund-
stücke am Tage vor dem Beitritt bereits baulich in 
Anspruch genommen waren. Die diesem Gesetz 
zugrunde liegenden Eckwerte passen auch nur für 
diese Sachverhalte. 

— Die Abgrenzung der Flächen erfolgt dann nach 
den schon eventuell vorhandenen Aufteilungs-
oder Vermessungsunterlagen, wenn die geplante 
Teilung der Grundstücke mit der Bebauung vor 
dem Beitritt in die Wege geleitet wurde. Diese 
Grundstücke waren bereits durch die bauliche 
Nutzung belastet und werden deshalb in die 
Befugnis zur Bestellung von Erbbaurechten einbe-
zogen. 

— Sehr häufig sind in den im komplexen Wohnungs-
oder Siedlungsbau überbauten Gebieten die mei-
sten Flurstücke in Volkseigentum überführt wor-
den, nur einzelne der überbauten Grundstücke 
befinden sich noch im P rivateigentum. Über die 
Zuordnung der vormals volkseigenen Flächen 
wird durch einen Feststellungsbescheid nach dem 
Vermögenszuordnungsgesetz entschieden. Die 
Zuordnung dieser Flächen kann in einem Zuord-
nungsplan nach § 2 Abs. 2a und Abs. 2b Vermö-
genszuordnungsgesetz erfolgen, der insoweit die 
neuen Grundstücksgrenzen und -bezeichnungen 
festlegt. 

Die Festlegungen im Zuordnungsplan ergeben in 
der Regel auch Aufschluß für die Bestimmung der 
Grundstücksgrenzen in den dazwischen liegen-
den, im Privateigentum verbliebenen Grund-
stücksstreifen. Für die zweckentsprechende Nut-
zung der zugeordneten Grundstücke wird eine 
Inanspruchnahme dieser Grundstücksstreifen ent-
sprechend dem Zuordnungsplan erforderlich sein. 
§ 1 Nr. 3 und § 5 Abs. 2 des Entwurfs für ein 
Bodensonderungsgesetz sehen insoweit eine er-
gänzende Bodenneuordnung durch Fortschrei-
bung des Zuordnungsplanes vor. — Für die Bestim-
mung des Umfangs der nach dem Entwurf vorge- 
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sehenen Ansprüche (wobei in diesen Fällen in der 
Regel nur ein Ankauf der überbauten, im Privatei-
gentum befindlichen Teilfläche in Betracht kom-
men wird) kann kein anderer Maßstab zur Anwen-
dung kommen. Der Anspruch des Nutzers 
erstreckt sich demnach auf die Fläche, die zur 
zweckentsprechenden Nutzung der zugeordneten 
Grundstücke erforderlich ist. 

— Läßt sich der Umfang des Anspruchs nicht nach 
den vorgenannten in Nummer 1 festgelegten Kri-
terien bestimmen, kann nur eine Abgrenzung nach 
der für die Gebäude der entsprechenden Art 
zweckmäßigen, ortsüblichen Nutzung erfolgen 
(Nummer 2). 

Zu Absatz 2 

Der Ankauf von Teilflächen durch die Errichter der 
Gebäude kann dazu führen, daß den Eigentümern 
Restflächen verbleiben, die baulich oder wirtschaft-
lich nicht mehr nutzbar sind. Für die innerhalb 
eines festgelegten Entwicklungsgebietes belegenen 
Grundstücke stellen § 145 Abs. 5, § 168 des Bauge-
setzbuchs eine Regelung bereit, nach der der Eigen-
tümer die Übernahme solcher Grundstücke durch die 
Gemeinde verlangen kann, wenn deren Nutzung ihm 
infolge von Sanierungs- oder Stadtentwicklungsmaß-
nahmen nicht mehr wirtschaft lich zumutbar ist. 

In den im Entwurf zu regelnden Sachverhalten ist eine 
vergleichbare Lage durch in der ehemaligen DDR 
durchgeführte großflächige Überbauungen entstan-
den, die auf staatlichen Investitionsmaßnahmen 
beruhten. Auch in diesen Fällen ist es dem Eigentü-
mer nicht auf Dauer zuzumuten, die für ihn nicht mehr 
nutzbaren Restflächen behalten zu müssen. Der Ent-
wurf gibt dem Grundstückseigentümer einen dem 
Übernahmeverlangen im geltenden Bauplanungs-
recht entsprechenden Anspruch, aus dem er von der 
Gemeinde den Ankauf dieser Restflächen verlangen 
kann. Die Nutzbarkeit dieser Flächen kann — falls 
erforderlich — im Wege einer Umlegung oder Grenz-
regelung wieder herbeigeführt werden. 

Das Ankaufsverlangen kann für die Gemeinden eine 
finanzielle Belastung darstellen, wenn diese die Rest-
flächen nicht einer baulichen oder wirtschaftlichen 
Nutzung zuführen können. Der Entwurf suspendiert 
deshalb diesen Anspruch bis zum 31. Dezember 1999. 
Die Gemeinden haben dadurch Zeit, gegebenen-
falls Verfahren zur Umlegung, Grenzregelung oder 
Bodenneuordnung einzuleiten, um diese Restflächen 
wieder nutzbar zu machen. 

Der Preis für die Veräußerung dieser Flächen ist nach 
den allgemeinen Grundsätzen für die Verkehrswert-
ermittlung und den Ankauf im Entwurf zu bestimmen. 
Der Grundstückseigentümer kann für die von der 
Gemeinde zu übernehmende Fläche nicht mehr erhal-
ten als bei einem Ankauf durch den Nutzer. 

Die Regelung in Absatz 2 ist eine Notordnung, die nur 
in Kraft tritt, wenn die Verhältnisse an  diesen Flächen 
nicht durch ein anderes Verfahren (Umlegung, Ent-
eignung oder Bodenneuordnung) bereinigt worden 
sind. Eine abweichende Regelung dieser Sachver-

halte durch neue baurechtliche Bestimmungen bleibt 
ebenfalls vorbehalten. 

Zu § 25 — Andere Flächen 

Die Bestimmung enthält einen Auffangtatbestand, der 
dann eingreift, wenn sich der Umfang der Nutzungs-
befugnis nicht nach den vorstehenden Bestimmungen 
ermitteln läßt. Der Zweck dieser Regelung ist bereits 
in den Ausführungen vor der Begründung zu § 21 
erläutert worden. 

Zu § 26 — Übergroße Flächen für den 
Eigenheimbau 

Die Bestimmung regelt die Fälle, in denen bei der 
Bebauung von Grundstücken mit Eigenheimen die in 
den Rechtsvorschriften der DDR vorgesehene Regel-
größe von 500 Quadratmetern (§ 7 Satz 2 der Eigen-
heimverordnung vom 31. August 1978 — GBl. I Nr. 40 
S. 425 — und § 2 der Bereitstellungsverordnung vom 
9. September 1976 — GBl. I Nr. 35 S. 426; Ber. Nr. 42 
S. 500) überschritten worden ist und ein abzutrennen-
des Teilstück selbständig baulich nutzbar wäre. In 
diesen Fällen ist sowohl nach dem Zweck des Nut-
zungsrechts als auch aus dem Gedanken des Investi-
tionsschutzes eine Abtrennung der selbständig 
bebaubaren Teilflächen gerechtfertigt, zumal hier in 
der Regel mit den Vorschriften über die Vergabe von 
Nutzungsrechten unvereinbare Vorteile zugewandt 
wurden. 

Zu Absatz 1 

Der Entwurf geht bei der Abwägung der Interessen 
von Grundstückseigentümern und Nutzern davon 
aus, daß die Eigentümer einer Erstreckung der Erb-
baurechte und des Ankaufsrechts über die gesetzliche 
Regelgröße hinaus widersprechen können. Erbbau-
rechte sind damit nur auf der bebauten Teilfläche bis 
zur Regelgröße zu bestellen; die Nutzer können den 
Ankauf auch nur insoweit verlangen. 

Der Entwurf sieht insofern eine Unterscheidung nach 
der Größe der in der DDR begründeten Nutzungsbe-
fugnis vor. Bei einer Größe unter 1000 Quadratmetern 
soll der Grundstückseigentümer nur dann den 
Ansprüchen auf Erbbaurechtsbestellung und Ankauf 
widersprechen können, wenn die abzutrennende Flä-
che baulich nutzbar ist. Nutzungsrechte auf Grund-
stücken mit einer Größe von 600 bis 700 Quadratme-
tern  sind häufig. Ein Zurückschneiden auf die Soll-
größe ist hier nur dann vertretbar, wenn dem Grund-
stückseigentümer dadurch ein wesentlicher Vorteil in 
Form eines nunmehr neu bebaubaren Grundstücks 
(neuer Bauplatz) entsteht. 

Grundstücksgrößen von mehr als 1000 Quadratme-
tern  liegen weit außerhalb der gesetzlichen Sollgröße. 
Sie begründen besondere Annehmlichkeiten durch 
Nutzung fremden Eigentums. Der Grundstückseigen-
tümer soll hier nicht deshalb zurückstehen müssen, 
damit der Nutzer diese Annehmlichkeiten behalten 
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kann. Der Entwurf sieht insoweit einen schärferen 
Maßstab vor. Jede wirtschaft lich sinnvolle Nutzung 
abtrennbarer Teilflächen soll insoweit den Grund-
stückseigentümer zu einem Widerspruch gegen eine 
Erstreckung der Ausübungsbefugnis aus dem Erb-
baurecht oder des Ankaufsrechts auf die 1 000 Qua-
dratmeter übersteigende Teilfläche berechtigen. 

Zu Absatz 2 

Die Folge eines solchen Widerspruchs ist, daß das 
Nutzungsrecht insoweit erlöschen und die bisher mit 
Billigung staatlicher Stellen begründete Nutzung ein-
geschränkt werden muß. Der Nutzer ist dann berech-
tigt, vom Grundstückseigentümer die Übernahme der 
abzutrennenden Teilflächen gegen Entschädigung 
der aufstehenden Bauwerke und Anpflanzungen zu 
verlangen. Der Grundstückseigentümer ist seinerseits 
nach Bestellung des Erbbaurechts oder dem Ankauf 
des mit dem Eigenheim bebauten Grundstücksteils 
berechtigt, vom Nutzer die Räumung der abzutren-
nenden Teilfläche gegen eine Entschädigung für die 
darauf stehenden Bauwerke und Anpflanzungen zu 
verlangen. 

Eine Entschädigung eines Bodenwertanteils sieht der 
Entwurf insoweit nicht vor. Es ist weder geboten noch 
gerechtfertigt, dem Nutzer eine Beteiligung am 
Bodenwert auf den Flächen zuzuerkennen, die zum 
Bau eines Eigenheims nicht erforderlich sind und mit 
einem weiteren Gebäude bebaut werden können. 
Diese Flächen dürfen unter Beachtung der für die 
Bestellung von Nutzungsrechten geltenden gesetzli-
chen Bestimmungen den Nutzern grundsätzlich nicht 
verbleiben, da die Nutzungsrechte nur für den Bau 
eines Eigenheims und die dafür erforderliche Fläche 
bestellt werden durften. Die Bestellung eines Nut-
zungsrechts für Parks und gärtnerische Nutzungen 
wäre unzulässig gewesen (vgl. § 2 Abs. 1, 2 des 
Gesetzes über die Verleihung von Nutzungsrechten 
an volkseigenen Grundstücken vom 14. Dezember 
1970 — GBl. I Nr. 24 S. 372). 

Zu Absatz 3 

Satz 1 trägt dem Gesichtspunkt Rechnung, daß solche 
Aufteilungen nicht zu unvertretbaren Härten durch 
Zerschlagung wirtschaft licher Einheiten oder zu 
durch die Trennung bedingten erheblichen Wertmin-
derungen führen dürfen. Das Interesse des Grund-
stückseigentümers, die trennbare Teilfläche selbst 
nutzen zu können, hat gegenüber dem Interesse des 
Nutzers, die Fläche behalten zu können, zurückzutre-
ten; zumal der Eigentümer für die Nutzung dieser 
Flächen das übliche Entgelt zu fordern berechtigt ist 
(§ 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b, § 71 Abs. 3). 

Der Entwurf bestimmt in Satz 2 Regelbeispiele, in 
denen solche Härten zu vermuten sind. Die Errichtung 
von Bauwerken, die den Wert der Nutzung des 
Eigenheims erhöhen und für die in der Nähe kein 
Ersatz bereitgestellt werden kann, sowie eine erheb

-

liche Wertminderung der Grundstücke durch die 
Teilung infolge ungünstig geschnittener Grenzen 
werden ausdrücklich benannt. 

Satz 3 macht wiederum eine Einschränkung von 
Satz 2. Die Abtrennung von Teilflächen führt indessen 
für den Nutzer in der Regel nur dann zu unvertretba-
ren Härten, wenn die Überschreitung der Regelgröße 
nicht außergewöhnlich ist. Für die Flächen, die über 
eine Gesamtgröße von 1 000 Quadratmetern hinaus-
gehen, ist die Härteklausel grundsätzlich nicht anzu-
wenden. Dem Nutzer ist hier zuzumuten, sich auf die 
Nutzung der nicht durch das Eigenheim in Anspruch 
genommenen Fläche bis zu der genannten Größe zu 
beschränken. 

Zu Absatz 4 

Der Nutzer soll aus den bereits genannten Gründen 
keine Ansprüche nach dem Entwurf geltend machen 
können, die über das hinausgehen, was er nach den 
gesetzlichen Regelungen der DDR als Fläche für den 
Bau eines Eigenheims hätte beanspruchen können. 
Die Abtrennung der über die Sollgröße hinausgehen-
den Teilfläche und deren Räumung führt zu erhebli-
chen Nachteilen für den Nutzer, die er dann abwen-
den können soll, wenn er dem Grundstückseigentü-
mer ein gleichwertiges Grundstück zur Verfügung 
stellt. 

Wenn dem Grundstückseigentümer ein in jeder Hin-
sicht gleichwertiger Ersatz bereitgestellt wird, ist es 
ihm zumutbar, auf die Herausgabe einer selbständig 
baulich nutzbaren Teilfläche seines Grundstücks zu 
verzichten und — falls er selbst ein Gebäude errichten 
will — dies an anderer Stelle zu tun. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 stellt die entsprechende Anwendbarkeit der 
vorstehenden Regelungen auf vertragliche Nutzun-
gen her. Derjenige, der ein Eigenheim auf einem mit 
einem sog. Überlassungsvertrag überlassenen frem-
den Grundstück errichtet hat, soll nicht besser gestellt 
werden als derjenige, dem zum Beispiel nach einer 
Enteignung ein Nutzungsrecht auf volkseigenem 
Grundstück verliehen wurde. 

Zu § 27 — Restflächen 

Zu Absatz 1 

§ 27 des Entwurfs enthält eine Regelung für die 
Restflächenproblematik außerhalb der in § 24 be-
zeichneten Überbauung (Städtebau, Errichtung von 
industriellen Anlagen) ohne Klärung der Eigentums-
verhältnisse. 

Absatz 1 Satz 1 bringt das Prinzip zum Ausdruck, daß 
die Ansprüche nach diesem Gesetz auch die nicht 
mehr baulich oder wirtschaftlich nutzbaren Restflä-
chen erfassen. Nutzer und Grundstückseigentümer 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992 

können grundsätzlich nach Satz 2 die Einbeziehung 
dieser Flächen in den Erbbaurechts- oder Grund-
stückskaufvertrag verlangen, damit nach Lage, Form 
und Größe zweckmäßig gestaltete Rechtsverhältnisse 
entstehen. Satz 3 gibt schließlich dem Nutzer eine 
Einrede, aus der er die Übernahme solcher Restflä-
chen verweigern kann, wenn sich daraus für ihn eine 
unzumutbare Mehrbelastung ergäbe. 

Zu Absatz 2 

Die Nutzungsrechte wurden — vor allem im ländli-
chen Raum auf den LPG-Flächen — häufig ohne 
Rücksicht auf die Grundstücksgrenzen bestellt. Die 
Nutzungsrechte können z. B. alle entlang der Straße 
belegen sein und dadurch größere rückwärtig bele-
gene Teilflächen vom Zugang zur Straße abgeschnit-
ten haben. Die Belastung von Teilflächen mit Erbbau-
rechten oder die Abschreibung und Übereignung der 
mit einem Nutzungsrecht belasteten Teilfläche hätte 
hier zur Folge, daß eine größere Restfläche nicht mehr 
baulich oder wirtschaftlich nutzbar wäre. Der Entwurf 
will  auch in solchen Fällen eine den Nutzungsrechten 
entsprechende Parzellierung nicht verhindern, muß 
andererseits aber Vorsorge dafür treffen, daß hieraus 
keine Härten für den Grundstückseigentümer entste-
hen, weil ihm große, nicht mehr nutzbare Flächen 
verbleiben. 

Der Entwurf gibt in diesen Fällen dem Eigentümer 
gegen den Nutzer einen dem Notwegrecht entspre-
chenden Anspruch auf ein Wege- und Leitungs-
recht. 

Was zu dessen Sicherung erforderlich ist, hängt von 
den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen ab. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts ist eine Baulast eine hinreichende Sicherung der 
Erschließung (BVerwG-Beschluß vom 27. September 
1990 — 4 B 34 und 35/90 — NJW 1991, 713, 714); eine 
allein privatrechtliche Absicherung durch eine 
Grunddienstbarkeit kann jedoch genügen (BVerwG-
Beschluß vom 3. Mai 1988 — 4 C 54/85 — NVwZ 1989, 
353). Der Bundesgerichtshof vertritt in ständiger 
Rechtsprechung die Auffassung, daß die Baulast 
keine privaten Rechte begründet, so daß es neben der 
Baulast der Beste llung einer Grunddienstbarkeit 
bedarf (BGHZ 79, 201 = NJW 1981, 981, 982; BGHZ 88, 
97 = NJW 1984, 124, 125). Im Ergebnis kann daher 
sowohl die Übernahme einer Baulast gegenüber der 
Behörde als auch die Begründung einer privatrechtli-
chen Duldungspflicht durch eine Dienstbarkeit erfor-
derlich sein, um eine Nutzung der dem Eigentümer 
verbleibenden Restflächen sicherzustellen. Der Ent-
wurf begründet deshalb einen Anspruch sowohl auf 
Übernahme einer Baulast als auch auf Bewilligung 
einer Grunddienstbarkeit. 

Für einen Fortbestand der Duldungspflicht gibt es 
allerdings keine Veranlassung, sobald eine anderwei-
tige Erschließung des Grundstücks hergestellt werden 
kann. Der Eigentümer der Restfläche ist grundsätzlich 
verpflichtet, sich um eine anderweitige Erschließung 
zu bemühen. Ist diese möglich, so soll die für den 
Nutzer belastende Inanspruchnahme seines Grund-

stücks nicht auf Dauer fortbestehen. Der Entwurf gibt 
dem Nutzer einen gesetzlichen Anspruch, in diesem 
Fall die Aufhebung der Grunddienstbarkeit verlan-
gen zu können. Der Anspruch kann erforderlichen-
falls durch eine Vormerkung gegenüber Rechtsnach-
folgern gesichert werden. Mit der Verweisung auf 
§ 117 Abs. 2 wird schließlich klargestellt, daß die 
weitere Nutzung des Grundstücks durch den Nutzer 
für eine angemessene Übergangszeit zu dulden ist, 
die für die Herstellung der Erschließungsanlagen 
erforderlich ist. 

Zu Absatz 3 

Ist dem Nutzer eine Übernahme der Restfläche nicht 
zumutbar und eine Erschließung dieser Fläche über 
das Grundstück des Nutzers aus objektiven Gründen 
(z.B. zu geringe Breite der zur Straße belegenen 
Grundstücksseite, geschlossene Bauweise) nicht 
möglich, so ist dem Eigentümer gegen den Nachbarn 
der in § 917 Abs. 1 BGB bestimmte gesetzliche 
Anspruch auf ein Notwegrecht zu geben, damit die 
Restfläche für ihn nutzbar bleibt. 

Nach § 918 Abs. 1 BGB tritt die Verpflichtung des 
Nachbarn zur Duldung des Notwegs nicht ein, wenn 
das Grundstück infolge willkürlicher Teilung durch 
den Grundstückseigentümer die bisherige Verbin-
dung mit einem öffentlichen Weg verliert. Satz 2 stellt 
klar, daß diese Regelung keine Anwendung findet, 
wenn das Restgrundstück infolge Abschreibung der 
mit dem Nutzungsrecht belasteten oder vom Nutzer 
bebauten Teilfläche die Verbindung mit einem öffent-
lichen Weg verliert. Die Teilung ist nicht willkürlich, 
sondern zeichnet nur die tatsächlich bereits beste-
hende, in der DDR begründete Grenzziehung nach. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 nimmt die Überbauungen durch Großvorha-
ben (insbesondere im komplexen Wohnungsbau) mit 
ihrer besonderen Problematik ausdrücklich aus dem 
Anwendungsbereich des j 27 aus. Wegen der meist 
engen Bebauung, der Überlagerung der Restflächen-
problematik mit bauplanerischen Gesichtspunkten 
und der meist hohen Grundstückswerte bedarf es hier 
besonderer Regelungen durch Bodenordnungs- oder 
Enteignungsverfahren; notfalls müssen die Ansprü-
che aus der Ankaufsverpflichtung der Gemeinde 
erhoben werden. 

Zu Unterabschnitt 7 — Einwendungen und Einreden 

Der Unterabschnitt 7 enthält die Einreden im weiteren 
Sinne (Einwendungen und Einreden), die der Durch-
setzung der Ansprüche auf Erbbaurechtsbestellung 
und zum Ankauf des Grundstücks entgegenstehen 
können. 
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Zu § 28 — Anderweitige Verfahren und 
Entscheidungen 

Nach § 28 können Ansprüche nach diesem Kapitel 
nicht geltend gemacht werden, wenn ein amtswegi-
ges Bodenneuordnungsverfahren eingeleitet wird 
und das betroffene Grundstück darin einbezogen ist 
oder in den Verfahren nach §§ 53 ff. des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes eine Anordnung zum frei-
willigen Landtausch oder zur Bodenordnung eine 
bestandskräftige Entscheidung über die Neuordnung 
der Eigentumsverhältnisse ergangen ist. 

§ 28 enthält einen Ausschluß der Ansprüche aus 
verfahrensrechtlichen Gründen für den Fall, daß 
andere Verfahren anhängig sind, in denen die Eigen-
tumsverhältnisse am Grundstück und am aufstehen-
den Gebäude neu geordnet werden und über eventu-
elle Ausgleichszahlungen und Abfindungen entschie-
den wird. In diesen Verfahren wird der Gegenstand 
der Sachenrechtsbereinigung erledigt. Deren Zweck 
wäre gefährdet, wenn während dieser Verfahren und 
erst recht nach deren Abschluß noch Ansprüche aus 
dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz erhoben wer-
den könnten. 

Satz 2 läßt die Verfolgung der Ansprüche aus diesem 
Gesetz (wieder) zu, wenn ein Verfahren nach §§ 53 ff. 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes ohne Land-
tausch oder bestandskräftige Entscheidung zur Fest-
stellung und Neuordnung der Eigentumsverhältnisse 
beendet worden ist. Diese Verfahren sind Antragsver-
fahren. Die Beteiligten können durch Rücknahme des 
Antrags eine Beendigung dieser Verfahren herbeifüh-
ren. Der Grund für den Ausschluß der Ansprüche nach 
diesem Gesetz infolge Einleitung eines Bodenord-
nungsverfahrens entfällt deshalb, wenn das Verfah-
ren nach §§ 53 ff. des Landwirtschaftsanpassungsge-
setzes z.B. durch Rücknahme des Antrages ohne 
Entscheidung endet. 

Zu § 29 — Nicht mehr nutzbare Gebäude und nicht 
ausgeübte Nutzungen 

Zu Absatz 1 

Diese Vorschrift gibt dem Grundstückseigentümer 
eine Einrede, aus der er die Bestellung eines Erbbau-
rechts oder den Verkauf des Grundstücks verweigern 
kann, wenn 

1. das Gebäude nicht mehr nutzbar und eine Wie-
derherstellung auch nicht mehr zu erwarten ist 
(Ruinengrundstück) oder 

2. das Gebäude nicht mehr genutzt wird und mit 
einem Gebrauch auch in Zukunft nicht mehr zu 
rechnen ist. 

Für eine wertlose Bausubstanz oder eine nicht mehr 
ausgeübte Nutzung hätte kein Nutzungsrecht mehr 
bestellt werden können; ein bestelltes Nutzungsrecht 
hätte entzogen werden müssen. Es ist in diesen Fällen 
weder eine bauliche Investition noch eine Nutzung zu 
schützen. Es wäre deshalb nicht zu rechtfertigen, den 
(ehemaligen) Nutzer noch am Bodenwert des Grund-
stücks zu beteiligen. 

Für die Entscheidung, ob mit einer Nutzung des 
Gebäudes nicht mehr zu rechnen ist, bedarf es einer 
Prognose. Diese kann nur anhand des bisherigen 
Verhaltens und der auf dem Grundstück vorgefunde-
nen objektiven Umstände getroffen werden und im 
Einzelfall schwierig sein. Satz 2 sieht deshalb eine 
Vermutung für den Grundstückseigentümer vor. Hat 
der Nutzer das Gebäude ein Jahr nicht mehr genutzt, 
so ist unter gewöhnlichen Umständen davon auszuge-
hen, daß er es auch in Zukunft nicht mehr nutzen wird. 
Der Nutzer hätte dann im Streitfall nachzuweisen, daß 
er das Grundstück in Zukunft wieder nutzen wird. 

Zu Absatz 2 

Ein Nutzungsrecht kann hingegen auch Grundlage 
für einen Neubau sein (A rt . 233 § 4 Abs. 3 Satz 2 
EGBGB). Dem Nutzungsrecht ist hier Rechnung zu 
tragen, so daß grundsätzlich dem Verlangen des 
Nutzers auf Bestellung eines Erbbaurechts oder 
Ankauf des Grundstücks zu entsprechen ist. 

Die Ansprüche nach dem Entwurf lassen sich nicht aus 
einem Nutzungsrecht begründen, das der Nutzer 
nicht in Anspruch genommen hat und auch nicht zu 
dem Zweck, zu dem es bestellt wurde, in Anspruch 
nehmen kann. In den nachstehend genannten Fällen 
wäre das Nutzungsrecht nach den gesetzlichen 
Bestimmungen der DDR zu entziehen gewesen (vgl. 
§ 290 Abs. 1, § 294 Abs. 1 ZGB). Die Nutzungsrechte 
bestehen im Interesse des Schutzes der Nutzer nun-
mehr als dingliche Rechte am Grundstück fort, jedoch 
grundsätzlich nicht über ihren bisherigen Inhalt hin-
aus. Ein Nutzungsrecht, das nicht seinem Zweck 
entsprechend ausgeübt wird, kann deshalb auch nicht 
zum Nachteil des Grundstückseigentümers einen 
Anspruch auf Erbbaurechtsbestellung oder zum 
Ankauf unter Zugrundelegung einer hälftigen Betei-
ligung des Nutzers am Bodenwert begründen. 

Satz 1 begründet insoweit eine Einrede für den 
Grundstückseigentümer. Der Grundstückseigentü-
mer soll die Erfüllung der Ansprüche nach dem 
Entwurf verweigern können, wenn 

— der Bau eines neuen Hauses durch den Nutzer 
ausgeschlossen erscheint oder 

das Gebäude an anderer Stelle als auf der zuge-
wiesenen Fläche errichtet wurde. 

Die erste Alternative betrifft den Fall, in dem nach den 
persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Nutzers (weil sich dieser z.B. in Liquidation oder in 
Konkurs befindet) keine Bebauung des Grundstücks, 
sondern allenfalls dessen Verwertung durch Ankauf 
zum halben und anschließenden Verkauf zum vollen 
Verkehrswert zu erwarten ist. Das Nutzungsrecht wird 
hier nicht zweckentsprechend in Anspruch genom-
men und soll es auch nicht. Gewinnerzielung durch 
Veräußerung eines mit einem nicht mehr nutzbaren 
Gebäude bebauten oder eines unbebauten Grund-
stücks ist nicht Zweck des Nutzungsrechts. Der Nutzer 
darf insoweit nicht den halben Bodenwert an sich 
ziehen können. Der Grundstückseigentümer soll 
daher der Geltendmachung der gesetzlichen Ansprü-
che nach diesem Gesetz widersprechen können. 
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Die zweite Alternative betrifft die Fälle, in denen die 
Nutzungsrechte auf bestimmten Flächen bestellt, die 
Gebäude jedoch — aufgrund späterer Änderungen 
der Planung — an anderer Stelle errichtet worden 
sind. Auf die erforderliche Berichtigung der Nut-
zungsrechtsurkunden oder Entziehung des Nutzungs-
rechts mit gleichzeitiger Neubegründung eines Nut-
zungsrechts an anderer Stelle hat man oft verzichtet. 
Rechtsvorschriften der DDR, die Regelungen für diese 
atypischen Sachverhalte enthalten, gibt es nicht. 

Da das verliehene Nutzungsrecht auf volkseigenem 
Grundstück auf ein bestimmtes Grundstück (§ 3 Abs. 1 
und § 4 Abs. 3 des Gesetzes über die Verleihung von 
Nutzungsrechten an volkseigenen Grundstücken vom 
14. Dezember 1970 — GBl. I Nr. 24 S. 372) und die 
zugewiesenen Nutzungsrechte auf genossenschaft-
lich genutzten Böden auf eine bestimmte Fläche (§ 3 
Abs. 1 der Verordnung über die Bereitstellung von 
genossenschaftlich genutzten Bodenflächen auf dem 
Lande vom 9. September 1976 — GBl. I Nr. 35 S. 426; 
Ber. Nr. 42 S. 500 in Verbindung mit der Musterur-
kunde über die Übertragung des Nutzungsrechts) 
bezogen waren, dürfte in solchen Fällen von einem 
Fortbestehen der Nutzungsrechte auszugehen sein, 
obwohl deren Zweck durch die Errichtung des Gebäu-
des an anderer Stelle verfehlt wurde. 

Ein derartiges Nutzungsrecht, das bei ordnungsgemä-
ßem Vorgehen hätte entzogen und an anderer Stelle, 
dort  wo das Gebäude planungsgemäß errichtet 
wurde, hätte bestellt werden müssen, kann nicht zu 
einer Verdinglichung und Beteiligung des Nutzers am 
Bodenwert berechtigen. Die Folge des Fehlers bei der 
Bestellung des Nutzungsrechts wäre andernfalls eine 
Verdoppelung der Rechte des Nutzers, dem die 
Ansprüche nach diesem Entwurf sowohl an dem 
Grundstück, an  dem das Nutzungsrecht bestellt 
wurde, als auch an dem Grundstück, das er bebaut 
hat, zustünden. Dem Eigentümer des nicht bebauten 
Grundstücks ist vielmehr die Einrede zu gewähren, 
die Bestellung eines Erbbaurechts und den Ankauf 
des Grundstücks verweigern und die Aufhebung des 
Nutzungsrechts verlangen zu können (§ 82 Abs. 3 
Satz 3). 

Die Regelung in Satz 2 ist erforderlich, um Umgehun-
gen durch Veräußerung des Nutzungsrechts an einem 
unbebauten oder mit einem nicht mehr nutzbaren 
Gebäude oder einer solchen baulichen Anlage bebau-
ten Grundstück zu verhindern. Der Nutzer, bei dem 
die in Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Voraussetzungen 
vorliegen, könnte die Einrede des Grundstückseigen-
tümers gegen seine Ansprüche nach diesem Entwurf 
andernfalls durch Veräußerung des Nutzungsrechts 
an  einen bauwilligen Dritten umgehen. Wenn der 
Dritte das Grundstück zum halben Verkehrswert 
ankaufen könnte, bliebe dem Nutzer die Möglichkeit 
zur Gewinnerzielung durch Veräußerung nicht des 
Grundstücks, aber des Nutzungsrechts mit dem 
Ankaufsanspruch erhalten. Die Erstreckung der Ein-
rede gegenüber dem Erwerber schließt dies aus. 

Gegenwärtig bestehen die Ansprüche nach dem Ent-
wurf noch nicht; andererseits kann das Nutzungsrecht 
wie ein anderes dingliches Recht am Grundstück 
übertragen werden. Eine rückwirkende Rechtsände-
rung würde die Rechtsstellung der Nutzer beeinträch-

tigen, die nach dem Beitritt Nutzungsrechte erworben 
haben. Den Nutzern muß jedoch für die Zukunft der 
Anreiz zu Veräußerungsgeschäften bei Mitnahme des 
hälftigen Bodenwertanteils genommen werden. Der 
Entwurf sieht deshalb vor, daß der Eigentümer die 
Einrede erheben kann, wenn die Übertragung des 
Nutzungsrechts an einem unbebauten oder mit einem 
nicht mehr nutzbaren Bauwerk bebauten Grundstück 
nach dem 20. Juli 1993 (Tag des Beschlusses des 
Gesetzentwurfs durch das Kabinett) erfolgt. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung in Absatz 3 bezweckt, dem Nutzer eine 
Verwertung des nicht mehr genutzten Gebäudes zu 
ermöglichen. Dies ist insbesondere in den Verfahren 
der Gesamtvollstreckung erforderlich, wenn eine 
betriebliche Nutzung infolge Verfahrenseröffnung 
aufgegeben wurde. Der Entwurf eröffnet dem Nutzer 
die Möglichkeit, vom Grundstückseigentümer den 
Ankauf des Gebäudes oder der baulichen Anlage 
verlangen zu können. 

Der Grundstückseigentümer, der das Gebäude nicht 
ankaufen kann oder will, erhält die Befugnis, den 
Ankaufsanspruch dadurch abzuwenden, daß er das 
Grundstück oder die Teilfläche, auf die sich die 
Ansprüche nach diesem Gesetz erstrecken, zu einem 
Verkauf mit dem Gebäude bereitstellt. Dem Interesse 
des Nutzers an  der Verwertung des Gebäudes wird 
dadurch genügt, da erst durch die gemeinschaftliche 
Verwertung von Grundstück und Gebäude ein akzep-
tabler Erlös erzielt werden kann. 

Zu § 30 — Unredlicher Erwerb 

Zu Absatz 1 

Zweck der in Absatz 1 Satz 1 bestimmten Einrede ist 
es, 

— unredliche Erwerber von Nutzungsrechten und 
vergleichbaren Befugnissen zur Bebauung frem-
der Grundstücke von den nach diesem Gesetz 
begründeten Ansprüchen auszuschließen und 

— Wertungswidersprüche zu § 16 Abs. 3 und § 4 des 
Vermögensgesetzes zu vermeiden. 

Die gesetzliche Regelung hat zwar die in der DDR 
begründeten Nutzungsrechte und vergleichbaren 
Nutzungsbefugnisse zu berücksichtigen. Dies gilt 
jedoch nicht, wenn dieser Besitzstand unred lich im 
Sinne des § 4 des Vermögensgesetzes, also z.B. durch 
Korruption, Ausnutzung persönlicher Machtstellun-
gen usw. erworben wurde. 

Das Vermögensgesetz läßt im Falle der Unredlichkeit 
des Erwerbs eines Nutzungsrechts nicht nur die Res ti

-tution (Rückgabe) des belasteten Grundstücks zu (vgl. 
§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 2 und 3), sondern ordnet zudem die 
Aufhebung des Nutzungsrechts durch Entscheidung 
des Vermögensamts an (vgl. § 16 Abs. 3). 

Die Regelungen im Vermögensgesetz betreffen indes

-

sen nur die Rückübertragung des Eigentums an ent- 
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eignete Alteigentümer und die Aufhebung der staat-
lichen Verwaltung (vgl. § 16 Abs. 1). Nutzungsrechte, 
die an anderen Grundstücken beste llt wurden, wer-
den vom Vermögensgesetz nicht erfaßt. Das Vermö-
gensgesetz ist insbesondere auf die von den landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften (auf nicht 
volkseigenen Flächen) zugewiesenen Nutzungs-
rechte nicht anwendbar. Es ließe sich jedoch nicht 
begründen, daß der enteignete Alteigentümer die 
Aufhebung eines unredlich begründeten Nutzungs-
rechts verlangen, der Eigentümer der früher von einer 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft ge-
nutzten Fläche ein solches Nutzungsrecht und die 
hieraus aus dem vorliegenden Entwurf eines Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes sich ergebenden Rechts-
folgen jedoch hinnehmen müßte. Eine Gleichbehand-
lung dieser Sachverhalte ist deshalb zwingend. 

Satz 2 läßt die Erhebung der Einrede jedoch nur dann 
zu, wenn gleichzeitig die Aufhebung des Nutzungs-
rechts beantragt wird. Der Grund für dieses Junktim 
besteht darin, eine Verstetigung eines zu bereinigen-
den Tatbestandes zu vermeiden. Würde nämlich der 
vom Nutzer geltend gemachte Anspruch auf Erbbau-
rechtsbestellung oder Ankauf des Grundstücks auf-
grund der vom Grundstückseigentümer erhobenen 
Einrede zurückgewiesen, das Nutzungsrecht jedoch 
nicht aufgehoben, so müßte dieses auf „ewige" Zeit 
fortbestehen. Eine Anpassung an  das BGB und seine 
Nebengesetze wäre damit ausgeschlossen. 

Zu Absatz 2 

Anträge auf Aufhebung des Nutzungsrechts sollen 
sowohl in den vom Vermögensgesetz geregelten Fäl-
len nach der Fassung durch Art. 10 Nr. 14b des 
Entwurfs für ein Entschädigungsgesetz wie nach die-
sem Entwurf (Art. 2 § 2 Nr. 3a) nur innerhalb einer 
gesetzlich bestimmten Ausschlußfrist gestellt werden 
können. Sind diese Ausschlußfristen verstrichen, so 
kann aus den bereits vorstehend genannten Gründen 
auch die Erhebung der Einrede unred lichen Erwerbs 
nicht mehr zulässig sein. 

Zu Absatz 3 

Für die Grundstücke, die dem Gemeingebrauch 
gewidmet oder die im komplexen Wohnungs- oder 
Siedlungsbau verwendet worden sind, muß eine 
Sachenrechtsbereinigung auch dann erfolgen kön-
nen, wenn der Nutzer nicht red lich gewesen ist. 

— Eine Nutzung der dem Gemeingebrauch dienen-
den Flächen durch den privaten Grundstücksei-
gentümer ist schon wegen der fortbestehenden 
Widmung (der Straße, Wege, Parks usw.) ausge-
schlossen. Die Einrede wäre insoweit sinnlos. 

— Ein Recht des Grundstückseigentümers, die 
Sachenrechtsbereinigung bei der Verwendung 
seines Grundstücks im komplexen Wohnungs- und 
Siedlungsbau verweigern zu können, würde zur 
Zerschlagung erheblicher Werte führen, die 
zudem auch aus wohnungspolitischen Gründen 
nicht hingenommen werden kann. 

In den genannten Fällen ist auch eine Res titution an 
den Alteigentümer aus tatsächlichen Gründen nach 
§ 5 Abs. 1 Buchstabe b und c des Vermögensgesetzes 
ausgeschlossen. Auf die Redlichkeit des Erwerbs 
kommt es insoweit nicht an. Die Einschränkung der 
Einrede des Grundstückseigentümers entspricht inso-
weit den Wertungen im Vermögensgesetz. 

Zu § 31 — Geringe Restnutzungsdauer 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung gibt dem Grundstückseigentümer 
eine Einrede, aus der er bei geringer Restnutzungs-
dauer eines öffentlichen Zwecken dienenden oder 
land-, forstwirtschaftlich oder gewerblich genutzten 
Gebäudes den Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages 
oder den Ankauf des Grundstücks aus den bereits in 
der Allgemeinen Begründung genannten Gründen 
— vgl. unter E.1.h) dd) — verweigern kann, wenn kein 
Nutzungsrecht bestellt worden ist. Die Bestellung von 
Erbbaurechten wäre untunlich; der auf den Nutzer 
entfallende Bodenwertanteil ist so gering, daß er kein 
Ankaufsrecht rechtfertigt. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 gibt dem Nutzer einen Anspruch auf 
Abschluß eines nach der Restnutzungsdauer des 
Gebäudes zu bemessenden Mietvertrages über die für 
den Gebrauch des Gebäudes erforderliche Funktions-
fläche (§ 11 Abs. 3 Nr. 2). Dem Nutzer bleibt dadurch 
der Wert seiner baulichen Investition für diesen Zeit-
raum erhalten. 

Zu Absatz 3 

Der Anspruch auf Abschluß des Mietvertrages 
erstreckt sich auf die für die Nutzung des Bauwerks 
erforderliche Fläche des Grundstücks, nicht auf das 
Bauwerk. Für die Nutzung des vom Nutzer errichteten 
Bauwerks braucht dieser kein Entgelt zu zahlen; der 
Nutzer hat allerdings auch selbst für die Instandhal-
tung des Bauwerks zu sorgen. 

Dem Nutzer wird in gleicher Weise wie den anderen 
Errichtern von Gebäuden mit einer längeren Restnut-
zungsdauer eine Beteiligung am Bodenwert aus der in 
der DDR begründeten Nutzungsbefugnis eingeräumt. 
Diese Beteiligung am Bodenwert kommt darin zum 
Ausdruck, daß der für diese Zeit zu entrichtende Zins 
nach der Hälfte des ortsüblichen Entgelts für solche 
Nutzungen zu bemessen ist. 

Da der Mietvertrag in diesen Fä llen an  die Stelle eines 
Erbbaurechts tritt, dessen Bestellung der Nutzer bei 
längerer Restnutzungsdauer des Gebäudes hätte ver-
langen können, sind einige der Vorschriften des 
Entwurfs für den Erbbaurechtsvertrag auf den nach 
dieser Bestimmung abzuschließenden Mietvertrag 
entsprechend anzuwenden. 
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Die Bestimmung über die Eingangsphase (§ 52), in der 
der Zins stufenweise anzuheben ist, ist entsprechend 
anzuwenden. Der Grund hierfür liegt darin, daß auch 
der Mietvertrag an  die Stelle einer zuvor in der Regel 
unentgeltlichen Grundstücksnutzung tritt. 

Entsprechend anzuwenden sind weiter die Bestim-
mungen über Nutzungsänderungen in den §§ 48 und 
55. Eine Mietzinsbemessung nach der Hälfte des 
ortsüblichen Entgelts beruht auf der durch die bishe-
rige bauliche Nutzung bestehenden Belastung. Wird 
diese verändert, so ist der Bezug zu der in der DDR 
begründeten Berechtigung am Grundstück nicht 
mehr vorhanden. In diesen Fällen ist — wie im Falle 
einer Erbbaurechtsbestellung — für die Zukunft eine 
Anhebung auf den ortsüblichen Zins möglich. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung über die Zinsanpassung ist an diejenige 
für den Erbbauzins angelehnt. Eine Anpassungsklau-
sel ist wegen der möglichen Länge des Mietverhält-
nisses (bis zu 25 Jahren) erforderlich. Kündigungen 
zum Zwecke der Durchsetzung eines höheren Miet-
zinses sind ausgeschlossen. 

Die Durchsetzung des Erhöhungsverlangens soll in 
ähnlicher Weise wie nach § 2 Abs. 2 und 3 des 
Gesetzes zur Regelung der Miethöhe vom 18. Dezem-
ber 1974 (BGBl. I S. 3603, zuletzt geändert durch den 
Einigungsvertrag vom 31. August 1990 — BGBl. II 
S. 889, 1126) erfolgen. Die Anhebung des Mietzinses 
muß schriftlich geltend gemacht und begründet wer-
den. Der angepaßte Zins wird vom Beginn des dritten 
auf den Zugang des Anpassungsverlangens folgen-
den Kalendermonats geschuldet. Weitere Anforde-
rungen sind im Hinblick darauf, daß es sich um die 
Vermietung einer Grundstücksfläche für ein Wi rt

-schaftsgebäude handelt, nicht zu stellen. 

Zu Absatz 5 

Nach dem Ende des Mietverhältnisses muß eine 
Regelung bezüglich des aufstehenden Gebäudes oder 
der baulichen Anlage erfolgen. In der Regel wird das 
Gebäude oder die Anlage noch einen Restwert haben, 
obwohl der Mietvertrag auf die Zeit der Restnutzungs-
dauer des Gebäudes geschlossen wurde. Die als 
Anlage 5 zu den Wertermittlungsrichtlinien und in der 
Fachliteratur veröffentlichten Tabellen über die Nut-
zungsdauer von Gebäuden gehen von durchschnittli-
chen Werten für die Nutzung von Gebäuden entspre-
chender Art  und Bauweise aus. Die nach Ablauf dieser 
Zeit noch stehenden und nutzbaren Gebäude haben 
noch einen Restwert (vgl. Vogels, Grundstücks- und 
Gebäudebewertung — marktgerecht, S. 92 m.w.N.). 

In diesen Fällen muß eine Regelung für das selbstän-
dige Gebäudeeigentum, fa lls solches begründet wor-
den ist, und über den Wertausgleich erfolgen. Der 
Entwurf sieht in diesem Fall einen Anspruch des 
Nutzers gegen den Grundstückseigentümer auf 
Ankauf des Gebäudes oder der Anlage oder auf 
Wertersatz vor (Satz 1). Der Entwurf ordnet nicht das 
Erlöschen des Gebäudeeigentums, sondern den 

Ankauf an, weil am selbständigen Gebäudeeigentum 
Rechte Dritter bestehen können. 

Die sich daraus ergebende Belastung kann für den 
Grundstückseigentümer nicht finanzierbare Bela-
stungen mit sich bringen; dies gilt insbesondere dann, 
wenn er für das Gebäude keine Verwendung hat. 
Satz 2 sieht deshalb vor, daß der Grundstückseigentü-
mer den Anspruch abwenden kann, indem er dem 
Nutzer die Verlängerung des Mietverhältnisses für 
die voraussichtliche Standdauer des Bauwerks anbie-
tet. Die Regelung im Entwurf entspricht insoweit den 
Bestimmungen in § 27 Abs. 3 ErbbauVO. Die Ver-
pflichtung zur Entschädigung des Gebäuderestwerts 
und die Abwendungsbefugnis durch Angebot einer 
Vertragsverlängerung schaffen einen angemessenen 
Ausgleich wie im Falle einer Erbbaurechtsbestellung. 
Es wird dadurch auch eine unterschiedliche Behand-
lung zwischen den Fä llen einer Erbbaurechtsbestel-
lung und eines Mietvertragsschlusses wegen kurzer 
Restnutzungsdauer des Gebäudes vermieden. 

Satz 3 trifft eine Regelung für die Fälle, wo eine 
weitere Nutzung nicht mehr möglich ist. Dem Grund-
stückseigentümer sollen dann die in § 83 bezeichne-
ten Ansprüche zustehen. Dies werden in der Regel die 
in § 83 Abs. 1 bezeichneten Ansprüche auf Erstattung 
der Abbruchkosten oder auf Übernahme der Fläche 
gegen Entgelt sein. Hat der Nutzer das Grundstück 
aufgrund eines Mietvertrages genutzt und das aufste-
hende Gebäude oder die bauliche Anlage bewirt-
schaftet, so wird in der Regel nicht davon auszugehen 
sein, daß die Notwendigkeit des Abbruchs bei Ver-
tragsbeendigung Folge des Übergangs von sozialisti-
scher Planwirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft 
ist. 

Zu Abschnitt 2 — Bestellung von Erbbaurechten 

Zu Unterabschnitt 1 — Gesetzliche Ansprüche auf 
Erbbaurechtsbestellung 

Zu § 32 — Grundsatz 

§ 32 enthält den Grundsatz, daß Nutzer und Grund-
stückseigentümer, wenn der Nutzer das Erbbaurecht 
gewählt hat oder das Wahlrecht auf den Grundstücks-
eigentümer übergegangen ist, von der anderen Seite 
den Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages verlangen 
können, wenn der Inhalt ihres Vertragsangebots den 
gesetzlichen Bestimmungen entspricht. 

In der Praxis erfolgt dies regelmäßig in der Weise, daß 
die eine Seite der anderen ein Vertragsangebot vor-
legt und sie zur Annahme auffordert (vgl. BGH-Urteil 
vom 7. Oktober 1983 — V ZR 261/81 — NJW 1984, 
479). Der Entwurf schreibt diesen Weg vor. 

Eine Aufforderung zur Abgabe eines Angebots, die 
der Bundesgerichtshof für zulässig angesehen hat, 
damit ein Vertragspartner nicht das Risiko läuft, eine 
Fülle von Angeboten beurkunden lassen zu müssen, 
wenn sein erstes Angebot nicht vorvertraglichen 
— oder hier den gesetzlichen — Vorgaben entspricht 
(BGHZ 97, 147 = NJW 1986, 1983), sieht der Entwurf 
dagegen nicht vor. Dieses Verfahren ist umständli- 
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cher, da mit der Verurteilung der Vertrag noch nicht 
zustande kommt und zudem das erwähnte Risiko nur 
auf die andere Seite verlagert wird. 

Erleichterungen im Verfahren sind jedoch erforder-
lich, da man dem Kläger nicht die Last auferlegen 
kann, eine Vielzahl von zu beurkundenden Vertrags-
angeboten in einem Rechtsstreit einholen zu müssen, 
bis das Gericht den Beklagten zur Abgabe der Ver-
tragsannahme verurteilt. Der Entwurf trägt diesem 
Bedürfnis dadurch Rechnung, daß einem eventuellen 
Rechtsstreit ein notarielles Vermittlungsverfahren 
vorgeschaltet ist. Das Verfahren endet entweder mit 
der Beurkundung eines Vertrages oder mit einem 
notariellen Vermittlungsvorschlag (§ 99), dessen Vor-
lage Prozeßvoraussetzung in einem anschließenden 
Gerichtsverfahren ist (§ 105). Die vorangegangene 
Ausarbeitung eines dem Gesetz entsprechenden Ver-
tragstextes stellt bereits eine wesentliche Hilfe für den 
anschließenden Rechtsstreit dar. Beide Parteien kön-
nen sich daran orientieren, was der mit der Durchfüh-
rung von Vermittlungen und der Beurkundung ver-
traute Notar in ihrem Fall als die dem Gesetz entspre-
chende Vertragsgestaltung niedergelegt hat. 

Eine weitere wesentliche Erleichterung ist für das 
Gerichtsverfahren durch die im Entwurf begründete 
Klage auf Vertragsschluß durch Urteil vorgesehen. 
Der Vertrag kommt hier nicht durch Verurteilung zur 
Annahme eines vom Kläger vorzulegenden Angebots, 
sondern durch richterliches Gestaltungsurteil (§ 107) 
zustande. Das Gericht kann dabei auch eine vom 
Klageantrag abweichende vertragliche Regelung 
begründen. 

Zu Unterabschnitt 2 — Gesetzliche Ansprüche 
wegen dinglicher Rechte 

Zu § 33 — Verpflichtung zum Rangrücktritt 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz, nach dem die 
Inhaber dinglicher Rechte am Grundstück grundsätz-
lich verpflichtet sind, einem Rangrücktritt zuzustim-
men, damit das Erbbaurecht die erste Rangstelle 
erhält. 

Zu § 34 — Regelungen bei bestehendem 
Gebäudeeigentum 

Zu Absatz 1 

Die Regelung gilt für die Fälle, in denen nach den 
Rechtsvorschriften der ehemaligen DDR selbständi-
ges Gebäudeeigentum begründet wurde. Satz 1 stellt 
klar, daß die Inhaber dinglicher Rechte am Grund-
stück hier keine Belastung des Erbbaurechts verlan-
gen können; Belastungen des Gebäudes bestehen 
dagegen nunmehr als Belastung des nach § 60 Abs. 1 
an  die Stelle des Gebäudeeigentums tretenden Erb-
baurechts fort. 

Satz 1 trägt den Bestimmungen über die dingliche 
Haftung in der ehemaligen DDR Rechnung. Das 
Gebäudeeigentum war vom Eigentum am Grund-
stück zu trennen und fiel nicht in den Haftungsver

-

band einer Vollstreckung in das Grundstück (§ 8 
Abs. 2 der Grundstücksvollstreckungsverordnung 
vom 6. Juni 1990 — GBl. I Nr. 32 S. 288). Für die 
dinglichen Nutzungsrechte war bestimmt, daß die von 
den Nutzern errichteten Gebäude, Anlagen und 
Anpflanzungen Gegenstand des selbständigen Ei-
gentums sind (§ 288 Abs. 4, § 292 Abs. 3 ZGB). Der 
Entwurf stellt deshalb das an  die Stelle des Gebäu-
deeigentums tretende Erbbaurecht von den auf dem 
Grundstück liegenden Belastungen frei. 

Zu Absatz 2 

Erstreckt sich das Nutzungsrecht nur auf eine Teilflä-
che des Grundstücks, so muß der Inhaber des dingli-
chen Rechts befugt sein, sein Recht auf dem nicht mit 
dem Nutzungsrecht belasteten Grundstücksteil mit 
dem bisherigen Rang behalten zu können. Dies ist in 
der Weise möglich, daß die Fläche, auf die sich das 
Nutzungsrecht erstreckt, abgeschrieben und dann mit 
dem Erbbaurecht belastet wird. Dieser Anspruch nach 
Satz 1 ist gegenüber dem Grundstückseigentümer 
geltend zu machen. 

Solche Sachverhalte bestehen im ländlichen Raum, 
wo eine mehrere Hektar umfassende Fläche eines 
landwirtschaftlichen Betriebes mit einem Nutzungs-
recht oder einer geringen Anzahl von Nutzungsrech-
ten mit einer Größe von jeweils ca. 500 Quadratmetern 
belastet sein kann. 

Satz 2 gibt dem Inhaber des dinglichen Rechts die 
Möglichkeit, diesen Anspruch gegen den Grund-
stückseigentümer einredeweise gegenüber dem An-
spruch des Nutzers auf Rangrücktritt nach § 33 gel-
tend zu machen. Dieser Einwendungsdurchgriff ist 
erforderlich, um dem Inhaber des dinglichen Rechts 
seinen Rang am Stammgrundstück zu erhalten. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung stellt sicher, daß die durch die Grund-
stücksteilung entstehenden Kosten von Grundstücks-
eigentümer und Nutzer, und nicht von dem Inhaber 
dinglicher Rechte am Grundstück, zu tragen sind. 
Dem Grundstückseigentümer und dem Nutzer 
erwachsen insoweit durch eine den Grenzen der 
Nutzungsbefugnis entsprechende Teilung des Grund-
stücks Vorteile, so daß diese Kosten den Kosten der 
Vertragsdurchführung zugerechnet werden müssen. 

Zu § 35 — Dienstbarkeit, Nießbrauch, 
Wohnungsrecht 

Zu Satz 1 

Die Inhaber derjenigen dinglichen Rechte am Grund-
stück, die keinen Anspruch auf Zahlung oder Befrie-
digung aus dem Grundstück gewähren, müssen 
gemäß § 33 grundsätzlich einem Rangrücktritt zur 
Bestellung eines erstrangigen Erbbaurechts zustim-
men. Sie können vom Nutzer allerdings eine entspre-
chende Belastung des zu bestellenden Erbbaurechts 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992 

verlangen, wenn das Recht im Gebäude des Nutzers 
(z. B. ein Wohnungsrecht) oder auf der der Nutzungs-
befugnis des Nutzers unterliegenden Fläche (z. B. ein 
Leitungs- oder Wegerecht) auszuüben ist. Die tatsäch-
lichen Befugnisse aus solchen Rechten am Grund-
stück werden durch den Anspruch auf Belastung des 
Erbbaurechts gesichert und die Nutzer nur dann dazu 
verpflichtet, wenn ihr Gebäude oder die von ihnen 
genutzte Fläche bereits zuvor innerhalb des Bereichs 
der Ausübung dieser dinglichen Rechte lag. 

Zu Satz 2 

Die Belastung des Erbbaurechts mit einer Dienstbar-
keit nach Satz 1 sichert zwar deren tatsächliche 
Ausübung, jedoch nicht deren Ausfall bei einer 
Zwangsvollstreckung in das Grundstück aus einer 
Entschädigungsforderung für das Bauwerk. 

Nach der Beendigung des Erbbaurechts durch Zeitab-
lauf hat der Grundstückseigentümer nach § 27 Abs. 1 
Satz 1 ErbbauVO dem Erbbauberechtigten eine Ent-
schädigung für das Bauwerk zu leisten. Das Grund-
stück haftet für diese Forderung an Stelle und mit dem 
Rang des Erbbaurechts nach § 28 ErbbauVO. Ist der 
Grundstückseigentümer insolvent, so kann aus der 
erstrangigen Forderung in das Grundstück vollstreckt 
werden und mit dem Zuschlag das nachrangige ding-
liche Recht erlöschen (§ 52 Abs. 1 Satz 2, § 91 Abs. 1 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung). 

Der Bundesgerichtshof hat deshalb einen Anspruch 
auf Rangrücktritt gegen den Inhaber einer Dienstbar-
keit, wie er nach diesem Gesetz begründet wird, auf 
der Grundlage des geltenden Rechts verneint, selbst 
wenn die Eintragung einer gleichrangigen Dienstbar-
keit auf dem Erbbaurecht bewilligt wurde (BGH-
Urteil vom 15. Februar 1974 — V ZR 47/92 — DNotZ 
1974, 692, 693). 

Der Entwurf begründet deshalb zugleich eine gesetz-
liche Verpflichtung des jeweiligen Erbbauberechtig-
ten, eine Versteigerung nur mit der Bedingung des 
Bestehenbleibens dieser Rechte zu betreiben, wenn 
ein solcher Rangrücktritt bei der Bestellung des Erb-
baurechts erfolgt ist. Solche abweichenden Feststel-
lungen des geringsten Gebotes sind nach § 59 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung möglich. Sie haben zur Folge, daß 
die nicht durch Zahlung zu deckende Dienstbarkeit 
beim Zuschlag bestehen bleibt und vom Ersteher zu 
übernehmen ist. 

Zu § 36 — Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld, 
Reallast 

Zu Absatz 1 

Dem j 36 liegt folgende Konzeption zugrunde: Die 
Inhaber der Reallasten, der Rentenschulden und der 
Grundpfandrechte erhalten grundsätzlich einen An-
spruch auf anteilige Belastung des Erbbaurechts; sie 
können diesen Anspruch einredeweise gegenüber 
dem Anspruch des Nutzers aus § 33 auf Zustimmung 

zum Rangrücktritt geltend machen (i 36 Abs. 1 
Satz 1). 

Die Nutzer können im Wege einer Replik geltend 
machen, daß das dingliche Recht unredlich (in Kennt-
nis des Belastungsverbots des Grundstückseigentü-
mers) erworben worden sei oder das vom Nutzer 
errichtete oder erworbene Gebäude oder die bauliche 
Anlage und die hierfür in Anspruch genommenen 
Flächen nach den Abreden, die der Bestellung des 
dinglichen Rechts am Grundstück zugrunde lagen, 
nicht zum Haftungsverband gehören sollten oder die 
Nichtzugehörigkeit zum Haftungsverband erkennbar 
war (i 36 Abs. 1 Satz 2). Bei den für Betriebe 
gewährten Krediten wird dem Nutzer eines Eigen-
heims ein solcher Nachweis durch eine gesetzliche 
Vermutung erleichtert (I  36 Abs. 1 Satz 3). 

Die Ansprüche und Einreden sind auch im Vermitt-
lungsverfahren (zum Zwecke der Herbeiführung einer 
gütlichen Einigung) zu erörtern (§ 94 Abs. 4); wird 
keine Einigung erzielt, so muß eine Entscheidung im 
Prozeßwege herbeigeführt werden. Ein behördliches 
Verfahren durch Erteilung von Unschädlichkeitszeug-
nissen durch Kataster- oder Grundbuchämter entspre-
chend Art. 120 EGBGB in Verbindung mit den jewei-
ligen Landesgesetzen ist nicht vorgesehen. 

Die Voraussetzungen sind dort insoweit anders, als die 
Behörden festzustellen haben, daß die lastenfreie 
Abschreibung für die Berechtigten unschädlich ist. 
Das ist jedoch nur der Fall, wenn das Trennstück einen 
im Verhältnis zu den verbleibenden Grundstücken 
oder Grundstücksteilen geringen Wert und Umfang 
hat oder ein Nachteil für den Berechtigten nicht zu 
besorgen ist, weil sein Recht nur geringfügig betroffen 
ist. — Beides wird in den von diesem Gesetz betroffe-
nen Fällen häufig nicht vorliegen. Der eingeräumte 
Anspruch des Nutzers auf Zustimmung zum Rang-
rücktritt ist davon unabhängig; der Inhaber der ding-
lichen Rechte wird vielmehr durch einen Anspruch auf 
anteilige Belastung des Erbbaurechts gesichert. 

Die Verhandlung und Entscheidung über die Ansprü-
che sollten zudem aus Gründen der Verfahrensökono-
mie auch dort angesiedelt werden, wo über die Bestel-
lung des Erbbaurechts insgesamt zu befinden ist. 

Zu Satz 1 

Satz 1 enthält den Grundsatz, wonach der Inhaber 
einer Reallast oder eines Grundpfandrechts nur eine 
anteilige Belastung des Erbbaurechts beanspruchen 
kann, die dem Vermögensanteil des Nutzers am 
bisherigen Haftungsverband entspricht. Der Entwurf 
erhält dem Inhaber des dinglichen Rechts eine den 
Wertverhältnissen zum Zeitpunkt der Beleihung ent-
sprechende Sicherheit, sieht jedoch keine Gesamthaf-
tung des Nutzers mit dem Grundstückseigentümer 
vor. 

Die Wertverhältnisse für das Erbbaurecht und das 
Grundstück sind dabei nach den allgemeinen Werter-
mittlungs- und nicht nach Beleihungsgrundsätzen 
festzusetzen. Dies hat insofern Bedeutung, als auch 
der Bodenwertanteil des Erbbaurechts zu berücksich- 
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tigen ist, der im Grundstücksverkehr vom Wert des zu 
belastenden Grundstücks abgezogen wird. 

Eine solche Haftung würde den Nutzer unverhältnis-
mäßigen Belastungen aus der Bestellung von Realla-
sten und Kreditsicherheiten aussetzen, auf deren 
Vergabe er keinen Einfluß hatte. Wegen der dem 
Entwurf zugrunde liegenden grundsätzlichen Erwä-
gungen wird auf die Ausführungen im Allgemeinen 
Teil — vgl. unter E.1. i) aa) — verwiesen. 

Zu Satz 2 

Der Anspruch auf eine anteilige, gleichrangige Bela-
stung des für den Nutzer zu bestellenden Erbbau-
rechts besteht nicht, wenn dem Inhaber des dingli-
chen Rechts bei seiner Beste llung bekannt war, daß 
der Grundstückseigentümer vorsätzlich seiner Ver-
pflichtung aus Art. 233 § 2a Abs. 3 Satz 2 EGBGB 
zuwiderhandelte, das Grundstück nicht zu belasten, 
oder das vom Nutzer errichtete oder erworbene 
Gebäude und die ihm zuzuordnende Fläche nicht als 
Haftungsgrundlage dienen sollten. 

Zu Nummer 1 

Der Ausschluß des Anspruchs auf Übernahme einer 
dem dinglichen Recht am Grundstück entsprechen-
den anteiligen Belastung des Erbbaurechts bei vor-
sätzlichem Verhalten des Inhabers des dinglichen 
Rechts (in der Regel eines Kreditgebers) in Satz 2 Nr. 1 
entspricht allgemeinen Rechtsgrundsätzen. 

Das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz, das 
das Belastungsverbot in Art. 233 § 2a Abs. 3 Satz 2 
EGBGB aufgenommen hat, hat im Interesse des 
Grundstücksverkehrs und insbesondere der Beleih-
barkeit allein eine schuldrechtliche Verpflichtung des 
Grundstückseigentümers gegenüber dem Nutzer 
begründet, das vom Nutzer bebaute Grundstück nicht 
zu belasten. An der Wirksamkeit der Verfügung sollte 
kein Zweifel aufkommen (vgl. die Begründung des 
Entwurfs, BT-Drucksache 12/2480 zu Art. 7 Nr. 2 b 
(d)). 

Die gesetzlich begründete Verpflichtung hat die glei-
chen Wirkungen wie rechtsgeschäftlich vereinbarte 
Verpflichtungen, bestimmte Verfügungen zu unter-
lassen (§ 137 Satz 2 BGB). Im Interesse der Sicherheit 
des Rechtsverkehrs, der Unveränderlichkeit des 
gesetzlichen Inhalts dinglicher Rechte sowie der 
Unerwünschtheit der Begründung verkehrsunfähiger 
Rechte kann die Unterlassungsverpflichtung keine 
dinglichen Wirkungen entfalten (vgl. § 137 Satz 1 
BGB). 

Die Folge des Belastungsverbots ist, daß der Grund-
stückseigentümer im sog. Außenverhältnis gegen-
über Dritten eine über die Verpflichtung im Innenver-
hältnis gegenüber dem Nutzer hinausgehende Verfü-
gungsbefugnis hat. Die Rechtsstellung des Grund-
stückseigentümers ist insoweit derjenigen eines Treu-
händers vergleichbar, der ebenfa lls eine im Außen

-

verhältnis unbeschränkte Verfügungsbefugnis hat, im 
Innenverhältnis jedoch seine Verpflichtungen gegen-
über dem Treugeber zu beachten hat. 

Eine Mißachtung der Verpflichtungen des Treuhän-
ders gegenüber dem Treugeber ist im Außenverhält-
nis zum Dritten grundsätzlich unbeachtlich. Insoweit 
hat es keine Bedeutung, wenn der Dritte die schuld-
rechtliche Bindung oder ihre Überschreitung durch 
den Treuhänder fahrlässig nicht erkannt hat (vgl. 
BGH-Urteil vom 4. April 1968 — II ZR 26/67 — NJW 
1968, 1471 sowie die Anmerkung von U. Huber, 
JZ 1968, 791, 792; a. A. Timm, JZ 1989, 13, 23 jeweils 
m. w. N.). 

Vorsätzliches Verhalten des Dritten verdient jedoch 
keinen Schutz. Weiß der Dritte, daß der Treuhänder 
seinen Verpflichtungen vorsätzlich zuwiderhandelt, 
so begeht er eine Beihilfe zum Treubruch (vgl. Huber, 
a.a.O.). Der Treugeber hat dann einen Schadenser-
satzanspruch, aus dem er die Freistellung von den 
durch den Treubruch begründeten Verbindlichkeiten 
verlangen kann. 

Für gesetzlich begründete Verpflichtungen, ein 
Grundstück im Interesse des Nutzers nicht zu bela-
sten, kann nichts anderes gelten. § 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1 gibt deshalb dem Nutzer in solch einem Fall  eine 
Einrede gegenüber dem Anspruch des Inhabers des 
dinglichen Rechts auf anteilige Belastung des Erbbau-
rechts. Im Ergebnis erhält der Nutzer dann ein inso-
weit unbelastetes Erbbaurecht. 

Zu Nummer 2 

Der andere Ausschlußtatbestand (Satz 2 Nr. 2) beruht 
darauf, daß es in diesen Fällen nicht gerechtfertigt 
wäre, der dinglichen Haftung einen Umfang zu ver-
leihen, den sie nach den ihr zugrunde liegenden 
Absprachen nicht haben sollte oder der über die dem 
Kreditgeber erkennbaren Verhältnisse hinaus auch 
das Gebäude oder die bauliche Anlage dem Haftungs-
verband zuordnet. 

Dies ist aus den besonderen Verhältnissen im Beitritts-
gebiet gerechtfertigt. Die Grundbuchlage hat hier 
nicht die gleiche Aussagekraft wie in den alten 
Bundesländern, da hier Nutzungsrechte und Gebäu-
deeigentum entstanden sein können, ohne daß dies im 
Grundbuch dokumentiert werden mußte. Eine Erkun-
digung über die am Grundstück bestehenden rechtli-
chen und tatsächlichen Verhältnisse ist insoweit vor 
dem Erwerb des Eigentums und der Bestellung ding-
licher Rechte geboten. 

Es wäre insofern nicht berechtigt, aus Gründen des 
Verkehrsschutzes der dinglichen Haftung eine Wir-
kung beizulegen, die sie nach den ihr zugrunde 
liegenden Abreden nicht haben sollte. Der Nutzer 
kann deshalb seine Haftung nach den dem dinglichen 
Recht zugrunde liegenden Abreden begrenzen. Wur-
den hiernach Dispositionen ge troffen, in die das vom 
Nutzer errichtete Gebäude und die diesem zuzuord-
nende Fläche nicht einbezogen waren, so ist es weder 
geboten noch gerechtfertigt, dem Inhaber des ding- 
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lichen Rechts eine über die Bestellung des Rechts 
hinausgehende Sicherheit zu erhalten. 

Es wird insoweit eine Akzessorietät (Abhängigkeit) 
zwischen den dinglichen Rechten und den ihrer 
Bestellung zugrunde liegenden Abreden herbeige-
führt, die der Nutzer auch jedem Erwerber des ding-
lichen Rechts entgegenhalten kann. 

War für den Kreditgeber erkennbar, daß das vom 
Nutzer errichtete oder erworbene Gebäude oder 
die bauliche Anlage nicht dem Vermögen des 
Grundstückseigentümers zuzurechnen waren und 
damit nicht dem Haftungsverband aus einem von 
diesem bestellten Grundpfandrecht zugeordnet 
werden konnten, so soll der Nutzer ebenfa lls den 
Rangrücktritt und die Bestellung eines insoweit 
unbelasteten Erbbaurechts verlangen können. Dies 
ist eine Folge einer Verletzung der wegen der 
zahlreichen außerhalb des Grundbuchs bestehen-
den dinglichen Rechte am Grundstück, des nicht ein-
getragenen Gebäudeeigentums und der zahlreichen 
Bebauungen ohne Nutzungsrechtsbestellung ge-
boten Erkundigungspflicht. In diesen Fällen ist die 
Berufung des Inhabers des dinglichen Rechts auf 
die Reichweite der dinglichen Haftung nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch ein vorwerfbarer Verstoß 
gegen eigene Belange, der nicht zu Lasten des Nut-
zers gehen soll. 

Zu Satz 3 

In die Sicherheit für Kredite, die für einen Bet rieb des 
Grundstückseigentümers gewährt wurden, sind die 
von den Nutzern errichteten Eigenheime in der Regel 
nicht einbezogen. Der Entwurf knüpft hieran eine 
tatsächliche Vermutung, um dem Nutzer die Durch-
setzung der Einrede aus Satz 2 Nr. 2 zu erleichtern. 
Der Inhaber der Kreditsicherheit wird hierdurch nicht 
unzumutbar belastet, da er durch Vorlage der Kredit-
unterlagen andere Sicherungsabreden nachweisen 
kann. 

Zu Absatz 2 

Für den Nutzer wird ein Ablöserecht entsprechend 
§§ 1150, 268 BGB durch anteilige Bef riedigung des 
Gläubigers zum nächstmöglichen Kündigungstermin 
vorgesehen. Der Nutzer soll sich schnell seiner Haf-
tung entledigen und Ansprüche gegen den Grund-
stückseigentümer (nach § 37) verfolgen können. Es 
wäre deshalb nicht sachgerecht, das Ablöserecht erst 
im Falle einer unmittelbar bevorstehenden oder 
bereits eingeleiteten Zwangsvollstreckung eintreten 
zu lassen. 

Die Gläubiger werden hierdurch nicht unverhält-
nismäßig belastet. Ihre Erwartungen auf die dem 
bisherigen Kredit und seinem Tilgungsplan ent-
sprechenden Rückzahlungen und Zinseinkünfte 
sind nur bis zum nächsten Kündigungstermin recht-
lich gesichert. Danach sind die Konditionen neu zu 
verhandeln. 

Zu § 37 — Anspruch auf Befreiung von dinglicher 
Haftung 

Der Nutzer hat eine vorgefundene Belastung anteilig 
auf sein Erbbaurecht zu übernehmen, auf deren 
Bestellung er keinen Einfluß hatte und deren wirt-
schaftliche Vorteile (meist im Erhalt der Darlehnsva-
luta) ihm nicht zugute gekommen sind. Der Entwurf 
gibt dem Nutzer gegen den Grundstückseigentümer 
— wie einem Bürgen nach § 775 BGB gegen den 
Hauptschuldner in den Fällen der Verschlechterung 
von dessen Vermögensverhältnissen, der Erschwe-
rung der Rechtsverfolgung durch Wohnsitzverlegung 
usw. — einen Anspruch auf Befreiung von der über-
nommenen dinglichen Haftung. 

Ist eine Kreditschuld noch nicht ablösbar, so kann der 
Nutzer statt Befreiung die Leistung einer Sicherheit 
fordern. 

Zu Unterabschnitt 3 — Überlassungsverträge 

Zu § 38 — Bestellung eines Erbbaurechts für einen 
Überlassungsvertrag 

Zu Absatz 1 

Der Entwurf gibt dem Grundstückseigentümer einen 
Anspruch, vom Nutzer den Verzicht auf die Ansprü-
che auf Verwendungsersatz und Aufgabe der Hypo-
theken zu verlangen, die für vom Nutzer vorgenom-
mene Werterhöhungen auf dem Grundstück eingetra-
gen wurden. 

Die vom Ministerium der Finanzen der DDR heraus-
gegebenen Muster für die Überlassungsverträge 
(wiedergegeben in Fieberg/Reichenbach, Enteig-
nung und offene Vermögensfragen in der ehemali-
gen DDR, Ergänzungsband oder Band II, 2. Aufl. 
Nr. 3.5.11.1) enthielten meist in § 10 eine Regelung, 
nach der der staatliche Verwalter dem Nutzer eine 
Höchstbetragssicherungshypothek für dessen bauli-
che Investitionen auf dem Grundstück bestellen sollte. 
Dieses Grundpfandrecht sicherte den Anspruch des 
Nutzers wegen seiner Verwendungen auf das Grund-
stück. 

Nach Bestellung des Erbbaurechts gibt es keine 
Rechtfertigung mehr für eine solche Absicherung am 
Grundstück. Da das Grundstück nicht herausgegeben 
wird, kommen mit der Bestellung eines Erbbaurechts 
die Verwendungen dem Nutzer zugute. Das auf dem 
Grundstück stehende Gebäude wird Bestandteil des 
Erbbaurechts (§ 12 Abs. 1 Satz 2 ErbbauVO). 

Die Nutzer haben in einigen Fällen ihre Ansprüche 
auf Wertersatz und die zu ihrer Sicherung eingetra-
gene Hypothek an  das die werterhöhenden Maßnah-
men finanzierende Kreditinstitut (meist eine Spar-
kasse) abgetreten. In diesen Fällen kann die Enthaf-
tung des Grundstücks nicht durch Verzicht des Nut-
zers auf die Hypothek herbeigeführt werden. Satz 2 
gibt für diesen Fall dem Grundstückseigentümer 
einen Anspruch auf Freistellung von der dinglichen 
Haftung. 
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Zu Absatz 2 

Aus den vom Nutzer eingezahlten Beträgen hatte der 
staatliche Verwalter zunächst die Verbindlichkeiten 
des Grundstückseigentümers und danach die einge-
tragenen Grundpfandrechte abzulösen (§ 5 Abs. 2 der 
Vertragsmuster a.a.O.). Diese Beträge sind dem 
Grundstückseigentümer zugute gekommen. Da bei 
der Bestellung des Erbbaurechts kein Kaufpreis zu 
zahlen ist, auf den der zu erstattende Be trag angerech-
net werden könnte, wird durch Satz 1 ein Aufwen-
dungsersatzanspruch begründet. 

Die abgelösten Verbindlichkeiten können allerdings 
einen diskriminierenden Charakter gehabt haben, die 
der Grundstückseigentümer, wenn sie nicht abgelöst 
worden wären, nach § 16 des Vermögensgesetzes 
nicht zu übernehmen hätte. Der Grundstückseigentü-
mer erhält nach Satz 2, soweit er dem Nutzer seine 
Aufwendungen ersetzt hat, die von der staatlichen 
Verwaltung zur Ablösung solcher Verbindlichkeiten 
verwendet worden sind, einen Anspruch gegen den 
Entschädigungsfonds. Der Grund hierfür liegt darin, 
daß der Grundstückseigentümer nicht Nachteile dar-
aus erleiden soll , daß mit Geldern des Nutzers Ver-
bindlichkeiten abgelöst wurden, die er als Eigentümer 
bei Aufhebung der staatlichen Verwaltung nicht zu 
übernehmen und auch nicht abzulösen hätte. 

Zu Absatz 3 

Die noch vorhandenen hinterlegten Be träge — mit 
Ausnahme der Zinsen, die nach den Verträgen den 
Grundstückseigentümern zustehen sollen — können 
die Nutzer zurückfordern. Die Zustimmung des Nut-
zers zur Auszahlung der Zinsen stellt die Anspruchs-
berechtigung des Grundstückseigentümers klar. 

Zu Unterabschnitt 4 — Besondere Gestaltungen 

Zu § 39 — Mehrere Erbbaurechte auf einem 
Grundstück, Gesamterbbaurechte, 
Nachbarerbbaurechte 

§ 39 trägt dem Umstand Rechnung, daß in der DDR — 
vor allem im ländlichen Raum — die Nutzungsrechte 
ohne Rücksicht auf die Grundstücksgrenzen zugewie-
sen wurden und die Bebauungen häufig über Grund-
stücksgrenzen hinweg erfolgten. Daraus ergeben sich 
jetzt erhebliche Schwierigkeiten bei der Begründung 
von Erbbaurechten. Soweit sich die Grenzen der 
Nutzungsrechte oder der tatsächlichen Bebauungen 
nicht mit den Grundstücksgrenzen decken, wäre für 
die Eintragung der Belastung gemäß § 14 Abs. 2 
ErbbauVO in Verbindung mit § 7 Abs. 1 der Grund-
buchordnung eine Abschreibung des mit dem Erb-
baurecht zu belastenden Grundstücks und seine Ein-
tragung als selbständiges Grundstück in das Grund-
buch erforderlich. Hierzu bedürfte es einer Neuver-
messung. Der Veränderungsnachweis des Vermes-
sungsamtes ist wiederum Voraussetzung dafür, die 
Teilfläche als selbständiges Grundstück gemäß § 28 
der Grundbuchordnung hinreichend bezeichnen 

zu können (BGH-Urteil vom 21. Februar 1986 — 
V ZR 246/84 — NJW 1986, 1867, 1868). 

In den neuen Ländern sind die erforderlichen Kapazi-
täten in den Vermessungs- und Grundbuchämtern 
— jedenfalls in der nächsten Zeit — noch nicht 
vorhanden. Mit § 39 soll insoweit eine Erleichterung 
geschaffen werden, als alle denkbaren Gestaltungs-
formen für die Belastung von Grundstücken mit Erb-
baurechten, deren Zulässigkeit in der juristischen 
Fachliteratur teilweise umstritten ist, soweit dies ver-
tretbar ist, zulässig sein sollen. 

Zu Absatz 1 

Hierdurch wird eine Belastung eines Grundstücks mit 
mehreren Erbbaurechten statthaft. Die Frage, ob eine 
solche Belastung nach der gegenwärtigen Rechtslage 
möglich ist, ist strittig (bejahend: Weitnauer, DNotZ 
1958, 413, 414; Erman/Hagen, BGB, 8. Aufl., Erb-
bauVO, § 1 Rdn. 11; verneinend: OLG Fr ankfurt, 
Beschluß vom 13. Dezember 1966 — 13 W 155/66 — 
DNotZ 1967, 688, 689; v. Oefele/Winkler, Handbuch 
des Erbbaurechts, 2. Kapitel, Rdn. 104, jeweils 
m.w.N.). Eine solche Belastung wird auch von denje-
nigen, die sie nach geltendem Recht verneinen, dann 
für zulässig erachtet, wenn ein Gesetz eine Belastung 
des Grundstücks mit mehreren gleichr angigen Erb-
baurechten ermöglichen würde (OLG Frankfurt, 
a.a.O.). Diese Rechtsgrundlage wird mit dem Absatz 1 
geschaffen. 

Eine solche Belastung ist jedoch atypisch; sie kann zu 
unklaren Grenzverhältnissen führen und erschwert 
die Belastung eines Grundstücksteils, der von der 
Ausübungsbefugnis aus den Erbbaurechten nicht 
erfaßt wird. Der Entwurf schreibt deshalb vor, daß der 
Vertrag die Verpflichtung für alle Teile enthalten 
muß, einer Abschreibung und Eintragung als selb-
ständiges Grundstück im Grundbuch zuzustimmen. 

Die Belastung eines Grundstücks mit mehreren Erb-
baurechten kann nicht durch die Begründung mehre-
rer gleichrangiger Vormerkungen auf Bestellung 
künftiger Erbbaurechte ersetzt werden. Solche Vor-
merkungen würden allein eine Sicherung für die Zeit 
bis zum Rechtserwerb herbeiführen, jedoch keine 
beleihbare Rechtsposition am Grundstück begrün-
den. 

Die Zwangsversteigerung aus einem erstrangigen 
Recht führt zum Erlöschen eines gleichrangigen 
Rechts. Würde diese Rechtsfolge im Falle der Verstei-
gerung eines Erbbaurechts oder bei einer Versteige-
rung in das Grundstück aus der Entschädigungsforde-
rung nach § 28 ErbbauVO eintreten, wäre die Beleih-
barkeit der gemeinsam an erster Rangstelle bestellten 
Erbbaurechte nicht gegeben. Absatz I Satz 5 schreibt 
deshalb vor, daß die Erbbaurechte insoweit wie Rechte 
an verschiedenen Grundstücken zu behandeln sind. 
Ein Erbbaurecht wird bei der Versteigerung eines 
anderen oder aus der Entschädigungsforderung nicht 
berührt. 
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Zu Absatz 2 

Ein Gesamterbbaurecht ist ein Erbbaurecht, das sich 
auf mehrere Grundstücke erstreckt. Die Zulässigkeit 
einer solchen Belastung wird von der Rechtsprechung 
(BGHZ 65, 345, 346; OLG Hamm, Beschluß vom 
3. Februar 1972 — 15 W 11/72 — Rechtspfleger 1972, 
171, 172 und BayObLG, Beschluß vom 30. August 
1989 — 2 Z 95/89 — Rechtspfleger 1989, 503) und von 
den meisten Autoren im Schrifttum bejaht (Demhar-
ter, DNotZ 1989, 457, 458; v. Oefele/Winkler a.a.O., 
3. Kap., Rdn. 39; Stahl-Sura, DNotZ 1981, 604). Die 
Bestimmung dient insoweit der Klarstellung. 

Ein Gesamterbbaurecht hat im Vergleich zur Bela-
stung der Grundstücke mit mehreren Einzelerbbau-
rechten den Vorteil, daß für die Bebauung ein einheit-
liches Recht am Grundstück entsteht und somit eine 
sog. vertikale Teilung des Gebäudes vermieden 
wird. 

Zu Absatz 3 

Ein Nachbarerbbaurecht ist ein Erbbaurecht, das 
zusammen mit dem Eigentum an einem benachbarten 
Grundstück oder einem weiteren Erbbaurecht auf 
einem Nachbargrundstück als dingliche Sicherung 
für ein Gebäude dient. Das Nachbarerbbaurecht 
würde sich insbesondere dafür eignen, einen Überbau 
über die Regelungen in §§ 912, 913 BGB hinaus 
abzusichern. Das Rechtsinstitut erweist sich für das 
Beitrittsgebiet als notwendig, da bei der Bebauung 
über die Grundstücksgrenzen hinweg auch viele 
Überbaulagen entstanden sind. 

Die Regelung in § 912 Abs. 1 BGB wird diesen 
Sachverhalten nicht gerecht. Die Zuweisung der Nut-
zungsrechte auf den genossenschaftlich genutzten 
Flächen bezog sich auf eine Fläche, nicht auf ein 
Grundstück (vgl. §§ 1, 3 der Verordnung über die 
Bereitstellung von genossenschaftlich genutzten Bo-
denflächen zur Errichtung von Eigenheimen auf dem 
Lande vom 9. September 1976 — GBl. I  Nr. 35 S. 426). 
Die Bebauung entsprach daher den Grenzen der 
Nutzungsrechte und nicht denen der Grundstücke. 
Die Regelung in § 912 Abs. I  BGB ist nicht auf solche 
Sachverhalte zugeschnitten. 

Die Bebauung nach den Nutzungsrechtsgrenzen kann 
dazu geführt haben, daß der größte Teil oder das 
Gebäude insgesamt auf dem Nachbargrundstück 
steht und sich nur noch kleine Anbauten oder Neben-
gebäude auf dem eigenen Grundstück befinden. Spä-
testens in dem letztgenannten Fall wäre § 912 BGB 
nicht mehr anwendbar, da kein Überbau vorliegt, 
wenn das Gebäude insgesamt auf dem Nachbar-
grundstück steht. 

Bei den Überbauungen kann es sich im übrigen auch 
um andere Bauwerke als Gebäude handeln. Auch 
dann wäre § 912 BGB — zumindest nach seinem 
Wortlaut — nicht anwendbar. 

Schließlich muß der Umstand berücksichtigt werden, 
daß das Nutzungsrecht nach dem Entwurf einen 
Anspruch auf ein Erbbaurecht begründet. Es würde 
ein Widerspruch im Gesetz entstehen, wenn in den 

Fällen, in denen sich das zugewiesene Nutzungsrecht 
auf ein Nachbargrundstück erstreckt, kein (Nachbar-) 
Erbbaurecht bestellt werden, sondern „nur" eine 
Absicherung durch die Überbauregelung erfolgen 
könnte. 

Die Zulässigkeit des Nachbarerbbaurechts wird über-
wiegend abgelehnt, weil der Grundsatz der Rechts-
einheit am Gebäude ausgehöhlt werde, wenn ein 
Bauwerk mehreren Grundstücken oder Erbbaurech-
ten als Bestandteil zuzuordnen sei (vgl. v. Oefele/ 
Winkler, a.a.O., 3. Kapitel, Rdn. 76 bis 78; Räfle, 
ErbbauVO, § 1 Rdn 50; a. A. OLG Düsseldorf, Beschluß 
vom 23. März 1973 — 3 W 8/73 — DNotZ 1974, 698, 
699; Esser, NJW 1974, 921 ff.; Rothoeft, NJW 1974, 665 
ff.). Die Probleme treten im Falle der nur in ein 
Grundstück oder Erbbaurecht betriebenen Zwangs-
vollstreckung oder eines nur von einem Grundstücks-
eigentümer geltend gemachten Heimfallanspruches 
zutage. Die Frage, was der Ersteher erwirbt und 
welche Rechte am Gebäude auf einen Grundstücksei-
gentümer übergehen, werden dann nahezu unlös-
bar. 

Es ist deshalb im Gesetz Vorsorge dafür zu treffen, daß 
das aus den erwähnten Gründen für das Beitrittsge-
biet zweckmäßige Nachbarerbbaurecht in der Praxis 
anwendbar bleibt und den vorstehend genannten 
Gefahren entgegengewirkt wird. Dies wird dadurch 
erreicht, daß das Nachbarerbbaurecht nur zur Absi-
cherung eines mit Billigung staatlicher Stellen erfolg-
ten Überbaus bestellt werden kann und Vorsorge 
dafür getroffen wird, daß 

— Grundstückseigentum und Nachbarerbbaurecht 
in einer Hand bleiben, 

— nur einheitliche Belastungen des Nachbarerbbau-
rechts mit dem Grundstückseigentum oder einem 
anderen Erbbaurecht statthaft sind, 

— Heimfallrechte im Erbbaurechtsvertrag nicht oder 
nur für die Fälle aufgenommen werden, in denen 
alle das Gebäude betreffenden Rechte an Grund-
stücken in einer Hand bleiben. 

Über das Eigentum am Grundstück des Überbauen-
den und das Eigentum am benachbarten Grundstück 
kann nur zusammen verfügt werden. Die Klarstellung 
der Rechtsverhältnisse im Grundbuch erfolgt durch 
die Bezeichnung des Erbbaurechts als Nachbarerb-
baurecht im Erbbaugrundbuch und im Grundbuch 
des belasteten Grundstücks sowie durch einen Ver-
merk im Grundbuch des Grundstücks des Überbaube-
rechtigten. 

Zu § 40 — Wohnungserbbaurecht 

Wohnungserbbaurechte sind dort erforderlich, wo 
mehrere natürliche oder juristische Personen ein 
Gebäude errichtet oder erworben haben und wegen 
des Grundsatzes der Rechtseinheit am Gebäude eine 
Realteilung ausscheidet oder wo eine Teilung des 
bebauten Grundstücks nach § 120 Abs. 1 dieses 
Entwurfs, der auf §§ 19, 20 des Baugesetzbuchs Bezug 
nimmt, ausscheidet. 
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Sie sind dort  zweckmäßig, wo für mehrere Gebäude 
gemeinsame Erschließungsanlagen geschaffen wur-
den und eine Realteilung des Grundstücks die 
Begründung vieler wechselseitiger Dienstbarkeiten, 
den Abschluß von Verträgen über die Unterhaltung 
dieser Anlagen usw. erforderlich machen würde. Eine 
Verdinglichung solcher Abreden wäre nur über die 
Bestellung von Dienstbarkeiten nach § 1021 Abs. 1 
BGB mit einer in das Grundbuch einzutragenden 
Vereinbarung über die Unterhaltungspflichten mög-
lich; für diese wären dann die Vorschriften über die 
Reallasten entsprechend anzuwenden (§ 1021 Abs. 2 
BGB). Hierdurch können durch die auf vielen Grund-
stücken vorzunehmenden Eintragungen unübersicht-
liche Rechtsverhältnisse entstehen. Vereinbarungen 
über eine Erstherstellung und über eine Versicherung 
können nach herrschender Auffassung nicht in dieser 
Weise gesichert werden (vgl. Palandt/Bassenge, BGB 
52. Auflage, § 1021, Rdn. 3 m.w.N.). Das Wohnungsei-
gentumsgesetz stellt hingegen mit den Vorschriften 
über die gemeinschaftliche Verwaltung den Betroffe-
nen ein fertiges Instrumentarium für diese Fälle 
bereit. 

Ist das Erbbaurecht für gewerbliche Zwecke zu bestel-
len, so ist der Anspruch auf Bestellung sog. Teilerb-
baurechte zu richten. Durch die Verweisung auf § 30 
des Wohnungseigentumsgesetzes ist dies klarge

-

stellt. 

Der Entwurf bestimmt in Absatz 1 die Sachverhalte, in 
denen die Bestellung von Wohnungserbbaurechten 
notwendig ist und läßt in Absatz 2 die Beste llung 
solcher Erbbaurechte auf Verlangen eines Teils zu, wo 
dies aus den genannten Gründen zweckmäßig ist. Die 
Formulierung des Satzes 1 trägt dem Umstand Rech-
nung, daß zunächst ein Erbbaurecht bestellt werden 
muß und erst anschließend die Begründung der Woh-
nungserbbaurechte erfolgen kann. 

Zu Absatz 1 

Im ersten Absatz sind die Fälle bezeichnet, in denen 
Wohnungserbbaurechte bestellt werden müssen. 

Zu Satz 1 

Nutzungsrechte konnten zur Errichtung von Mehrfa-
milien- und zusammenhängenden Siedlungshäusern 
verliehen werden. Für das Eigentum an  den Gebäu-
den war dann Miteigentum zu vereinbaren und im 
Gebäudegrundbuch auszuweisen (Ziffer 1.2.3. der 
internen Hinweise des Ministe riums der Finanzen der 
DDR für die Verleihung von Nutzungsrechten vom 
31. Dezember 1986). Werden Teile eines Gebäudes 
genutzt, kommt eine Realteilung nicht in Be tracht. In 
diesem Fall  ist die Begründung von Wohnungserb-
baurechten, bei denen ein Sondererbbaurecht an  der 
Wohnung begründet wird, die den bisherigen Rech-
ten und den Interessen der Parteien zweckmäßige 
Rechtsgestaltung. 

Im komplexen Wohnungsbau wurden Wohnbauten in 
einigen Fällen von den volkseigenen Betrieben der 
Wohnungswirtschaft und Wohnungsbaugenossen

-

schaften nach Fertigstellung zur gemeinsamen Nut-
zung übernommen. Vermieter der Wohnungen an 
einem Hausflur ist jetzt die Gemeinde, derjenigen an 
einem anderen Hausflur eine Genossenschaft. Auch 
insoweit müssen sachenrechtlich einheitliche Rechts-
verhältnisse am Gebäude hergestellt werden. Auf der 
Basis eines Erbbaurechts ist das Wohnungserbbau-
recht die zur Bewältigung dieser tatsächlichen Gestal-
tungen geeignete Rechtsform. 

Zu Satz 2 

Schließlich müssen Wohnungserbbaurechte auch do rt 
 bestellt werden, wo zwar mehrere selbständige 

Gebäude errichtet wurden, eine Teilung des Grund-
stücks aber aus Rechtsgründen nicht herbeigeführt 
werden kann. (In der Praxis werden diese Fälle dahin 
geregelt, daß in den Vereinbarungen nach §§ 3, 10 
Abs. 2 des Wohnungseigentumsgesetzes sich die 
Wohnungserbbauberechtigten untereinander dieje-
nigen Rechte und Pflichten einräumen, die sie als 
Inhaber selbständiger Rechte hätten.) 

Zu Absatz 2 

Satz 1 gibt jedem Nutzer gegen den anderen und 
gegen den Grundstückseigentümer einen Anspruch 
auf Abschluß eines Vertrages, in dem Wohnungserb-
baurechte begründet werden, wenn eine Realteilung 
und eine Bestellung selbständiger Erbbaurechte 
unzweckmäßig wäre. In Satz 2 wird das norma tive 
Tatbestandsmerkmal „unzweckmäßig" durch Regel-
beispiele näher bestimmt. Eine Realteilung ist 
unzweckmäßig, wenn zur Sicherung der Nutzung der 
Gebäude mehrere Dienstbarkeiten bestellt und meh-
rere Verträge über die Unterhaltung gemeinschaftli-
cher Anlagen abgeschlossen werden müßten. Letz-
tere würden Rechtsnachfolger nicht ohne weiteres 
binden, der Erwerber müßte jeweils in die Verträge 
eintreten. Nach § 10 Abs. 2 des Wohnungseigentums-
gesetzes können solche Vereinbarungen zum Inhalt 
des Sondererbbaurechts bestimmt werden und wir-
ken dann für und gegen jeden Erwerber. 

Zu Absatz 3 

Die einzelnen Erbbauberechtigten haften aus den 
Wohnungserbbaurechten dem Grundstückseigentü-
mer gegenüber als Gesamtschuldner, wenn solche 
Rechte nach § 30 des Wohnungseigentumsgesetzes 
begründet werden (vgl. v. Oefele/Winkler, Handbuch 
des Erbbaurechts, 3. Kap., Rdn. 119). Dies ist un-
zweckmäßig und auch nicht sachgerecht, da nach den 
Regelungen dieses Gesetzes die Erbbaurechte ein-
schließlich der Zinspflicht durch die Abreden der 
Parteien erst begründet werden können. Der Entwurf 
gibt den Nutzern deshalb den Anspruch, Teilschulden 
nach § 420 BGB in Höhe ihrer Anteile begründen zu 
können, was einer in der Praxis häufigen Gestaltung 
entspricht (v. Oefele/Winkler a.a.O., Rdn. 120). Der 
Zustimmung der Hypothekengläubiger, die für eine 
Vertragsänderung erforderlich wäre, bedarf es bei 
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dem Neuabschluß eines Erbbaurechtsvertrages, der 
eine Zinspflicht begründet, nicht. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 verpflichtet alle Beteiligten, an den für die 
Begründung von Wohnungserbbaurechten notwendi-
gen Unterlagen (Aufteilungsplan, Abgeschlossen-
heitsbescheinigung) mitzuwirken. Die dadurch ent-
stehenden Kosten sind nicht zwischen dem Grund-
stückseigentümer und den Nutzern zu teilen, sondern 
von den künftigen Wohnungserbbauberechtigten, die 
allein aus dieser Aufteilung Vorteile haben, nach dem 
Verhältnis ihrer Anteile zu tragen. 

Zu § 41 — Bestimmung des Bauwerks 

Die Vorschrift soll Erleichterungen dadurch schaffen, 
daß in dem von den Beteiligten abzuschließenden 
Erbbaurechtsvertrag die Zahl und Art der errichteten 
oder zu errichtenden Gebäude nicht festgelegt sein 
muß. 

Die Rechtsprechung zu § 1 Abs. 1 ErbbauVO geht 
davon aus, daß wenigstens die Anzahl der zulässigen 
Bauwerke und deren ungefähre Beschaffenheit im 
Erbbaurechtsvertrag bestimmt sein müssen (BGHZ 
47, 143, 190). Eine Bezugnahme auf die künftigen 
Festsetzungen in einem Bebauungsplan ist ebenfalls 
zulässig (BGHZ 101, 143, 146). 

Für das Beitrittsgebiet sind jedoch zivilrechtliche 
Gestaltungen zu sichern, die den notwendigen Struk-
turwandel — auch soweit dieser noch nicht bauplane-
risch festgelegt worden ist — fördern oder ihm jeden-
falls nicht im Wege stehen. Die künftige bauliche 
Inanspruchnahme des Grundstücks oder Nutzung 
eines Gebäudes wird sich oft bei Vertragsschluß noch 
nicht absehen lassen. Die vorgeschlagene Regelung 
im Entwurf läßt insoweit flexible Erbbaurechtsver-
träge ausdrücklich zu. 

Zu Unterabschnitt 5 — Gesetzlicher und 
vertragsmäßiger Inhalt des 
Erbbaurechts 

Zu § 42 — Bestimmungen zum Inhalt des 
Erbbaurechts 

Die vertraglichen Vereinbarungen in einem Erbbau-
rechtsvertrag sind in drei Kategorien einzuordnen: 

1. dinglich wirkende Abreden, die den gesetzlichen 
Inhalt des Erbbaurechts festlegen, 

2. Vereinbarungen, die zum Inhalt des Erbbaurechts 
bestimmt werden können, 

3. schuldrechtliche Vereinbarungen, die nur zwi-
schen den Vertragspartnern Gültigkeit haben 

(vgl. Ingenstau, ErbbauVO, 6. Aufl., § 1 Rdn. 2 bis 4; 
v. Oefele/Winkler, Handbuch des Erbbaurechts, 
4. Kap., Rdn. 5 bis 7). Der Entwurf legt in § 42 fest, 
welche der im nachfolgenden Unterabschnitt be-

zeichneten Vereinbarungen den gesetzlichen Inhalt 
des Erbbaurechts bestimmen und welche Vereinba-
rungen (in Verbindung mit § 2 ErbbauVO) zum 
vertragsgemäßen Inhalt des Erbbaurechts gemacht 
werden können. Alle anderen Abreden wirken „nur „ 

 schuldrechtlich zwischen den Vertragsparteien. 

Zu Absatz 1 

Zum gesetzlichen Inhalt des Erbbaurechts gehören: 

1. Abreden über die Dauer des Erbbaurechts (vgl. 
Ingenstau a. a. O., § 1 Rdn 113 ff.), 

2. die Bestimmung über die zulässige Bebauung (vgl. 
Ingenstau a. a. O., § 1 Rdn 61), 

3. die Bestimmung über die Flächen, auf die sich die 
Nutzungsbefugnis des Erbbauberechtigten er-
streckt. 

Die Bestimmung zu den Abreden über die Einbezie-
hung der nicht überbauten Flächen (§ 1 Abs. 2 
ErbbauVO) ist Teil der Regelungen zum gesetzlichen 
Inhalt des Erbbaurechts. In Literatur und Rechtspre-
chung werden Abreden, die die Nutzungsbefugnis 
des Erbbauberechtigten auf bestimmte Flächen des 
belasteten Grundstücks beschränken (sog. negative 
Erstreckung), unterschiedlich zugeordnet. Sie werden 
zum Teil den Vereinbarungen zur Bestimmung des 
gesetzlichen Inhalts des Erbbaurechts, teilweise den 
vertraglichen Vereinbarungen, die zum Inhalt des 
Erbbaurechts bestimmt werden können, und schließ-
lich den nur zwischen den Vertragspartnern gelten-
den schuldrechtlichen Vereinbarungen zugerechnet 
(zum Meinungsstand: Ingenstau a.a.O., § 1 Rdn. 23 
und v. Oefele/Winkler a.a.O., 4. Kap., Rdn. 73 und 
74). 

Der Entwurf entscheidet diese Frage für die nach 
diesem Gesetz bestellten Erbbaurechte dahin, daß 
diese Abreden zum gesetzlichen Inhalt des Erbbau-
rechts gehören. In den neuen Bundesländern werden 
aus schon erwähnten Gründen oft auch mehrere 
Erbbaurechte auf einem Grundstück beste llt werden 
müssen. Die Abgrenzung der Nutzungsbefugnis hin-
sichtlich der Teilflächen ist dort unabdingbar. Schuld-
rechtliche Abreden, die gegenüber den Erwerbern, 
insbesondere in der Zwangsversteigerung des Erb-
baurechts, nicht fortwirkten, wären hier unvertret-
bar. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 betrifft die Vereinbarungen, die auf Verlan-
gen eines Beteiligten zum Inhalt des Erbbaurechts zu 
bestimmen sind. Der Unterschied zu den in Absatz 1 
bezeichneten Abreden besteht darin, daß die Parteien 
bei der Erbbaurechtsbestellung solche Vereinbarun-
gen treffen können (nicht müssen) und es in der Hand 
haben, ob die Absprachen nur zwischen ihnen gelten 
oder auch für ihre jewei ligen Rechtsnachfolger ver-
bindlich sein sollen. 

In der Praxis erfolgt dies in der Weise, daß die 
Vereinbarungen im Vertrag über die Beste llung des 
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Erbbaurechts als dessen Inhalt festgestellt wer-
den und das Erbbaurecht mit diesem Inhalt in das 
Grundbuch eingetragen wird (vgl. Ingenstau a.a.O., 
§ 2 Rdn. 4). 

Absatz 2 enthält eine Aufzählung der Bestimmungen 
zum Vertragsinhalt aus den nachfolgenden dispositi-
ven Regelungen des Entwurfs, die die Parteien zum 
vertragsgemäßen Inhalt des Erbbaurechts bestimmen 
können. Das sind Vereinbarungen über 

1. die Errichtung und die Unterhaltung des Gebäudes 
sowie einen Heimfallanspruch (vgl. § 2 Nr. 1, 4 
ErbbauVO), 

2. ein Ankaufsrecht (vgl. § 2 Nr. 7 ErbbauVO), 

3. die Tragung öffentlicher Lasten (vgl. § 2 Nr. 3 
ErbbauVO), 

4. eine Zustimmung des Grundstückseigentümers zur 
Veräußerung (vgl. § 5 Abs. 1 ErbbauVO) und 

5. eine Sicherung der Verpflichtung zur Zahlung der 
künftig fällig werdenden Erbbauzinsen, die durch 
eine mit diesem Gesetz geschaffene Ergänzung der 
Verordnung über das Erbbaurecht ermöglicht wird 
(vgl. Art. 2 § 1 Nr. 1) . 

Zu Unterabschnitt 6 — Bestimmungen zum 
Vertragsinhalt 

Zu § 43 — Regelmäßiger Zins 

Die wirtschaftlich entscheidenden Parameter eines 
Erbbaurechts ergeben sich aus zwei Faktoren: Dem 
Erbbauzins und der Dauer des Erbbaurechts. § 43 
enthält die Regelungen über den regelmäßigen Erb-
bauzins. Dieser beträgt grundsätzlich die Hälfte des 
für die entsprechenden Nutzungen üblichen Zinssat-
zes (Absatz 1). Die Beteiligung des Nutzers am Boden-
wert durch die Nutzungsrechte oder die ihnen gleich-
zustellende Bebauung mit Billigung staatlicher Stel-
len kommt beim Erbbaurecht in dem ermäßigten Zins 
zum Ausdruck. 

Zu Absatz 1 

Der erste Halbsatz bringt den Grundgedanken des 
Teilungsmodells zum Ausdruck, wonach der regelmä-
ßige Zins die Hälfte des für die entsprechenden 
Nutzungen üblichen Zinses be trägt. Der Zinssatz wird 
dabei auf den heutigen Verkehrswert des Grund-
stücks bezogen. 

Der zweite Halbsatz enthält eine besondere Regelung 
für die Grundstücke, die für Zwecke des Gemeinge-
brauchs (Straßen, öffentliche Grünflächen usw.) in 
Anspruch genommen worden sind und die deshalb 
dem Grundstücksmarkt entzogen sind und keinen 
Verkehrswert haben. Für diese Grundstücke wird die 
übliche Verzinsung nach dem Betrag zugrunde 
gelegt, den der Grundstückseigentümer in der DDR 
als Entschädigung erhalten hätte und der auch Grund-
lage für die im Entwurf eines Entschädigungsgesetzes 
vorgesehene Entschädigung des enteigneten Altei

-

gentümers ist. Die übliche Verzinsung dieses Be trages 
ist das Minimum, was dem Eigentümer zu gewähren 
ist, da er andernfalls schlechter als der enteignete 
Alteigentümer gestellt würde. 

Zu Absatz 2 

Sätze 1 Nr. 1 a, 2 und 3 enthalten den Ansatz 
gemittelter Zinssätze in Höhe der Hälfte der für 
vergleichbare Nutzungen üblichen Sätze. 

Satz 1 Nr. 1 b enthält für den Eigenheimbau eine 
Sonderregelung hinsichtlich der Flächen, die die 
vorgeschriebene Regelgröße von gewöhnlich 500 
Quadratmetern (vgl. § 7 Satz 2 der Eigenheimverord-
nung vom 31. August 1978 — GBl. I Nr. 40 S. 425) 
übersteigen und selbständig baulich nutzbar sind. 

Die Regelung steht in engem Zusammenhang mit den 
Bestimmungen in § 26. Diejenigen Nutzer, die solche 
selbständig baulich nutzbaren Übergrößen behalten 
können, erlangen besondere Vorteile, auf die sie nach 
den Rechtsvorschriften der DDR keinen Anspruch 
hatten. Solche Übergrößen sind grundsätzlich an den 
Grundstückseigentümer herauszugeben. (Auf die 
Begründung zu § 26 wird Bezug genommen.) An 
diesen Flächen kann deshalb auch keine Beteiligung 
in Höhe des halben Bodenwertes aufgrund eines in 
der DDR bestellten, gegenüber dem Grundstücksei-
gentümer fortwirkenden Nutzungsrechts begründet 
werden. Für die Nutzung dieser Flächen ist vielmehr 
der übliche Zinssatz zu entrichten. 

Aus Gründen der einfachen Handhabung der gesetz-
lichen Regelung wird für den Wohnungsbau der 
Zinssatz gesetzlich festgeschrieben. Das bedeutet, 
daß das Verfahren über die Bestellung des Erbbau-
rechts insoweit nicht mit gutachterlichen Feststellun-
gen über die Höhe der üblichen Zinssätze belastet 
wird. 

Im Bereich der land- und forstwirtschaftlichen Nut-
zungen gibt es jedoch im Gegensatz zum Wohnungs-
bau keine allgemeinen Erfahrungswerte über die 
Höhe üblicher Zinssätze. Erbbaurechte sind do rt  rela-
tiv selten. Im gewerblichen Bereich diffe rieren die 
Erbbauzinsen in einem relativ breiten Spektrum zwi-
schen 6 und 10 vom Hundert des Bodenwertes jährlich 
je nach Art der gewerblichen Nutzung. Der Ansatz 
von 3,5 vom Hundert ist ein gemittelter Wert, der im 
konkreten Fall  jedoch erheblich von dem Zinssatz 
abweichen kann, der nach dem in Satz 1 bestimmten 
Grundsatz in Ansatz zu bringen wäre. Deshalb ist hier 
jeder Beteiligte berechtigt, eine individuelle Bestim-
mung der sich nach Satz 1 ergebenden Zinshöhe zu 
verlangen. 

Zu Absatz 3 

Die in Absatz 2 bezeichneten Zinssätze sind auf den 
Verkehrswert des Grundstücks in Ansatz zu bringen. 
Absatz 3 verweist auf die in §§ 18, 19 Abs. 1, 3 und 6 
niedergelegten Grundsätze. 
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Zu § 44 — Fälligkeit des Anspruches auf den 
Erbbauzins 

Zu Absatz 1 

Die vierteljährliche Zahlungsweise ist für viele auf 
dem Grundstück ruhenden Lasten üblich. Der Ent-
wurf sieht deshalb eine solche Zahlungsweise als 
gesetzlichen Regelfall vor. 

Zu Absatz 2 

Die Zinszahlungspflicht ist unter anderem daraus 
begründet, daß der Nutzer ein verkehrsfähiges und 
beleihbares dingliches Erbbaurecht am Grundstück 
erhält. Die Verpflichtung des Nutzers zur Zinszahlung 
soll demnach erst dann beginnen, wenn der Grund-
stückseigentümer die nach diesem Gesetz begründe-
ten Ansprüche nicht bestreitet, sondern seinerseits an 
den für die Bestellung eines Erbbaurechts erforderli-
chen Rechtshandlungen mitwirkt. Dies ist der Fall, 
wenn 

1. das notarielle Vermittlungsverfahren zur Herbei-
führung des Vertragsschlusses beginnt und der 
Grundstückseigentümer entweder die Einleitung 
des Verfahrens beantragt hat oder sich in dem 
Verfahren auf die Verhandlung über den Inhalt des 
Erbbaurechts einläßt, also das Bestehen des 
Anspruchs nicht schlechthin bestreitet, oder 

2. der Grundstückseigentümer ein Angebot auf 
Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages nach Maß-
gabe dieses Gesetzes vorlegt oder ein entsprechen-
des Angebot des Nutzers annimmt. 

Die Formulierung eines exakt dem Gesetz entspre-
chenden Angebots ist insbesondere wegen der Unsi-
cherheiten in der Ermittlung des Verkehrswertes 
schwierig. Es ist daher wahrscheinlich, daß in vielen 
Fällen der Inhalt des Vertrages von einem vorgelegten 
Angebot abweichen wird, selbst wenn sich derjenige, 
der den Vertragsschluß anträgt, um eine den gesetz-
lichen Vorgaben entsprechende Verkehrswertermitt-
lung bemüht hat. Verhältnismäßig geringfügige 
Abweichungen des Angebots vom Vertragsinhalt sol-
len deshalb gleichwohl die Pflicht zur Zahlung eines 
dem künftigen Erbbauzins entsprechenden Nut-
zungsentgelts begründen (Satz 2). 

Die Bestimmung, daß bis zur Eintragung in das 
Grundbuch ein dem Erbbauzins entsprechendes Nut-
zungsentgelt zu zahlen ist, entspricht üblichen Ver-
tragsgestaltungen in Erbbaurechtsverträgen. 

Zu § 45 — Zinsermäßigung für den staatlichen oder 
genossenschaftlichen komplexen 
Wohnungsbau 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung gibt den Wohnungsbaugesellschaf-
ten einen Anspruch, aus dem sie eine besondere 
Zinsermäßigung für die ersten neun Jahre nach 
Bestellung des Erbbaurechts verlangen können. In 

der Allgemeinen Begründung — vgl. unter D.1.e) 
cc) — ist ausgeführt, daß in diesem Bereich eine 
schlechte Substanz- und Ertragssituation vorliegt, die 
auf den Bodenwert durchschlägt. Die Zinsermäßigung 
entspricht dem Wert der Grundstücke und ist auch aus 
wohnungspolitischen Gründen gerechtfertigt. 

Die Ermäßigung ist im Entwurf als ein bef risteter 
Anspruch ausgestaltet. Wenn sich eine nachhaltige 
Verbesserung der Substanz- und Ertragslage in der 
Wohnungswirtschaft ergibt, ist die weitere Bemes-
sung des Erbbauzinses nach einem niedrigen Ver-
kehrswert, wie er zur Zeit der Erbbaurechtsbestellung 
aufgrund der genannten besonderen Umstände 
bestand, nicht mehr gerechtfertigt. 

Zu Absatz 2 

Wann eine solche nachhaltige Verbesserung eintritt, 
läßt sich derzeit nicht vorhersehen. Der Entwurf sieht 
aus diesem Grunde vor, daß die in Absatz 1 bestimmte 
Frist durch Rechtsverordnung verlängert werden 
kann, solange dies wegen der Mietentwicklung im 
Beitrittsgebiet angezeigt ist. 

Zu § 46 — Verzinsung bei Überlassungsverträgen 

Zu Absatz 1 

§ 46 begründet einen zusätzlichen Zinsanspruch 
neben dem für die Nutzung des Grundstücks zu 
zahlenden Erbbauzins, wenn dem Nutzer mit einem 
Überlassungsvertrag auch Gebäude- und Grund-
stückseinrichtungen zur Nutzung übertragen wurden. 
Der zusätzliche Zins rechtfertigt sich — wie in der 
Allgemeinen Begründung — vgl. unter E.1.i) dd) (3) —
ausgeführt — daraus, daß hier zusätzliche Werte 
genutzt werden, die der Grundstückseigentümer 
geschaffen hat. 

Das Entgelt muß jedoch auch insoweit nur für die 
künftige Nutzung entrichtet werden. Die unentgeltli-
che Nutzung in der Vergangenheit entsprach den 
Regelungen des sozialistischen Staates. Sie bleibt hier 
unberührt. Die Sachenrechtsbereinigung ist keine 
Unrechtsbereinigung, sondern trifft eine in die 
Zukunft gerichtete Regelung für die Nutzung unter 
den veränderten marktwirtschaftlichen Verhältnis-
sen. 

Bei der Bemessung des Zinses für das Gebäude und 
die Einrichtungen muß der durch Alter und Abnut-
zung verminderte Wert in Ansatz gebracht werden. 
Besondere bauliche Maßnahmen des Nutzers zur 
Werterhaltung des Gebäudes können dem Eigentü-
mer nicht zugute kommen, da sie nicht auf dessen 
Investitionen beruhen. Die Zinspflicht kann nicht für 
die gesamte Laufzeit des Erbbaurechts, sondern nur 
für die Restnutzungsdauer nach dem Beginn der 
Zinszahlungspflicht bestehen. Zu verzinsen ist des-
halb der überlassene Wert nur für die Zeit der 
gewöhnlichen Restnutzungsdauer. 

Ausgangspunkt für die Wertbestimmung nach dem 
Entwurf soll insoweit der Wert zum Zeitpunkt der 
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Überlassung sein, für den die vorgesehenen Feststel-
lungen beim Vertragsschluß (meist in § 4 der Vertrags-
muster) einen Aufschluß geben. Die Restnutzungs-
dauer und der Wertverlust sind grundsätzlich pau-
schal nach den Aufstellungen zur technischen 
Lebensdauer von baulichen Anlagen und Bauteilen 
sowie von Außenanlagen (Anlagen 5 und 6 zu den 
Wertermittlungsrichtlinien) und den Tabellen zur 
Berechnung der Wertminderung wegen des Alters 
von Gebäuden in vom Hundert des Herstellungswer-
tes (vgl. Anlage 6 zu den Wertermittlungsrichtlinien) 
zu bestimmen. Im Entwurf wird dies dadurch zum 
Ausdruck gebracht, daß die übliche Restnutzungs-
dauer und die gewöhnliche Wertminderung bis zum 
Angebot auf Abschluß des Erbbaurechtsvertrags 
zugrunde zu legen sind. Besondere Erhaltungsmaß-
nahmen des Nutzers wie auch das Unterlassen der 
üblicherweise anfallenden Gebäudereparaturen blei-
ben hierdurch unberücksichtigt, da sie dem Nutzer 
und nicht dem Grundstückseigentümer zuzurechnen 
sind. 

Zu Absatz 2 

Die zusätzliche Verzinsung des Gebäuderestwerts 
tritt mit dem Beginn der Zahlungspflicht nach § 44 
Abs. 2 ein. Für die Nutzung des Gebäudes wurde vom 
Nutzer bisher kein Entgelt entrichtet; der Grund-
stückseigentümer war nach dem Vertrag auf die aus 
dem hinterlegten Geldbetrag aufgelaufenen Zinsen 
verwiesen. Die Verzinsung des Gebäuderestwerts soll 
— wie der Erbbauzins — nicht sofort, sondern in 
Stufen auf die vorgesehene volle Verzinsung des 
Gebäuderestwerts ansteigen. Dies wird durch die 
Verweisung auf § 52 Abs. 1 sichergestellt. 

Zu Absatz 3 

Die Bestimmung stellt klar, daß nach einem Neubau 
durch den Nutzer kein Restwert für frühere Gebäude 
und Einrichtungen mehr zu verzinsen ist. 

Zu § 47 — Zinsanpassung an veränderte 
Verhältnisse 

Die Erforderlichkeit einer Anpassungsklausel an die 
Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse für die 
langfristigen Erbbaurechtsverträge ist im Allgemei-
nen Teil der Begründung — vgl. unter E.1.i) dd) (4) — 
dargelegt. 

Satz 1 verpflichtet den Nutzer dazu, eine solche 
Anpassungsklausel in den Vertrag einzustellen. Die 
Anpassungsklausel ist in ein Vertragsangebot einzu-
stellen, damit dieses den Bestimmungen des Entwurfs 
entspricht. Satz 2 legt fest, daß die Anpassung erst 
nach Ablauf der Eingangsphase verlangt werden 
kann. Es soll keine doppelte Anpassung beim Zinssatz 
und der zugrunde liegenden Bemessungsgrundlage 
erfolgen. 

Für die Nutzungen zu Wohnzwecken gibt es in § 9 a 
ErbbauVO bereits einen Anpassungsmaßstab, dessen 

Grundsätze inzwischen durch höchstrichterliche 
Rechtsprechung gefestigt sind (BGHZ 75, 279, 283; 77, 
188, 190). Die Anpassung ist hiernach nach dem 
Mittelwert aus dem Anstieg der Lebenshaltungsko-
sten und der Arbeitnehmereinkommen vorzuneh-
men. 

Für die anderen Nutzungen gibt es keinen vorgege-
benen Anpassungsmaßstab. Der Entwurf gibt inso-
weit nur einen Maßstab vor, der sich an  den von den 
Nutzern für ihre Produkte erzielten Preisen orientiert. 
Diese sind ein grober Orientierungsrahmen für die 
Einkommensentwicklung. 

Die Maßstäbe für die Anpassungsklausel müssen 
festgelegt werden. Der Entwurf muß Beteiligte mit in 
der Regel entgegengesetzten Interessen auf Verlan-
gen eines Teils zum Vertragsschluß zwingen. Gäbe 
der Entwurf keinen Maßstab für die Anpassung vor, so 
würden viele Vertragsschlüsse scheitern, weil die 
Beteiligten keinen Konsens erzielen können und die 
gesetzliche Regelung keine Grundlagen für eine rich-
terliche Entscheidung enthält. 

Anpassungen des Erbbauzinses nach verschiedenen 
Kriterien (sog. Mischklauseln) werden von der Bun-
desbank als bedenklich eingestuft (vgl. Schreiben 
der Bundesbank an  die Bundesnotarkammer vom 
17. Februar 1982 — DNotZ 1982, 329). Der Entwurf 
sieht aus diesem Grunde von der Vorgabe solcher 
Anpassungsklauseln ab. Der Entwurf schreibt weiter 
vor, daß die Anpassungsklauseln nur nach währungs-
rechtlich erforderlicher Genehmigung wirksam wer-
den. Es wird dadurch sichergestellt, daß die Beteilig-
ten keine den Genehmigungsrichtlinien der Bundes-
bank widersprechenden Anpassungsklauseln ver-
bindlich vereinbaren können. 

Zu § 48 — Zinsanpassung an Nutzungsänderungen 

Zu Absatz 1 

§ 48 regelt die Zinsanpassung an  Nutzungsänderun-
gen. In Satz 1 und Satz 2 wird zunächst klargestellt, 
daß nur die über die in § 55 Abs. 2 und 3 bestimmten 
Öffnungen hinausgehenden Nutzungsänderungen 
einen Anspruch des Grundstückseigentümers auf 
Anpassung des Erbbauzinses begründen. 

Satz 2 Nr. 1 sieht eine Heraufsetzung auf den vollen 
Zinssatz vor, wenn eine Nutzungsänderung erfolgt, 
die mit dem Inhalt des Erbbaurechts oder der in der 
DDR ausgeübten baulichen Nutzung nicht mehr in 
Einklang gebracht werden kann. Ein solcher Nutzer 
steht einem Neuansiedler gleich, der grundsätzlich 
bei Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages auch den 
vollen Zins zu zahlen hätte. 

Satz 2 Nr. 2 sieht Herabsetzungen für die Fälle vor, in 
denen bisher geduldete gewerbliche Nutzungen, die 
es vor allem in ehemaligen Wirtschaftsgebäuden 
landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften 
gibt, nicht mehr ausgeübt werden können. Da der 
Erbbauzins von der zulässigen baulichen Nutzung 
bestimmt wird, ist auch hier eine Korrektur auf Ver-
langen der Nutzer zuzulassen. 
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In den Fällen von Satz 2 Nr. 2 ergibt sich aufgrund 
behördlichen Handelns eine Einschränkung der bis-
her ausgeübten Nutzung. Eine Zinsbestimmung nach 
dem üblichen vollen Zinssatz wegen einer solchen 
Nutzungsänderung wäre hier nicht zu vertreten, da 
durch die Einschränkung der bisherigen Nutzung das 
Grundstück nicht stärker, sondern weniger in 
Anspruch genommen wird. Satz 3 ordnet deshalb an, 
daß der Zins nach dem üblichen Satz zu bemessen 
ist. 

Satz 4 liegt derselbe Regelungsgedanke wie dem § 43 
Abs. 2 Satz 2 zugrunde. Wegen der breiten Streuung 
der Zinssätze im land-, forstwirtschaftlichen und 
gewerblichen Bereich soll hier eine an die konkrete 
Nutzung angepaßte Zinsbestimmung möglich sein. 

Zu Absatz 2 

Der Anspruch auf eine besondere Zinsermäßigung für 
den kommunalen und den genossenschaftlichen 
Wohnungsbau muß entfallen, wenn ein Neubau 
errichtet wird und damit die den Bodenwert herab-
drückende schlechte Substanz- und Ertragslage ent-
fallen ist. Der Grundstückseigentümer ist deshalb 
berechtigt, von dem Zeitpunkt an  den regelmäßigen 
Zins zu verlangen, an  dem das Grundstück zur Errich-
tung eines Neubaus freigelegt wird. Das ist der Beginn 
des Abbruchs des Altbaus. 

Zu Absatz 3 

Die Verpflichtungen im Vertrag über die Bestellung 
eines Erbbaurechts zur Zinsanpassung binden nur die 
Vertragsschließenden, jedoch nicht ihre Rechtsnach-
folger. Der Anpassungsanspruch kann vom Vertrags-
partner jedoch nicht mehr erfüllt werden, wenn er das 
Erbbaurecht veräußert hat. In den notariellen Verträ-
gen wird insoweit in der Regel eine Verpflichtung des 
ersten Erbbauberechtigten aufgenommen, den Ver-
trag über die Veräußerung des Erbbaurechts in der 
Weise abzuschließen, daß der Erwerber die Anpas-
sungsverpflichtung gegenüber dem Grundstücks-
eigentümer übernimmt. 

Zu § 49 — Zinserhöhung nach Veräußerung 

Die Zinsanpassung beim Erbbaurecht nach Veräuße-
rung ist die notwendige Parallele zu der im Entwurf 
vorgesehenen Nachzahlung bei einer Weiterveräuße-
rung kurz nach dem Ankauf des Grundstücks 
(§ 72). 

Die Nachzahlungspflichten sind erforderlich, um 
einen spekulativen, dem Zweck des Nutzungsrechts 
widersprechenden Erwerb und eine anschließende 
Veräußerung in kurzer Frist unat traktiv zu machen 
und dem Grundstückseigentümer insoweit einen der 
tatsächlichen Nutzung des Grundstücks entsprechen-
den angemessenen wirtschaftlichen Ausgleich zu 
erhalten. Im einzelnen kann insoweit auf die Ausfüh-
rungen zu § 72 verwiesen werden. 

Erbbaurechtsbestellungen zum halben Zins und 
anschließende Weiterveräußerungen des Erbbau-
rechts werden seltener sein als ein Ankauf und 
anschließender Weiterverkauf nach diesem Gesetz. 
Durch einen Verkauf des Grundstücks läßt sich leich-
ter ein Gewinn erzielen als durch einen Verkauf eines 
zinsgünstigen Erbbaurechts. Sähe m an  eine Nachzah-
lungsklausel jedoch nur bei den Bestimmungen über 
das Ankaufsrecht des Nutzers vor, ergäbe sich durch 
die Bestellung eines Erbbaurechts mit einem Zins in 
Höhe der Hälfte des üblichen und durch die Mög-
lichkeit zur Veräußerung dieses zinsgünstigen 
Erbbaurechts eine attraktive Möglichkeit zur Um-
gehung der beim Ankauf vorgesehenen Nachzah-
lungspflicht. 

Zu Absätzen 1 und 2 

Absatz 1 sieht für die in § 72 Abs. 1 benannten Fälle 
eine Zinsanpassung vor. Absatz 2 bestimmt den Maß-
stab. Nach einer Weiterveräußerung des Erbbau-
rechts in den ersten drei Jahren nach dessen Bestel-
lung soll der volle Zins gezahlt werden. Der Anreiz zu 
spekulativen Veräußerungen entfällt, wenn ein 
Erwerber des Erbbaurechts den üblichen Zins zahlen 
muß. 

Zu Absatz 3 

Entsprechend § 72 Abs. 2 sieht der Entwurf eine 
Anhebung von der Hälfte auf drei Viertel des üblichen 
Zinses bei einer Weiterveräußerung in den folgenden 
drei Jahren vor. Auf die Begründung zu § 72 Abs. 2 
wird insoweit Bezug genommen. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung entspricht § 43 Abs. 2 Satz 2 und § 48 
Abs. 1 Satz 4. Wegen der von der konkreten Nutzung 
abhängenden weiten Spanne der Höhe der Erbbau-
zinsen ist die Anpassung nach dem jeweils üblichen 
Zinssatz vorzunehmen, wenn dieser von dem im 
Entwurf festgelegten Mittelwert von sieben vom Hun-
dert jährlich des Verkehrswerts des Grundstücks 
abweicht. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 stellt klar, daß eine weitere Zinsanpassung 
wegen Nutzungsänderung möglich bleibt. Diese ist 
erforderlich, wenn der Erwerber die Art der Nutzung 
ändert. 

Zu § 50 — Zustimmungsvorbehalt 

Die Bestimmung eröffnet dem Grundstückseigentü-
mer die Möglichkeit, die Veräußerung des Erbbau-
rechts von seiner Zustimmung abhängig zu machen 
und auf diese Weise die Weitergabe der Verpflichtung 
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zur Zinsanpassung nach Weiterveräußerung oder 
Nutzungsänderung zu sichern. 

§ 5 ErbbauVO läßt eine Vereinbarung zu, nach der der 
Erbbauberechtigte zur Veräußerung oder Belastung 
des Erbbaurechts der Zustimmung des Grundstücks-
eigentümers bedarf. Nach § 7 Abs. 1 ErbbauVO ist die 
Zustimmung zu erteilen, wenn die Veräußerung den 
mit der Bestellung des Erbbaurechts verfolgten Zweck 
nicht wesentlich beeinträchtigt oder gefährdet. 

In der Praxis hat sich daraus die Frage ergeben, ob 
auch die Sicherung des Erbbauzinses und einer 
Anpassungsverpflichtung zu den Zwecken gehört, die 
mit einem Zustimmungsvorbehalt gesichert werden 
können (vgl. Kammergericht OLGZ 1984,171 einer-
seits; OLG Hamm, OLGZ 1986, 385 andererseits). Der 
Bundesgerichtshof hat die Erzielung von Erbbauzin-
sen als einen mit dem Zustimmungsvorbehalt zu 
sichernden Zweck bezeichnet (BGHZ 100, 107, 114). 
Die Bedeutung des Zustimmungsvorbehalts wird aber 
dadurch wieder eingeschränkt, als er nicht geltend 
gemacht werden kann, wenn das Erbbaurecht aus 
einem der Erbbauzinsreallast vorrangigen Grund-
pfandrecht versteigert wird. Mit dem Rangrücktritt 
habe der Grundstückseigentümer selbst die Verfol-
gung dieses Zwecks eingeschränkt (BGHZ a. a. O., 
114). 

Der Entwurf trifft die Bestimmung, daß der Grund-
stückseigentümer sich in dem Erbbaurechtsvertrag 
die Zustimmung zur Veräußerung vorbehalten kann, 
diese jedoch erteilen muß, wenn die in §§ 48, 49 
bezeichneten Verpflichtungen zur Zinsanpassung 
eingehalten wurden. Der Zustimmungsvorbehalt soll 
danach als Ins trument für Zinsanpassungen infolge 
Nutzungsänderung oder Weiterveräußerung einge-
setzt werden können. Dies ist insofern unbedenklich, 
als sich hierdurch nur Anhebungen bis zur Höhe des 
für die ausgeübte Nutzung üblichen Zinses ergeben. 
Eine Beeinträchtigung der Veräußerbarkeit und 
Beleihbarkeit tritt insoweit nicht ein. Das Erbbaurecht 
wird am Markt nicht schlechter gestellt als andere 
Erbbaurechte. Für dieses Erbbaurecht kommt inso-
weit nach dem Erwerb oder der Nutzungsänderung 
höchstens der marktübliche Zinssatz zur Anwendung. 
Am Erwerb des Erbbaurechts Interessierte gehen 
jedoch in der Regel davon aus, daß sie den üblichen 
Zins zu entrichten haben. 

Zu § 51 — Zinsanpassung wegen abweichender 
Grundstücksgröße 

In den neuen Ländern werden die Erbbaurechte 
häufig auf nicht vermessenen Flächen bestellt werden 
müssen. Die Grenzen werden oft vorläufig nur durch 
grafische Darstellungen mit großen Maßstäben 
(1:1000 oder 1:500) festgelegt werden können. Bei der 
späteren Vermessung können sich dann Abweichun-
gen hinsichtlich der Größe der Fläche ergeben, auf die 
sich die Nutzungsbefugnis des Erbbauberechtigten 
erstreckt. 

§ 51 läßt für diese Fälle eine Zinsanpassung für die 
Zukunft zu, wenn die Abweichnung mehr als nur 

geringfügig ist. Im einzelnen wird hierzu auf die 
Ausführungen zum Ankaufsrecht (§ 73) verwiesen, wo 
dieses Problem eine größere Bedeutung hat. 

Zu § 52 — Eingangsphase 

Zu Absatz 1 

Die Eingangsphase soll einen allmählichen Übergang 
auf die gesetzlich vorgesehene Verzinsung herstellen. 
Eine solche Übergangszeit ist insbesondere dort erfor-
derlich, wo die Nutzung bisher unentgeltlich erfolgt 
ist. Zugleich wird damit der wirtschaftlichen Entwick-
lung in den neuen Bundesländern Rechnung getra-
gen. Die Erträge der Unternehmen und die Einkom-
men der privaten Haushalte werden voraussichtlich 
erst nach einer Übergangszeit ein den alten Bundes-
ländern entsprechendes Niveau erreichen. 

Die Eingangsphase erfolgt stufenweise für alle Nut-
zungen; der nach diesem Entwurf vorgesehene regel-
mäßige Zinssatz wird erst nach neun Jahren 
erreicht. 

Die Zinsanpassung soll mit dem Beginn der Zahlungs-
pflicht, spätestens jedoch mit dem vorgesehenen Ende 
des Moratoriums in Art. 233 § 2a EGBGB beginnen, 
durch das ein befristetes unentgeltliches Besitzrecht 
für die nicht gesicherten Bebauungen begründet 
wurde. Die Eingangsphase bezweckt eine Anpassung 
des Zinses im Hinblick auf die gegenwärtigen wirt-
schaftlichen Verhältnisse im Beitrittsgebiet. Dieser 
Zweck ist jedoch entfallen, wenn ein Vertrag erst viele 
Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes abge-
schlossen wird. Ein fester Zeitpunkt, in dem die 
Eingangsphase beginnt, verhindert zudem große 
Unterschiede bei den Zinsbelastungen für gleichar-
tige Grundstücksnutzungen. 

Zu Absatz 2 

Eine Eingangsphase ist in den Fällen nicht erforder-
lich und wäre dort auch nicht berechtigt, wo aufgrund 
vertraglicher Vereinbarungen bereits ein Nutzungs-
entgelt gezahlt wird. Die Beteiligten haben durch die 
Einigung selbst den für sie geltenden Maßstab festge-
legt. Die Eingangsphase, in der sich der Nutzer auf die 
Verzinsung einrichten soll, darf grundsätzlich nicht zu 
einem Anspruch auf eine Ermäßigung unter das 
vereinbarte Entgelt führen. 

Eine Ausnahme ist dort zu machen, wo das verein-
barte Entgelt den nach dem Ende der Eingangsphase 
zu zahlenden Zins übersteigt. In den neuen Ländern 
sind vereinzelt auch solche Nutzungsentgelte verein-
bart worden. Die Gründe hierfür waren vielfältig (Not 
oder Unerfahrenheit der Nutzer; vor dem Morato rium 
die Furcht vor Klagen auf Herausgabe), beruhen 
jedoch alle auf dem durch die Einführung der Markt-
wirtschaft eingetretenen Umbruch, was die Begrün-
dung eines gesetzlichen Anpassungsanspruches auf 
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den nach dem Entwurf nach Ablauf der Eingangs-
phase zu zahlenden Erbbauzins rechtfertigt. 

Zu § 53 — Sicherung des Erbbauzinses 

Zu Absatz 1 

Mit der Bestellung des Erbbaurechts hat der Grund-
stückseigentümer das Grundstück dem Erbbaube-
rechtigten für einen sehr langen Zeitraum zu überlas-
sen. Die künftige wirtschaft liche Entwicklung beim 
Erbbauberechtigten ist nicht vorhersehbar. Der Ent-
wurf gibt deshalb dem Grundstückseigentümer einen 
Anspruch, eine Absicherung des Erbbauzinses im 
Vertrag verlangen zu können. Dieser muß vom 
Grundstückseigentümer in den Verhandlungen ge-
genüber dem Nutzer geltend gemacht werden. 

Entsprechend § 9 Abs. 1 ErbbauVO wird daher 
angeordnet, daß der Erbbauzins durch eine an r ang-
bereiter Stelle einzutragende Reallast gesichert wer-
den kann. Dies entspricht den üblichen (und nach 
geltendem Recht) bislang allein möglichen Absiche-
rungen. 

Die Reallast kann jedoch in der Regel nicht an  erster 
Rangstelle eingetragen bleiben. Eine dort eingetra-
gene Reallast versperrt den Raum für einen zinsgün-
stigen erstrangigen Realkredit. Der Entwurf gibt des-
halb dem Nutzer in Absatz 2 einen Anspruch darauf, 
vom Grundstückseigentümer einen Rangrücktritt ver-
langen zu können. 

Ein Rangrücktritt ist zwar für den Realkredit nicht 
mehr unbedingt erforderlich, da § 11 des Hypotheken-
bankgesetzes insoweit nicht mehr die Erstrangigkeit 
der grund pfandrechtlichen Belastung verlangt. Die 
Kreditwirtschaft verlangt gleichwohl weiterhin einen 
solchen Rangrücktritt; dieser bleibt unverzichtbar, 
wenn andernfalls der für die Beleihung im Wege des 
Realkredits vorgesehene Finanzierungsraum nach 
§ 12 Abs. I des Hypothekenbankgesetzes überschrit-
ten würde (vgl. Groth, DNotZ 1984, 372). § 89 Abs. 5 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes sieht für die 
öffentlichen Ausgeber von Erbbaurechten deshalb 
eine Regelung zum Rangrücktritt mit der Erbbauzins

-

Reallast vor, um dem Erbbauberechtigten eine ange-
messene Möglichkeit zur Finanzierung seines Bauvor-
habens durch einen Realkredit zu eröffnen. 

Der Grundstückseigentümer bedarf insoweit jedoch 
einer zusätzlichen Sicherung des Anspruches auf den 
Erbbauzins, da eine nachrangige Reallast in der 
Zwangsvollstreckung ausfallen kann und vom Erste

-

her des Erbbaurechts möglicherweise nicht übernom-
men werden muß. Der Entwurf enthält deshalb auch 
eine Änderung der Verordnung über das Erbbaurecht 
(Art. 2 § 1), die es ermöglicht, die Verpflichtung zur 
Zahlung der künftig fällig werdenden Erbbauzinsen 
als Inhalt des Erbbaurechts zu bestimmen. Zur 
Begründung der Rechtsänderung wird auf die Aus-
führungen zu Artikel 2 § 1 verwiesen. Der Grund-
stückseigentümer kann vom Nutzer verlangen, daß 
der Anspruch auf Zahlung der künftig fällig werden-
den Zinsen zum Inhalt des Erbbaurechts bestimmt 
wird. 

Zu Absatz 2 

Der erforderliche Rangrücktritt des Grundstücksei-
gentümers birgt trotz der Sicherung der künftig fällig 
werdenden Erbbauzinsen Risiken wegen der Rück-
stände. (Eine Sicherung der rückständigen Erbbau-
zinsen als Inhalt des Erbbaurechts ist nicht möglich, da 
sich hieraus erhebliche Gefahren für die Beleihbarkeit 
des Erbbaurechts ergäben; vgl. im einzelnen die 
Begründung zu Art. 2 § 1). Ein solcher Rangrücktritt ist 
daher — soweit möglich — gegen einen Ausfall in 
einer Zwangsversteigerung abzusichern. 

Der Entwurf bedient sich hierbei einer Konzeption, die 
an Vertragsgestaltungen anknüpft, die in der notariel-
len Praxis üblich sind. Der Rangrücktritt braucht nur 
zur Finanzierung durch Kreditinstitute ausgesprochen 
zu werden, die Verwendung der Darlehensvaluta für 
bestimmte Baumaßnahmen auf dem Grundstück muß 
gesichert sein, das künftige Recht auf Aufgabe der 
Grundschuld nach Rückzahlung des Darlehens und 
Rückübertragung des Grundpfandrechts auf den 
Reallastberechtigten übertragen und im Falle der 
Sicherung durch eine Hypothek eine Löschungsvor-
merkung für den Inhaber der nachrangigen Reallast 
eingetragen werden. 

Zu § 54 — Dauer des Erbbaurechts 

§ 54 enthält die Regelungen für die Bestimmung der 
Dauer der nach diesem Gesetz bestellten Erbbau-
rechte. Die Lösung des Entwurfs besteht darin, daß 
grundsätzlich — die Ausnahmen enthält Absatz 3 — 
Erbbaurechte begründet werden können, die der 
durchschnittlichen Nutzungsdauer eines Neubaus 
entsprechen. Hierbei war im Interesse einer einfachen 
Rechtsanwendung allerdings eine gewisse Schemati-
sierung unvermeidbar. Die Nutzer erhalten damit ein 
Erbbaurecht, dessen Laufzeit in der Regel über die 
Restnutzungsdauer des Gebäudes hinausgeht. Die 
bauliche Investition enthält damit mindestens den 
Schutz, den sie nach den in der DDR begründeten 
Rechten hatte. Für die Inhaber unbefristeter Nut-
zungsrechte wirkt sich die Neuregelung allenfalls in 
Zukunft dann nachteilig aus, wenn sie sich später zu 
einem Neubau entschließen sollten, dessen Nut-
zungsdauer die Restlaufzeit des Erbbaurechts über-
schreiten würde. Eine solche Beeinträchtigung 
scheint bei Abwägung der sich aus der Anpassung 
ergebenden Vor- und Nachteile jedoch hinnehm-
bar. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält die Grundsätze für die Bemessung 
der Dauer des Erbbaurechts. Soweit Nutzungsrechte 
begründet wurden, ist an  die zulässige bauliche 
Nutzung anzuknüpfen. Der Inhalt der Rechte ist als 
Anknüpfungspunkt hingegen da untauglich, wo 
Bebauungen ohne rechtliche Absicherung behördlich 
gebilligt und durchgeführt wurden. In diesen Fä llen 
muß die tatsächlich vorhandene Bebauung zugrunde 
gelegt werden, soweit diese zulässig war oder mit 
Billigung staatlicher Stellen vorgenommen wurde. 



Drucksache 12/5992 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Damit scheiden nur die Bebauungen als Maßstab für 
die Bemessung der Dauer des Erbbaurechts aus, die 
auch nach den in der DDR üblichen Verfahren als 
„Schwarzbauten" angesehen werden müssen. 

Zu Absatz 2 

Die durchschnittliche Nutzungsdauer eines Neubaus 
läßt sich nach Erfahrungswerten für die Nutzungs-
dauer bestimmter Arten von Gebäuden bestimmen. 
(Solche Werte sind u. a. in der Anlage 5 zu den 
Wertermittlungsrichtlinien 1991 veröffentlicht.) Der 
Entwurf geht in Absatz 2 von solchen Erfahrungswer-
ten aus, wobei im Interesse der einfachen Handha-
bung der gesetzlichen Bestimmungen eine Schemati-
sierung allerdings unvermeidlich ist. Es soll kein 
Gutachten zur Schätzung der Nutzungsdauer für das 
zulässige oder das jeweils vorhandene Gebäude ein-
geholt werden müssen. 

Zu Nummer 1 

Für alle Eigenheimbauten wird im Hinblick auf die 
gleiche Schutzbedürftigkeit ein Anspruch auf ein 
Erbbaurecht mit einer Laufzeit von 90 Jahren begrün-
det. Dies entspricht der üblichen Nutzungsdauer eines 
Neubaus und geht über die Lebenserwartung der 
Erbauer oder Käufer hinaus. 

Die Lebensdauer der sozialen Zwecken dienenden 
Gebäude (wie Schulen, Krankenhäuser, Kindergär-
ten) entspricht oft derjenigen der Eigenheime oder 
überschreitet diese. Aus diesen Gründen ist auch hier 
ein Erbbaurecht mit einer Laufzeit von 90 Jahren 
vorgesehen. 

Zu Nummer 2 

Hier werden die den Wohnungsbaugenossenschaften 
verliehenen Nutzungsrechte sowie die Bebauungen 
mit Wohngebäuden ohne Nutzungsrechte erfaßt. Ein 
Erbbaurecht von 80 Jahren entspricht in der Regel der 
Lebensdauer dieser baulichen Investitionen. Für 
Büro- und Dienstgebäude ist ein Erbbaurecht von 
80 Jahren im Hinblick auf die Nutzungsdauer dieser 
Objekte ebenfalls angemessen. 

Zu Nummer 3 

Für alle anderen Gebäude (wie Lagerhallen, Ställe 
usw.) wird eine Laufzeit von 50 Jahren vorgesehen, 
die der üblichen Nutzungsdauer eines solchen 
Gebäudes entspricht. 

Zu Absatz 3 

Für die land-, forstwirtschaftlich oder gewerblich 
genutzten oder öffentlichen Zwecken dienenden Bau

-

ten sieht Absatz 3 eine Bestimmung der Laufzeit des 

Erbbaurechts nach der Restnutzungsdauer des vor-
handenen Gebäudes vor, wenn kein über diesen 
Zeitraum hinausgehendes Nutzungsrecht begründet 
wurde. In diesen Fällen ist allein die bauliche Investi-
tion zu schützen, was einen gesetzlichen Anspruch 
rechtfertigt, bei dem das zu bestellende Erbbaurecht 
nach der Restnutzungsdauer des Gebäudes bemessen 
wird. 

Ein vertragliches Nutzungsrecht kann einen An-
spruch auf Bestellung eines Erbbaurechts mit der in 
Absatz 3 bestimmten Dauer nur dann begründen, 
wenn es allein aus besonderen Gründen gekündigt 
werden kann oder die Vertragslaufzeit über die Rest-
nutzungsdauer des Gebäudes hinausgeht. Im letztge-
nannten Fall besteht ein Anspruch auf Bestellung des 
Erbbaurechts wenigstens für die Restlaufzeit des Ver-
trages, jedoch nicht über den in Absatz 2 bestimmten 
Zeitraum hinaus. Bei einer Restnutzungsdauer von 
weniger als 25 Jahren wäre die Bestellung von Erb-
baurechten unangemessen; hier führt ein schuld-
rechtlicher Vertrag zu einem angemessenen Interes-
senausgleich (vgl. die Begründung zu § 31). 

Zu § 55 — Vertraglich zulässige bauliche Nutzung 

Die zulässige bauliche Nutzung eines Grundstücks 
war in der ehemaligen DDR genau festgelegt. Der 
Inhaber eines Nutzungsrechts war zur bestimmungs-
gemäßen Nutzung berechtigt und verpflichtet (vgl. § 3 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Verleihung von 
Nutzungsrechten an  volkseigenen Grundstücken vom 
14. Dezember 1970 — GBl. I Nr. 24 S. 372). Dies 
entsprach den Vorgaben in einer sozialistischen Plan-
wirtschaft, die eine Nutzung und Bewirtschaftung 
nach individuellen Entscheidungen nicht zuließen. 
Mit dem Übergang zur Marktwirtschaft müßten diese 
Beschränkungen grundsätzlich entfallen. 

Dem steht jedoch entgegen, daß der Erbbauzins 
wesentlich von der ausgeübten Nutzung bestimmt 
wird (vgl. Ingenstau, ErbbauVO, 6. Aufl., § 9 Rdn. 14; 
v. Oefele/Winkler, Handbuch des Erbbaurechts, 
6. Kap., Rdn. 52 bis 54). Eine vom Nutzungsrecht 
abweichende Bestimmung der zulässigen Nutzung im 
Erbbaurechtsvertrag kann der Erbbauberechtigte 
deshalb grundsätzlich nur dann beanspruchen, wenn 
dem durch eine Zinsanpassung Rechnung getragen 
wird. 

Zu Absatz 1 

Der Entwurf sieht vor, daß die zulässige bauliche 
Nutzung im Erbbaurechtsvertrag nach dem Inhalt des 
Nutzungsrechts oder der vorhandenen baulichen Nut-
zung bestimmt wird. Dies ist das Minimum, das dem in 
der DDR begründeten Besitzstand entspricht. 

Die baurechtliche Zulässigkeit wird hiervon nicht 
berührt. Sie bestimmt sich nach den öffentlich-recht-
lichen Regelungen. 
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Zu Absätze 2 und 3 

Diese Regelungen enthalten die für den Erbbauzins 
unschädlichen Öffnungsklauseln. Hiermit werden 
notwendige Anpassungen an die marktwirtschaftli-
chen Verhältnisse erleichtert. Solche Änderungen 
sind typisch und stellen keine wesentlichen Verände-
rungen der baulichen Inanspruchnahme des Grund-
stücks dar. Die in diesen Absätzen bezeichneten 
Veränderungen liegen noch im Rahmen des Nut-
zungsrechts oder der mit Billigung staatlicher Stellen 
begründeten Bebauung. 

Absatz 2 bezeichnet solche Nutzungen von Eigenhei-
men, wie sie jetzt im Beitrittsgebiet vielfach anzutref-
fen und in Kleinsiedlungs- oder allgemeinen Wohn-
gebieten bauplanungsrechtlich auch zulässig sind 
(vgl. §§ 2 und 4 der Baunutzungsverordnung). Er gibt 
den Nutzern einen Anspruch, aus dem sie verlangen 
können, daß im Erbbaurechtsvertrag eine insoweit 
über das Nutzungsrecht hinausgehende Nutzung als 
vertragsgemäß vereinbart wird. 

Absatz 3 erfaßt Änderungen in der Nutzung land-, 
forstwirtschaftlich oder gewerblich genutzter Bauten 
durch diejenigen, die diese Gebäude bereits vor dem 
Beitrittstage nutzten, wenn sich hierdurch die bauli-
che Inanspruchnahme des Grundstücks nicht wesent-
lich verändert hat. Hierdurch wird den notwendigen 
und schwierigen Strukturanpassungen durch die bis-
herigen Nutzer Rechnung getragen. Solche Anpas-
sungen an die veränderten wirtschaftlichen Verhält-
nisse sollen zu keiner höheren Zinsbelastung führen. 

Zu Absatz 4 

Die vorgeschlagene Regelung enthält eine unbe-
grenzte Öffnungsklausel. Diese erfaßt auch die in § 71 
Abs. 1 bezeichneten Wechsel der Nutzungsart. Der 
Nutzer kann damit ein Erbbaurecht auch für solche 
Nutzungen der vorhandenen Gebäude beanspru-
chen, die überhaupt keinen Bezug mehr zu den in der 
DDR begründeten Nutzungsrechten haben. Nutzer 
kann in diesem Fall auch ein Investor sein, der erst 
nach der Wiedervereinigung das Gebäude erworben 
hat. Der Zweck dieser Regelung besteht darin, eine 
sinnvolle Nutzung vorhandener Bausubstanz zu 
ermöglichen. Für solche Nutzungen ist dann aller-
dings auch der volle (für diese Nutzung übliche) 
Erbbauzins zu entrichten. 

Zu § 56 — Nutzungsbefugnis des 
Erbbauberechtigten, Grundstücksteilung 

Zu Absatz 1 

Satz i verweist auf die §§ 21 bis 27 des Entwurfs, die 
die Nutzungsbefugnis an  in Anspruch genommenen 
Flächen festlegen. Da die Berechtigung des Nutzers 
beim Erbbaurecht und beim Ankaufsrecht inso-
weit gleich ist, sind die Regelungen hierzu in den Ab-
schnitt 1 (Allgemeine Bestimmungen) eingestellt wor-
den. 

Satz 2 enthält eine Klarstellung. Die Belastung des 
Grundstücks mit einem Erbbaurecht erfaßt dieses 
insgesamt; die Befugnis des Erbbauberechtigten zur 
Nutzung der nicht für das Gebäude benötigten Teil-
flächen kann jedoch beschränkt werden (BayObLG-
Beschluß vom 16. Juli 1957 — 2 Z 78/57 — DNotZ 1958, 
409). Für die nach der Verordnung über das Erbbau-
recht bestellten Rechte ist strittig, wie weit die Nut-
zungsbefugnisse des Erbbauberechtigten reichen, 
wenn im Erbbaurechtsvertrag hierzu nichts bestimmt 
ist (vgl. BayObLG-Beschluß vom 26. April 1984 —
2 Z 33 — 35/84 — Rechtspfleger 1984, 313, 314 — die 
Frage wird im Beschluß angesprochen, jedoch nicht 
entschieden). Der Entwurf legt fest, daß die Aus-
übungsbefugnis des Erbbauberechtigten sich auch 
auf die nicht bebauten Flächen erstreckt. Die Abgren-
zung der Flächen erfolgt nach den in  §§  21 bis 27 
genannten Kriterien. 

Zu Absatz 2 

Die Grenzen der Erbbaurechte sollten grundsätzlich 
mit den Grundstücksgrenzen übereinstimmen. Nur 
dies führt zu klar überschaubaren Rechtsverhältnis-
sen an den Grundstücken. Im Beitrittsgebiet fehlt es 
jedoch derzeit vielfach noch an den erforderlichen 
technischen Voraussetzungen, insbesondere den Ver-
messungskapazitäten. Der Entwurf gibt den Vertrags-
parteien grundsätzlich einen Anspruch darauf, solche 
Abschreibungen der Grundstücke verlangen zu kön-
nen, macht den Anspruch jedoch von der Erteilung 
der baurechtlichen Genehmigung und dem Vorhan-
densein der Vermessungskapazitäten abhängig. Die 
Vermessungskosten sollen geteilt werden. 

Zu § 57 — Errichtung und Unterhaltung des 
Gebäudes, Heimfall 

Zu Absätzen 1 bis 3 

Absätze 1 bis 3 gewähren bestimmten Grundstücks-
eigentümern Ansprüche, die Aufnahme von Bebau-
ungs- und Instandhaltungspflichten als Inhalt des zu 
bestellenden Erbbaurechts verlangen zu können. Zur 
Begründung wird auf die Ausführungen bei der Dar-
stellung der Grundzüge des Entwurfs im Ersten Teil 
— vgl. unter E.1.i) hh) — Bezug genommen. 

Zu Absatz 4 

Die Bestimmung enthält den Heimfallanspruch bei 
nachhaltiger Verletzung von Bebauungs- und In-
standhaltungspflichten. Wegen der für den Erbbaube-
rechtigten schwerwiegenden Folgen ist vom Grund-
stückseigentümer vor Ausübung des Heimfallan-
spruchs eine angemessene Nachfrist zu setzen, der 
der Erbbauberechtigte schuldhaft nicht nachgekom-
men sein muß. 
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Zu Absatz 5 

Der Abschluß einer Gebäudeversicherung liegt im 
Interesse beider Seiten. Der Grundstückseigentümer 
kann sie vom Erbbauberechtigten verlangen, da das 
Gebäude auch Sicherheit für den Erbbauzins ist. 

Zu § 58 — Ankaufsrecht 

Zur Begründung der Regelungen über das Ankaufs-
recht im Erbbaurechtsvertrag ist auf die vorstehenden 
Ausführungen zu den Grundzügen des Entwurfs im 
Ersten Teil — vgl. unter E.1. i) ii) — zu verweisen. 

Zu § 59 — Öffentliche Lasten 

Die Übernahme der auf dem Grundstück ruhenden 
öffentlichen Lasten durch den Erbbauberechtigten 
nach Satz 1 ist eine häufig anzutreffende Vertragsge-
staltung. Sie ist hier auch deshalb angemessen, weil 
andernfalls die dem Grundstückseigentümer verblei-
benden Kosten über die Einkünfte aus den Erbbauzin-
sen hinausgehen können. Die Verpflichtung des Nut-
zers, die auf dem Grundstück ruhenden Lasten zu 
tragen, kann allerdings nur so weit gehen, wie diese 
Lasten dem Gebäude und der vom Erbbauberechtig-
ten genutzten Fläche zuzurechnen sind. Der letzte Teil 
des Satzes 1 stellt dies klar. 

In vielen Fällen haben die Nutzer diese Lasten bereits 
getragen. Die bisherigen Grundsätze über die Pflich-
ten der Nutzer bleiben bis zur Bestellung der Erbbau-
rechte unberührt (Satz 2). 

Zu Unterabschnitt 7 — Folgen der 
Erbbaurechtsbestellung 

Zu § 60 — Erlöschen des Gebäudeeigentums 
und des Nutzungsrechts 

Mit der Bestellung des Erbbaurechts wird das 
Gebäude dessen Bestandteil. Gebäudeeigentum und 
Nutzungsrecht erlöschen. Die Sachenrechtsbereini-
gung ist damit vollzogen. Der Nutzer hat ein verkehrs-
fähiges und beleihbares dingliches Recht erhalten. 

Zu § 61 — Anwendbarkeit der Verordnung 
über das Erbbaurecht, Kosten 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung stellt klar, daß auf dieses Erbbau-
recht die Regelungen der Verordnung über das Erb-
baurecht Anwendung finden. 

Zu Absatz 2 

Die Kostenteilung entspricht den Grundsätzen des 
Teilungsmodells. 

Zu Abschnitt 3 — Gesetzliches Ankaufsrecht 

Zu Unterabschnitt 1 — Gesetzliche Ansprüche auf 
Vertragsschluß 

Zu § 62 — Grundsatz 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bringt den gesetzlichen Anspruch des Nut-
zers zum Ausdruck, vom Grundstückseigentümer den 
Abschluß eines Kaufvertrags über das mit dem Nut-
zungsrecht belastete oder mit Billigung staatlicher 
Stellen bebaute Grundstück verlangen zu können. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung enthält die Ausnahmen. Der Grund-
stückseigentümer kann hiernach vom Nutzer den 
Ankauf des Grundstücks verlangen, wenn 

— der Verkehrswert des Grundstücks nicht mehr als 
100 000 DM oder im Falle der Bebauung mit einem 
Eigenheim nicht mehr als 30 000 DM be trägt, 

— der Nutzer sich dahin erklärt hat, das Grundstück 
ankaufen zu wollen oder 

— das Wahlrecht auf den Grundstückseigentümer 
übergegangen ist und dieser den Abschluß eines 
Grundstückskaufvertrags verlangt. 

Die Regelung ist Folge der in § 14 ge troffenen 
Entscheidung über das Verhältnis der Ansprüche auf 
Erbbaurechtsbestellung und zum Ankauf des Grund-
stücks. 

Zu Unterabschnitt 2 — Gesetzliche Ansprüche 
wegen dinglicher Rechte 

Die Bestimmungen des Unterabschnitts 2 be treffen 
die auf dem Grundstück ruhenden Belastungen. 

Zu § 63 — Dienstbarkeit, Nießbrauch, 
Wohnungsrecht 

Zu Absatz 1 

Die Dienstbarkeiten, der Nießbrauch sowie die Woh-
nungsrechte bleiben grundsätzlich bestehen. Die Ver-
äußerung des Grundstücks hat für diese Rechte keine 
Bedeutung. Etwas anderes gilt nur dann, wenn Teil-
flächen abgetrennt und veräußert werden, die außer-
halb der Ausübungsbefugnis des Inhabers des dingli-
chen Rechts lagen. In diesen Fällen sieht der Entwurf 
ein Erlöschen der dinglichen Rechte auf diesen Flä-
chen vor (Satz 1 und 2). Nutzer und Grundstücks- 
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eigentümer können in diesem Fall vom Inhaber dieses 
Rechts die Bewil ligung der Berichtigung des Grund-
buchs verlangen (Satz 3). 

Die Rechte sind individuell, d.h. auf der jeweiligen 
Fläche auszuüben, auf die sich die Befugnis nach 
dem Inhalt des Rechts erstreckt. Die Haftung beider 
Trennstücke nach einer Teilung des Grundstücks 
hat allein Bedeutung für die Zwangsvollstreckung, 
als der Inhaber des Rechts jeweils gemäß § 92 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung Wertersatz aus dem Versteige-
rungserlös für ein durch Zuschlag erloschenes Recht 
beanspruchen kann (vgl. Hampel, Rechtspfleger 1962, 
126, 128 m.w.N.). 

§ 1026 BGB sieht darüber hinaus ein Erlöschen von 
Dienstbarkeiten bei einer Teilung des dienenden 
Grundstücks auf dem abzuschreibenden Teilstück 
vor, wenn dieses außerhalb des Bereichs der Aus-
übung der Dienstbarkeit liegt. Dies wurde damit 
begründet, daß die hypothekarische Sicherung nicht 
im ursprünglichen Zwecke der Dienstbarkeit liege 
(Motive zum Bürgerlichen Gesetzbuch III S. 488 f.). 
Der Entwurf wendet diesen Gedanken für alle vorbe-
zeichneten Rechte an. Das ist deshalb gerechtfertigt, 
weil in der DDR diese Rechte in keinem Rangverhält-
nis zu den Grundpfandrechten standen und nur dann 
abzufinden waren, wenn sie auf dem zur Versteige-
rung gebrachten Grundstück auch ausgeübt wurden 
(§ 13 Abs. 2 Satz 3 der Grundstücksvollstreckungsver

-
ordnung vom 6. Juni 1990 — GBl. I Nr. 32 S. 288). 

Zu Absatz 2 

Die Verweisung auf § 64 Abs. 1 bewirkt, daß der 
Nutzer vom Inhaber des Rechts dessen Löschung 
verlangen kann, wenn diesem das Belastungsverbot 
nach Art. 233 § 2a Abs. 3 Satz 2 EGBGB bekannt 
war. 

Zu § 64 — Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld, 
Reallast 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt den Fall, daß der Inhaber des dingli-
chen Rechts bei seiner Begründung Kenntnis davon 
hatte, daß der Grundstückseigentümer vorsätzlich 
seiner Verpflichtung aus Art. 233 § 2a Abs. 3 Satz 2 
EGBGB zuwiderhandelte. In diesem Fall kann der 
Nutzer vom Inhaber des dinglichen Rechts verlangen, 
einer Löschung des Rechts auf dem vom Nutzer zu 
erwerbenden Grundstück zuzustimmen. Insoweit 
wird auf die Ausführungen in der Begründung zu § 36 
Abs. 1 verwiesen. 

Zu Absätzen 2 und 3 

Die Bestimmungen regeln, wann der Nutzer vom 
Inhaber einer Reallast oder eines Grundpfandrechts 
die lastenfreie Um- oder Abschreibung eines Trenn

-

stücks verlangen kann. Letztere erfolgt dadurch, daß 
der Inhaber des dinglichen Rechts eine Verteilungs-
erklärung nach § 1132 Abs. 2 BGB abgibt, die insoweit 
eine Aufhebung der Gesamthaftung herbeiführt. 

Die Regelung folgt denselben Grundsätzen, wie sie in 
§ 36 für das Erbbaurecht bestimmt wurden. 

Zu § 65 — Ansprüche gegen den 
Grundstückseigentümer 

Zu Absatz 1 

Die grundsätzliche Verpflichtung zur lastenfreien 
Übertragung entspricht den allgemeinen kaufrechtli-
chen Bestimmungen (§ 434 BGB). 

Vorkaufsrechte (Satz 2 Nr. 1), die zugunsten des 
Nutzers eingetragen sind, braucht der Grundstücks-
eigentümer deshalb nicht zur Löschung zu bringen, 
weil diese den Nutzer nicht belasten. Vorkaufsrechte, 
die aufgrund anderer gesetzlicher Bestimmungen für 
Dritte eingetragen worden sind, kann der Grund-
stückseigentümer nicht zur Löschung bringen. Inso-
weit muß der Nutzer das Grundstück mit der einge-
tragenen Belastung erwerben. 

Dingliche Rechte nach § 63 Abs. 1 (also Dienstbarkei-
ten, Nießbrauch, Wohnungsrechte), die keine An-
sprüche auf Zahlung oder Befriedigung aus dem 
Grundstück gewähren, wird der Grundstückseigentü-
mer nur selten gegen Wertersatz ablösen können. Die 
Begründung einer derartigen Verpflichtung des 
Grundstückseigentümers im Entwurf wäre zudem für 
die meisten Fälle unangemessen. Satz 2 Nr. 2 nimmt 
deshalb folgende Rechte aus der Verpflichtung des 
Grundstückseigentümers zur Lastenfreistellung her-
aus. 

Zu Buchstabe a 

Dies sind die bereits vor der Bestellung des Nutzungs-
rechts oder der Bebauung des Grundstücks durch den 
Nutzer begründeten Belastungen. Die Belastung lag 
hier der Nutzung zugrunde. Der Nutzer hat seine 
Berechtigung an einem belasteten Grundstück erwor-
ben. Eine Verpflichtung des Grundstückseigentümers 
zur lastenfreien Übereignung des Grundstücks würde 
dem Nutzer insoweit mehr Rechte geben als jemals 
bestanden. 

Zu Buchstaben b und c 

Belastungen, die auf Veranlassung staatlicher Stellen 
vor dem Ablauf des 2. Oktober 1990 erfolgt sind, 
waren von dem Grundstückseigentümer in der Regel 
ebenso hinzunehmen wie diejenigen, die aufgrund 
gesetzlicher Verpflichtung begründet wurden. Der 
Nutzer hätte wie der Grundstückseigentümer solche 
Rechte, in der Regel sind dies Mitbenutzungen nach 
§ 321 ZGB, hinnehmen müssen. 
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Zu Buchstabe d 

Hat der Nutzer der Belastung zugestimmt, so verstieße 
eine gesetzliche Verpflichtung zur Lastenfreistellung 
gegen den von den Beteiligten selbst geschaffenen 
Vertrauenstatbestand. Die gesetzliche Regelung 
würde dem Nutzer einen Anspruch gewähren, dessen 
Ausübung sich als treuwidriger Verstoß gegen das 
Verbot widersprüch lichen Verhaltens (venire con tra 
factum proprium) darstellte. 

Zu Absatz 2 

Soweit der Nutzer nach den vorstehenden Bestim-
mungen eine (anteilige) Haftung für eine vom Grund-
stückseigentümer begründete Belastung zu überneh-
men hat, kann er von diesem die Befreiung von der 
Haftung verlangen. Die Bestimmung entspricht der 
Regelung für das Erbbaurecht in § 37. Auf die dortige 
Begründung wird Bezug genommen. 

Zu Absatz 3 

Die Inhaber der Rechte, die einer lastenfreien Um-
oder Abschreibung zuzustimmen verpflichtet sind, 
verlieren damit ihr Recht am Grundstück, das ihnen 
der Eigentümer bestellt hat. Mit dem Untergang der 
Sicherheit durch den Ankauf des Nutzers entsteht die 
Kaufpreisforderung des Grundstückseigentümers. 

Der Entwurf begründet Pfandrechte am Kaufpreisan-
spruch für die Inhaber solcher Rechte auf Zahlung 
oder Befriedigung aus dem Grundstück, die infolge 
des Ankaufsverlangens des Nutzers auf ihre Sicher-
heit am Grundstück ganz oder teilweise verzichten 
müssen (Satz 1). Die Kaufpreisforderung gilt entspre-
chend dem Umfang und dem Inhalt der bisherigen 
Rechte am Grundstück als mehrfach verpfändet. 

Bei den Rechten, die nicht auf Zahlung eines Kapitals 
gerichtet sind, ist ein Pfandrecht für den Anspruch auf 
Wertersatz zu begründen (Satz 2). 

Jeder Inhaber eines solchen dinglichen Rechts soll 
die Hinterlegung des Kaufpreises verlangen können 
(Satz 3). Diese Abweichung von §§ 1281, 1282 BGB 
ermöglicht auch den Inhabern nachrangiger Rechte, 
für eine Sicherung ihrer Ansprüche zu sorgen. 

Zu Unterabschnitt 3 — Bestimmungen zum Inhalt 
des Vertrages 

Wie beim Erbbaurecht müssen auch beim gesetzli-
chen Ankaufsrecht die Konditionen des Kaufvertrages 
bestimmt werden, damit die Beteiligten von den ihnen 
nach diesem Gesetzentwurf eingeräumten Rechten 
auch Gebrauch machen können. Der Unterabschnitt 3 
enthält die gesetzlichen Vorgaben für den Abschluß 
der Kaufverträge. Die nachfolgenden Bestimmungen 
sind auch hier dispositiv. Den Beteiligten bleibt unbe-
nommen, andere Vereinbarungen zu treffen. 

Zu § 66 — Kaufgegenstand 

Zu Absatz 1 

Gegenstand des gesetzlichen Ankaufsrechts ist 
grundsätzlich das belastete oder bebaute Grundstück. 
Erstrecken sich die Ansprüche nach dem Entwurf 
(§§ 21 bis 27) nur auf eine Teilfläche des Grundstücks, 
so ist diese Vertragsgegenstand. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung soll die Ausübung des gesetzlichen 
Ankaufsrechts in den Fällen sichern, in denen eine 
Teilung eines bebauten Grundstücks nicht möglich ist 
oder wegen gemeinschaftlicher Erschließungsanla-
gen unzweckmäßig wäre. Hier ist allein ein Verkauf 
von Wohnungs- oder Teileigentum nach dem Woh-
nungseigentumsgesetz möglich. Die Regelung des 
Entwurfs entspricht der Bestimmung über die Bestel-
lung von Wohnungserbbaurechten in § 40 Abs. 1. 

Zu § 67 — Teilflächen 

Zu Absatz 1 

Die abzuschreibenden Teilflächen sind nach den 
allgemeinen, in §§ 22 bis 27 bezeichneten Grundsät-
zen festzulegen. Sie müssen im Grundstückskaufver-
trag hinreichend genau bezeichnet werden, andern-
falls ist die Vereinbarung schon wegen Verletzung 
gesetzlicher Formvorschriften gemäß § 313 Satz 1, 
§ 125 Satz 1 BGB nichtig (vgl. BGHZ 74, 103 = NJW 
1979, 1350). Der Entwurf benennt in Satz 2 Nr. 1 bis 3 
drei Methoden, die abzuschreibende Teilfläche im 
Kaufvertrag zu bezeichnen. 

— Ist ein Bodensonderungsplan nach dem im Entwurf 
für ein Bodensonderungsgesetz vorgesehenen 
Verfahren aufgestellt worden, so sind die abzu-
schreibenden Teilflächen danach zu bestimmen. 
Der bestandskräftige Sonderungsbescheid legt die 
Grenzen der Ausübungsbefugnis aus den Nut-
zungsrechten verbindlich fest; Ansprüche auf eine 
vom Sonderungsbescheid abweichende Festle-
gung der abzusondernden Flächen können nach 
rechtskräftigem Abschluß eines Bodensonde-
rungsverfahrens nicht mehr geltend gemacht wer-
den [vgl. § 13 Abs. 1 bis 3 des Entwurfs für ein 
Bodensonderungsgesetz]. 

— Ist ein Sonderungsbescheid nicht ergangen, wird 
die abzuschreibende Teilfläche in der Regel in 
einem Lageplan darzustellen sein. Üblicherweise 
werden die Grenzen der Grundstücke auf einem 
Auszug aus der Katasterkarte eingezeichnet. 

— Ist eine solche Karte nicht vorhanden oder gibt 
diese — was im Beitrittsgebiet häufiger der Fall 
ist — über die Lage des Grundstücks und der 
abzuschreibenden Teilfläche keinen Aufschluß, da 
das Liegenschaftsregister nicht fortgeführt wurde, 
kommt nur eine Bezeichnung der abzuschreiben-
den Teilflächen nach festen Merkmalen in der 
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Natur in Be tracht. (Eine entsprechende Regelung 
enthält § 113 Abs. 4 des Baugesetzbuchs für das 
Enteignungsverfahren.) 

In den beiden letztgenannten Fällen bedarf es für die 
Umschreibung im Grundbuch allerdings entweder 
einer Ausweisung der abzuschreibenden Teilfläche in 
einem Sonderungsplan, der bis zur Übernahme in das 
Liegenschaftskataster als amtliches Verzeichnis der 
Grundstücke dienen soll [vgl. § 7 Abs. 2 des Entwurfs 
für ein Bodensonderungsgesetz] oder einer Vermes-
sung und Fortführung des Liegenschaftskatasters. 
Eine Skizze in einem notariellen Vertrag und erst 
recht eine Beschreibung der abzuschreibenden 
Teilfläche anhand fester Merkmale in der Natur 
sind keine § 28 der Grundbuchordnung genügen-
den Bezeichnungen abzutrennender Grundstücks-
teilflächen (vgl. BGH — Urteil vom 21. Febr. 1986 
— V ZR 264/84 — NJW 1986, 1867, 1868). 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 regelt entsprechend § 40 Abs. 1 und 2, wann 
eine Teilung nicht durchgeführt werden kann oder 
wann eine Teilung unzweckmäßig ist. Wohnungs-
oder Teileigentum soll begründet werden können, 
wenn 

— mehrere Nutzungsrechte an einem Gebäude 
begründet wurden, 

— die Teilungsgenehmigung nach § 120 des Ent-
wurfs in Verbindung mit § 19 des Baugesetzbuchs 
versagt wird oder 

— eine Realteilung wegen gemeinschaftlich genutz-
ter Nebengebäude und Anbauten (Garagen) oder 
wegen eines hohen Aufwands für die Neuanlage 
von Erschließungsanlagen wirtschaftlich unver-
nünftig wäre. 

Zu § 68 — Begründung von Wohnungs- oder 
Teileigentum 

Zu Absatz 1 

Wohnungs- oder Teileigentum muß vor einem Ver-
kauf und anschließender Übertragung zunächst 
begründet werden. Der Entwurf gibt den Beteiligten 
einen Anspruch, nach dem sie entweder entsprechend 
§ 3 des Wohnungseigentumsgesetzes den Abschluß 
eines darauf gerichteten Vertrages oder vom Grund-
stückseigentümer eine Teilungserklärung nach § 8 
des Wohnungseigentumsgesetzes verlangen kön-
nen. 

Der unterschiedliche Inhalt des Anspruchs ergibt sich 
daraus, daß § 3 des Wohnungseigentumsgesetzes 
nach seinem Wortlaut nur anzuwenden ist, wenn die 
Vertragsschließenden bereits Miteigentümer des 
Grundstücks sind. Eine entsprechende Anwendung 
ist nach dem Entwurf für den Fall vorgesehen, daß die 
Nutzer selbständiges Gebäudeeigentum erworben 
haben. In diesem Fall  ist entsprechend § 3 des 
Wohnungseigentumsgesetzes das vormalige Mit-
eigentum am Gebäude nach § 34 Abs. 2 ZGB, das- 

durch Art. 232 § 9 EGBGB als Miteigentum nach 
Bruchteilen nach § 1008 BGB fortbesteht, in Sonder- 
und Miteigentum aufzuteilen. Das hiervon ge trennte 
Eigentum am Grundstück ist gem. § 8 des Wohnungs-
eigentumsgesetzes zu teilen. Die Zusammenführung 
der im Sonder- und im Miteigentum stehenden 
Anteile am Gebäude und der Miteigentumsanteile am 
Grundstück in einer Person erfolgt mit dem Vollzug 
der Kaufverträge. 

Haben die Nutzer dagegen bisher weder Gebäude-
eigentum noch Rechte am Grundstück erworben, 
kommt nur eine entsprechende Anwendung von § 8 
des Wohnungseigentumsgesetzes in Be tracht. Hier-
nach hat der Grundstückseigentümer zunächst das 
Grundstück in Miteigentumsanteile unter Verbin-
dung mit Sondereigentum zu teilen, was der Nutzer 
von ihm verlangen kann. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung entspricht der in § 14 Abs. 2 getrof-
fenen Entscheidung. Beträgt der von einem Nutzer zu 
zahlende Preis bei der Bestellung von Wohnungs-
eigentum nicht mehr als 30 000 DM oder bei der 
Bestellung von Teileigentum (nicht zu Wohnzwecken 
dienendes Sondereigentum und Miteigentumsanteil) 
nicht mehr als 100 000 DM, so hat der Nutzer das 
Wohnungs- oder Teileigentum anzukaufen. Andern-
falls kann er der Begründung von Wohnungs- oder 
Teileigentum widersprechen. Es sind dann Woh-
nungserbbaurechte zu bestellen. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift stellt — wie § 40 Abs. 3 für die Begrün-
dung der Wohnungserbbaurechte — klar, daß die 
Wohnungseigentümer nur Teilschuldner des auf den 
Erwerb ihres Miteigentumsanteils entfallenden Kauf-
preisanteiles sind. 

Zu Absatz 4 

Es kann insoweit auf die Begründung zu § 40 Abs. 4 
(Bestellung von Wohnungserbbaurechten) verwiesen 
werden. 

Zu § 69 — Regelmäßiger Preis 

Zu Absatz 1 

§ 69 Abs. 1 enthält die Grundregelung für die Preis-
bestimmung, in der die hälftige Beteiligung des Nut-
zers am Bodenwert beim Ankaufsrecht zum Ausdruck 
kommt. Der Mindestbetrag ist auch hier auf das 
1,3fache des nach den Vorschriften des Reichsbewer-
tungsgesetzes von 1934 (RGBl. I S. 1035) zu ermitteln-
den Verkehrswertes festzusetzen, da der Eigentümer 
mindestens den Be trag als Kaufpreis beanspruchen 
kann, den er in der DDR als Enteignungsentschädi-
gung erhalten hätte und der jetzt als Grundlage für die 
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Entschädigung der entschädigungslos enteigneten 
Alteigentümer festgesetzt werden soll. 

Satz 2 verweist für die Ermittlung des Verkehrswerts 
auf die allgemeinen Bemessungsgrundsätze. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 gibt dem Nutzer einen Anspruch auf eine 
besondere Ermäßigung im Falle der schnellen Ent-
scheidung für das Ankaufsrecht und der unverzügli-
chen Begleichung des Kaufpreises, nachdem die für 
die Umschreibung erforderlichen Unterlagen vorlie-
gen. Dem Nutzer wird insoweit eine besondere Art 
eines Barzahlungsskontos eingeräumt. Dies ist ein 
Ausgleich dafür, daß der Grundstückseigentümer den 
Betrag sofort anlegen und damit Zinsen erzielen kann, 
die über die Summe aus zwischenzeitlich gezahlten 
Erbbauzinsen und später gezahltem Kaufpreis hin-
ausgehen. 

Dieser Zinsvorteil entsteht jedoch nur dann, wenn 
man einen festen Ankaufspreis zugrunde legt. Bei 
einer längerfristigen Betrachtung müßte jedoch auch 
die Wertentwicklung auf dem Grundstücksmarkt 
berücksichtigt werden, über die jedoch keine sicheren 
Prognosen möglich sind. Die Vom-Hundert-Sätze 
beruhen auf einer Abwägung der genannten 
Umstände. Ein Abzug für Zwischenzinsen ist deshalb 
nur bei unverzüglicher Entscheidung für das Ankaufs-
recht und Bezahlung und nur in einer Höhe vertretbar, 
die voraussichtlich in einem kurzen Zeitraum durch 
Zinseinkünfte wieder ausgeglichen wird. 

Der Anspruch auf Ermäßigung besteht nicht, wenn 
Nutzer sich für den Abschluß eines Erbbaurechtsver-
trages entschieden haben und deshalb Erbbauzinsen 
oder Nutzungsentgelte in Höhe der Erbbauzinsen zu 
zahlen hätten. Der Zweck der Regelung in Satz 2 
besteht darin, daß der Nutzer den Grundstückseigen-
tümer nicht zugleich für einen — wenngleich befriste-
ten — Zeitraum auf die niedrigen Einkünfte aus den 
Erbbauzinsen verweisen und danach dennoch die 
Kaufpreisermäßigung in Anspruch nehmen kann. 

Der Nutzer kann den Teilerlaß nicht verlangen, wenn 
, sich der Abschluß des Kaufvertrages oder die Zahlung 

aus einem von ihm zu vertretenden Umstand verzö-
gert. Der Anspruch auf einen teilweisen Erlaß soll 

— für den Nutzer einen Anreiz schaffen, durch die 
Entscheidung für das Ankaufsrecht einen schnel-
len Ausgleich der Interessen zwischen ihm und 
dem Grundstückseigentümer herbeizuführen 
und 

— zugleich allzu großen Unterschieden zwischen den 
Grundstückseigentümern, die einen Erbbau-
rechtsvertrag mit erst allmählich ansteigenden 
Zinseinkünften (vgl. § 52) abzuschließen haben, 
und denjenigen, die durch den Kaufvertragsschluß 
sogleich den Kaufpreis erhalten, vermeiden. 

Diese Zwecke werden nicht erreicht, wenn der Nutzer 
zwar sogleich den Ankauf wählt, aber danach den 
Vertragsschluß oder die Kaufpreiszahlung verzögert. 
Ein schneller Interessenausgleich und Rechtsfrieden 
können nur dann eintreten, wenn das Wahlrecht 

sogleich ausgeübt und weder der Vertragsschluß noch 
dessen Erfüllung aus vom Nutzer zu vertretenden 
Gründen verzögert werden. Zudem ist dem Grund-
stückseigentümer, der aus vom Nutzer zu vertreten-
den Gründen auf den Kaufpreis warten muß, nicht 
zuzumuten, dem Nutzer noch den einem Skonto 
entsprechenden Teilerlaß zu gewähren. 

Zu § 70 — Preisanhebung bei kurzer 
Restnutzungsdauer des Gebäudes 

Die Vorschrift regelt die Preisanhebung wegen kurzer 
Restnutzungsdauer des Gebäudes. Absatz 1 bestimmt 
die Voraussetzungen, Absatz 2 enthält die Grundsätze 
für die Berechnung der Preisanhebung. 

Zu Absatz 1 

Nummer 1 schließt die Nutzung für Wohnzwecke vom 
Anwendungsbereich dieser Vorschrift aus, da inso-
weit auch keine Verkürzung der Dauer der zu bestel-
lenden Erbbaurechte nach der Restnutzungsdauer der 
Gebäude stattfindet (vgl. § 54 Abs. 3). 

Durch Nummer 2 werden die Fälle aus dem Anwen-
dungsbereich der Bestimmung herausgenommen, in 
denen dingliche Nutzungsrechte bestellt wurden oder 
vertragliche Berechtigungen mit einer Restlaufzeit 
bestehen, die die Dauer der nach diesem Entwurf zu 
bestellenden Erbbaurechte übersteigen (vgl. § 54 
Abs. 3). Die Berechtigung des Nutzers übersteigt in 
diesen Fällen die Restnutzungsdauer des Gebäudes, 
weshalb hier Erbbaurechte mit der Laufzeit nach § 54 
Abs. 1 zu bestellen wären. Dem Nutzer steht deshalb 
der Bodenwertanteil des Erbbaurechts insgesamt zu, 
der grundsätzlich mit der Hälfte des Verkehrswerts in 
Ansatz gebracht wird. 

Nummer 3 stellt schließlich klar, daß die Restnut-
zungsdauer des Gebäudes kürzer sein muß als die 
regelmäßige Dauer eines nach dem Entwurf zu bestel-
lenden Erbbaurechts. Andernfalls ist aus Gründen des 
Investitionsschutzes ein Erbbaurecht mit der in § 54 
Abs. 2 bestimmten Laufzeit zu bestellen. 

Zu Absatz 2 

Die Ermittlung des zu zahlenden Preises ist durch 
Vergleich der Bodenwertanteile von entsprechenden 
Erbbaurechten mit der Restnutzungsdauer des Ge-
bäudes (Bodenwertanteil 1) und nach der üblichen 
Laufzeit (Bodenwertanteil 2) vorzunehmen. Für die 
Errechnung kann auf die Grundsätze in Ziffer 5.2.2.3.2 
der Wertermittlungsrichtlinien 1991 zurückgegriffen 
werden. Die Preisbestimmung ergibt sich dann aus 
der Formel: 

Beispiel: 
Verkehrswert: 	 100 000 DM 
regelmäßiger Preis: 	 50 000 DM 
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übliche Laufzeit eines Erbbaurechts: 	50 Jahre 
Restnutzungsdauer des Gebäudes: 	30 Jahre 

Berechnung der Bodenwertanteile: 

Differenz zwischen üblichem und 
gesetzlichem Erbbauzins 
(üblich 7 vom Hundert; 
gesetzlich 3,5 vom Hundert) 	3 500 DM jhrl. 

Wertfaktor 
(wegen starker Belastung des 
Grundeigentums durch Ankaufsrecht) 	1,0 

Vervielfältiger (vgl. Anlage 4 zu den 
Wertermittlungsrichtlinien 1991) 
bei 50 Jahren Laufzeit und 
übl. Zins von 7 vom Hundert 	 13,8 

bei 30 Jahren Laufzeit und 
übl. Zins von 7 vom Hundert 	 12,41 

Bodenwertanteile 
(Formel: Zinsdifferenz x Ver-
vielfältiger x Wertfaktor) 

Erbbaurecht mit Laufzeit von 
50 Jahren 	 48 300 DM 
Erbbaurecht mit Laufzeit von 
30 Jahren 	 43 435 DM 

Berechnung des Ankaufspreises: 

Ankaufspreis 
(nach vorstehender Formel) 	55 036,23 DM. 

Zu § 71 — Preisbemessung nach dem vollen 
Verkehrswert 

Diese Regelung des Entwurfs sieht eine Preisbestim-
mung nach dem vollen Verkehrswert im Falle der 
Nutzungsänderung sowie bei der Inanspruchnahme 
übergroßer, selbständig baulich nutzbarer Teilflächen 
für Eigenheime vor. Sie entspricht der für den Erbbau-
zins in § 48 Abs. 1 getroffenen Bestimmung. Absatz 1 
bringt diesen Grundsatz zum Ausdruck. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bezeichnet die preisrelevanten Nutzungsän-
derungen. Nach Satz 1 sind dies drei Fallgruppen: 

— Übergang von einer Nutzung zu Wohnzwecken in 
eine solche zu land-, forstwirtschaftlichen oder 
gewerblichen Zwecken oder zu einer Nutzung für 
Dienstgebäude staatlicher Stellen, 

— Umwandlung einer land- oder forstwirtschaftli-
chen Nutzung, die aufgrund des früheren gesetzli-
chen Nutzungsrechts der landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften ausgeübt wurde, in 
eine gewerbliche, 

— Änderung der Art der Nutzung, zu dem das Nut-
zungsrecht bestellt wurde oder die bei Ablauf des 
2. Oktober 1990 ausgeübt wurde. 

Die Preisbemessung nach dem halben Verkehrswert 
aufgrund des in der DDR bestellten Nutzungsrechts 
oder einer vergleichbaren Berechtigung soll dem 

Nutzer auch dann erhalten bleiben, wenn er infolge 
des Strukturwandels nach dem Beitritt den Gegen-
stand seiner unternehmerischen Tätigkeit wesentlich 
verändert hat. Die aus der sozialistischen Planwirt-
schaft folgende strikte Bindung des Nutzers an  den 
Zweck, zu dem das Nutzungsrecht bestellt wurde, 
kann nicht Grundlage einer in die Zukunft orientier-
ten, auf marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
beruhenden Regelung sein. Die Bindungen aus dem 
Zweck der Nutzungsrechte müssen unter Berücksich-
tigung der Interessen der Nutzer und der Grund-
stückseigentümer bewertet werden. 

Nutzungsänderungen innerhalb derselben Nutzungs-
art (z.B. die Umstellung des Warensortiments) führen 
in der Regel zu keiner höheren Belastung des Grund-
stückseigentümers. Üblicherweise werden bei sol-
chen Nutzungsänderungen weder höhere Erbbauzin-
sen noch höhere Entgelte für den Fa ll  des Ankaufs des 
Grundstücks gezahlt. 

Bei dem in § 71 Abs. 2 bezeichneten Übergang von 
einer Nutzungsart zur anderen ist dies anders. Hier 
werden Anpassungen sowohl bei den Erbbauzinsen 
als auch bei den Grundstückspreisen an die verän-
derte Nutzungsart vorgenommen. Nach einer solchen 
Nutzungsänderung ist zwar die bauliche Investition 
noch vorhanden, der Nutzung des Grundstücks fehlt 
jedoch der Bezug zu den in der DDR begründeten 
Rechten und Nutzungsbefugnissen. 

Die Gewährung von Ansprüchen auf Begründung von 
Erbbau- und Ankaufsrechten ist in diesen Fä llen nicht 
mehr aus einem in der DDR vorgefundenen Nutzungs-
recht oder einer anderen Berechtigung, sondern allein 
aus dem Grund gerechtfertigt, Nutzbarkeit und Wert 
der baulichen Investition erhalten zu müssen. Daraus 
läßt sich keine Beteiligung des Nutzers am Bodenwert 
aus einer in der DDR begründeten Belastung, sondern 
allein eine Befugnis zum Ankauf in Höhe des vollen 
Verkehrswerts begründen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält den Verweis auf die entsprechenden 
Öffnungsklauseln beim Erbbaurecht in § 55 Abs. 2 
und 3. Nutzungsänderungen, die den veränderten 
wirtschaftlichen Strukturen Rechnung tragen, ohne 
die bauliche Inanspruchnahme des Grundstücks 
wesentlich zu verändern, sind — wie beim Erbbauzins 
— auch für die Bemessung des Ankaufspreises ohne 
Bedeutung. Dies gilt allerdings nur für diejenigen, die 
Inhaber eines Nutzungsrechts sind oder das Grund-
stück bereits vor dem 3. Oktober 1990 mit Billigung 
staatlicher Stellen in Anspruch genommen hatten. 

Zu Absatz 3 

In diesem Absatz wird schließlich die Anpassung des 
Kaufpreises im Eigenheimbau für die Teilflächen 
vorgenommen, die über die Regelgröße der Gesetze 
der DDR hinausgehen und selbständig baulich nutz-
bar sind. Auch dies entspricht der Regelung für die 
Bemessung des Erbbauzinses in § 43 Abs. 2 Nr. 1 b. 
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Zu § 72 — Nachzahlungsverpflichtungen 

Zu Absatz 1 

Die Regelung gibt dem Grundstückseigentümer, der 
zum halben Verkehrswert (regelmäßiger Preis) ver-
kaufen muß, einen Anspruch, vom Nutzer die Über-
nahme einer Nachzahlungsverpflichtung verlangen 
zu können. Voraussetzung ist, daß 

— ein unbebautes oder ein mit einem abbruchreifen, 
nicht mehr nutzbaren Gebäude bebautes Grund-
stück veräußert wird, 

— eine Nutzungsänderung nach § 71 Abs. 1 erfolgt 
oder 

— ein Verkauf eines land-, forstwirtschaftlich oder 
gewerblich genutzten Grundstücks vorgenommen 
wird. 

Eine solche Nachzahlungspflicht bedarf besonderer 
Begründung. Geht man nämlich davon aus, daß das 
Nutzungsrecht oder die einem Nutzungsrecht gleich-
zustellende Bebauung mit Billigung staatlicher Stel-
len eine Beteiligung des Nutzers am vorhandenen 
Bodenwert begründet, so ist eine Nachzahlungspflicht 
grundsätzlich nicht zu rechtfertigen. Die eine Hälfte 
des Bodenwerts stand dem Nutzer aufgrund Nut-
zungsrechts zu, die andere hat er beim Ankauf des 
Grundstücks bezahlt. Mit der anschließenden Ver-
äußerung verfügt der Nutzer nur über das, was ihm 
zuzuordnen war und was er bezahlt hat. 

Die Beteiligung des Nutzers am Bodenwert beruht 
jedoch nicht auf dem Besitz, sondern auf einem 
zweckgebundenen Nutzungsrecht. Der Ankauf des 
Grundstücks zum halben und die anschließende Wei-
terveräußerung zum vollen Verkehrswert in der 
Absicht, aus den durch Übergang zur Marktwirtschaft 
entstandenen Bodenwerten Gewinn zu erzielen, ist 
eine Verfehlung des Zwecks des Nutzungsrechts. 

Das Nutzungsrecht war einer Zweckbindung unter-
worfen. Der Nutzer konnte insbesondere keinen 
Gewinn durch Verfügung über das Eigentum an 

 Grund und Boden erzielen. Die Belastung des Grund-
stücks am 3. Oktober 1990 bestand insoweit nur im 
Rahmen der durch die Zweckbindung des Nutzungs-
rechts dem Nutzer gezogenen Grenzen. 

Die Anerkennung einer Beteiligung des Nutzers am 
Bodenwert kann diese Zweckbindung nicht überge-
hen. Dem Nutzer ist sein durch das Nutzungsrecht 
oder eine vergleichbare Befugnis zur Bebauung 
begründeter Besitzstand zu erhalten, jedoch nicht 
darüber hinaus eine Möglichkeit zu spekulativen 
Veräußerungen oder zu einer völlig veränderten Nut-
zung zu eröffnen. 

Damit bleibt zugleich eine Parallelität zu den dem 
Erbbaurecht zugrunde liegenden Wertungen ge-
wahrt. Der Erbbauzins ist nutzungsabhängig; der 
Wechsel in der Nutzung führt zu einer Erhöhung des 
Erbbauzinses (vgl. § 48 Abs. I). Es wäre nicht gerecht-
fertigt, wenn der Nutzer gleich nach dem Ankauf die 
bisherige Nutzung aufgeben könnte, ohne zu einer 
Nachzahlung verpflichtet werden zu können. 

Der Entwurf gibt deshalb den Grundstückseigentü-
mern in drei in § 72 Abs. 1 bezeichneten Fällen einen 
Anspruch, die Aufnahme einer Bestimmung in den 
Grundstückskaufvertrag verlangen zu können, die 
den Nutzer im Falle der Nutzungsänderung oder der 
Weiterveräußerung in einer bestimmten Zeit nach 
Vertragsschluß zu einer Nachzahlung verpflichtet. 

Zu Nummer 1 

Die Nachzahlungsverpflichtung entspricht den in § 29 
Abs. 1 bezeichneten Umständen, aus denen der 
Grundstückseigentümer der Geltendmachung der in 
diesem Entwurf bezeichneten Ansprüche widerspre-
chen könnte. 

Ist das Grundstück nicht oder nur mit einem nicht 
mehr nutzbaren Bauwerk bebaut, so kann der Grund-
stückseigentümer den vom Nutzer erhobenen An-
sprüchen entgegentreten, wenn mit einer Bebauung, 
einer Rekonstruktion oder einer Nutzung des Bau-
werks durch den Nutzer nicht mehr zu rechnen ist. 

Die kurze Zeit nach dem Ankauf erfolgende Weiter-
veräußerung eines unbebauten oder mit einem nicht 
mehr nutzbaren Bauwerk (Verkauf auf Abbruch) 
bebauten Grundstücks dokumentiert, daß die Voraus-
setzungen für den Ankauf eigentlich nicht vorgelegen 
haben. Die Nachzahlungspflicht trägt hier dazu bei, 
Wertungswidersprüche in den Fällen zu vermeiden, in 
denen die in § 29 bezeichneten Voraussetzungen der 
Einrede vor dem Kauf nicht nachgewiesen werden 
konnten, sich jedoch nachträglich als richtig heraus-
stellen. 

Zu Nummer 2 

Wechsel in der Nutzungsart nach § 71 Abs. 1, für die 
beim Erbbaurecht eine Zinsanpassung an  marktübli-
che Sätze vorgesehen ist (vgl. j 48 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 55 Abs. 4), sollen ebenfalls eine Nachzah-
lungspflicht begründen. Nur die bisherige Nutzungs-
art ist geschützt und vermittelt dem Nutzer eine 
Beteiligung am Bodenwert. 

Zu Nummer 3 

Schließlich sind auch die Weiterveräußerungen l and-, 
forstwirtschaftlich oder gewerblich genutzter Ge-
bäude innerhalb bestimmter Fristen zu erfassen. In 
diesen Fällen wird das Gebäude nicht mehr im Rah-
men seiner bisherigen Zweckbestimmung im Betrieb 
des Nutzers genutzt. 

Nicht einbezogen werden hierin die Veräußerungen 
von Wohngebäuden. In diesen Fällen soll keine Nach-
zahlungspflicht entstehen, weil Veräußerungen aus 
persönlichen Gründen (Arbeitsplatz- und Wohnungs-
wechsel) zulässig waren und insoweit auch in Zukunft 
keine Hindernisse begründet werden sollen. 

Satz 2 bestimmt eine Ausnahme für den Fa ll, daß das 
Grundstück als Teil eines Unternehmens veräußert 
wird und der Erwerber das Geschäft weiterführt. Wird 
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das Unternehmen insgesamt veräußert und das 
Geschäft vom Erwerber fortgeführt, so liegt weder 
eine Nutzungsänderung noch ein spekulatives 
Grundstücksgeschäft vor, so daß auch eine Nach-
zahlungsverpflichtung des Nutzers bis zur Hö-
he des vollen Verkehrswertes unberechtigt wäre. 
— Diese Regelung führt im übrigen dazu, daß Ver-
äußerungen an Dritte zur Sanierung eines Unter-
nehmens nicht mit Nachzahlungsansprüchen belastet 
werden. 

Zu Absatz 2 

Die vorgeschlagene Regelung sieht einen abgestuften 
Wegfall der Bindung durch die Nachzahlungsver-
pflichtung vor. Die Bindung kann nicht zu lang sein; 
der Nutzer soll andererseits nicht bereits nach Ablauf 
einer dreijährigen Frist die Vorteile aus Nutzungsän-
derungen und aus Weiterverkäufen in vollem Um-
fang für sich beanspruchen können. Für diese Fälle 
wird daher für die folgenden drei Jahre eine 
Nachzahlungspflicht in Höhe der Hälfte des in 
Absatz 1 bestimmten Differenzbetrags für zulässig 
erachtet. 

Zu Absatz 3 

Entscheidend für die Berechnung der Fristen ist der 
Abschluß des jeweiligen schuldrechtlichen Geschäfts, 
nicht dessen Erfüllung. Diese kann bei den von der 
Eintragung in das Grundbuch abhängigen Verträgen 
zum Teil erheblich später erfolgen. 

Zu Absatz 4 

Die Bestimmung bezweckt, daß auch Rechtsgestal-
tungen, durch die — wie bei einem Verkauf — 
eigentümerähnliche Nutzungsbefugnisse auf einen 
Dritten übertragen werden, die Nachzahlungspflicht 
des Nutzers begründen. Mit solchen Vereinbarungen 
wird der Anreiz zu Umgehungen genommen, weil sich 
an  diese Geschäfte die gleichen Rechtsfolgen knüp-
fen. 

Zu § 73 — Ausgleich wegen abweichender 
Grundstücksgröße 

Zu Absatz 1 

Die Regelung gibt jedem Beteiligten einen Anspruch 
darauf, einen vertraglichen Ausgleichsanspruch zu 
begründen, wenn die tatsächliche Grundstücksgröße 
nach dem Ergebnis einer Vermessung von der im 
Vertrag zugrunde gelegten mehr als geringfügig 
abweicht. 

Das Regelungsproblem wird in den neuen Bundeslän-
dern wegen der zahlreichen Bebauungen auf unver-
messenen Grundstücken vermehrt auftreten. Auch 
die im Entwurf für ein Bodensonderungsgesetz vorge-
sehene Bildung von Grundstücken auf der Grundlage 

einer Grundstückskarte im Maßstab bis zu 1:1000 
kann im Einzelfall zu erheblichen Abweichungen bei 
der Feststellung der tatsächlichen Grundstücksgröße 
nach dem Ergebnis einer späteren Vermessung füh-
ren. 

Ähnliche Probleme gibt es auch in den alten Ländern, 
wenn ein Bauträger von ihm bebaute Grundstücke vor 
Abschreibung der Einzelparzellen von einem bebau-
ten Areal verkauft. In solchen Verträgen wird die 
Grundstücksgröße meist mit einer sog. „Circa"-
Angabe versehen. 

Solche Flächenangaben werden in der Regel als 
Zusicherung einer Grundstücksgröße nach § 468 BGB 
ausgelegt, da der Grundstückswert eines mit einem 
Wohnhaus bebauten Grundstücks nicht nur vom 
Wohnwert, sondern auch von der Grundstücksflä-
chengröße mitbestimmt wird (BGH-Urteil vom 
27. April 1984 — V ZR 137/83 — WM 1984, 941, 942). 
Außerhalb der üblichen Vermessungsrisiken lie-
gende Größenabweichungen begründen dann Ge-
währleistungsansprüche (BGH, a.a.O.). 

Die Regelung im Entwurf eröffnet den Beteiligten die 
Möglichkeit, eine spezielle Kaufpreisanpassungs-
klausel für diese Fälle zu vereinbaren. 

Diese Regelung stellt einen angemessenen Ausgleich 
her. Gewährleistungsansprüche aus dem dispositiven 
Gesetzesrecht werden insoweit ausgeschlossen. Dies 
kann dann nicht gelten, wenn im Vertrag insoweit 
ausdrücklich eine Gewährleistung wegen abwei-
chender Grundstücksgröße vereinbart wird. Die Par-
teien müssen insoweit die Gewährleistung für diesen 
Fall wollen und dies im Vertrag zum Ausdruck brin-
gen. Die Rechte des Käufers ergeben sich dann aus 
einer auch die Rechtsfolgen einschließenden Verein-
barung und nicht als Rechtsfolge dispositiven Geset-
zesrechts. 

Zu Absatz 2 

In Absatz 2 wird ein pauschaler Maßstab dafür festge-
legt, bis zu welcher Abweichung Unterschiede im 
Verhältnis zur im Vertrag angegebenen Größe als 
geringfügig anzusehen sind und damit keine Preisan-
passung rechtfertigen. Die Staffelung in Absatz 2 
beruht darauf, daß die Hinnehmbarkeit der Abwei-
chung von der Höhe des Quadratmeterpreises 
bestimmt wird. Je teurer das Grundstück ist, um so 
eher wird die von den Beteiligten hinzunehmende 
Belastung aus der Abweichung der Grundstücksgrö-
ßen überschritten sein. 

Zu Absatz 3 

Mit dem Ergebnis der Vermessung steht die Größen-
abweichung fest. Die Beteiligten sollen sich schnell 
entscheiden, ob sie hieraus Ansprüche herleiten wol-
len, damit in dem Verhältnis der Parteien wieder 
Rechtssicherheit eintritt. Dem dient die einjährige 
Verjährungsfrist. 
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Zu § 74 — Preisbemessung im Wohnungsbau 

§ 74 enthält besondere Regelungen für die Ermittlung 
des Ankaufspreises im staatlichen und genossen-
schaftlichen Wohnungsbau. Er trägt dem Umstand 
Rechnung, daß hier aufgrund der aufstehenden 
Bebauung und der für deren Bewirtschaftung gelten-
den gesetzlichen Beschränkungen keine Bodenwerte 
entstanden sind, die denen eines unbebauten Grund-
stücks entsprechen. 

Zu Absatz 1 

Satz 1 gibt dem Nutzer einen Anspruch, hier eine 
Ermittlung des Ankaufspreises nach Sach- und 
Ertragswertgesichtspunkten verlangen zu können. 
Der Nutzer kann dies fordern, muß es aber nicht. 
Letzteres kann zum Beispiel dann zweckmäßig sein, 
wenn das Grundstück in absehbarer Zeit freigelegt 
und durch einen Neubau ersetzt werden soll. 

Dies kann für die Kommune oder die Wohnungsge-
nossenschaft günstiger sein als eine spätere Nachzah-
lung nach Absatz 2. In die Differenzzahlung fließen 
inzwischen eingetretene Bodenwertsteigerungen ein. 
Die Zahlung berechnet sich auf der Grundlage des 
Verkehrswerts zum Zeitpunkt der Nutzungsänderung 
oder des Abrisses des Altbaus. Der Nutzer kann diese 
Risiken ausschalten, wenn er sogleich zum halben 
Verkehrswert eines unbebauten Grundstücks an-
kauft. 

Satz 2 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen 
eine Verkehrswertbestimmung nach Sach- und 
Ertragswertgesichtspunkten verlangt werden kann. 
Es sind die Sachverhalte zu erfassen, in denen der 
Sachwert der Bebauung und die Ertragsfähigkeit des 
Grundstücks auf den Wert von Grund und Boden 
durchschlagen; dies sind die Fälle, in denen ein 
Erwerber des Grundstücks beim Bodenwert eine 
Abzinsung vornehmen würde. Solche Sachverhalte 
werden in § 20 Abs. 3 der Wertermittlungsverordnung 
vom 6. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2209) beschrieben. 
Der Entwurf knüpft an diese Regelung an. Die Preis-
bestimmung auf der Grundlage abgezinster Boden-
werte ist hiernach nur dann gerechtfertigt, wenn 

— keine dem Bodenwert angemessene Verzinsung 
erzielt wird und 

— einem Abriß der unrentablen Bebauung längerfri-
stig rechtliche oder tatsächliche Gründe entgegen-
stehen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 begründet einen Nachzahlungsanspruch des 
Grundstückseigentümers für den Fall, daß sich die 
den niedrigen Preis rechtfertigenden Prognosen 
nachträglich als unzutreffend herausstellen. Satz 1 
enthält den Grundsatz, daß bei einer Nutzungsände-
rung oder einem Abriß des Gebäudes innerhalb von 
zwanzig Jahren nach Vertragsschluß eine Nachzah-
lung verlangt werden kann. Sätze 2 und 3 enthalten 
die Regelung für die Bemessung des Anspruchs, zu 

deren Erläuterung auf die Allgemeine Begründung — 
vgl. unter E.1. j) bb) (2) (f) — zu verweisen ist. 

Zu Absatz 3 

Die besondere Ermäßigung des Kaufpreises aus den 
vorstehenden Gesichtspunkten, die den besonderen 
Verhältnissen beim Wohnungsbau Rechnung trägt, 
erweist sich auch dann als nicht gerechtfertigt und für 
den Grundstückseigentümer nicht zumutbar, wenn 
bei einer Veräußerung in den folgenden Jahren ein 
höherer Preis für den Grund und Boden erzielt wird, 
selbst wenn der Erwerber das Gebäude in der bishe-
rigen Weise weiter nutzt. Der bei der Weiterveräuße-
rung erzielte Mehrerlös ist ein Indiz dafür, daß ein für 
den Ankauf durch den Nutzer nach § 19 Abs. 2 
rechnerisch ermittelter Verkehrswert zu niedrig ange-
setzt war und nicht den tatsächlichen Marktverhält-
nissen entsprach. 

Der Entwurf sieht insoweit eine Klausel zur Auskehr 
der Hälfte des aus der Veräußerung von Grund und 
Boden erzielten Mehrerlöses vor. Eine ähnliche 
Bestimmung enthält § 3 Abs. 4 des Entwurfs für ein 
Wohnungsgenossenschafts-Vermögensgesetz (BT

-

Drucksache 12/4801, S. 115), der den Gemeinden 
einen im Verhältnis zum Bodenwert niedrigen Aus-
gleich für den gesetzlich angeordneten Eigentums-
übergang des von den Wohnungsbaugenossenschaf-
ten genutzten ehemals volkseigenen Grund und 
Bodens gewährt. 

Die Verpflichtung zur Auskehr eines Teils des Mehr-
erlöses beteiligt den Grundstückseigentümer an dem 
im Wege der Weiterveräußerung in einer kürzeren 
Frist am Markt realisierten Wert des Grundstücks. 
Wird ein solcher Mehrerlös erzielt, so soll dieser geteilt 
werden und nicht allein von dem Nutzer vereinnahmt 
werden können, der wegen der besonderen Lage auf 
dem Wohnungsmarkt Gelegenheit zu einem außeror-
dentlich günstigen Ankauf des Grundstücks hatte. 

Der Entwurf sieht auch insoweit eine zeitliche Staffe

-

lung  für die Höhe des Anteils des auszukehrenden 
Mehrerlöses vor (Satz 2). Je länger der Ankauf durch 
den Nutzer zurückliegt, um so eher ist anzunehmen, 
daß der bei der Weiterveräußerung erzielte Mehrerlös 
auf der allgemeinen Entwicklung am Grundstücks-
markt und nicht auf einer falschen Einschätzung des 
Sachwerts und der Ertragssituation beim Ankauf des 
Gebäudes durch den Nutzer beruhte. Steigerungen 
des Werts von Grund und Boden, die in einer längeren 
Zeit nach dem Erwerb eingetreten sind, müssen allein 
dem Nutzer als neuen Eigentümer zugute kommen, 
der die Vor- wie die Nachteile aus der Entwicklung 
der Grundstückspreise zu tragen hat. 

Bei der Weiterveräußerung werden das Grundstück 
und das Gebäude als Einheit verkauft. Der Mehrerlös 
kann jedoch nur nach dem Anteil des Kaufpreises 
bestimmt werden, der auf Grund und Boden entfällt 
(Satz 3). Die Verpflichtungen des Nutzers, im Vertrag 
mit dem Dritten den Anteil für den Grund und Boden 
gesondert auszuweisen und dem früheren Grund-
stückseigentümer die Veräußerung anzuzeigen 
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(Satz 4), sollen diesem die Verfolgung seines 
Anspruchs erleichtern. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift schließt eine Sicherung des Nachzah-
lungsanspruches in dem durch § 11 des Hypotheken-
bankgesetzes bezeichneten erstrangigen Finanzie-
rungsraum aus. 

Zu Absatz 5 

Absatz 2 gibt einen Nachzahlungsanspruch bis zum 
regelmäßigen (hälftigen) Verkehrswert. Absatz 3 ver-
pflichtet zur Auskehr der Hälfte eines Mehrerlöses. 

Die Anpassung des Preises auf den vollen Verkehrs-
wert im Falle einer Änderung durch Übergang zu 
einer gewerblichen Nutzung nach § 72 bleibt hiervon 
unberührt. 

Zu § 75 — Preisbemessung bei 
Überlassungsverträgen 

Zu Absatz 1 

In diesem Absatz wird die Bemessung der Anhebung 
des Kaufpreises für einen noch vorhandenen Restwert 
des vom Grundstückseigentümer errichteten Gebäu-
des und der von ihm geschaffenen Grundstücksein-
richtungen geregelt. Satz 1 bestimmt den Grundsatz. 
Satz 2 sieht eine pauschale Berechnung vor, was zu 
einer Bestimmung des zum Preis für das Grundstück 
hinzukommenden Betrages führen soll. 

Satz 3 ermöglicht schließlich eine individuelle Bestim-
mung beim Vorliegen besonderer Umstände. Dies ist 
zum Beispiel dann erforderlich, wenn der Nutzer 
schwere, für ein Gebäude dieses Alters nicht typische 
Bauschäden beseitigen mußte und nur dadurch eine 
Erhaltung des Werts und der Nutzbarkeit des Gebäu-
des möglich war. Denkbar ist auch, daß der Grund-
stückseigentümer zu solchen Werterhöhungen beige-
tragen hat, die bei der Wertfeststellung im Überlas-
sungsvertrag nicht berücksichtigt wurden. 

Zu Absatz 2 

Zahlungen des Nutzers im Zusammenhang mit dem 
Überlassungsvertrag, die zur Ablösung von Verbind-
lichkeiten des Grundstückseigentümers verwendet 
wurden, begründen einen Aufwendungsersatzan-
spruch. Insoweit ist — wie in den Vertragsmustern 
vorgesehen — eine Verrechnung mit der Kaufpreis-
forderung des Grundstückseigentümers vorzuneh-
men. Satz 2 begründet durch die Verweisung auf § 38 
Abs. 2 aus den dort dargestellten Erwägungen einen 
Anspruch des Grundstückseigentümers gegen den 
Entschädigungsfonds für solche Beträge, die er nicht 
zu übernehmen hätte, wenn die Verbindlichkeit nicht 
mit Mitteln des Nutzers abgelöst worden wäre. 

Zu Absätze 3 und 4 

Hinterlegte Geldbeträge sind zur Erfüllung der Kauf-
preisforderung zu verwenden, wenn sie hierfür ver-
fügbar sind. Ist dies nicht der Fall, so sieht der Entwurf 
eine Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur 
Abtretung von Ersatzansprüchen gegen den staatli-
chen Verwalter auf den Nutzer vor. Die Aktivlegiti-
mation des Nutzers zur Verfolgung des Anspruchs auf 
Rückzahlung des hinterlegten Be trages sowie von 
Ersatzansprüchen gegen den staatlichen Verwalter 
steht dann fest. 

Zu Unterabschnitt 4 — Folgen des Ankaufs 

Zu § 76 — Gefahr, Lasten 

Zu Absatz 1 

Der Nutzer hat nach Satz 1 die Sachgefahr zu tragen. 
Soweit selbständiges Gebäudeeigentum begründet 
wurde, trifft sie ihn als Eigentümer ohnehin. Für die 
von ihm genutzten Gebäude ist die gleiche Verteilung 
der Sachgefahr anzuordnen, da der Nutzer allein 
Vorsorge für den Schutz des Gebäudes treffen 
kann. 

Bezüglich der auf dem Grundstück ruhenden Lasten 
wird in Satz 2 der Zeitpunkt des Vertragsschlusses als 
Zeitpunkt für den Übergang der Verpflichtung im 
Verhältnis der Beteiligten untereinander angeordnet. 
Erst mit Vertragsschluß ist zwischen Nutzer und 
Grundstückseigentümer klargestellt, daß der Nutzer 
das Grundstück behalten und dieses bis zur Vollen-
dung des Rechtserwerbs durch Eintragung in das 
Grundbuch bewirtschaften darf. Der Vertragsschluß 
löst insoweit die Rechtsfolgen einer Übergabe nach 
§ 446 BGB aus. 

Zu Absatz 2 

Die bisherigen Regelungen, die den Nutzer verpflich-
teten, die auf dem Grundstück ruhenden Lasten zu 
tragen, bleiben nach Satz 1 bis zum Vertragsschluß 
bestehen. Sie tragen dem Umstand Rechnung, daß der 
Nutzer die Früchte und Gebrauchsvorteile ziehen 
kann. Satz 2 schließt Aufwendungsersatzansprüche 
des Nutzers insoweit aus. 

Zu § 77 — Gewährleistung 

Die Bestimmung schließt die Haftung des Grund-
stückseigentümers für Sachmängel aus den im Allge-
meinen Teil der Begründung —vgl. unter E.1.j) bb) (3) 
(a) — bereits genannten Erwägungen aus. 

Zu § 78 — Kosten 

Die Teilung der Kosten des Vertrages entspricht den 
allgemeinen Grundsätzen des Entwurfs. Die Boden

-

werte sind beiden Beteiligten je zur Hälfte anzurech- 
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nen. Wie die Vorteile haben sie auch die Aufwendun-
gen dafür zu teilen, daß verkehrsfähige Rechte 
geschaffen werden und damit die Bodenwerte reali-
siert werden können. 

Zu § 79 — Rechtsfolgen des Erwerbs des 
Grundstückseigentums durch den Nutzer 

Zu Absatz 1 

Nach dem Entwurf ist dafür Sorge zu tragen, daß das 
Eigentum am Grund und Boden und dasjenige am 
Gebäude nicht wieder auseinanderfallen. Ein Er-
löschen des Gebäudeeigentums kraft Gesetzes kann 
in diesen Fällen aus den in der Allgemeinen Begrün-
dung — vgl. unter E.1.j) bb) (3) (b) — bereits genann-
ten Gründen nicht angeordnet werden. 

Satz 1 ordnet für diese Fälle an, daß Verfügungen über 
das selbständige Eigentum durch den Eigentümer des 
Grundstücks nicht zulässig sind. Satz 2 macht hiervon 
im Interesse des Erhalts des Werts der dinglichen 
Rechte am Gebäude eine Ausnahme für die Veräuße-
rungen im Wege der Zwangsversteigerung des 
Gebäudes oder zu deren Abwendung. Die Regelung 
enthält ein (absolut wirkendes) gesetzliches Verfü-
gungsverbot, von dem nur für die Bef riedigung der 
Inhaber dinglicher Rechte eine Ausnahme zugelassen 
wird. 

Satz 3 begründet eine gesetzliche Pflicht für den 
Grundstückseigentümer, das selbständige Gebäu-
deeigentum aufzugeben, sobald dieses unbelastet ist. 
Nach Satz 4 erfolgt die Durchsetzung dieser Pflicht 
durch die entsprechende Anwendung der Bestim-
mungen über den Grundbuchberichtigungszwang. 
Sobald das Eigentum am Gebäude infolge Löschung 
eines dort eingetragenen Rechts unbelastet wird, hat 
das Grundbuchamt dem Grundstückseigentümer die 
Abgabe einer Löschungserklärung aufzugeben und 
diese erforderlichenfalls durch Zwangsmaßnahmen 
nach § 33 FGG durchzusetzen. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung kommt Interessen der Eigentümer 
entgegen, möglichst schnell ein verkehrsfähiges 
Eigentum am Grundstück zu erhalten, das das aufste-
hende Gebäude als Bestandteil des Grundstücks 
umfaßt. Die Regelung begründet einen gesetzlichen 
Anspruch gegen die Inhaber dinglicher Rechte am 
Gebäude, ihre Rechte aufzugeben, wenn sie dafür 
gleichrangige Rechte am Grundstück erhalten, von 
dem das Gebäude ein Bestandteil wird. Der Wert 
dieser dinglichen Rechte wird hierdurch nicht beein-
trächtigt, sondern allenfalls verbessert. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt den Fall, daß nach einer Zusammen-
führung von Grund- und Gebäudeeigentum durch 
den Nutzer eine Versteigerung allein des Gebäudes 
oder eine Veräußerung zu deren Abwendung erfolgt. 

Es fallen dann wieder das Eigentum am Grundstück 
und das Eigentum am Gebäude auseinander. 

Der Entwurf muß auch in diesen — wohl nicht allzu 
häufigen Fällen — dafür Sorge tragen, daß der Erwer-
ber des Gebäudes auch das Eigentum am Grundstück 
ankaufen kann. Andernfalls würden bei ihm alle die 
Nachteile verbleiben, zu deren Abhilfe der Entwurf 
entstanden ist. 

Der Erwerber soll unter diesen Voraussetzungen ein 
gesetzliches Ankaufsrecht gegen den Nutzer erhal-
ten, der das Eigentum am Grundstück erworben hat 
(Satz 1). Der Preis ist insofern nach dem vollen 
Verkehrswert des Grundstücks zu bestimmen (Satz 2). 
Dieser Erwerber des Gebäudes hat keine in der DDR 
begründete, eine Beteiligung am Bodenwert vermit-
telnde Rechtsposition erlangt. Der Nutzer hat zudem 
für das Grundstück bezahlt; es besteht kein Grund 
dafür, ihm eine Verpflichtung aufzuerlegen, das 
Eigentum am Grundstück zum halben Verkehrswert 
auf den Erwerber des Gebäudes zu übertragen. 

Die Weiterveräußerung innerhalb der in § 72 genann-
ten Zeiträume muß die dort begründeten Nachzah-
lungspflichten gegenüber dem früheren Grund-
stückseigentümer auslösen (Satz 3). Andernfalls 
könnte der Nutzer die dort begründeten Pflichten 
umgehen, indem er das Gebäude versteigern läßt und 
anschließend dem Erwerber das Grundstück auf-
grund des Ankaufsrechts aus Satz 1 überträgt. 

Bei einer Weiterveräußerung an ein anderes Woh-
nungsunternehmen müssen auch die in § 74 Abs. 1 
benannten besonderen Preisermittlungsgrundlagen 
zur Anwendung kommen (Satz 4). Andernfalls wäre 
eine Versteigerung oder eine Veräußerung zur 
Abwendung der Versteigerung bei solchen Gebäu-
den praktisch nicht durchzuführen. Es wird sich in der 
Regel kein Erwerber für ein solches Gebäude finden, 
wenn dieser für den notwendigen Hinzuerwerb des 
Grundstücks den vollen Verkehrswert eines unbe-
bauten Grundstücks in vergleichbarer Lage zu zahlen 
hätte. 

Soweit durch die Weiterveräußerung des Grund-
stücks Nachzahlungsansprüche gegenüber dem Nut-
zer als Folge einer späteren Nutzungsänderung 
gegenüber dem Erwerber entstehen, soll der frühere 
Grundstückseigentümer ein vorrangiges gesetzliches 
Pfandrecht an den Ansprüchen des Nutzers auf Nach-
zahlung erwerben (Satz 5). Das Pfandrecht an der 
Forderung des Nutzers gegen den Erwerber ist erfor-
derlich, um die Ansprüche auf Nachzahlung wegen 
Nutzungsänderung nach § 74 Abs. 2 zu sichern. 
Andernfalls würde der Grundstückseigentümer, der 
wegen der besonderen Situa tion im komplexen Woh-
nungsbau das Grundstück zu einem wesentlich unter 
der Hälfte des Verkehrswerts liegenden Preis veräu-
ßern mußte, seinen Nachzahlungsanspruch wegen 
Nutzungsänderung oft nicht durchsetzen können. Der 
Nachzahlungsanspruch besteht nur gegenüber dem 
Nutzer, der oft insolvent sein wird. Insoweit wären für 
Nutzer und Erwerber zudem günstige Möglichkeiten 
zur Umgehung der Nachzahlungspflicht durch Wei-
terveräußerung eröffnet. 
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Zu Unterabschnitt 5 — Leistungsstörungen 

Erfüllt der Nutzer nach Abschluß des notariellen 
Kaufvertrages seine Zahlungspflicht nicht, wird der 
Grundstückseigentümer entweder auf Zahlung des 
Kaufpreises klagen oder seine Ansprüche aus § 326 
BGB geltend machen. 

Eine Versteigerung in das Gebäude zur Beitreibung 
des Kaufpreises würde dazu führen, daß ein Dritter 
das Gebäude und der Nutzer in Erfüllung des Kauf-
vertrages das Grundstück erwerben würde. Das Ziel 
der Sachenrechtsbereinigung würde dadurch verfehlt 
werden. Ebenso wäre es, wenn der Grundstücks-
eigentümer nach Ablauf einer Nachfristsetzung nach 
§ 326 Abs. 1 BGB vom Kaufvertrag zurücktreten 
würde. Aus diesen Gründen sind besondere, von den 
allgemeinen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz-
buchs abweichende Regelungen erforderlich. 

Zu § 80 — Durchsetzung des Erfüllungsanspruchs 

Zu Absatz 1 

Hat der Grundstückseigentümer seinen Zahlungsan-
spruch tituliert, kann er wegen dieser Forderung in 
das gesamte Vermögen des Nutzers vollstrecken. 
Soweit an dem vom Nutzer errichteten Gebäude oder 
der baulichen Anlage selbständiges Eigentum ent-
standen ist, sind auch diese Gegenstände geeignete 
Vollstreckungsobjekte. Bei erfolgreicher Versteige-
rung würde das Eigentum am Grundstück auf den 
Nutzer übergehen und dem Ersteher das selbständige 
Gebäudeeigentum zugeschlagen. Grundstücks- und 
Gebäudeeigentümer wären nach wie vor personen-
verschieden. 

Dieses Ergebnis wird dadurch vermieden, daß der 
Grundstückseigentümer die Zwangsversteigerung 
des dem Nutzer gehörenden Gebäudes nur be treiben 
darf, wenn er sein Grundstück mitversteigern läßt. 
Grundstück und Gebäude können — obwohl es sich 
um rechtlich selbständige Vermögensgegenstände 
handelt — nur als Einheit ausgeboten werden 
(Satz 1). 

Die Regelung im Entwurf ermöglicht eine Versteige-
rung des dem Nutzer gehörenden Gebäudes und 
einen sog. Deckungsverkauf im Wege der Versteige-
rung des an den Nutzer zu übereignenden Grund-
stücks. Wegen dieser wei treichenden Folgen für den 
Nutzer, dem nach der Versteigerung nur der 
Anspruch auf Auskehr des Resterlöses nach Befriedi-
gung des Grundstückseigentümers aus der Versteige-
rung von Gebäude und Grundstück verbleibt, soll die 
Versteigerung, obwohl der Zahlungsanspruch tituliert 
ist und der Nutzer sich im Zahlungsverzug befindet, 
erst nach Androhung der Versteigerung und fruchtlo-
ser Nachfristsetzung zur Zahlung erfolgen. 

Zu Absatz 2 

Mit Ausnahme der Teilungsversteigerung nach §§ 180 
bis 185 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung (ZVG) ist die Zwangsvoll

-

streckung in ein Grundstück nur zulässig, wenn ein 
Vollstreckungstitel vorliegt (§ 704 Abs. 1, § 794 Abs. 1 
ZPO). Satz 1 läßt insoweit einen Titel gegen den 
Nutzer ausreichen. 

Voraussetzung ist allerdings nach Satz 2 Nr. 1, daß der 
Antragsteller (§ 15 ZVG) als Eigentümer des Grund-
stücks im Grundbuch eingetragen ist. Denn es muß 
sichergestellt werden, daß nur derjenige, der sein 
Eigentum förmlich nachweisen kann, eine Versteige-
rung des Grundstücks soll einleiten können. Dem 
eingetragenen Eigentümer gleichgestellt wird dessen 
Erbe, der sein Recht am Grundstück in grundbuchmä-
ßiger Form nachweist (§ 35 GBO). 

Satz 2 Nr. 2 ordnet an, daß der Grundstückseigentü-
mer nur dann einen Deckungsverkauf im Wege der 
Versteigerung seines Grundstücks vornehmen kann, 
wenn er das Grundstück zuvor von den Rechten auf 
Zahlung und Befriedigung aus dem Grundstück frei-
gestellt hat. Der Grundstückseigentümer ist insoweit 
nach § 65 Abs. 1 Satz 1 zur lastenfreien Übereignung 
des Grundstücks verpflichtet. Mit der Regelung wird 
verhindert, daß auch der Grundstückseigentümer aus 
dem Erlös die titulierte Kaufpreisforderung in voller 
Höhe erhält, wenn die abzulösenden Rechte als Teil 
des geringsten Gebots nach § 52 Abs. 1 Satz 1 ZVG 
bestehen geblieben sind. Der Grundstückseigentü-
mer, der insoweit der Verpflichtung zur Lastenfreistel-
lung nicht nachgekommen ist, ist nicht berechtigt, den 
Kaufpreis aus dem Versteigerungserlös zu erhalten. 

Zu Absatz 3 

Satz 1 stellt ausdrücklich klar, daß der Zuschlag für 
Grundstück und Gebäude an dieselbe Person erteilt 
werden muß. Auf diese Weise wird sichergestellt, daß 
Grundstücks- und Gebäudeeigentum in der Person 
des Erstehers zusammenfallen (§ 90 Abs. 1 ZVG). Ist 
der Zuschlag aus einem der in § 83 ZVG genannten 
Gründe für Grundstück oder Gebäude zu versagen, 
darf auch der andere Gegenstand nicht versteigert 
werden. 

Mit dem Zuschlag erlöschen das Eigentum am Grund-
stück und am Gebäude sowie die hieran bestehenden, 
bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht 
berücksichtigten dinglichen Rechte (§ 91 Abs. 1 ZVG). 
Frühere vertragliche (oder gesetzliche) Besitzrechte, 
die dem Grundstückseigentümer gegenüber dem 
Nutzer zustanden, bleiben hiervon unberührt. Satz 2 
ordnet deshalb an, daß diese Ansprüche mit dem 
Zuschlag ebenfalls untergehen. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung stellt klar, daß der Nutzer statt des 
Anspruchs auf Übereignung den nach Deckung der 
Kosten und Befriedigung des Grundstückseigentü-
mers verbleibenden Resterlös erhalten soll. 

Der Anspruch des Nutzers auf Übereignung des 
Grundstücks aus dem Grundstückskaufvertrag bliebe 
grundsätzlich bestehen, wenn der Grundstückseigen-
tümer wegen seiner Kaufpreisforderung in das 
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Gebäude vollstreckt. Da der Grundstückseigentümer 
diesen Anspruch infolge der gesetzlich angeordneten 
Versteigerung auch des Grundstücks nicht mehr 
erfüllen kann, ordnet Absatz 4 an, daß sich der 
Übereignungsanspruch des Nutzers am Erlös fort-
setzt. Dem Nutzer gebührt der Erlös, soweit der 
Grundstückseigentümer bereits aus der Versteige-
rung des Gebäudes in vollem Umfang Befriedigung 
erlangen kann. Andernfalls steht auch ein erstrangi-
ger Teil des Erlöses aus der Versteigerung des Grund-
stücks dem Grundstückseigentümer wegen seines 
Zahlungsanspruchs zu. 

Zu § 81 — Rechte aus § 326 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs 

Zahlt der Nutzer den vereinbarten Kaufpreis nicht 
fristgerecht, könnte der Grundstückseigentümer nach 
§ 326 Abs. 1 BGB vorgehen und Schadensersatz we-
gen Nichterfüllung verlangen oder vom Vertrag 
zurücktreten. In beiden Fällen wäre das Rechtsver-
hältnis nicht bereinigt. 

Ein Rücktritt würde die Lage herstellen, wie sie vor 
Abschluß des Kaufvertrages bestand. Mit Ausnahme 
des Umstandes, daß nicht unerhebliche Kosten durch 
den Vertragsschluß aufgelaufen sind, wäre nichts 
gewonnen. 

Die Verfolgung eines Schadensersatzanspruches 
würde ebenfalls zu keiner Sachenrechtsbereinigung 
führen. Einen Schadensersatzanspruch kann der Ver-
käufer auf zwei Wegen verfolgen: 

— Da seine Verpflichtung, die Gegenleistung zu 
erbringen (in diesem Fall das Grundstück zu über-
eignen), nach fruchtlosem Fristablauf entfallen ist, 
könnte der Grundstückseigentümer den Unter-
schied zwischen dem Wert des Grundstücks und 
seiner Gegenleistung verlangen. Da die Gegenlei-
stung sich aufgrund des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes nach dem halben Verkehrswert 
bemessen soll, wäre dem Grundstückseigentümer 
durch die Nichterfüllung des Kaufvertrages inso-
weit kein Schaden entstanden. 

— Die andere Möglichkeit bestünde darin, das 
Grundstück an einen Dritten zu verkaufen und den 
durch den Deckungsverkauf entstandenen Min-
dererlös geltend zu machen. In der Regel wird dem 
Grundstückseigentümer kein Mindererlös entste-
hen, da er an den Nutzer zum halben Verkehrswert 
hätte verkaufen müssen. Da der Nutzer jedoch zur 
Hälfte am Verkehrswert des Grundstücks beteiligt 
ist, müßte der Grundstückseigentümer aus dem 
Gedanken, daß der Schadensersatzanspruch nicht 
zu einer Bereicherung führen darf, vielmehr dazu 
angehalten werden, insoweit die Veräußerung nur 
auf Rechnung des Nutzers vorzunehmen. Der 
Grundstückseigentümer hätte dann den über die 
Unkosten durch die anderweite Veräußerung und 
seinen Kaufpreisanspruch hinausgehenden Mehr-
erlös an den Nutzer abzuführen. Die Veräußerung 
des Grundstücks an einen Dritten wäre keine 
Lösung der sich bei der Sachenrechtsbereinigung 

stellenden Probleme, sondern nur ihre Verlage-
rung auf andere Personen. 

Satz 1 gewährt daher dem Grundstückseigentümer im 
Falle des Verzugs des Nutzers wahlweise zwei von 
§ 326 Abs. 1 BGB abweichende Ansprüche. Er kann 

— Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages oder 

— Verkauf des Gebäudes 

vom Nutzer verlangen. 

Der Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages richtet 
sich nach §§ 32 bis 61. Für den Ankauf des Gebäudes 
durch den Grundstückseigentümer gelten die §§ 82 
bis 85. 

Soweit dem Grundstückseigentümer durch den 
Abschluß des vom Nutzer nicht erfüllten Grundstücks-
kaufvertrages Kosten und sonstige Vermögensnach-
teile entstanden sind, kann er nach Satz 2 Schadens-
ersatz verlangen. Außerdem muß der Nutzer vom 
Ablauf der Nachfrist an  ein Nutzungsentgelt in Höhe 
des regelmäßigen Erbbauzinses zahlen. Dies ist ein 
Ausgleich dafür, daß er dem Grundstückseigentümer 
den Kaufpreis vorenthält, den er sich vertraglich zu 
zahlen verpflichtet hatte. Da dem Grundstückseigen-
tümer insoweit Einkünfte aus einer Verzinsung des 
Kaufpreises entgehen, soll der Nutzer nicht quasi als 
„Belohnung" für seine Vertragsverletzung noch die 
besonderen Zinserleichterungen nach § 52 in 
Anspruch nehmen können, die zur Vereinfachung des 
Übergangs von einer bislang unverzinslichen zu einer 
verzinslichen Grundstücksnutzung vorgesehen sind. 

Zu Unterabschnitt 6 — Besondere Bestimmungen 
für den Hinzuerwerb des 
Gebäudes durch den 
Grundstückseigentümer 

Zu § 82 — Voraussetzungen, Kaufgegenstand, 
Preisbestimmung 

Zu Absatz 1 

§ 82 bestimmt vier Fälle, in denen der Grundstücksei-
gentümer das vom Nutzer errichtete Gebäude ankau-
fen kann. Wenn kein selbständiges Gebäudeeigen

-

tum entstanden ist, gehört das Gebäude zu den 
wesentlichen Bestandteilen des Grundstücks und 
damit bereits dem Grundstückseigentümer (§ 295 
Abs. 1 ZGB); in diesen Fällen muß das Gesetz daher 
anstelle des Ankaufsrechts ein Ablöserecht vorsehen. 
Das „umgekehrte " Ankaufsrecht betrifft — von den 
seltenen Ausnahmen in der Nummer 2 abgesehen, in 
denen ein vom Nutzer errichtetes Wohnhaus nicht 
mehr nutzbar ist oder nachhaltig nicht mehr genutzt 
wird — allein Wirtschaftsgebäude und bauliche Anla-
gen. Die Regelungen in § 82 beruhen insoweit vor 
allem auf einer Abwägung betrieblicher Belange von 
Grundstückseigentümer und Nutzer. Die Ansprüche 
des Grundstückseigentümers sollen insofern denen 
des Nutzers aus §§ 32 und 62 (§ 14 Abs. 4 Satz 2) 
vorgehen. 
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Zu Nummer 1 

Im ländlichen Raum muß der Grundstückseigentü-
mer, der als ehemaliges LPG-Mitglied, als Wiederein-
richter oder in anderer Weise selbst Land- oder 
Forstwirtschaft be treibt, das Recht haben, von einer 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft er-
richtete, auf seinem Grundstück stehende Gebäude 
oder bauliche Anlagen ankaufen zu können. Dem 
Grundstückseigentümer könnte andernfalls die Be-
wirtschaftung seiner Flächen unmöglich gemacht 
oder wesentlich erschwert werden. 

Das Ankaufsrecht wird davon abhängig gemacht, daß 
es den Leitlinien zur Neuordnung der Eigentumsver-
hältnisse im ländlichen Raum nach § 53 des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes entspricht und in einer 
von der Flurneuordnungsbehörde einzuholenden 
Stellungnahme befürwortet wird. Hierdurch wird 
sichergestellt, daß dieses Ankaufsrecht nur aus wich-
tigen betrieblichen Gründen ausgeübt werden 
kann. 

Betroffen hiervon sind solche Fälle, in denen das 
Wirtschaftsgebäude auf der Hofstelle des ausgeschie-
denen, jetzt selbständigen Landwirts oder eines Wie-
dereinrichters steht oder das Wirtschaftsgebäude die 
landwirtschaftliche Nutzung der Flächen des Grund-
stückseigentümers in anderer Weise erheblich stört. 

Zu Nummer 2 

Nummer 2 sieht ein Ankaufsrecht für die Fälle vor, in 
denen das vom Nutzer errichtete Gebäude nicht mehr 
nutzbar ist oder nicht mehr genutzt wird und der 
Grundstückseigentümer aus diesem Grunde die 
Bestellung eines Erbbaurechts oder den Verkauf an 

 den Nutzer verweigert hat. Hier ist ein schützenswer-
tes Interesse des Nutzers am Fortbestand seines 
Gebäudeeigentums nicht erkennbar. 

Zu Nummer 3 

Sind die Ansprüche des Nutzers wegen der geringen 
Restnutzungsdauer des Gebäudes ausgeschlossen, 
hat der Nutzer im Regelfall einen Anspruch auf 
Abschluß eines Mietvertrages über die Funktionsflä-
che des Gebäudes (§ 31 Abs. 2). Ist der Grundstücks-
eigentümer jedoch auf eine Eigennutzung des Grund-
stücks zu Wohn- oder bet rieblichen Zwecken ange-
wiesen, soll er die Möglichkeit der Nutzung des 
Grundstücks durch Kauf des Gebäudes an sich ziehen 
können. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 betrifft die gewerblichen Nutzungen. 

Buchstabe a) regelt den Fall, in dem das vom Nutzer 
errichtete Wirtschaftsgebäude den Betrieb des 
Grundstückseigentümers erheblich stört. Wie im 
landwirtschaftlichen Bereich kann auch im gewerbli-
chen Bereich eine fortdauernde Störung der gewerb

-

lichen Tätigkeit aus der Altbebauung nicht hinge-
nommen werden. Das Gesetz regelt den Konfliktfall in 
der Weise, daß es hier dem Grundstückseigentümer 
einen Ankaufsanspruch gewährt. 

Buchstabe b) ist eine gesetzliche Vorgabe aus der 
Abwägung der betrieblichen Belange des Grund-
stückseigentümers und des Nutzers. Ist eine Inan-
spruchnahme des Gebäudes oder der Grundfläche 
wegen der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Investitionsvorrang-
gesetzes genannten Zwecke, also zur Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen, insbesondere durch 
Errichtung oder Erhaltung einer gewerblichen Be-
triebsstätte oder eines Dienstleistungsunternehmens 
des Grundstückseigentümers, erforderlich oder bietet 
der Nutzer keine Gewähr für eine Fortsetzung der 
betrieblichen Nutzung, so ist dem Grundstückseigen-
tümer das Ankaufsrecht einzuräumen. Der das 
Ankaufsrecht des Nutzers tragende Gedanke, ihm 
den Wert seiner baulichen Investition zu sichern, kann 
grundsätzlich nicht durchgreifen, wenn der Grund-
stückseigentümer besondere investive Zwecke ver-
folgt oder die weitere Nutzung der baulichen Investi-
tion durch den Nutzer gefährdet erscheint. Legt der 
Nutzer jedoch dar, daß seinem Vorhaben eine erheb-
lich höhere Bedeutung zukommt als der durch den 
Eigentümer beabsichtigten Verwendung des Grund-
stücks, ist der Ankauf des Gebäudes nach Satz 2 
ausgeschlossen. Hierdurch wird sichergestellt, daß 
der Eigentümer dem Nutzer dessen Betriebsgrund-
lage nicht unter Berufung auf eine untergeordnete 
betriebliche Eigennutzung entziehen kann. 

Zu Absätze 2 und 3 

Absätze 2 und 3 regeln die Grundsätze für die Preis-
bemessung. Zu zahlen ist grundsätzlich der Wert des 
Gebäudes und der Bodenwertanteil des Nutzers. Die-
ser wird bestimmt, indem der Preis, den der Nutzer für 
den Erwerb des Grundstücks zu zahlen hätte, von 
dessen Verkehrswert abgezogen wird (Absatz 2). 

Hat das Gebäude jedoch nur noch eine kurze Restnut-
zungsdauer (Absatz 1 Nr. 3), so ist in Übereinstim-
mung mit der in § 31 zum Ausdruck gebrachten 
Wertung kein Bodenwertanteil des Nutzers mehr zu 
begründen. Der Nutzer könnte nach § 31 Abs. 2 den 
Abschluß eines Mietvertrages für die Restnutzungs-
dauer des Gebäudes verlangen. Für die vorzeitige 
Beendigung des Besitzes im Interesse der betriebli-
chen Interessen des Grundstückseigentümers kann 
der Nutzer eine Entschädigung verlangen, soweit ihm 
dadurch nachweisbar Vermögensnachteile entste-
hen. 

Die Beendigung der Nutzungsbefugnis erfolgt hier 
deshalb, weil den betrieblichen Interessen des Grund-
stückseigentümers insoweit Vorrang vor denen des 
Nutzers zuerkannt wird. Soweit auf beiden Seiten 
rechtlich schätzenswerte Interessen gegenüberste-
hen, ist es geboten, demjenigen, der mit seinen 
Ansprüchen zurücktreten muß, einen Ausgleich für 
die dadurch entstehenden Vermögensnachteile zu 
gewähren. Eine vergleichbare Regelung enthalten 
§§ 182 bis 185 des Baugesetzbuchs, wenn ein Ver- 
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tragsverhältnis aus öffentlichen Interessen aufgeho-
ben wird. 

Ist das Gebäude jedoch nur noch eine Ruine und wird 
es nicht mehr genutzt, so sollen grundsätzlich dem 
Nutzer keine Ansprüche aus der Übernahme des 
Gebäudes durch den Grundstückseigentümer mehr 
erwachsen (Absatz 3). 

Zu Absatz 4 

Die Bestimmung ist Folge der Regelung in § 29 Abs. 1 
Nr. 2. Nicht ausgeübte Nutzungen sollen keinen 
Anteil des Nutzers am Wert von Grund und Boden 
begründen. Der Bestand der Nutzungsrechte in der 
ehemaligen DDR hing von der Ausübung des Rechts 
ab. Wurde das Recht nicht ausgeübt, war es zu 
entziehen. 

Der Nutzer, der das Recht nicht ausübt oder das 
Gebäude nicht nutzt, obwohl er dies könnte, hat seine 
Beziehung zum Grundstück verloren. Die Sachen-
rechtsbereinigung darf ihm nicht wieder eine Beteili-
gung am Bodenwert verschaffen, die nur zu spekula-
tiven Grundstücksgeschäften dienen könnte. 

Zu Absatz 5 

Das Eigentum am Grundstück und das selbständige 
Eigentum am Gebäude vereinigen sich auch bei 
einem Ankauf des Gebäudes durch den Grundstücks-
eigentümer in einer Person. In diesem Fall müssen die 
gleichen Rechtsfolgen gelten, die der Entwurf für den 
Kauf des Grundstücks durch den Nutzer in § 79 
bestimmt. Es ist auch hier Vorsorge dafür zu treffen, 
daß Grundstücks- und Gebäudeeigentum nicht wie-
der auseinanderfallen, sondern das Gebäude Be-
standteil des Grundstücks wird. 

Zu § 83 — Übernahmeverlangen des 
Grundstückseigentümers 

Die von den Nutzern, insbesondere den landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften, hinterlas-
senen Bauruinen schaffen erhebliche Probleme für die 
betroffenen Grundstückseigentümer. Es sind zum Teil 
enorme Aufwendungen vorzunehmen, um das 
Grundstück freizulegen und wieder bewirtschaften zu 
können. Außerdem kann der Grundstückseigentümer 
als Zustandsstörer auch für die auf seinem Grundstück 
stehenden Gebäude verantwortlich werden. 

Hinsichtlich der Abbruchkosten könnte von zwei 
Extrempositionen ausgegangen werden. Der Nutzer 
könnte berechtigt sein, das nicht mehr nutzbare 
Gebäude auf dem Grundstück zu belassen, womit der 
Eigentümer mit den Kosten der Beseitigung belastet 
bliebe. Dies entspräche den Rechtsfolgen eines Erb-
baurechtsvertrages, bei dem der Eigentümer nach 
dem Ende der Vertragszeit grundsätzlich das Bauwerk 
in dem Zustand zu übernehmen hat, in dem es sich 
befindet (vgl. § 27 ErbbauVO). Die Gegenposition 
wäre, daß der Nutzer die Ruine auf seine Kosten zu 

beseitigen hätte. Dies entspräche den Rechtsfolgen 
nach Beendigung eines Miet- oder Pachtvertrages 
(vgl. BGHZ 104, 6, 11). Für das (vertragslose) Eigen-
tümer-Besitzer-Verhältnis ist strittig, ob der Besitzer 
auch zum Abriß des auf fremdem Boden gebauten 
Gebäudes verpflichtet ist (vgl. Palandt/Bassenge, 
BGB, 51. Aufl., § 993, Rdn. 1 m.w.N.). 

Die Lösung des Entwurfs besteht darin, die Abbruch-
kosten, die Folge unterlassener Gebäudeinstandhal-
tung sind, grundsätzlich dem Nutzer aufzuerlegen 
(Absatz 1 Nr. 1). Die anderen Abbruchkosten, insbe-
sondere bei Aufgabe der Nutzung des Gebäudes oder 
der baulichen Anlage wegen der infolge der Wieder-
vereinigung eingetretenen Veränderungen, sind als 
Teil der Wertentwicklung des Grundstücks zu berück-
sichtigen (vgl. § 19 Abs. 1). Diese Kosten sind ein 
negatives Element für die Wertentwicklung des 
Grundstücks; sie sollen deshalb vom Verkehrswert 
eines unbebauten, freigelegten Grundstücks abgezo-
gen werden. Ergibt sich hierdurch ein nega tives 
Gesamtergebnis, weil die Kosten des Abbruchs den 
Verkehrswert des unbebauten Grundstücks überstei-
gen, so soll auch insoweit eine Halbteilung stattfinden 
(Absatz 2 Nr. 1). 

Zu Absatz 1 

Die Bestimmung regelt die Rechtsfolgen, in denen die 
Notwendigkeit des Abbruchs Folge unterlassener 
Gebäudeinstandhaltung ist. In diesen Fä llen soll der 
Grundstückseigentümer vom Nutzer entweder den 
Ersatz seiner Aufwendungen für den Abbruch des 
Gebäudes oder der baulichen Anlage (Absatz 1 Nr. 1) 
oder den Erwerb der Fläche, auf der das Gebäude 
oder die bauliche Anlage errichtet wurde (Absatz 1 
Nr. 2) verlangen können. 

Die zweite Alternative ist insbesondere dann sinnvoll, 
wenn sich der Abbruch wegen des geringen Werts der 
Fläche nicht „lohnt". Hier ist die Möglichkeit des 
Erwerbs der Fläche durch den Nutzer, auf den inso-
weit dann die Verkehrssicherungspflicht für das nicht 
mehr genutzte Bauwerk übergeht, in der Regel die für 
beide Beteiligten kostengünstigere Lösung. 

Zu Absatz 2 

Beruhen die Abbruchkosten nicht auf unterlassener 
Gebäudeinstandhaltung und übersteigen sie den Ver-
kehrswert des freigelegten Grundstücks, so kann der 
Grundstückseigentümer entweder die Hälfte der 
Kosten fordern, um die die Abbruchkosten den Ver-
kehrswert des unbebauten Grundstücks im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes übersteigen (Ab-
satz 2 Nr. 1), oder den Erwerb der Fläche durch den 
Nutzer gegen Zahlung eines nach dem 1,3fachen 
Einheitswert von 1935 (Absatz 2 Nr. 2) bestimmten 
Preises verlangen. 

Nummer 1 führt zu einer Teilung eines vorgefunde-
nen Verlustes, die den Grundsätzen der dem Entwurf 
zugrunde liegenden Konzeption entspricht. 

Nummer 2 ermöglicht dem Grundstückseigentümer, 
dem Nutzer die Verkehrssicherungspflicht für ein ihm 
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lästig gewordenes Gebäude oder eine bauliche 
Anlage einschließlich des Teiles des Grundstücks, auf 
dem dieses Gebäude oder die bauliche Anlage errich-
tet wurde, zu übertragen. Der Nutzer hat insoweit das 
Grundstück zu erwerben, hierfür aber nur den auf den 
Einheitswert von 1935 bezogenen Mindestpreis zu 
zahlen, der nach dem Entwurf dann in Ansatz zu 
bringen ist, wenn sich nach dem Beitritt keine Boden-
werte gebildet haben. 

Zu Absatz 3 

Bevor der Grundstückseigentümer den Abriß vor-
nimmt oder von einem Dritten durchführen läßt, soll er 
dem Nutzer Gelegenheit zur Wiederherstellung des 
ursprünglichen Zustandes auf eigene Kosten geben. 
Unter Umständen kann der Nutzer die Besei tigung 
selbst kostengünstiger vornehmen oder von ihm ein-
gebrachte Teile wegnehmen wollen. 

Der Ausgleichsanspruch nach Absatz 1 Nr. 1 soll in 
einer Frist von drei Jahren verjähren. Die kurze Frist 
ist notwendig, um schnell Klarheit und Rechtsfrieden 
eintreten zu lassen. Die Kürze der Frist ist auch dem 
Eigentümer gegenüber zumutbar. Er muß lediglich 
das Grundstück in Augenschein nehmen, um das 
Vorhandensein größerer nicht mehr genutzter Bauten 
mit hohen Abrißkosten festzustellen. 

Zu Absatz 4 

Der Anspruch aus Absatz 2 Nr. 1 kann für den Nutzer 
zu einer zu hohen, für ihn nicht mehr tragbaren 
Belastung führen. Der Entwurf gibt dem Nutzer die 
Möglichkeit, diesen Anspruch durch Erwerb der Flä-
che, auf der das Gebäude steht, gegen Zahlung des 
nach dem Einheitspreis von 1935 zu bemessenden 
Bodenwerts des Grundstücks abzuwenden. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 stellt klar, daß vertragliche Vereinbarungen 
über den Abbruch und die Tragung der Kosten der 
gesetzlichen Regelung vorgehen. Hat der Nutzer sich 
vertraglich zum Abbruch verpflichtet, so wäre es nicht 
gerechtfertigt, ihm entsprechend Absatz 2 eine Entla-
stung zu gewähren. Umgekehrt darf Absatz 1 nicht zur 
Anwendung kommen, wenn der Grundstückseigen-
tümer sich vertraglich zur Instandhaltung des Gebäu-
des verpflichtet hatte. 

Zu § 84 — Ende des Besitzrechts, Härteklausel 

Zu Absatz 1 

Nach Abschluß des Kaufvertrages steht für den Nutzer 
definitiv fest, daß er sein Betriebsgebäude räumen 
muß. Um ihm eine angemessene Zeit für die Suche 
eines neuen Standorts zu geben, gewährt Absatz 1 ein 
auf ein Jahr nach Vertragsabschluß bef ristetes ent-
geltliches Besitzrecht. 

Zu Absatz 2 

Die Härteklausel sichert dem Nutzer für eine Über-
gangszeit den Gebrauch der für seinen Betrieb not-
wendigen Gebäude auch in den Fä llen, in denen der 
Grundstückseigentümer das Gebäude ankaufen 
konnte. Die Sicherung erfolgt in der Weise, daß dem 
Nutzer ein gesetzlicher Anspruch auf Abschluß eines 
Mietvertrages zu üblichen Mietzinsen eingeräumt 
wird. Die Vertragszeit ist auf Verlangen des Grund-
stückseigentümers auf längstens fünf Jahre zu 
begrenzen, womit einer zu langen Fortsetzung eines 
strukturell unerwünschten Zustands entgegenge-
wirkt wird, die auch das Ankaufsrecht des Grund-
stückseigentümers entwe rten würde. 

Zu § 85 — Rechte des Nutzers bei Zahlungsverzug 

Zu Absatz 1 

Besteht selbständiges Gebäudeeigentum, ergeben 
sich bei der Vollstreckung des Nutzers wegen seines 
Zahlungsanspruchs aus dem Kaufvertrag in das 
Grundstück die gleichen Probleme wie im Falle des 
§ 80. Bei erfolgreicher Zwangsvollstreckung erlangt 
der Grundstückseigentümer das Eigentum am Ge-
bäude, verliert jedoch das Grundstück an  den Erste

-

her. Satz 1 ordnet deshalb an, daß die Vollstreckung 
des Nutzers in das Grundstück nur möglich ist, wenn 
er gleichzeitig das dem Grundstückseigentümer 
geschuldete Gebäude mitversteigern läßt. Für das 
Verfahren gelten die Bestimmungen des § 80 entspre-
chend (Satz 2). 

Zu Absatz 2 

Zahlt der vom Nutzer in Verzug gesetzte Grund-
stückseigentümer bis zum Ablauf der Nachfrist nicht, 
könnte der Nutzer nach § 326 Abs. 1 BGB vom Vertrag 
zurücktreten oder Schadensersatz wegen Nichterfül-
lung verlangen. Wie im Falle des § 81 würde auch hier 
das Ziel der Sachenrechtsbereinigung nicht erreicht. 
Die Rechte des Nutzers bei Zahlungsverzug des 
Grundstückseigentümers werden daher auch hier 
entsprechend der in § 81 ge troffenen Regelung modi-
fiziert. 

Zu Abschnitt 4 — Verfahrensvorschriften 

Zu Unterabschnitt 1 — Feststellung von Nutzungs- 
und Grundstücksgrenzen 

Zu § 86 — Unvermessene Flächen 

Zu Absatz 1 

Die Bereinigung der Rechtsverhältnisse an den 
Grundstücken durch die Bestellung von Erbbaurech-
ten oder den Ankauf des Grundstücks ist ohne Bestim-
mung der Grenzen nicht durchführbar, wenn 
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— der Teil des Grundstücks, auf den sich das Nut

-

zungsrecht erstreckt, nicht vermessen ist, oder 

— mit Billigung staatlicher Stellen eine Bebauung des 
Grundstücks ohne tatsächliche Bestimmung der 
Grundstücks- und Nutzungsrechtsgrenzen durch 
Neuvermessung erfolgt ist. 

Die Feststellung der Nutzungsrechtsgrenzen soll in 
einem Verfahren erfolgen, in dem wie bei den unge-
trennten Hofräumen zunächst der Besitzstand zum 
Ablauf des 2. Oktober 1990 ermittelt und auf dieser 
Basis eine grafische Darstellung (Karte) angefertigt 
wird. Die Bestimmung der Teile des Grundstücks, auf 
die sich die Nutzungsbefugnis aus dem Erbbaurechts

-

vertrag erstreckt oder die vom Stammgrundstück 
abgeschrieben werden sollen, muß zugleich den 
materiell-rechtlichen Vorgaben aus §§ 21 bis 27 
entsprechen. 

Die Festlegung der Grundstücksgrenzen in einem 
behördlichen Verfahren hat den Vorteil, daß auch 
Dritte, insbesondere Nachbarn, darin einbezogen 
werden können. Der Grenzverlauf wird dann für alle 
Beteiligten mit Eintritt der Bestandskraft der Entschei-
dung festgelegt. 

Die Vorschriften zur Bestimmung der Grundstücks-
grenzen sollen an anderer Stelle geregelt werden, da 
der Anwendungsbereich dieser Vorschriften allge-
meiner ist. Er betrifft auch die Feststellung der Gren-
zen unvermessener Grundstücke und geht insofern 
über die Regelung der Rechtsverhältnisse zwischen 
Nutzern und Grundstückseigentümern hinaus, die 
Gegenstand der Sachenrechtsbereinigung ist. Der 
Entwurf dieses Gesetzes enthält an dieser Stelle „nur" 
die Verweisung auf jenes Verfahren. 

Zu Absatz 2 

Soweit Dritte nicht be troffen sind, können Grund-
stückseigentümer und Nutzer sich auch untereinan-
der über den Verlauf der Grenzen einigen und die 
Vermessung einer abzuschreibenden Teilfläche be-
antragen. Die öffentlichen Interessen werden dadurch 
gewahrt, daß diese Teilungen nach § 120 einer 
Genehmigung entsprechend § 19 des Baugesetzbuchs 
bedürfen. 

Zu § 87 — Bodenordnungsverfahren 

Grenzregelungen können auch in Bodenordnungs-
verfahren erfolgen, die zugleich zu einer Bereinigung 
der Rechtsverhältnisse zwischen Eigentümern und 
Nutzern führen. Diese Verfahren gehen jedoch inso-
fern  darüber hinaus, als in ihnen eine völlige Neuord-
nung der Grenzen und der Eigentumsverhältnisse an 
den im Bodenordnungsgebiet belegenen Grundstük-
ken erfolgt. Die Feststellung von Besitzständen ist 
allenfalls Voraussetzung, aber nicht Ziel eines solchen 
Verfahrens. § 87 stellt klar, daß eine sachenrechtliche 
Bereinigung durch solche Verfahren unberührt 

 bleibt. 

Zu Unterabschnitt 2 — Notarielles 
Vermittlungsverfahren 

Zu § 88 — Antragsgrundsatz 

Zu Absätzen 1 und 2 

Nutzer und Grundstückseigentümer werden in vielen 
Fällen nicht in der Lage sein, selbst die für eine 
vertragliche Einigung notwendigen Punkte festzule-
gen und auf dieser Basis den Notar um die Beurkun-
dung eines Erbbaurechts- oder Grundstückskaufver-
trages zu bitten. 

Der Entwurf sieht deshalb ein Vermittlungsverfahren 
vor, in dem die für die Bestellung eines Erbbaurechts 
oder den Kauf eines Grundstücks nach diesem Gesetz 
erforderlichen Eckwerte (Verkehrswert, Größe der zu 
belastenden Fläche, zulässige Nutzung usw.) für den 
Einzelfall ermittelt und vertragliche Einigungen her-
beigeführt werden sollen. — Selbst in den Fällen, in 
denen es nicht in diesem Verfahren zu einem Ver-
tragsschluß kommt, ist eine solche Vermittlung sinn-
voll, da hierdurch der Streitstoff für ein anschließen-
des Gerichtsverfahren beschränkt wird. Die Rechts-
verfolgung wird dadurch in den meisten Fä llen 
wesentlich erleichtert. 

§ 88 bestimmt den Grundsatz, daß der Nutzer und der 
Grundstückseigentümer berechtigt sind, bei einem 
Notar einen Antrag auf Vermittlung eines Erbbau-
rechts- oder Grundstückskaufvertrages nach Maß-
gabe dieses Gesetzes zu stellen. 

Das Vermittlungsverfahren nach diesem Entwurf ent-
spricht in seiner Ausgestaltung in weiten Teilen dem 
Verfahren zur Vermittlung der Nachlaßauseinander-
setzung nach §§. 86 bis 98 FGG. Die Notare nehmen 
insoweit richterliche Geschäfte wahr, deren Erledi-
gung ihnen nach § 194 FGG durch Landesgesetz 
übertragen werden kann. Hiervon haben die Länder 
Bayern (Art. 38 AGGVG), Hessen (§§ 24 ff. HessFGG) 
und Niedersachsen (§§ 14 ff. NdsFGG) Gebrauch 
gemacht. 

Zu § 89 — Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

Zu Absatz 1 

Für die Begründung der sachlichen Zuständigkeit der 
Notare spricht die Sachnähe zum Beurkundungsver-
fahren. Der Notar kann und soll die Beurkundung 
vornehmen, sobald die dafür notwendige vertragliche 
Einigung vorliegt. Zum anderen ist die Justiz in den 
neuen Ländern stark belastet; ein zusätzlicher 
Geschäftsanfall bei den Gerichten durch Vermitt-
lungsverfahren soll deshalb vermieden werden. 

Was die örtliche Zuständigkeit angeht, so wurde 
zunächst wegen der Art des Verfahrens eine auf den 
Amtsbezirk des Notars beschränkte Zuständigkeit 
erwogen. Allerdings führt das vorgesehene Vermitt-
lungsverfahren zu einer enormen Mehrbelastung der 
in den neuen Bundesländern zugelassenen Notare, 
deren Zahl für die Erledigung der sich aus diesem 
Gesetz ergebenden Geschäfte nicht ausreichen wird. 
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Die starke Belastung der Notare mit Beurkundungen 
und die nach diesem Entwurf hinzukommende Ver-
mittlungstätigkeit kann nicht durch eine entspre-
chende Erhöhung der Notarzulassungen in den neuen 
Ländern ausgeglichen werden, da es sich insoweit um 
einen vorübergehenden hohen Arbeitsanfall handelt. 
Im Interesse einer zügigen Durchführung der Sachen-
rechtsbereinigung soll daher die Möglichkeit eröffnet 
werden, daß 

— alle Notare des Bundeslandes, in dem das betrof-
fene Grundstück belegen ist, und darüber hin-
aus 

— mit Einverständnis der Beteiligten auch Notare aus 
den alten Bundesländern 

mit den nach diesem Gesetz vorgesehenen Aufgaben 
betraut werden können. Satz 2 stellt klar, daß die 
Beteiligten sich abweichend von Satz 1 einvernehm-
lich auch auf einen anderen, an  sich nicht zuständigen 
Notar verständigen können. 

Eine Amtstätigkeit des Notars außerhalb seines Amts-
bezirks kann von den zuständigen Landesjustizver-
waltungen genehmigt werden. Insoweit ist — wie 
bisher — eine großzügige Praxis angezeigt. 

Zu Absatz 2 

Grundstückseigentümer und Nutzer sind in gleicher 
Weise berechtigt, einen Notar nach ihrer Wahl zu 
bestimmen. In der Praxis werden sich die Beteiligten 
in einigen Fällen nicht einigen können, weil jede Seite 
dem Vorschlag der anderen widersp richt. In diesem 
Fall  soll eine Bestimmung des zuständigen Notars 
durch das Landgericht, in dessen Bezirk das Grund-
stück ganz oder zum größten Teil belegen ist, erfol-
gen. 

Die Bestimmung des zuständigen Notars durch das 
Landgericht ist unanfechtbar, da keine Sachentschei-
dung ergeht. Die Regelung entspricht damit den 
vergleichbaren Bestimmungen in der Zivilprozeß-
ordnung (§ 37 Abs. 2) und im Gesetz über die An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (§ 5 
Abs. 2). 

Zu Absatz 3 

Soweit Zustellungen zu bewirken sind, muß der Notar 
auch die Aufgaben eines Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle erledigen. Die Regelung im Entwurf 
entspricht der Bestimmung in Art. 38 Abs. 4 Bay-
AGGVG für das notarielle Vermittlungsverfahren zur 
Nachlaßauseinandersetzung. 

Zu § 90 — Verfahrensart 

Zu Absatz 1 

Die Anwendung des FGG entspricht dem Inhalt des 
Vermittlungsverfahrens. Dieses ist wie die Vermitt

-

lung zur Nachlaßauseinandersetzung nach §§ 86 bis 

98 FGG eine Hilfe zum Vertragsschluß und kein 
streitentscheidendes Verfahren. 

Zu Absatz 2 

Da der Notar an die Stelle eines sonst für das Vermitt-
lungsverfahren zuständigen Amtsgerichts tritt, ist die 
Beschwerde an das Landgericht als nächsthöhere 
Instanz zu richten. Absatz 2 stellt dies klar. 

Zu § 91 — Inhalt des Antrages 

Ein Vermittlungsverfahren kann nur in G ang kom-
men, wenn im Antrag das Grundstück und diejenigen 
Personen bezeichnet werden, denen Rechte am 
Grundstück zustehen. 

Zu Absatz 1 

Hier werden die notwendigen Angaben benannt. Im 
Antrag sind zu bezeichnen 

— der Nutzer und der Eigentümer als unmittelbar 
interessierte Beteiligte, 

— das betroffene Grundstück unter Angabe seiner 
Bezeichnung im Grundbuch sowie das Gebäude, 
soweit selbständiges Eigentum entstanden ist, 

— die Inhaber dinglicher Rechte am Grundstück und 
am Gebäude, die insbesondere dann be troffen 
sind, wenn ein Erbbaurecht zur ersten Rangstelle 
bestellt werden oder eine lastenfreie Um- oder 
Abschreibung erfolgen soll, 

— schließlich das vom Antragsteller begehrte Ziel des 
Verfahrens, damit der Notar weiß, in welche Rich-
tung er vermitteln soll. 

Zu Absatz 2 

Soll ein Erbbaurecht bestellt werden, muß der Inhalt 
des Erbbaurechtsvertrages weiter festgelegt werden. 
Der Entwurf sieht für die Antragstellung hier Sollbe-
stimmungen vor. Der Antrag ist nicht zu verwerfen, 
wenn es an näheren Erklärungen zum Vertragsinhalt 
fehlt. Solche Angaben sind zwar für einen zügigen 
Fortgang des Verfahrens wünschenswert, da der 
Notar dann sogleich über die Vorstellungen des 
Antragstellers informiert ist. Viele der Beteiligten 
werden indessen nicht ohne vorherige Erörterung zu 
einer solchen Bestimmung des Vertragsinhalts in der 
Lage sein. Das Verfahren soll den Vertragsschluß erst 
vermitteln; hierzu gehört, daß der Notar den Beteilig-
ten die in Frage kommenden Gestaltungen aufzeigt 
und sich dabei um einen Konsens bemüht. 

Im Vergleich zu den Anforderungen an die Bestellung 
eines Erbbaurechts ist der Abschluß eines Kaufvertra-
ges einfacher. Hier müssen „nur" das Grundstück 
oder die davon abzutrennende Teilfläche und der 
Preis im Vertrag bestimmt sein; die anderen Elemente 
der Vertragsgestaltung (Zahlungs- und Abwicklungs- 
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modalitäten) sind nicht zwingend und würden gege-
benenfalls durch das dispositive Gesetzesrecht 
ergänzt. 

Der Entwurf sieht auch hier nur Sollanforderungen für 
die Antragsschrift vor, da abzutrennende Teilflächen 
und eine vom Verkehrswert abhängige Kaufpreisbe-
stimmung vielfach erst im Verfahren festgestellt wer-
den können. 

Zu Absatz 3 

Der Antragsteller soll weiterhin erklären, ob Anträge 
auf Rückübertragung des Grundstücks, Aufhebung 
des Nutzungsrechts oder Einleitung von Bodenson-
derungs-, Bodenneuordnungs- oder Verfahren nach 
§ 64 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes gestellt 
worden sind. 

Die Angaben sollen dem Notar Klarheit darüber 
verschaffen, ob Aussetzungs- (§ 95) oder Einstellungs

-

gründe (§ 96) vorliegen. 

Der Antragsteller soll ferner Angaben über die Nut-
zung vor dem Beitrittstag und die jetzige Nutzung 
machen, da dies für den Inhalt eines Erbbaurechtsver-
trags und die Höhe der Zahlungspflicht entschei-
dende Bedeutung haben kann (vgl. §§ 48, 55, 71). 

Zu Absatz 4 

Fehlen die für den Antrag notwendigen Angaben, so 
soll der Notar den Antragsteller darauf hinweisen und 
ihm eine Frist zur Behebung des Mangels setzen. Wird 
dem Mangel nicht abgeholfen, ist die Eröffnung des 
Verfahrens auf Kosten des Antragstellers zurückzu-
weisen. Vervollständigt der Antragsteller später sei-
nen Antrag, so ist das Verfahren nun einzuleiten und 
der Antragsgegner zu einem Erörterungstermin zu 
laden. 

Zu § 92 — Akteneinsicht und Anforderung 
von Abschriften durch den Notar 

Eine notarielle Mithilfe für die Bestellung von Erbbau-
rechten oder bei der Formulierung eines Grund-
stückskaufvertrages läßt sich nur dann sinnvoll gestal-
ten, wenn der Notar den Inhalt des Grundbuchs und 
andere das Grundstück und Gebäude be treffende 
Unterlagen kennt (Archivunterlagen über geschlos-
sene Grundbücher, Unterlagen bei den Katasteräm-
tern und den Ämtern zur Regelung offener Vermö-
gensfragen). Der Entwurf sieht vor, daß der Notar 
diese Unterlagen einsehen und Abschriften hieraus 
anfordern kann. 

Verfügungen nach dem Sachenrechtsbereinigungs-
gesetz können nicht erfolgen, wenn ein Anspruch auf 
Rückgabe des Grundstücks oder Gebäudes angemel-
det und über den Antrag noch nicht entschieden 
worden ist (§ 3 Abs. 3 des Vermögensgesetzes). Eine 
notarielle Ausarbeitung des Vertragstextes macht 
keinen Sinn, wenn der Grundstückseigentümer dem 
Nutzer unredlichen Rechtserwerb vorhält und einen 

Antrag auf Aufhebung des Nutzungsrechts gestellt 
hat. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß sich der Notar 
bei dem gemäß § 3 Abs. 5 des Vermögensgesetzes 
zuständigen Vermögensamt danach zu erkundigen 
hat, ob solche Anträge gestellt worden sind. 

Die Behörden leisten dem Notar Amtshilfe für das von 
ihm durchzuführende Vermittlungsverfahren, das 
eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ist. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß für die Erteilung 
von Auskünften und die Anfertigung von Abschriften 
aus Akten keine Gebühren erhoben werden. 

Zu § 93 — Ladung zum Termin 

Zu Absatz 1 

Zur Erörterung der Einzelheiten des abzuschließen-
den Vertrages ist eine Ladung der Parteien des 
künftigen Vertrages unentbehr lich. Eine mindestens 
zweiwöchige Ladungsfrist ist für die Vorbereitung der 
anderen Seite auf das Vermittlungsverfahren notwen-
dig. Die Regelungen im Entwurf über die Notwendig-
keit der Ladung und die Fristen entsprechen denjeni-
gen für das Vermittlungsverfahren zur Nachlaßaus-
einandersetzung in §§ 89, 90 FGG. 

Eine Ladung durch öffentliche Zustellung soll wegen 
der in § 97 aus der Säumnis eines Beteiligten entste-
henden Folgen unzulässig sein. 

Zu Absatz 2 

Die Bestellung eines Erbbaurechts, das an  erster 
Rangstelle begründet werden muß, beeinträchtigt die 
Inhaber der dinglichen Rechte am Grundstück. Der 
Rang ihrer Rechte verschlechtert sich mit der Eintra-
gung des Erbbaurechts. 

Die Teilung eines Grundstücks zum Verkauf einer 
abzuschreibenden Teilfläche berührt die Inhaber der 
dinglichen Rechte am Grundstück insofern in gleicher 
Weise, als das abzuschreibende Grundstück nicht 
oder nur anteilig haftet. Die Abschreibung kann 
gleichwohl ohne Zustimmung der Inhaber der dingli-
chen Rechte erfolgen. Das Trennstück haftet dann 
insgesamt für die auf dem bisherigen Grundstück 
eingetragenen Rechte. Die gänzliche oder teilweise 
Haftungsfreistellung muß vom Nutzer gegen die Inha-
ber der dinglichen Rechte durch Verfolgung seiner 
nach dem Gesetz begründeten Ansprüche herbeige-
führt werden. 

Der Entwurf sieht deshalb vor, daß die Inhaber ding-
licher Rechte vom Termin zu unterrichten sind, damit 
sie dort ihre Anliegen vorbringen können. 

Eine Ladung ist dann notwendig, wenn die erforder-
lichen Zustimmungen für einen Rangrücktritt zugun-
sten des zu bestellenden Erbbaurechts fehlen (Satz 2 
Nr. 1). In diesem Fa ll  muß der Sachverhalt mit den 
Inhabern der dinglichen Rechte erörtert werden, da 
ohne einen Rangrücktritt der dinglichen Rechte die 
Bemühungen um Bestellung eines Erbbaurechts aus- 
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sichtslos sind. Kommt keine Einigung zustande, 
so muß der Notar das Vermittlungsverfahren aus-
setzen und den Nutzer und den Inhaber des ding-
lichen Rechts auf den Klageweg verweisen (§ 95 
Abs. 2). 

Eine Ladung ist ebenfalls für den Fall vorgesehen, daß 
Ansprüche auf Freistellung einer abzuschreibenden 
Teilfläche gegen den Inhaber eines dinglichen Rechts 
am Grundstück geltend gemacht werden (Satz 2 
Nr. 2). Die Haftungsfreistellung ist hier zwar keine für 
die Abschreibung der Teilfläche rechtlich notwendige 
Voraussetzung, sie wird jedoch aus wi rtschaftlichen 
Gründen in der Praxis oft Bedingung für die Durch-
führbarkeit eines Vertrages sein. Gerichtliche Ver-
mittlungsbemühungen zwischen dem Nutzer und 
dem Grundstückseigentümer sind deshalb meist nicht 
sinnvoll, wenn die Frage der Haftungsfreistellung 
nicht zugleich mit erörtert wird. 

Zu Absatz 3 

Ist ein Antrag nach § 30 des Vermögensgesetzes 
gestellt worden, so ist der Verfügungsberechtigte 
verpflichtet, eine Verfügung nach Maßgabe des Ent-
wurfs über das Grundstück oder das Gebäude, dessen 
Rückgabe verlangt wird, zu unterlassen. Das Vermitt-
lungsverfahren ist nach § 95 Abs. 1 grundsätzlich 
auszusetzen, da der Notar kein Rechtsgeschäft gegen 
die Verpflichtung eines Beteiligten aus § 3 Abs. 3 
Satz 1 des Vermögensgesetzes beurkunden soll. 

Die Durchführung eines Termins mit dem Anmelder 
kann gleichwohl sinnvoll sein und soll deshalb statt-
finden, wenn die anderen Beteiligten dies wün-
schen. 

Ist z. B. dem Nutzer kein Nutzungsrecht bestellt 
worden, ist eine Rückgabe des Grundstücks an den 
Alteigentümer nach § 4 Abs. 2 des Vermögensgeset-
zes nicht ausgeschlossen. Der Alteigentümer wäre 
aber gegenüber dem Nutzer verpflichtet, das Grund-
stück nach den im Entwurf vorgesehenen Bestimmun-
gen zu veräußern, wenn der Nutzer nicht unredlich 
gewesen ist. In solch einem Fall könnte versucht 
werden, eine Einigung des Inhalts herbeizuführen, 
daß die Beteiligten und der Anmelder das Verfahren 
vor dem Amt zur Regelung offener Vermögensfragen 
nach § 30 Abs. 1 Satz 3 des Vermögensgesetzes für 
erledigt erklären und die Ansprüche des Verfügungs-
berechtigten aus dem Grundstückskaufvertrag an den 
Anmelder abgetreten werden und der vom Nutzer zu 
zahlende Kaufpreis für den Anmelder hinterlegt 
wird. 

Es wären auch andere Vereinbarungen der Beteiligten 
zur Abfindung des Anmelders denkbar. 

Eine Verhandlung zwischen den Beteiligten kann 
dazu führen, daß die Beteiligten und der Anmelder 
eine Lösung finden, die sowohl den Rückgabean-
spruch als auch die nach diesem Gesetz begründeten 
Ansprüche in einer Vereinbarung erledigt. Die Rege-
lung im Entwurf will solche gütlichen Vereinbarungen 
fördern. 

Zu Absatz 4 

Die Regelung in Satz 1 entspricht § 89 Satz 3 FGG; 
sie erspart die häufig mit erheblichem Aufwand 
verbundenen wiederholten Ladungen an Betei-
ligte, die durch Ausbleiben im Termin zu erkennen 
gegeben haben, daß sie am Fortgang des Verfah-
rens nicht interessiert sind. Die Zusendung von 
Akten ist zeit- und arbeitsintensiv. Die Rechte 
der interessierten Beteiligten sind gewahrt, wenn 
sie die Akten auf der Geschäftsstelle einsehen 
können. Die vorgeschlagene Regelung entspricht 
insoweit § 89 Satz 4 FGG. 

Zu Absatz 5 

Der Notar ist nach Absatz 5 gehalten, ein Ersuchen zur 
Eintragung eines Vermerks über die Eröffnung des 
Vermittlungsverfahrens an  das Grundbuchamt zu 
richten. Der Vermerk ist in den Grundbüchern der 
Grundstücke einzutragen, die mit einem Erbbaurecht 
belastet oder nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
angekauft werden sollen. Ein solcher Vermerk ist 
auch in einem Gebäudegrundbuch einzutragen, fa lls 
dieses angelegt worden ist. 

Zu Absatz 6 

Absatz 6 legt fest, daß der Vermerk nicht nur eine 
den gutgläubigen Erwerb ausschließende Wa rn

-funktion, sondern auch materiell-rechtliche Wirkun-
gen hat. 

Der Vermerk schließt anderweitige Verfügungen 
über das Grundstück in der Zeit bis zum Abschluß des 
Verfahrens nicht aus. Dies gilt auch für etwaige im 
Wege der Zwangsvollstreckung vorgenommene Ver-
fügungen. Der Vermerk hat jedoch Wirkungen wie 
eine Vormerkung nach §§ 883, 885 BGB: Verfügun-
gen über das Grundstück, die der Eigentümer nach 
Eintragung des Vermerks im Grundbuch vornimmt, 
muß der Nutzer nicht gegen sich gelten lassen. Er 
kann z. B. die Löschung einer nach Eintragung dieses 
Vermerks vom Grundstückseigentümer bewilligten 
Eintragung eines Grundpfandrechts verlangen (§ 888 
Abs. 1 BGB). 

[Ist im Grundbuch bereits ein Vermerk nach A rt. 233 
§ 2c Abs. 2 EGBGB eingetragen, der den Anspruch auf 
Sachenrechtsbereinigung in der vorbeschriebenen 
Art  sichert, bedarf es dort allein eines Hinweises, daß 
das notarielle Vermittlungsverfahren eingeleitet wor-
den  ist.]  

[Die Eintragung solcher Vermerke soll ferner die 
Sicherheit des Grundstücksverkehrs erhöhen und die 
Voraussetzungen für die im Entwurf des Registerver-
fahrenbeschleunigungsgesetzes vorgesehenen Rege-
lungen schaffen, nach der nicht eingetragene Rechte 
und Berechtigungen nach dem 31. Dezember 1996 
erlöschen sollen, wenn dem Erwerber des Grund-
stücks oder eines Rechts daran das Vorhandensein 
selbständigen Gebäudeeigentums, eines Nutzungs-
rechts oder einer nach diesem Entwurf begründe-
ten gesetzlichen Verpflichtung nicht bekannt war.] 
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Ebenso sollen die vorgenannten Berechtigungen in 
einer Zwangsversteigerung mit dem Zuschlag er-
löschen, wenn die Rechte weder aus dem Grundbuch 
ersichtlich noch im Verfahren angemeldet worden 
sind [vgl. Art. 12 und Art. 13 Nr. la  des Entwurfs für ein 
Registerverfahrenbeschleunigungsgesetz]. 

Die Wiederherstellung der sog. Publizität des Grund-
buchs, die Grundlage für die in § 891 BGB begründete 
Vermutung ist, ist unverzichtbar, um die Verkehrsfä-
higkeit und Beleihbarkeit der Grundstücke und 
Gebäude im Beitrittsgebiet herbeizuführen. Da im 
Beitrittsgebiet grundsätzlich mit dem Bestehen nicht 
eingetragener Nutzungsrechte oder mit Zustimmung 
staatlicher Stellen vorgenommener baulicher Investi-
tionen auf fremden Grundstücken gerechnet werden 
muß, stellt der Erwerb oder die Beleihung solcher 
Grundstücke oft ein hohes Risiko dar. Die nötige 
Sicherheit für Erwerber und Kreditgeber kann nur 
durch Wiederherstellung des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs geschaffen werden. 

Dies setzt auf der anderen Seite allerdings voraus, daß 
diejenigen, die Rechte am Grundstück haben oder für 
die nach diesem Entwurf Ansprüche auf Erwerb oder 
Erbbaurechtsbestellung begründet werden sollen, die 
Möglichkeit erhalten, ihre Rechte oder Ansprüche im 
Grundbuch wenigstens vermerken zu lassen, um so 
einen gutgläubigen Erwerb Dritter zu verhindern. 
Diese Sicherungen für die Nutzer werden durch die 
nach Art. 13 Nr. 3 d des Entwurfs des Registerver-
fahrenbeschleunigungsgesetzes und durch den § 93 
Abs. 5 dieses Entwurfs vorgesehenen Vermerk bereit-
gestellt. 

Zu § 94 — Erörterung 

Zu Absatz 1 

Der Notar hat den Sachverhalt umfassend zu erörtern. 
Vor einer Erörterung zur Sache über die einzelnen 
Punkte eines von den Beteiligten abzuschließenden 
Vertrages soll der Notar mit den Beteiligten bespre-
chen, ob Gründe für eine Aussetzung oder Einstellung 
des Verfahrens vorliegen. Ist dies der Fall, so ist nach 
§§ 95, 96 zu verfahren. 

Zu Absatz 2 

Für die Vermittlung muß der Notar zuerst die Vorstel-
lungen der Beteiligten über den Inhalt des abzuschlie-
ßenden Vertrages feststellen. Der Entwurf sieht vor, 
daß der Notar hierfür ein sog. Eingangsprotokoll 
fertigt, in dem er die unstreitigen und die streitigen 
Punkte festhält. Das Eingangsprotokoll hat auch den 
Zweck, auf die darin dokumentierten Vorstellungen 
in einem nachfolgenden Gerichtsverfahren wieder 
zugreifen zu können, wenn das Verfahren scheitert 
und es nicht zum Vertragsschluß vor dem Notar 
kommt. 

Zu Absatz 3 

Eine bloße Entgegennahme und Protokollierung der 
oft gegensätzlichen Vorstellungen der Beteiligten 
nützt diesen häufig wenig. Das Vermittlungsverfah-
ren bekommt einen besonderen Sinn erst dadurch, 
daß der Notar Vorschläge unterbreitet, die nach seiner 
Beurteilung und Erfahrung eine dem Gesetz entspre-
chende und zugleich angemessene vertragliche 
Regelung des Interessengegensatzes darstellen. 

Zu Absatz 4 

Der Notar soll mit den Inhabern der dinglichen Rechte 
am Grundstück Erörterungen nicht nur über die den 
Beteiligten nach diesem Recht eingeräumten Ansprü-
che auf Herstellung der Erstrangigkeit des Erbbau-
rechts und auf lastenfreie Abschreibung einer Teilflä-
che herbeiführen, sondern auch nach Möglichkeiten 
suchen, ob und wie dem Inhaber eines Grundpfand-
rechtes eine anderweitige Sicherheit gestellt werden 
kann. Streitigkeiten zwischen Nutzer und Grund-
pfandrechtsgläubiger wegen der Mithaftung des 
Gebäudes als Grundstücksbestandteil können in 
manchen Fällen dadurch behoben werden, daß der 
Grundstückseigentümer, dem die Auszahlung der 
Darlehensvaluta zugute gekommen ist, eine ander-
weitige Sicherheit erhält. 

Zu § 95 — Aussetzung des Verfahrens 

Das notarielle Vermittlungsverfahren ist auszusetzen, 
wenn vor der Ausarbeitung eines Vermittlungsvor-
schlages und dem anschließenden Vertragsschluß 
Vorfragen geklärt werden müssen. 

Zu Absatz 1 

In diesem Absatz werden die Fälle benannt, in denen 
solche Vorfragen in behördlichen Verfahren geklärt 
werden. 

Zu Nummern 1 und 2 

Das Vermittlungsverfahren muß ausgesetzt werden, 
wenn Ansprüche auf Rückübertragung nach dem 
Vermögensgesetz oder auf Aufhebung des Nutzungs-
rechts gestellt worden sind und noch keine Entschei-
dung des Vermögensamts hierzu ergangen ist. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bezeichnet die Sachverhalte, in denen die 
notarielle Vermittlung ausgesetzt werden soll. Im 
Unterschied zu den in Absatz 1 bezeichneten Fällen 
verstieße hier der Vertragsschluß nicht gegen eine 
gesetzliche Verpflichtung, Verfügungen über das 
Grundstück zu unterlassen. Die Ausarbeitung eines 
Vertrages vor Klärung der Vorfragen wäre nur 
unzweckmäßig, wenn 
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— der notarielle Vorschlag sich auf andere Flächen 
bezieht, als diejenigen, auf die sich das Nutzungs-
recht oder die Nutzungsbefugnis nach dem Ergeb-
nis eines Bodensonderungsverfahrens erstreckt, 

— der Grundstückseigentümer Einreden erhoben 
hat, die sich später als begründet herausstellen und 
der Erbbaurechtsbestellung oder dem Verkauf 
entgegenstehen, oder 

— der Nutzer auf dem Erbbaurecht oder dem erwor-
benen Grundstück — anders als erwartet — eine 
dingliche Belastung zu übernehmen hat. 

In den beiden letztgenannten Fällen sind die Beteilig-
ten vom Notar, fa lls sich keine gütliche Einigung 
herbeiführen läßt, auf den Klageweg zu verweisen, in 
dem diese Vorfragen geklärt werden. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 stellt klar, daß der Notar die in § 101 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 bestimmte (halbe) Gebühr bereits dann 
verlangen kann, wenn das Verfahren durch Ausset-
zung für eine längere Zeit unterbrochen wird. 

Zu § 96 — Einstellung des Verfahrens 

Zu Absatz 1 

Das notarielle Vermittlungsverfahren ist einzustellen, 
wenn in behördlichen Verfahren sowohl über die 
Neuregelung der Grundstücksgrenzen als auch über 
die an  den Grundstückseigentümer zu zahlende 
Abfindung entschieden wird. Die notarielle Vermitt-
lung ist dann gegenstandslos. 

Dies trifft auf die im Entwurf für ein Bodensonde-
rungsgesetz geregelten Bodenneuordnungsverfahren 
wie für die Verfahren über die Zusammenführung von 
Grundstücks- und Gebäudeeigentum nach § 64 des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes zu. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 trifft eine spezielle Regelung für den Fall, daß 
ein Beteiligter in einem bereits anhängigen Vermitt-
lungsverfahren einen Antrag auf Einleitung eines 
Bodenordnungsverfahrens bei der Flurneuordnungs-
behörde stellt. Das Bodenordnungsverfahren nach 
§ 64 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes ist ein 
Antragsverfahren, das durch Rücknahme des Antrags 
wieder beendet werden kann. Um hier ein Pendeln 
zwischen verschiedenen Verfahren zu vermeiden, hat 
der Notar die Beteiligten zu einer Erklärung aufzufor-
dern, ob einer von ihnen jenes Verfahren weiter 
betreiben will. Ist dies der Fall, so wird über die 
Eigentumszuordnung im Bodenordnungsverfahren 
entschieden. Das notarielle Vermittlungsverfahren ist 
dann einzustellen. 

Zu § 97 — Verfahren bei Säumnis eines Beteiligten 

Das Verfahren bei Säumnis eines Beteiligten (des 
Nutzers oder des Grundstückseigentümers) im Ter-
min ist an die Vorschrift in § 91 Abs. 3 FGG für die 
Vermittlung der Nachlaßauseinandersetzung ange-
lehnt. Der Notar soll auch in dem Vermittlungsverfah-
ren nach dem Entwurf bei Nichterscheinen eines 
Beteiligten einen Vermittlungsvorschlag vorlegen 
und diesen auf Antrag des Erschienenen beurkunden 
können. Beantragt der nicht erschienene Beteiligte 
keinen neuen Verhandlungstermin, so ist der Vertrag 
zu bestätigen, wodurch dieser Vertrag die gleichen 
Wirkungen wie eine vertragsgemäße Vereinbarung 
entfaltet. Ein solches Verfahren begegnet hier noch 
weniger Bedenken als bei der Nachlaßauseinander-
setzung, da der Notar die gesetzlichen Vorgaben zum 
Inhalt des abzuschließenden Vertrages zu beachten 
und nicht allein entsprechend den Vorstellungen 
eines Beteiligten eine Beurkundung vorzunehmen 
hat. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bringt den Grundsatz zum Ausdruck, daß der 
Notar auf den Antrag des Erschienenen einen Ver-
mittlungsvorschlag nach § 99 anzufertigen hat. 

Zu Absatz 2 

Der Vermittlungsvorschlag ist beiden Beteiligten mit 
einer Ladung zum folgenden Termin zuzustellen. Die 
Ladung hat den Hinweis zu enthalten, daß im Falle des 
Nichterscheinens das Einverständnis mit dem Ver-
mittlungsvorschlag vermutet und der Vorschlag auf 
Antrag des Erschienenen beurkundet werde. 

Zu Absatz 3 

Ist im Termin nur ein Beteiligter erschienen, so ist auf 
dessen Antrag der Vermittlungsvorschlag zu beur-
kunden. In der Urkunde ist anzugeben, daß das 
Einverständnis des anderen Beteiligten wegen Nicht-
erscheinens angenommen worden ist. 

Andernfalls ist das Verfahren beendet und die Betei-
ligten können aufgrund des Vermittlungsvorschlags 
mit den von ihnen beantragten Änderungen und 
Ergänzungen Klage auf Vertragsschluß durch gericht-
liche Entscheidung nach § 106 erheben. 

Zu Absätzen 4 und 5 

Ist die Beurkundung erfolgt, so ist der Vertrag dem 
nicht erschienenen Beteiligten zuzustellen und, fa lls 
dieser nicht innerhalb einer Notfrist von zwei Wochen 
nach der Zustellung einen Termin beantragt oder in 
dem neuen Termin nicht erscheint, zu bestätigen. 

Der bestätigte Vertrag hat die Wirkungen einer Ver-
einbarung zwischen den Beteiligten (vgl. § 97 Abs. 1 
FGG). 
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Soweit ein Beteiligter ohne Verschulden an der Bean-
tragung eines Termins oder am Erscheinen im Termin 
verhindert war, muß ihm auf Antrag Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand gewährt werden. 

Zu Absatz 6 

Wie bei einer bestätigten Nachlaßauseinanderset-
zung ist auch gegen eine nach dem Entwurf bestätigte 
Vereinbarung sowie die Versagung einer Wiederein-
setzung in den vorigen Stand die sofortige 
Beschwerde zulässig. § 96 FGG ist insoweit entspre-
chend anzuwenden. 

Zu § 98 — Ermittlungen des Notars 

Die Vorbereitung eines Vermittlungsvorschlags nach 
§ 99 setzt voraus, daß der Notar die für die Durchfüh-
rung des Vermittlungsverfahrens notwendigen Maß-
nahmen zur Bodensonderung in die Wege leiten und 
sich die für die Beurteilung der streitigen Punkte 
nötige Sachkunde verschaffen kann. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 behandelt die Einholung amtlicher Aus-
künfte sowie die Einleitung von Verfahren für die 
Feststellung der Nutzungs- und Grundstücksgrenzen, 
ohne die das Vermittlungsverfahren in den meisten 
Fällen überhaupt nicht durchgeführt werden 
könnte. 

Der Notar ist hier auf Antrag eines Beteiligten berech-
tigt, 

— Auskünfte über den Wert des Grundstücks von den 
Gutachterausschüssen einzuholen, 

— ein Verfahren zur Bodensonderung zu beantragen, 
oder 

— die das Liegenschaftskataster führende Stelle oder 
einen Vermessungsingenieur zu beauftragen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 betrifft Beweiserhebungen, die sonst ein 
Gericht vorzunehmen hätte. Der Entwurf sieht inso-
fern nur die Einholung von Gutachten, jedoch nicht 
die Erhebung anderer Beweise, insbesondere die 
Einvernahme von Zeugen, vor. 

Die Gutachten können notfalls auch in einem 
anschließenden Rechtsstreit vorgelegt und verwendet 
werden. Bei einer Zeugenvernehmung wird oft eine 
Wiederholung unumgänglich sein. Zudem eignet sich 
die notarielle Verhandlung nicht für die Einvernahme 
von Zeugen und die Würdigung ihrer Aussagen. 

Der Notar kann auf Antrag eines Beteiligten Gutach-
ten einholen über: 

— den Verkehrswert des zu belastenden Grund-
stücks, 

— das Verhältnis der Werte des abzuschreibenden 
oder des zu belastenden Grundstücks zu dem des 
Gesamtgrundstücks und 

— den Wert baulicher Investitionen. 

Zu Absatz 3 

Auf eine Beweisaufnahme im Vermittlungsverfahren 
würde oft verzichtet werden, wenn die Beweisergeb-
nisse in einem anschließenden Rechtsstreit nicht ver-
wertbar wären und deswegen über dieselben S treit-
punkte nochmals Beweis erhoben werden müßte. Für 
die Beweiserhebung im notariellen Vermittlungsver-
fahren gelten nach § 90 des Entwurfs und § 15 Abs. 1 
FGG die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
den Sachverständigenbeweis entsprechend. Bei Be-
achtung dieser Vorschriften bestehen gegen die Ver-
wertbarkeit des Beweises in einem anschließenden 
Rechtsstreit keine Bedenken. Der Entwurf sieht daher 
vor, daß die Beweiserhebung im Vermittlungsverfah-
ren einer selbständigen Beweisaufnahme vor dem 
Amtsgericht gleichstehen soll. 

Das Beweisergebnis ist damit für die Beteiligten in 
einem anschließenden Rechtsstreit auch verwertbar, 
wenn das notarielle Vermittlungsverfahren schei-
tert. 

Zu § 99 — Vermittlungsvorschlag des Notars 

Zu Absatz 1 

Der Vermittlungsvorschlag steht am Abschluß des 
Verfahrens. Er hat alle für einen Vertragsschluß 
erforderlichen Punkte zu umfassen. 

Der Vermittlungsvorschlag des Notars soll auf Antrag 
einer Partei auch die für die Erfüllung des Geschäfts 
erforderlichen Erklärungen enthalten. Der Zweck 
besteht darin, für das anschließende Gerichtsverfah-
ren auch eine das Erfüllungsgeschäft umfassende 
Vorlage ausgearbeitet zu haben. 

Zu Absatz 2 

Sobald sich eine Einigung zwischen den Parteien 
ergibt, ist eine Beurkundung vorzunehmen. Die Ver-
mittlung gerade durch den Notar ist in besonderer 
Weise dafür geeignet, auch zu einem beurkundeten 
Vertragsschluß zu kommen, wenn eine Einigung 
zwischen den Parteien erzielt worden ist. 

Mit der Beurkundung sind die gesetzlichen Ansprü-
che auf Vertragsschluß erfüllt und das notarielle 
Vermittlungsverfahren beendet. Der die Ansprüche 
sichernde Vermerk nach § 93 Abs. 5 ist mit der 
Beantragung der Eintragung der Rechtsänderung 
durch den Notar im Grundbuch zu löschen. 

Der Vermerk muß deshalb spätestens dann gelöscht 
werden, wenn die aufgrund des nach diesem Gesetz 
abgeschlossenen Vertrags begründeten Ansprüche 
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erfüllt sind. Der auf das Verfahren hinweisende Ver-
merk darf jedoch auch dann nicht auf unbeschränkte 
Zeit bestehen bleiben, wenn der Vertrag zustande 
gekommen ist, die Beteiligten jedoch von den hier-
durch begründeten Ansprüchen keinen Gebrauch 
machen. 

Andernfalls würde das Grundbuch unrichtig werden. 
Zudem bestünden tatsächliche Hindernisse für eine 
Veräußerung oder Belastung fort, ohne daß hierfür 
schutzwürdige Gründe einer Seite erkennbar sind. 
Der Vermerk sichert die gesetzlich begründeten 
Ansprüche wie eine Vormerkung aus einem bereits 
abgeschlossenen Vertrag. Er hindert den Grund-
stückeigentümer damit faktisch, wenn auch nicht 
rechtlich; an Verfügungen über das Grundstück. Eine 
Veräußerung oder Belastung des Grundstücks wird in 
der Regel daran scheitern, daß der Erwerber eines 
Rechts am Grundstück nach § 888 Abs. I BGB gegen-
über dem Nutzer zur Bewilligung der Löschung ver-
pflichtet ist, soweit diese zur Verwirklichung des 
hierdurch gesicherten gesetzlichen. Anspruchs not-
wendig ist. Dies ist für den Grundstückseigentümer 
insbesondere dann belastend, wenn die gesetzlichen 
Ansprüche nur Teilflächen des Grundstücks betreffen. 
Im übrigen werden durch den Fortbestand des Ver-
merks über den Sicherungszweck hinaus für Dritte die 
Möglichkeiten zur Vollstreckung in das Grundstück 
beeinträchtigt und insofern Gläubigern an sich beste-
hende Möglichkeiten zur Befriedigung ihrer Ansprü-
che genommen. 

Der Entwurf sieht folgenden Lösungsweg vor, um das 
Interesse an der Richtigkeit des Grundbuchs und das 
Sicherungsinteresse des Nutzers in Übereinstimmung 
zu bringen. Ist der Notar mit dem Vollzug des 
Geschäfts betraut, so hat er mit den zur Eintragung der 
Rechtsänderungen in das Grundbuch erforderlichen 
Anträgen auch den Antrag auf Löschung des Ver-
merks zu stellen. Wird der Notar nicht mit dem 
Vollzug des Geschäfts beauftragt, so ist das Verfahren 
gleichwohl beendet und der weitere Vollzug des 
Geschäfts liegt in den Händen der Beteiligten. In 
beiden Fällen ist der Notar gehalten, spätestens sechs 
Monate nach Beurkundung die Löschung des Ver-
merks zu beantragen. 

Diese Frist dürfte in den meisten Fä llen für die zur 
Beschaffung aller zur Beantragung der Umschreibung 
erforderlichen Unterlagen ausreichen. Ist abzusehen, 
daß diese Frist nicht ausreicht, so kann die Eintragung 
einer Vormerkung für den nunmehr bestehenden 
Anspruch von vornherein vereinbart oder später 
gemäß § 885 BGB durchgesetzt werden. 

Die Frist von sechs Monaten kann zu kurz bemessen 
sein, wenn es für den Vollzug des Geschäfts der 
Durchführung eines behördlichen oder gerichtlichen 
Verfahrens bedarf (z. B.: Einholung einer baurechtli-
chen Teilungsgenehmigung nach § 120 oder einer 
vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung). Die 
Dauer dieser Verfahren liegt nicht in der Hand der 
Beteiligten. Der Entwurf bestimmt deshalb, daß der 
Vollzug der Vereinbarung für die Dauer dieser Ver-
fahren gehemmt ist. Die Zeit vom Antrag bis zu einer 
bestandskräftigen behördlichen Entscheidung ist 
danach bei der Frist von sechs Monaten nicht zu 
berücksichtigen. 

Zu § 100 — Abschlußprotokoll über Streitpunkte 

Die Vorschrift des Entwurfs regelt, wie der Notar in 
den Fällen zu verfahren hat, in dem das Ermittlungs-
verfahren erfolglos geblieben ist. 

Der Notar hat in einem Abschlußprotokoll die unstrei-
tigen und die streitig gebliebenen Punkte aufzustel-
len. Durch dieses Protokoll wird eine Konzentration 
des Streitstoffs in dem anschließenden Gerichtsver-
fahren erreicht. 

Auf Antrag der Beteiligten hat der Notar auch wesent-
liche Punkte festzuhalten, über die in der Vermittlung 
Einigung erzielt wurde. Eine solche Auflistung (Punk-
tuation) im Abschlußprotokoll kann nach dem Willen 
der Parteien im anschließenden Gerichtsverfahren 
auch in Abweichung von der in § 154 Abs. 1 Satz 2 
BGB bestimmten Auslegungsregel verbindlich wer-
den. 

Zu § 101 — Kosten 

Zu Absatz 1 

Die Gebührenregelung des Entwurfs lehnt sich an die 
Kostenregelung für die gerichtliche Vermittlung einer 
Nachlaßauseinandersetzung in § 116 der Kostenord-
nung an. 

Der Entwurf sieht in Absatz 1 für das Verfahren das 
Vierfache der vollen Gebühr vor. Die Vermittlungs-
aufgabe nach dem Entwurf geht über eine Beurkun-
dungstätigkeit weit hinaus. 

Die in Satz 2 vorgesehenen Ermäßigungen tragen 
sowohl dem für die Beteiligten erreichten Verfahrens-
stand als auch dem geminderten Aufwand des Notars 
Rechnung, wenn das Verfahren vorzeitig endet. 

Zu Nummer 1 

Wird das Verfahren vor der Ausarbeitung eines Ver-
mittlungsvorschlags eingestellt, so soll der Notar die 
Hälfte der ihm für das Verfahren zustehenden Gebüh-
ren erhalten. 

Zu Nummer 2 

Der Aufwand für die Vermittlung ist nicht entstanden, 
wenn sich das Verfahren vor dem Erörterungstermin 
erledigt. Entsprechend den Regelungen in anderen 
Gebührenordnungen ist eine Ermäßigung auf die 
Hälfte einer vollen Gebühr geboten. 

Zu Absatz 2 

Die Bestimmung des Geschäftswerts trägt dem 
Umstand Rechnung, daß der Erwerber (in der Regel 
der Nutzer) bereits zur Hälfte am Bodenwert beteiligt 
ist und deshalb mit dem Vertragsschluß auch nur 
dieser Wert übertragen wird. 
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Eine Heraufsetzung des Gegenstandswerts über die 
vereinbarte Gegenleistung hinaus auf den (vollen) 
Wert des Grundstücks ist nicht vorgesehen. Sie wäre 
auch unter Berücksichtigung der allgemeinen Grund-
sätze für die Ermittlung des Geschäftswerts in den 
§§ 18 bis 30 der Kostenordnung nicht sachgerecht. Bei 
der Ermittlung des Geschäftswerts werden zwar Ver-
bindlichkeiten, die auf dem Gegenstand lasten, nicht 
abgezogen (§ 18 Abs. 3 Kostenordnung); Wertminde-
rungen eines Grundstücks durch dingliche, vom 
Grundstückseigentümer nicht allein ablösbare Bela-
stungen sind jedoch vom Wert des Grundstücks, der 
nach § 19 Abs. 2 der Kostenordnung zu bestimmen ist, 
abzuziehen. Solche Belastungen sind insbesondere 
Erbbaurechte (vgl. BayObLG — Beschluß vom 10. De-
zember 1980 — 3 Z 60/77 — Rechtspfleger 1981, 163 
und OLG Hamm — Beschluß vom 28. August 1986 —
15 W 54/86 — Rechtspfleger 1987, 129). Dem Entwurf 
liegt die Konzeption zugrunde, daß der Nutzer auf-
grund Nutzungsrechts oder einer vergleichbaren 
Berechtigung zur baulichen Nutzung grundsätzlich 
zur Hälfte am Verkehrswert von Grund und Boden 
beteiligt ist. Insofern ist auch bei der Wertbestimmung 
für die Gebühren von einem auf die Hälfte des 
Verkehrswerts geminderten Wert des Grundstücks 
auszugehen und dieser Betrag als untere Grenze des 
Gegenstandswerts der notariellen Tätigkeit zu 
bestimmen. 

Zu Absatz 3 

Vermittelt der Notar eine Vereinbarung mit Dritten, 
insbesondere den Inhabern dinglicher Rechte am 
Grundstück, soll er dafür eine gesonderte Gebühr 
erhalten. Hiermit wird ein besonderer Gebührenan-
satz für diese Verhandlungen außerhalb der Gebüh-
ren für die Vermittlung zwischen Nutzer und Grund-
stückseigentümer erreicht. Dies ist sachgerecht, da 
den Verhandlungen mit Dritten ein besonderer 
Gegenstand zugrunde liegt und der Dritte nicht über 
sein Interesse hinaus am Vermittlungsverfahren 
beteiligt ist. 

Für die Ermittlung des Geschäftswerts gelten die 
Bestimmungen der Kostenordnung mit einer Beson-
derheit. Für Vereinbarungen des Nutzers mit dem 
Dritten über die Belastung des Erbbaurechts oder die 
lastenfreie Abschreibung ist der Geschäftswert nicht 
nach § 23 Abs. 2 der Kostenordnung zu bestimmen. 
Nach der Vorschrift ist für die Entlassung aus der 
Mithaft grundsätzlich der Nennbetrag der Schuld 
maßgebend. Dies würde im Hinblick auf die gesetz-
lich vorgesehene Haftungsbeschränkung zu einem 
unvertretbar hohen Geschäftswert führen. Dieser 
Wert ist nach dem Entwurf auf den Betrag zu 
beschränken, für den der Nutzer nach diesem Gesetz 
eine anteilige Haftung zu übernehmen hätte. 

Zu § 102 — Kostenpflicht, Beschwerde 

Zu Absatz 1 

Die Beteiligten haften dem Notar für seine Kosten und 
Auslagen als Gesamtschuldner. Im Innenverhältnis 
sind die Kosten grundsätzlich zu teilen. Die hälftige 

Teilung der Kosten entspricht dem Grundprinzip des 
Entwurfs. Eine Erstattung der den Beteiligten entstan-
denen Auslagen findet nicht sta tt . 

Zu Absatz 2  

Abweichend vom Grundsatz der Kostenteilung soll 
bei einer Einstellung des Vermittlungsverfahrens der 
Beteiligte die Kosten tragen, der den Grund für die 
Einstellung gegeben hat. 

Im Falle der Einstellung wegen eines von Amts wegen 
eingeleiteten Bodenordnungsverfahrens (Nummer 1) 
hat kein Beteiligter die Ursache für die Einstellung des 
Verfahrens gesetzt. Hier bleibt es bei der Teilung. 

Hat der Antragsteller jedoch das notarielle Vermitt-
lungsverfahren beantragt, obwohl bereits ein Antrag 
auf Einleitung eines Bodenordnungsverfahrens ge-
stellt worden war, so hat er die zusätzlichen Kosten des 
Vermittlungsverfahrens verursacht. Er soll deshalb 
die im Vermittlungsverfahren entstandenen Kosten 
allein tragen. 

Zu § 103 — Prozeßkostenhilfe 

Zu Absatz 1 

Das notarielle Vermittlungsverfahren ist Vorausset-
zung far eine Klageerhebung (§ 105). Für ein notwen-
diges Vorverfahren ist einem Beteiligten, der die 
erforderlichen Kosten nicht aufzubringen vermag, 
Prozeßkostenhilfe zu gewähren. 

Die Beiordnung eines Rechtsanwalts ist in der Regel 
nicht geboten, da der Notar beide Seiten sachkundig 
und unabhängig zu beraten hat. Die Vorschriften über 
die Beiordnung eines Anwalts in § 121 Abs. 1 bis 3 ZPO 
finden daher grundsätzlich keine Anwendung. 

Vorstehende Erwägung kann allerdings dann nicht 
greifen, wenn die andere Seite mit anwaltlicher Ver-
tretung erscheint. 

Der Entwurf sieht in diesem Fall  nicht automatisch die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts für den anderen 
Beteiligten vor. Hier kann die Vermittlung durch den 
zur Neutralität verpflichteten Notar ausreichen, wenn 
weder komplexe Rechtsfragen zu entscheiden noch 
Ermittlungen durchzuführen und deren Ergebnisse zu 
würdigen sind. 

Vorgesehen ist eine Prüfung in jedem Einzelfall, um 
die Kosten durch Beiordnung von Rechtsanwälten 
trotz der neutralen Vermittlung durch den Notar nur 
dann entstehen zu lassen, wenn dies auch zur zweck-
entsprechenden Rechtsverfolgung erforderlich ist. 

Zu Absatz 2 

Für die Entscheidung über die Gewährung der Pro-
zeßkostenhilfe soll das Gericht der Hauptsache 
zuständig sein. 
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Zu Absatz 3 

Die Antragsunterlagen legt der Notar dem Gericht 
vor. Dies ist sachgerecht, da es hierbei um Vorschüsse 
aus der Staatskasse für ein notarielles Verfahren 
geht. 

Zu Unterabschnitt 3 — Gerichtliches Verfahren 

Zu § 104 — Allgemeine Vorschriften 

Das gerichtliche Verfahren über die Ansprüche nach 
diesem Gesetz ist ein Streitverfahren nach den Vor-
schriften der ZPO. 

Zu Absatz 1 

Der Zivilprozeß ist für die Erledigung der Ansprüche 
die geeignetere Rechtsform als ein Verfahren nach 
den Grundsätzen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. In 
den Verfahren werden sich Parteien mit entgegenge-
setzten Interessen gegenüberstehen. Eine richterliche 
Ermittlung von Tatsachen ist nur in dem Umfang 
angezeigt, wie dies von den Parteien beantragt wird. 
Für eine Aufklärung von Amts wegen, wie sie im 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgese-
hen ist (§ 12 FGG), besteht hingegen keine Veranlas-
sung. Die Parteien haben auf der Grundlage des 
Vermittlungsvorschlags die Punkte darzulegen, über 
die sie sich streiten, und dementsprechend Beweis 
anzutreten. 

Ausschließlich örtlich zuständig ist das Gericht der 
belegenen Sache. Für die Klagen aus den Nutzungs-
rechten und vergleichbaren Berechtigungen gilt inso-
weit das gleiche wie für die Klagen, durch die das 
Eigentum am Grundstück geltend gemacht wird (vgl. 
§ 24 Abs. 1 ZPO). 

Zu Absatz 2 

Der Entwurf eröffnet die Möglichkeit, Kammern für 
die Erledigung der Verfahren zur Sachenrechtsberei-
nigung zu bilden, wenn hierfür ein Bedürfnis 
besteht. 

Zu § 105 — Verfahrensvoraussetzungen 

Klagen aus den im Entwurf begründeten Ansprüchen 
sollen nur dann zulässig sein, wenn der Kläger den 
notariellen Vermittlungsvorschlag (§ 99) und das 
Abschlußprotokoll über die unstreitigen und die strei-
tig gebliebenen Punkte (§ 100) vorlegt. Dies gibt dem 
Gericht eine schnelle Orientierung über den Sach-  
und Streitstand und einen für den zu entscheidenden 
Fall von einem Organ der Rechtspflege bereits vorbe-
reiteten Vorschlag. 

Sind diese Unterlagen nicht vorgelegt worden, so ist 
der Kläger unter Fristsetzung zur Vorlage aufzufor-
dern. Verstreicht die Frist fruchtlos, ist die Klage als 
unzulässig abzuweisen. Die Entscheidung kann ohne 
mündliche Verhandlung ge troffen werden. 

Zu § 106 — Inhalt der Klageschrift 

§ 106 eröffnet eine neue Klageart für die Verfolgung 
der in dem Entwurf begründeten Ansprüche. Der 
Inhalt der Rechte und Pflichten der Parteien aus 
diesem Gesetz wird durch gerichtliche Entscheidung 
festgestellt. Im Urteil werden — wie in einem Erbbau-
rechts- oder einem Grundstückskaufvertrag oder 
einem Vertrag über den Verkauf des Gebäudes — die 
Ansprüche und Verpflichtungen der Beteiligten aus-
gesprochen; die gerichtliche Entscheidung ist für die 
Parteien in gleicher Weise verbindlich wie ein Ver-
tragsschluß (§ 107 Abs. 2 Satz 2). 

Der Inhalt der Klageschrift hat dem Ziel des Verfah-
rens zu entsprechen. Der Kläger hat dem Gericht 
durch Vorlage des notariellen Vermittlungsvor-
schlags und Darlegung, in welchen Punkten er eine 
von diesem Vorschlag abweichende Entscheidung 
begehrt, den Streitgegenstand und die entschei-
dungserheblichen Tatsachen vorzutragen. 

Mit der Vorlage des notariellen Vermittlungsvor-
schlags, des Abschlußprotokolls und eines daran aus-
gerichteten Parteivortrags erhält das Gericht eine 
geeignete Grundlage für eine schnelle Orientierung 
über den Sach- und Streitstand und eine sachgemäße 
Entscheidung. Die Zahl der Fälle, in denen die Ent-
scheidungsgrundlagen erst durch intensive Befra-
gung der Parteien nach § 139 ZPO — oft in mehreren 
Verhandlungstagen — ermittelt werden müssen, wird 
sich durch die Anforderungen für die Klageschrift in 
§ 106 erheblich reduzieren. 

Das Feststellungsverfahren führt zugleich zu einer 
Erleichterung der Rechtsverfolgung für den Kläger. 

Der Kläger hat nach geltendem Recht genau das 
notariell beurkundete Angebot vorzulegen, zu dessen 
Annahme der Beklagte verpflichtet ist. Nur dann kann 
nach § 894 ZPO eine Verurteilung zur Annahme 
dieses Angebots erfolgen. Mit Eintritt der Rechtskraft 
gilt die Willenserklärung des Beklagten als abgege-
ben und der Vertrag ist zustande gekommen. 

Weicht das Angebot des Klägers, das den Text des 
Vertrags enthalten muß, den der Beklagte annehmen 
soll, jedoch nach Auffassung des Gerichts auch nur in 
einem Punkt von den gesetzlichen Vorgaben ab, so 
muß der Kläger ein neues Angebot beurkunden las-
sen. Hierdurch entstehen Verzögerungen und Mehr-
kosten. Das Ganze kann sich mehrfach wiederholen, 
wenn im Instanzenzug die Auffassung des Oberge-
richts von derjenigen der Vorinstanz abweicht. 

Der Entwurf lockert deshalb die Bindung der gericht-
lichen Entscheidung an den Klageantrag. Das Gericht 
kann in derartigen Fällen sogleich den Inhalt des 
Vertrags feststellen und braucht dem Kläger nicht die 
Vorlage eines neuen Angebots aufzugeben. 



Drucksache 12/5992 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Diese Klage hat auf der Grundlage des notariellen 
Vermittlungsvorschlags zu erfolgen. In dem Klage-
antrag hat der Kläger anzugeben, in welchen Punkten 
er eine vom Vorschlag abweichende Entscheidung 
begehrt . 

Zu § 107 — Entscheidung 

Zu Absatz 1 

Eine vom Antrag abweichende Feststellung der 
gegenseitigen Ansprüche und Verpflichtungen kann 
nur dann zustande kommen, wenn das Gericht in den 
Einzelheiten nicht an den Klageantrag gebunden ist. 
§ 107 sieht wie § 308a ZPO insoweit eine Lösung der 
gerichtlichen Entscheidung von den Anträgen der 
Parteien vor (Satz 1). 

Das Gericht hat vor der Entscheidung den Parteien 
bekanntzugeben, wie es zu entscheiden gedenkt, und 
hierzu die Parteien zu hören (Satz 2). Die Parteien 
haben hierdurch eine (letzte) Möglichkeit, zu einer 
einvernehmlichen, von der beabsichtigten Entschei-
dung abweichenden Lösung zu kommen. 

Auch wenn das Gericht in den Einzelheiten seiner 
Feststellung nur an  die gesetzlichen Vorgaben für die 
Bestellung von Erbbaurechten und den Abschluß 
eines Grundstückskaufvertrages und nicht an  die 
Parteianträge gebunden ist, muß der Dispositionsbe-
fugnis der Parteien Rechnung ge tragen werden. Das 
Gericht darf die Rechte und Pflichten der Parteien 
nach dem Gesetz zur Sachenrechtsbereinigung nicht 
in einer Weise feststellen, die dem übereinstimmen-
den Willen beider Parteien widersp richt. 

Satz 3 bestimmt insoweit die Grenzen für die Feststel-
lung. Das Gericht darf keine Feststellungen treffen, 
die 

1. einem von beiden Parteien beantragten Grund-
stücksgeschäft (es darf also keine Verpflichtung 
zur Erbbaurechtsbestellung begründen, wenn die 
Beteiligten darüber einig sind, einen Grundstücks-
kaufvertrag abschließen zu wollen), 

2. einer Verständigung der Parteien über einzelne 
Punkte oder 

3. einer von beiden Parteien akzeptierten Regelung 
im notariellen Vermittlungsvorschlag 

widersprechen. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung bringt zum Ausdruck, daß die wechsel-
seifigen Ansprüche und Verpflichtungen durch 
gerichtliche Entscheidung festzustellen sind und die 
rechtskräftige Feststellung — wie der Bestätigungs-
beschluß zu einer Nachlaßauseinandersetzung nach 
§ 97 Abs. 1 FGG — für die Parteien wie ein Vertrags-
schluß verbindlich ist. 

Zu Absatz 3 

Das Gericht soll zugleich den Vollzug vorbereiten, um 
den Parteien schwierige Vollstreckungsverfahren zu 
ersparen. Hierzu bedarf es in der Regel eingehender 
Prüfung, ob die für die Erbbaurechtsbestellung oder 
die Umschreibung des Eigentums notwendigen Vor-
aussetzungen vorliegen. Insbesondere ist zu prüfen, 
ob Gegenleistungen erbracht worden sind und der 
Eintragung zur vorgesehenen Rangstelle keine Hin-
dernisse entgegenstehen. Der Entwurf sieht insofern 
vor, daß das Gericht auf Antrag einer Partei im Urteil 
einen Notar und eine andere geeignete Person im 
Namen beider Parteien beauftragen kann, die zur 
Vertragserfüllung notwendigen Rechtshandlungen 
vorzunehmen. 

In der Praxis erfolgt dies häufig so, daß eine 
beim Notar angestellte Person im Namen der Ver-
tragsparteien die Auflassung erklärt und der 
Notar diese entgegennimmt und alle weiteren zum 
Vollzug erforderlichen Rechtshandlungen (insbeson-
dere die Antragstellung beim Grundbuchamt) vor-
nimmt. 

Die gerichtliche Beauftragung führt dazu, daß beide 
Beauftragten für die Parteien vertretungsberechtigt 
sind. Der Notar wird dann als Treuhänder tätig und 
hat alle zur Eintragung des Erbbaurechts oder zur 
Umschreibung des Eigentums notwendigen Rechts-
handlungen (wie die Erklärung der Auflassung und 
die Antragstellung beim Grundbuchamt) vorzuneh-
men. 

Zu Absatz 4 

Das Gericht hat den Notar, der das Vermittlungsver-
fahren durchgeführt hat, vom Inhalt seiner Entschei-
dung in Kenntnis zu setzen. Dieser hat — sofern er 
hierzu von den Parteien beauftragt worden ist — die 
für die Eintragung des Erwerbs notwendigen Erklä-
rungen vor dem Grundbuchamt abzugeben und nach 
§ 99 Abs. 2 Satz 2 mit dem Eintragungsantrag oder 
spätestens sechs Monate nach dem Zustandekommen 
des Vertrages durch Urteil die Löschung des Ver-
merks im Grundbuch zu beantragen. 

Zu § 108 — Kosten 

Wenn keine Bindung der gerichtlichen Entscheidung 
an  die Anträge besteht, kann die Kostenentscheidung 
auch nicht nach einem daran bestimmten Maß für das 
Obsiegen oder Unterliegen einer Partei bestimmt 
werden. Nach § 108 hat das Gericht über die Kosten 
unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstands 
nach billigem Ermessen zu entscheiden (Satz 1). 
Dieser Maßstab wird in Satz 2 insoweit konkretisiert, 
als das Gericht dabei berücksichtigen kann, inwieweit 
der Inhalt der Feststellung von den im Antrag zum 
Ausdruck kommenden Vorstellungen der Parteien 
abweicht und inwiefern eine Partei zur Erhebung im 
Rechtsstreit zusätzlich entstandener Kosten (z. B. 
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durch eine Beweisaufnahme) Veranlassung gegeben 
hat. Hierdurch wird eine auch an den Handlungen der 
Parteien im Prozeß orientierte Kostenentscheidung 
ermöglicht. 

Zu § 109 — Feststellung der 
Anspruchsberechtigung 

Zu Absatz 1 

Die Klage betrifft die gerichtliche Entscheidung über 
das Bestehen der Anspruchsberechtigung. Dies ist 
eine Vorfrage für die Ausarbeitung eines Vertragstex-
tes oder ein notarielles Vermittlungsverfahren. Mit 
der Feststellung über die Anspruchsberechtigung 
wird insbesondere über etwaige Einreden des Grund-
stückseigentümers (Ausschluß der Ansprüche wegen 
Aufgabe der Nutzung, Unredlichkeit des Nutzers 
usw.) entschieden. Absatz 1 stellt die Zulässigkeit 
einer solchen Feststellungsklage sicher. 

Zu Absatz 2 

Ein Feststellungsinteresse für die in Absatz 1 bezeich-
nete Klage ist jedoch zu verneinen, wenn infolge der 
Anmeldung eines Rückübertragungsanspruches nach 
§ 3 Abs. 1 des Vermögensgesetzes über das Grund-
stück, das Gebäude oder die bauliche Anlage noch 
nicht verfügt werden kann. Wird der Anspruch vom 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen später 
zuerkannt, wäre eine Entscheidung des Gerichts zwi-
schen dem derzeit Verfügungsberechtigten und dem 
Nutzer über das Bestehen der Anspruchsberechti-
gung nach diesem Gesetz von rein theore tischer 
Natur. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 regelt die Auseinandersetzung zwischen 
zwei Personen, die beide für sich in Anspruch neh-
men, Nutzer im Sinne des Entwurfs zu sein. In diesem 
Fall  muß durch gerichtliche Entscheidung festgestellt 
werden, wer von den Prätendenten anspruchsberech-
tigt ist. 

Eine solche Entscheidung wirkt jedoch nur zwi-
schen den Parteien des Rechtsstreits. Das vom Nutzer 
erstrittene Urteil würde diesem nichts nützen, 
wenn der Grundstückseigentümer weiterhin einwen-
den könnte, daß die unterlegene Partei ihm gegen-
über entsprechend der in § 9 Abs. 1 Satz 1 bestimmten 
Reihenfolge anspruchsberechtigt sei. Absatz 3 sieht 
deshalb die Zulässigkeit der Streitverkündung für 
diese Fälle vor. Folge der durch die Streitverkündung 
herbeigeführten Interventionswirkung nach § 68 der 
Zivilprozeßordnung ist, daß der Grundstückseigentü-
mer nicht mehr geltend machen kann, daß der Präten-
dentenstreit unrichtig entschieden worden sei. 

Zu Absatz 4 

Soweit ein bis zur Entscheidung über die Feststel-
lungsklage ausgesetztes Vermittlungsverfahren an-
hängig ist, ist der Notar durch den Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle vom Ausgang des Rechtsstreits zu 
unterrichten. 

Zu Abschnitt 5 — Nutzungstausch 

Zu § 110 — Tauschvertrag über Grundstücke 

Die Vorschrift stellt eine besondere Regelung für den 
nach § 20 des Gesetzes über die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften vom 2. Juli 1982 (GBl. I 
Nr. 25 S. 443) durchgeführten Nutzungstausch bereit. 
Wie beim Ankauf des Grundstücks durch den Nutzer 
führt der Tausch des Eigentums an den Grundstücken 
dazu, daß die genutzte Fläche beim Nutzer ver-
bleibt. 

Der Nutzungstausch war ein Instrument, das vor allem 
dort eingesetzt wurde, wo die landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaft das Grundstück des Ei-
gentümers benötigte, diesem aber kein Nutzungs-
recht zuweisen konnte. Ein Gewerbetreibender 
konnte im Wege eines Nutzungstausches eine ähnli-
che Rechtsstellung wie bei der Verleihung eines 
Nutzungsrechts erlangen; die landwirtschaftliche Pro-
duktionsgenossenschaft erhielt im Gegenzug die 
Möglichkeit zur Nutzung einer nicht dem genos-
senschaftlichen Nutzungsrecht unterliegenden Flä-
che. 

Der Entwurf sieht vor, daß der Nutzungstausch nun-
mehr zu einem Anspruch auf Tausch des Eigentums 
an  den Grundstücken führen kann. 

Dies gilt auch gegenüber dem Eigentümer einer 
vormals dem genossenschaftlichen Nutzungsrecht 
unterliegenden Fläche, obwohl dieser nicht am 
Tauschgeschäft beteiligt war. Die Begründung einer 
dem Nutzungstausch entsprechenden Verpflichtung 
für diesen Eigentümer ist zumutbar, weil 

— der Eigentümer andernfalls sein Grundstück nach 
dem Entwurf an  den Nutzer zu verkaufen hätte, der 
das Grundstück mit Billigung staatlicher Stellen 
bebaut hat, 

— er in diesem Fall  das getauschte Grundstück des 
Nutzers als Ersatzland erhält und allein eine We rt

-differenz zwischen den Grundstücken zur Hälfte 
ausgeglichen wird und 

— der Tausch in einer Stellungnahme der Flurneu-
ordnungsbehörde befürwortet sein muß. 

Die Stellungnahme der Flurneuordnungsbehörde ist 
aus agrarstrukturellen Erwägungen vorgesehen wor-
den. Die Behörde wird den Tausch dann nicht befür-
worten, wenn hierdurch ein aufgesplitterter, schwer 
zu bewirtschaftender Grundbesitz entstehen würde. 
Falls der Eigentümer deshalb den Tausch verweigert, 
kommen die allgemeinen Grundsätze des Entwurfs 
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zur Anwendung. Es ist dann zu prüfen, ob der Nutzer 
einen Anspruch auf Bestellung eines Erbbaurechts 
oder auf Abschluß eines Grundstückskaufvertrages 
hat oder der Grundstückseigentümer aus § 82 zum 
Ankauf des Gebäudes berechtigt ist. 

Zu Absatz 1 

Ist eine der im Wege des Nutzungstausches getausch-
ten Flächen bebaut worden und sind die Parteien des 
Tauschvertrages auch Eigentümer der be troffenen 
Grundstücke, so ist ein Tausch des Eigentums an den 
Grundstücken in der Regel leichter durchzuführen als 
ein Ankauf der jeweiligen Flächen durch den Nut-
zer. 

Zu Absatz 2 

Derjenige, der bei dem Tausch ein von einem Dritten 
bebautes Grundstück erhielte, würde durch den 
Tausch nichts gewinnen. Denn nach der Übereignung 
müßte er sich wiederum mit dem Dritten über die 
Ansprüche nach diesem Gesetz auseinandersetzen. Er 
kann daher nach Absatz 2 den Abschluß des Tausch-
vertrages verweigern. 

Zu Absatz 3 

Ein Unterschied in den Werten von Grund und Boden 
der getauschten Grundstücke ist dem allgemeinen 
Prinzip der Sachenrechtsbereinigung entsprechend 
zur Hälfte auszugleichen. 

Zu Absatz 4 

Im übrigen sind die Vorschriften über den Kaufvertrag 
entsprechend anzuwenden. 

Zu Abschnitt 6 — Nutzungsrechte für 
ausländische Staaten 

Zu § 111 — Vorrang völkerrechtlicher Abreden 

Die DDR hat anderen Staaten Nutzungsrechte an 
 Grundstücken, Gebäuden und Gebäudeteilen nach 

der Verordnung vom 26. September 1974 (GBl. I Nr. 59 
S. 555) verliehen. Soweit die Verleihung dieser Nut-
zungsrechte auf innerstaatlichem Recht der DDR 
beruhte, ist die Anpassung nach den gleichen Regeln 
wie bei den an Bürger und Genossenschaften verlie-
henen Nutzungsrechten vorzunehmen. 

Zwischen den Staaten des ehemaligen Ostblocks 
wurden viele dieser Nutzungsrechte nicht nach dem 
innerstaatlichen Recht des Gastlandes, sondern auf-
grund von Regierungsabkommen begründet. Es ist 

zweifelhaft, ob und welchen dieser Abkommen der 
Rang völkerrechtlicher Vereinbarungen zukommt. 
Soweit völkerrechtliche Vereinbarungen einer An-
passung der Nutzungsrechte nach innerstaatlichem 
Recht entgegenstehen sollten, muß es beim Inhalt der 
Vereinbarungen bleiben. Für diese Vereinbarungen 
ist dann nach Artikel 12 Abs. 1 des Einigungsvertrages 
ihre Fortgeltung, Anpassung oder ihr Erlöschen zu 
regeln bzw. festzustellen. 

Zu Kapitel 3 — Alte Erbbaurechte 

Zu § 112 — Umwandlung alter Erbbaurechte 

Zu Absatz 1 

Die vor dem Inkrafttreten des ZGB begründeten 
Erbbaurechte sind durch § 5 Abs. 2 Satz 1 des 
Einführungsgesetzes zum ZGB in unbefristete Rechte 
umgewandelt worden. Dies be traf u. a. die von den 
Kirchen ausgegebenen Erbbaurechte. Die Verlänge-
rung auf „ewige" Zeit erfolgte gegen den im Vertrags-
inhalt zum Ausdruck gebrachten Parteiwillen. Der 
Entwurf will — soweit nicht bauliche Investitionen auf 
der neuen Rechtsgrundlage erfolgt sind — nach einer 
Übergangszeit für die Zukunft die Wirkungen der 
Befristung wiederherstellen. 

Die alten Erbbaurechte enden grundsätzlich zu den 
vertraglich bestimmten Zeitpunkten (wobei eine 
einverständliche Verlängerung selbstverständlich 
möglich ist). Für die Verträge, deren Laufzeit be-
reits beendet ist oder in Kürze beendet sein wird, 
ist vorgesehen, daß diese frühestens am 31. De-
zember 1995 enden. Für Wohngebäude verlängert 
sich diese Frist um weitere zehn Jahre, wenn der 
Eigentümer nicht ein berechtigtes Interesse nach 
den für eine Eigenbedarfskündigung eines Wohn-
raummietvertrages genannten Gründen nachweisen 
kann. 

Zu Absatz 2 

Eine andere Behandlung ist dort angezeigt, wo im 
Vertrauen auf die veränderte Rechtslage Neubauten 
errichtet oder bauliche Investitionen in erheblichem 
Umfang entsprechend § 11 Abs. 1 vorgenommen 
wurden. Hier muß das Grundprinzip zur Anwendung 
kommen, wonach die im Vertrauen auf die damalige 
Rechtslage vorgenommenen Bebauungen zu schüt-
zen sind. 

Das Erbbaurecht wird deshalb gemäß den in § 54 
bestimmten Maßstäben für die Begründung von Erb-
baurechten zum Schutz baulicher Investitionen ver-
längert. 

Da nach § 5 Abs. 2 Satz 3 des Einführungsgesetzes 
zum ZGB Heimfallrechte ausgeschlossen wurden, 
bestanden diese zum Zeitpunkt der Bebauung nicht. 
Etwaige vertragliche Heimfallrechte sind deshalb 
auf die in § 57 genannten Gründe zu beschrän-
ken. Ein Heimfallanspruch soll also nur noch dann 
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ausgeübt werden können, wenn der Erbbaube-
rechtigte das Gebäude verfallen läßt und im Erb-
baurechtsvertrag für diesen Fall ein Heimfallrecht 
ausbedungen worden ist. Es ist kein schützenswertes 
Interesse des Erbbauberechtigten erkennbar, durch 
Verfallenlassen des Gebäudes die Sicherheit für den 
Erbbauzins zu vermindern und nach Ablauf des 
Erbbaurechtsvertrags eine Ruine zurücklassen zu 
können. 

Satz 3 schreibt vor, daß die Eintragung im Grundbuch 
im Hinblick auf die Verlängerung der Dauer des 
Erbbaurechts zu berichtigen ist. 

Satz 4 gibt dem Grundstückseigentümer schließlich 
einen gesetzlichen Anspruch, eine Anpassung des 
Erbbauzinses bis auf den im Entwurf bestimmten 
regelmäßigen Zinssatz verlangen zu können. Diese 
Erbbaurechte sind aufgrund der Bebauung nach der 
Veränderung der Rechtslage durch das Einführungs-
gesetz zum ZGB wie die Nutzungsrechte zu behan-
deln. Der Nutzer kann eine Verlängerung der Ver-
tragszeit wie nach einer Bestellung eines Nutzungs-
rechts verlangen. Der Grundstückseigentümer eines 
mit einem solchen Erbbaurecht belasteten Grund-
stücks soll deshalb nicht schlechter gestellt werden als 
der Eigentümer eines mit einem Nutzungsrecht bela-
steten Grundstücks. 

Zu Absatz 3 

Für die auf volkseigenen Grundstücken bestellten 
Erbbaurechte war in § 5 Abs. 2 Satz 5 des Einführungs-
gesetzes zum ZGB eine Verleihung von Nutzungs-
rechten in Aussicht gestellt. Von dieser Ermächtigung 
ist vielfach Gebrauch gemacht worden; in einigen 
Fällen blieben die Erbbaurechte jedoch als unbefri-
stete Rechte bestehen. Die Betroffenen hatten darauf 
keinen Einfluß. Für diese Rechte ist die im Einfüh-
rungsgesetz zum ZGB gewollte Gleichbehandlung 
mit den dinglichen Nutzungsrechten sachgerecht. 
Absatz 3 sieht diese vor. 

Zu Absatz 4 

Schließlich wird klargestellt, daß für die Anpassung 
alter Erbbaurechte nur die Bestimmungen dieses 
Gesetzes maßgeblich sind; die Überleitungsbestim-
mungen des Einführungsgesetzes zum ZGB finden 
keine Anwendung. Durch die nunmehr wieder in 
vollem Umfang gegebene Geltung der Erbbaurechts-
verordnung ist insbesondere das in § 5 Abs. 2 Satz 4 
des Einführungsgesetzes zum ZGB vorgesehene Vor-
kaufsrecht obsolet. Es sicherte nach Inkrafttreten 
des ZGB den Erbbauberechtigten für den Fall des 
Grundstücksverkaufs, bei dem das Erbbaurecht 
nach § 5 Abs. 2 Satz 2 des Einführungsgesetzes 
zum ZGB erlosch. Der Verkauf des Grundstücks 
läßt nunmehr den Bestand des Erbbaurechts unbe-
rührt, weswegen das gesetzliche Vorkaufsrecht ent-
fallen kann. 

Zu Kapitel 4 — Rechte aus Miteigentum nach 
§ 459 des Zivilgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen 
Republik 

Zu § 113 — Berichtigungsanspruch 

Erweiterungs- und Erhaltungsmaßnahmen führen 
grundsätzlich nicht zur Entstehung eines Miteigen-
tums am Grundstück. Für das BGB ergibt sich das aus 
§§ 946, 94. Das ZGB traf keine grundsätzlich andere 
Regelung. Nach § 295 Abs. 1 ZGB umfaßte das 
Eigentum am Grundstück das aufstehende Gebäude; 
wurden durch Erhaltungs- und Erweiterungsmaßnah-
men Sachen in das Gebäude eingebaut und mit 
diesem untrennbar verbunden, so erwarb der Grund-
stückseigentümer gemäß § 30 Abs. 1 Satz 2 ZGB das 
Eigentum daran, da das Grundstück, dessen Bestand-
teil das Gebäude war, als die Hauptsache anzusehen 
war. 

Eine solche Rechtsfolge hätte auf vertraglich genutz-
ten, in Privateigentum stehenden Grundstücken dazu 
geführt, daß Investitionen aus volkseigenen Mitteln 
zu einem Wertzuwachs des privaten Eigentums 
geführt hätten (für den es nur einen schuldrechtlichen 
Ausgleichsanspruch gegeben hätte). Dies war für den 
sozialistischen Staat — schon aus ideologischen Grün-
den — nicht hinnehmbar. § 459 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 4 Satz 1 ZGB ordneten deshalb an, daß bei 
bedeutenden Erweiterungs- und Erhaltungsmaßnah-
men in solche Grundstücke durch volkseigene 
Betriebe, staatliche Organe oder sozialistische Genos-
senschaften (mit Ausnahme der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften) kraft Gesetzes ein 
volkseigener Miteigentumsanteil entstand. 

Das Problem dieser gesetzlichen Anordnung im ZGB 
bestand darin, daß Bestimmungen darüber, was 
bedeutende Erweiterungs- und Erhaltungsmaßnah-
men sind und in welcher Weise das Grundbuch zu 
berichtigen war, zunächst fehlten. Erst am 1. Juli 1983 
trat eine Verordnung über die Sicherung des Volks-
eigentums bei Baumaßnahmen von Betrieben auf 
vertraglich genutzten nichtvolkseigenen Grundstük-
ken vom 7. April 1983 in Kraft (GBl. I Nr. 12 S. 129), 
welche die notwendigen Ausführungsbestimmungen 
enthielt. 

Die Grundbücher wurden gleichwohl in den meisten 
Fällen nicht nach § 7 Abs. 2 und 3 und § 10 Abs. 2 der 
vorbezeichneten Verordnung berichtigt. Die kraft 
Gesetzes entstandenen Miteigentumsanteile beste-
hen nach Art. 233 § 8 Satz 1 EGBGB in der Fassung 
durch die Anlage I zum Einigungsvertrag fort; ein 
gutgläubiger Erwerb des Alleineigentums durch 
Dritte entsprechend § 892 Abs. 1 BGB ist jedoch 
möglich (Eickmann, Grundstücksrecht in den neuen 
Ländern, Anm. 2.1.4; MünchKomm/v. Oefele, Ergän-
zungsband zum Einigungsvertrag, Rdn. 418). — Um 
Rechtssicherheit im Grundstücksverkehr herzustel-
len, ist dafür zu sorgen, daß die Grundbuchlage mit 
der wahren Rechtslage am Grundstück in Überein-
stimmung gebracht wird. 
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Zu Absatz 1 

Der Entwurf gibt beiden Parteien des Nutzungsver-
trages einen gesetzlichen Anspruch, vom ande-
ren die Eintragung des Miteigentumsanteils in das 
Grundbuch verlangen zu können. Dies geschieht 
durch Abgabe einer Bewil ligung zur Berichti-
gung des Grundbuchs nach § 19 der Grundbuchord-
nung. 

Zu Absatz 2 

Bedeutende Erweiterungs- und Erhaltungsmaßnah-
men lagen nach § 2 Nr. 2 der zitierten Verordnung aus 
1983 nur dann vor, wenn sie zu einer Werterhöhung 
des Grundstücks um mindestens 30 000 Mark der DDR 
führten. Da ein Miteigentumsanteil nur bei Über

-

schreiten dieser Wertgrenze entstanden ist, muß auch 
der Entwurf hieran anknüpfen. 

Ist zwischen den Parteien streitig, ob diese We rt
-grenze erreicht wurde, so hat derjenige, der die 

Eintragung des Miteigentumsanteils begehrt, die Vor-
aussetzungen dafür durch ein Gutachten nachzuwei-
sen und die dadurch entstehenden Kosten zu tra-
gen. 

Zu § 114 — Aufgebotsverfahren 

Zu Absatz 1 

Der Grundstückseigentümer, an  dessen Grundstück 
ein Miteigentumsanteil nach § 459 Abs. 1 Satz 2 oder 
Abs. 4 Satz 1 ZGB entstanden sein kann, hat ein 
berechtigtes Interesse an  einer Klarstellung. Sol ange 
das Grundbuch nicht die richtige Rechtslage wieder-
gibt, ist eine dementsprechende Belastung oder Ver-
äußerung des Miteigentumsanteils nicht möglich. Um 
eine Ungewißheit auf unbes timmte Dauer auszu-
schließen, stellt § 114 ein Aufgebotsverfahren zur 
Verfügung, das zum Erlöschen des nach § 459 ZGB 
entstandenen Miteigentumsanteils und zum Erwerb 
des Alleineigentums des eingetragenen Eigentümers 
führen kann, wenn nicht binnen fünf Jahren nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Eintragung dieser 
Miteigentumsanteile erfolgt oder wenigstens be an

-tragt worden ist. 

Zu Absatz 2 

Für dieses Aufgebotsverfahren sind die Vorschriften, 
die für das Aufgebotsverfahren zur Ausschließung 
eines Grundstückseigentümers aufgrund Eigen-
besitzes nach § 927 BGB gelten, entsprechend an

-zuwenden. Es stehen insoweit passende und den 
Rechtsanwendern bekannte Verfahrensvorschriften 
bereit. 

Meldet der andere Miteigentümer sein Recht im 
Aufgebotstermin an, so kann er gemäß § 981 der 
Zivilprozeßordnung nicht ausgeschlossen werden. 

Mit dieser Anmeldung wird indessen der Zweck des 
Verfahrens nicht erreicht, eine Übereinstimmung des 
Grundbuchs mit der tatsächlichen Rechtslage herbei-
zuführen. Wird der Miteigentumsanteil im Termin nur 
angemeldet, aber der Berichtigungsanspruch nicht 
weiter verfolgt, so besteht möglicherweise die Unrich-
tigkeit des Grundbuchs mit den für die Beteiligten 
nachteiligen Folgen auf unbestimmte Zeit fo rt. Der 
Entwurf legt deshalb dem Miteigentümer, der sich 
eines kraft Gesetzes entstandenen Miteigentumsan-
teils berühmt, die Obliegenheit auf, den Anspruch auf 
Berichtigung des Grundbuchs gegenüber dem das 
Ausschlußverfahren betreibenden Antragsteller gel-
tend zu machen. Die Ausschließung soll nur dann 
nicht eintreten, wenn der Berichtigungsanspruch des 
nicht eingetragenen Miteigentümers bis dahin rechts-
hängig gemacht oder vom Antragsteller anerkannt 
wurde. 

Diese Rechtsfolge kann nur dann eintreten, wenn der 
Miteigentümer, der sich erst im Termin meldet, zuvor 
entsprechend belehrt wurde. Das Aufgebot muß diese 
Belehrung enthalten. 

Zu Absatz 3 

Mit dem Ausschlußurteil erwirbt der eingetragene 
Eigentümer den Miteigentumsanteil, so daß wieder 
Alleineigentum entsteht. Der ausgeschlossene Mit-
eigentümer behält einen schuldrechtlichen Werter-
satzanspruch. 

Zu § 115 — Ankaufsrecht bei Auflösung 
der Gemeinschaft 

Das Innenverhältnis der kraft alten DDR-Rechts ent-
standenen Miteigentümergemeinschaft bedarf ge-
setzlicher Regelungen, wofür das BGB mit den 
Bestimmungen über das Miteigentum (§§ 1008 bis 
1011) und die Gemeinschaft nach Bruchteilen (§§ 741 
bis 758) bereits eine Ordnung dieser Rechtsverhält-
nisse bereitstellt. Die Verweisung in Satz 1 stellt klar, 
daß diese Vorschriften auch für diese Miteigentümer-
gemeinschaften gelten. 

Die Aufhebung dieser Gemeinschaften erfolgt, soweit 
eine Teilung in Natur nicht in Betracht kommt, durch 
Verkauf der gemeinschaftlichen Sache (§§ 752, 753 
BGB). Diese Regelung erweist sich für die nach § 459 
ZGB entstandenen Miteigentumsanteile oft als unpas-
send. Die Um- und Erweiterungsbauten auf den 
vertraglich genutzten Grundstücken be treffen meist 
Betriebs- oder Dienstgebäude, deren Verwertung nur 
schwer möglich wäre und für die andererseits der 
Betrieb oder die Behörde sich nur schwer Ersatz 
beschaffen könnte. Der Entwurf läßt in diesen Fäl-
len die Aufhebung der Gemeinschaft durch Kauf 
des Miteigentumsanteils des anderen Teilhabers 
zum Verkehrswert zu, wenn hierfür ein dringen-
des öffentliches oder betriebliches Bedürfnis be-
steht. 
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Zu Kapitel 5 — Ansprüche auf Bestellung von 
Dienstbarkeiten 

Zu § 116 — Bestellung einer Dienstbarkeit 

In der DDR wurden vielfach Wege, Versorgungs- und 
Entsorgungsleitungen über andere Grundstücke ver-
legt, ohne daß hierfür Mitbenutzungsrechte nach 
§§ 321, 322 ZGB begründet oder die Mitbenutzung 
durch besondere Rechtsvorschriften gestattet wur-
den. 

Solche Benutzungen fremder Grundstücke werden im 
BGB als Benutzungen in einzelnen Beziehungen 
— vgl. § 1018 BGB —, in der Terminologie des ZGB als 
Mitbenutzungsrechte — vgl. § 321 ZGB — bezeichnet. 
Ein sachlicher Unterschied besteht nicht. Der Entwurf 
verwendet beide Ausdrücke. 

Auf eine rechtliche Absicherung der Mitbenutzung 
wurde insbesondere im ländlichen Bereich verzichtet, 
da die landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaften ein umfassendes gesetzliches Bodennut-
zungsrecht hatten. Die Grundstückseigentümer muß-
ten deshalb bei der Inanspruchnahme ihrer Grund-
stücke nicht befragt werden. Viele Anlagen auf diesen 
Grundstücken sind hier gegen den erklärten Willen 
der Grundstückseigentümer entstanden. 

Die Benutzung der fremden Grundstücke in einzelnen 
Beziehungen ist gegenwärtig nicht gesichert. Eine 
Verlegung und Neuerrichtung solcher Anlagen wird 
oft gar nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Auf-
wendungen möglich sein. Der Entwurf gibt demjeni-
gen, der das Grundstück mit Billigung staatlicher 
Stellen mitbenutzt, für diese Fälle einen Anspruch auf 
die Bestellung von Grunddienstbarkeiten und be-
schränkten persönlichen Dienstbarkeiten, dem der 
Grundstückseigentümer aber unter den in § 117 
genannten Voraussetzungen widersprechen darf. 

Die über fremde Grundstücke verlaufenden Anlagen 
öffentlicher Versorgungsunternehmen sind zum Teil 
durch weitergeltende öffentlich-rechtliche Nutzungs-
befugnisse abgesichert. Soweit dies nicht der Fall ist, 
sind sie in gleicher Weise abzusichern wie die über 
fremde Grundstücke verlaufenden Erschließungs- 
und Versorgungsanlagen für Gebäude. Satz 2 eröffnet 
die Möglichkeit einer entgeltlichen Absicherung der 
Mitbenutzung des fremden Grundstücks durch eine 
Dienstbarkeit. 

Zu § 117 — Einwendungen des 
Grundstückseigentümers 

Zu Absatz 1 

Die Begründung einer Dienstbarkeit kann für den 
Eigentümer zu einer besonderen Belastung führen, 
wenn die Nutzbarkeit seines Grundstücks wesentlich 
eingeschränkt wird. Es muß insoweit eine Abwägung 
zwischen dem Interesse des Nutzers an einer 
Bestandssicherung und dem des Grundstückseigen-
tümers an  einer sinnvollen Nutzung seines Eigentums 
erfolgen. 

Eine solche Abwägung ist im BGB für die Bestellung 
von Grunddienstbarkeiten in §§ 1020 und 1023 vorge-
sehen. Die Dienstbarkeiten sind in schonender Weise 
auszuüben; der Grundstückseigentümer kann eine 
Verlegung der Ausübung verlangen, wenn die Aus-
übung an der bisherigen Stelle für ihn besonders 
beschwerlich ist. Mit der letztgenannten Regelung 
wird sogar eine vertragliche Vereinbarung über den 
Ort der Ausübung einer Dienstbarkeit abgeändert, 
womit dem Gedanken der volkswirtschaftlichen Nütz-
lichkeit Rechnung getragen werden sollte (vgl. Mo tive 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch III S. 485). Dieser 
Gedanke ist erst recht auf die von der Sachenrechts-
bereinigung zu regelnden Sachverhalte anzuwenden, 
wo den vorgefundenen Mitbenutzungen keine ver-
tragliche Vereinbarung zugrunde liegt. 

In Nummer 1 und 2 werden diejenigen Sachverhalte 
bezeichnet, an denen das Interesse an einer Aufhe-
bung der Mitbenutzung und Besei tigung der Anlagen 
auf dem fremden Grundstück das Bestandssiche-
rungsinteresse überwiegt. In diesen Fä llen soll der 
Grundstückseigentümer berechtigt sein, die Bestel-
lung einer Grunddienstbarkeit verweigern zu kön-
nen. 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift regelt die Sachverhalte, in denen die 
Mitbenutzung zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
des belasteten Grundstücks führt. 

Ein Beispiel hierfür wäre der Ausschluß der Bebaubar-
keit durch ein ungünstig verlaufendes Wegerecht 
oder eine Versorgungsleitung, die das Grundstück 
„zerschneidet" . 

In diesen Fällen kann der Grundstückseigentümer 
einen Verzicht auf die Mitbenutzung seines Grund-
stücks verlangen, wenn der Mitbenutzer des Wege-
rechts oder der Anlage auf dem fremden Grundstück 
nicht bedarf oder eine Verlegung der Ausübung der 
Mitbenutzung möglich ist und keinen unverhältnis-
mäßigen Aufwand zwischen den Vorteilen für den 
Eigentümer und den Kosten für den Nutzer verur-
sacht. 

Zu Nummer 2 

Unterhalb der Schwelle zu einer erheblichen Beein-
trächtigung des belasteten Grundstücks hat eine 
Abwägung der Interessen der Be troffenen stattzufin-
den. Stellt sich dabei heraus, daß die Nachteile für den 
Grundstückseigentümer die Vorteile für den Mitbe-
nutzer überwiegen und kann eine anderweitige 
Erschließung oder Entsorgung des Grundstücks des 
Mitbenutzers hergestellt werden, so soll der Grund-
stückseigentümer ebenfalls die Bestellung einer 
Grunddienstbarkeit verweigern können. 

Ist eine anderweitige Erschließung oder Entsorgung 
herzustellen, so haben die Beteiligten die Kosten der 
Verlegung je zur Hälfte zu tragen (Satz 2). Auch dies 
folgt aus dem Grundgedanken des Gesetzes, eine 
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gleichmäßige Verteilung der Vor- und Nachteile bei 
der Bereinigung der durch den sozialistischen Staat 
geschaffenen Verhältnisse vorzusehen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 schafft eine Übergangsregelung. Die Verle-
gung von Erschließungs- und Entsorgungsanlagen 
erfordert oft eine gewisse Zeit. Der Grundstücks-
eigentümer soll dem Mitbenutzer hierfür eine Über-
gangszeit einräumen. Können sich die Beteiligten 
darüber nicht einigen, so muß hierüber entschieden 
werden. Eine richterliche Entscheidung ist nach dem 
Entwurf der Mitbenutzung zuzuordnen (die auch als 
Mitbenutzungsrecht nicht der Eintragung in das 
Grundbuch bedurfte) und soll deshalb auch gegen-
über den Rechtsnachfolgern wirken. 

Zu Absatz 3 

Bei Leitungen öffentlicher Versorgungsunterneh-
men besteht ein überwiegendes Interesse an der 
Sicherung der Anlage in ihrem bisherigen Bestand. 
Der Grundstückseigentümer kann die Bestellung 
einer Dienstbarkeit in diesen Fällen daher nicht ver-
weigern. 

Zu § 118 — Entgelt 

Zu Absatz 1 

Die Bestellung einer Grunddienstbarkeit führt zu 
einem geldwerten Vorteil für das herrschende und zu 
einem entsprechenden Nachteil für das belastete 
Grundstück. Für die Bestellung einer Dienstbarkeit 
wird üblicherweise ein Entgelt gezahlt. Die weitere 
Mitbenutzung und ihre Absicherung kann deshalb 
von der Zahlung eines Entgelts abhängig gemacht 
werden. 

Dieses Entgelt beträgt entsprechend der Grundkon-
zeption des Gesetzes die Hälfte des üblichen, wenn 
die Mitbenutzung des Grundstücks bis zum Ablauf 
des 30. Juni 1990 auf den LPG-Flächen, im übrigen bis 
zum Ablauf des 2. Oktober 1990 mit Billigung staatli-
cher Stellen begründet wurde und in der bisherigen 
Weise ausgeübt wird. Das Grundstückseigentum ist 
auch durch diese Mitbenutzung belastet gewesen, so 
daß es auch hier gerechtfertigt ist, dem Mitbenutzer 
einen geldwerten Vorteil zu erhalten. 

Ist die Nutzung des herrschenden Grundstücks geän-
dert worden und wird die Mitbenutzung des belaste-
ten Grundstücks nicht mehr dem ursprünglichen 
Zweck gemäß ausgeübt, so kann entsprechend den 
allgemeinen Grundsätzen für die Begründung einer 
die Mitbenutzung sichernden Dienstbarkeit das dafür 
übliche Entgelt verlangt werden. 

Zu Absatz 2 

Ein Recht zur Mitbenutzung kann einmal durch eine 
Vereinbarung nach § 321 Abs. 1 Satz 1 ZGB begründet 
worden sein. (Für eine dauernde Mitbenutzung war 
die Schriftform erforderlich.) Dann liegt ein Mitbenut-
zungsrecht vor, das gemäß A rt. 233 § 5 EGBGB in der 
Fassung des Einigungsvertrages als Recht am belaste-
ten Grundstück fortgilt. Für diese Sachverhalte sind 
die Regelungen im Entwurf nicht einschlägig. Durch 
§ 119 Alternative 1 werden diese Rechte aus dem 
Anwendungsbereich dieses Gesetzes herausgenom-
men. 

Eine Ausnahme ist für die Fälle zu bestimmen, 
in denen das Mitbenutzungsrecht erloschen ist. 
In diesen Fällen besteht der frühere Duldungstitel 
nicht fort. Soweit nach dem 2. Oktober 1990 die 
Rechte zur Mitbenutzung durch gesetzliche Bestim-
mung oder vertragliche Vereinbarung aufgehoben 
wurden, ist ein Anspruch auf Absicherung des frü-
heren Zustands auch nach dem Entwurf nicht begrün-
det. 

Ein Entgelt soll der Eigentümer auch in den Fällen 
nicht fordern können, in denen er sich mit der Mitbe-
nutzung seines Grundstücks einverstanden erklärt 
hatte. Der Inhalt der zu bestellenden Grunddienstbar-
keit entspricht dann der mit dem Einverständnis des 
Eigentümers begründeten Mitbenutzung, die in der 
DDR in der Regel nicht förmlich abgesichert wurde. In 
diesen Fällen soll deshalb für die dem BGB entspre-
chende Absicherung kein Entgelt verlangt werden 
können. 

Zu § 119 — Fortbestehende Rechte, andere 
Ansprüche 

§ 119 nimmt die Sachverhalte aus dem Anwendungs-
bereich des Entwurfs heraus, in denen die Mitbenut-
zung durch andere (meist öffentlich-rechtliche) 
Rechtsvorschriften begründet ist. 

Ein Recht zur Mitbenutzung des Grundstücks kann 
durch Rechtsvorschriften der DDR begründet sein, die 
nach dem Einigungsvertrag weiter bestehen. Ein 
Beispiel hierfür sind die Mitbenutzungsrechte nach 
der Energieverordnung der DDR vom 1. Juni 1988 
(GBl. I Nr. 10 S. 89), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 25. Juli 1990 zur Änderung der 
Energieverordnung (GBl. I Nr. 46 S. 812) sowie die 
dazu ergangenen Rechtsvorschriften in der Fassung 
der Fünften Durchführungsbestimmung zur Ener-
gieverordnung — Anpassungsvorschriften — vom 
27. August 1990 (GBl. I Nr. 58 S. 1423), die nach 
Kap. V, Sachgebiet D, Abschnitt III, Nr. 4 b der Anla-
ge II zum Einigungsvertrag bis zum 31. Dezember 
2010 fortgelten. 

Andere Rechte zur Nutzung des Grundstücks in 
einzelnen Beziehungen können sich aus den Bestim-
mungen des Nachbarrechts oder anderen p rivat- oder 
öffentlich-rechtlichen Rechtsnormen ergeben. Soweit 
eine solche besondere gesetzliche Regelung die Nut-
zung des Grundstücks gestattet, kommt ihr Vorrang 
vor den Regelungen des Kapitels 5 zu. 
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Zu Kapitel 6 — Schlußvorschriften 

Zu Abschnitt 1 — Behördliche Prüfung der 
Teilung 

Zu § 120 — Genehmigungen nach dem 
Baugesetzbuch 

Grundstücksteilungen bedürfen nach § 19 des Bauge-
setzbuchs einer Genehmigung, die durch die Bauge-
nehmigungsbehörde erteilt wird. Der Zweck dieser 
Genehmigung besteht darin, erstens die Bauleitpla-
nung im Hinblick auf die mit der Teilung verfolgte 
Nutzung zu sichern und zweitens dem Erwerber der 
Teilfläche eine Sicherung hinsichtlich der Zulässig-
keit der von ihm bezweckten baulichen Nutzung des 
Grundstücks zu verschaffen (vgl. Krautzberger in 
Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 3. Aufl. Rdn. 1). 

Bei der Sachenrechtsbereinigung geht es dagegen im 
wesentlichen um die Feststellung bestehender Nut-
zungsrechtsgrenzen für bereits vorhandene Bebauun-
gen. Gebäude und Nutzungsrechte genießen insoweit 
Bestandsschutz, so daß erwogen wurde, auf eine 
behördliche Prüfung der Teilung gänzlich zu verzich-
ten. 

Dies wäre jedoch nur gerechtfertigt, wenn die Nut-
zungsrechtsgrenzen stets in einer Liegenschaftsdoku-
mentation ausgewiesen und in der Natur entspre-
chend feststellbar wären. Dies ist jedoch häufig nicht 
der Fall, so daß für die Feststellung der Nutzungs-
rechtsgrenzen oft auf die in Art. 233 § 4 Abs. 3 Satz 3 
EGBGB genannten Kriterien zurückgegriffen werden 
muß. Die für Gebäude der errichteten A rt  zweckent-
sprechende ortsübliche Flächengröße, bei Eigenhei-
men begrenzt auf 500 Quadratmeter, ist jedoch hin-
sichtlich der Festlegung konkreter Nutzungsrechts-
grenzen ein unbestimmter Maßstab. 

In diesen Fällen überschneidet sich die der Sachen-
rechtsbereinigung gestellte Aufgabe, eine Bodenson-
derung nach dem Bestand durchzuführen, mit der des 
Bauplanungsrechts, keine Grenzziehungen zuzulas-
sen, die mit den Festsetzungen eines Bebauungspla-
nes, einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
usw. unvereinbar wären. 

Die Regelung im Entwurf ist ein Kompromiß, mit dem 
die unterschiedlichen Belange einer vertraglich gere-
gelten Bodensonderung und des Bauplanungsrechts 
— soweit möglich — in Übereinstimmung gebracht 
werden sollen. 

Zu Absatz 1 

Teilungen nach diesem Gesetz unterliegen der 
Genehmigungspflicht nach § 19 des Baugesetzbuchs. 
Es sollen grundsätzlich auch alle in § 20 des Bauge-
setzbuchs genannten Versagungsgründe zur Anwen-
dung kommen (Absatz 1 Satz 2). 

Die Vorteile dieser Regelung liegen darin, daß es 
erstens bei einem bereits vorgesehenen Verfahren 

bleibt und zweitens mit der Teilung von Grundstük-
ken zur Bodensonderung auch zugleich über eine 
Nutzungsänderung oder -erweiterung mitentschie-
den werden kann (z.B. eine neue Bebauung einer 
abzutrennenden Teilfläche). In dem letztgenannten 
Fall  ist insoweit über die Teilung wie in allen anderen 
von § 19 des Baugesetzbuchs erfaßten Sachverhalten 
zu entscheiden. 

In den folgenden Sätzen des Absatzes 1 wird den 
besonderen Bedürfnissen der Bodensonderung nach 
einem vorhandenen Bestand an Bebauung und 
bestellten, von den Grundstücksgrenzen abweichen-
den Nutzungsrechten Rechnung ge tragen. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß die in § 120 festgeleg-
ten Maßgaben zum Teilungsgenehmigungsverfahren 
nach dem Baugesetzbuch, mit welchen die Belange 
des Bauplanungsrechts soweit möglich in Überein-
stimmung zu den Belangen der Bodensonderung 
gebracht werden, allein nicht geeignet sind, alle 
Hemmnisse im Vollzug zu besei tigen. Die Länder 
sind gehalten, ihrerseits bezüglich der durch Lan-
desrecht vorgegebenen bauordnungsrechtlichen Tei-
lungsgenehmigung entsprechende Regelungen zu 
treffen. 

Zu Nummer 1 

Sind die Grenzen eines Nutzungsrechts in der ehema-
ligen Liegenschaftsdokumentation oder in einer Nut-
zungsrechtsurkunde mit einer grafischen Darstellung 
(Karte) festgelegt, so ist eine danach beantragte Tei-
lungsgenehmigung zu erteilen. Die Entscheidung der 
Behörde beschränkt sich hier auf die Prüfung, ob diese 
Voraussetzungen vorliegen. 

Zu Nummer 2 

Soweit die be troffenen Grundstücke aufgrund eines 
Vermögenszuordnungbescheides abgegrenzt werden 
können, ist dieser der Teilungsgenehmigung zu-
grunde zu legen. 

Zu Nummer 3 

Lassen sich die Grundstücksgrenzen nach Nummer 1 
und 2 nicht feststellen, ist die Teilungsgenehmigung 
für die tatsächlich vorhandene bauliche Inanspruch-
nahme, also „nach dem Bestand", zu erteilen. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 regelt den Fall, daß gleichzeitig mit dem 
Antrag auf eine Teilung nach diesem Gesetz eine 
Nutzungsänderung oder -erweiterung beantragt 
wird, die aus einem der Gründe in § 20 des Bauge-
setzbuchs zu versagen wäre. Die Behörde kann in 
diesem Fall  die Genehmigung zur Teilung zum 
Zwecke der Bodensonderung nach dem Bestand ertei-
len. Da es hier nicht nur urn die Sicherung des 
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vorhandenen Bestandes geht, steht die Erteilung der 
Genehmigung nach Nummer 4 im pflichtgemäßen 
Ermessen der Behörde (in den Fällen der Nummern 1 
bis 3 muß die Genehmigung erteilt werden). 

Eine auf den konkreten Bestand orientierte Teilungs-
genehmigung kann natürlich keine verbindlichen 
Aussagen über die künftige Erteilung weiterer Bauge-
nehmigungen treffen. Satz 3 schließt deshalb für 
Teilungsgenehmigungen, die nach Satz 2 ausgespro-
chen worden sind, die in § 21 des Baugesetzbuchs 
vorgesehene Bindungswirkung aus. 

Die dargestellten Prinzipien gelten entsprechend, 
soweit in einem förmlich festgelegten Sanierungs-
gebiet oder in einem städtebaulichen Entwick-
lungsbereich nach den Bestimmungen des Baugesetz-
buchs eine Teilungsgenehmigung erforderlich ist 
(Satz 4). 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 erweitert die Genehmigungspflicht nach § 19 
Abs. 1 des Baugesetzbuchs auch auf die Fälle der 
Bestellung von Erbbaurechten, wenn sich die Nut-
zungsbefugnis nicht auf das gesamte Grundstück 
erstreckt. Diese Erweiterung gegenüber § 19 Abs. 1 
des Baugesetzbuchs ist erforderlich, weil eine Erbbau-
rechtsbestellung mit einer auf Teilflächen begrenzten 
Nutzungsbefugnis in der Regel eine entsprechende 
Grundstücksteilung vorbereiten wird. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 zieht die Folgen aus dem Erfordernis der 
Teilungsgenehmigung auch für die Erbbaurechtsbe-
stellung. Die Behörde hat in den folgenden sieben 
Jahren die Genehmigung zu einer Grundstücks-
teilung entsprechend den im Erbbaurechts

-

vertrag bestimmten Nutzungsbefugnissen zu erteilen, 
wenn sie eine Genehmigung nach Absatz 2 erteilt 
hatte. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 schließt das Genehmigungserfordernis für 
Grundstücksveräußerungen und Erbbaurechtsbestel-
lungen in förmlich festgelegten Sanierungsgebie-
ten und Entwicklungsbereichen nach § 144 Abs. 2 
Nr. 1 und 2, § 169 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuchs 
aus. 

Zu Absatz 5 

Im übrigen gelten die Bestimmungen des Baugesetz-
buchs uneingeschränkt. Dies gilt auch für die in § 19 
Abs. 3 des Baugesetzbuchs bestimmten Fristen für die 
Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der 
Teilungsgenehmigung. 

Zu Abschnitt 2 — Rückübertragung von 
dinglichen Rechten 

Zu § 121 — Entsprechende Anwendung des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 

§ 121 trifft eine Regelung für die Fälle, in denen das 
Amt zur Regelung offener Vermögensfragen auf-
grund eines Rückübertragungsanspruchs für ein ent-
zogenes Nutzungsrecht ein unbefristetes zinsloses 
Erbbaurecht oder ein anderes beschränkt dingliches 
Recht begründet hat. Eine solche Entscheidung hat 
das Amt zum Beispiel nach § 3 Abs. la Satz 1 und 4 des 
Vermögensgesetzes zu treffen. 

Die früheren Inhaber solcher Rechte, die durch Ent-
scheidung des Amtes zur Regelung offener Vermö-
gensfragen insoweit wieder ihre Rechte erlangt 
haben, sind nicht schlechter, aber auch nicht besser zu 
stellen als diejenigen, die Inhaber der Nutzungsrechte 
geblieben sind. Der Entwurf sieht für diese Fälle die 
entsprechende Anwendung der Bestimmungen zur 
Sachenrechtsbereinigung vor. 

Soweit Erbbaurechte bestellt wurden, hat der Grund-
stückseigentümer einen Anspruch auf Anpassung 
ihres Inhalts nach den Normativbestimmungen des 
Entwurfs. 

Im übrigen müssen die im Entwurf begründeten 
Ansprüche — wie in den anderen Fä llen — von den 
Beteiligten verfolgt werden. 

Zu Abschnitt 3 — Übergangsregelung 

Zu § 122 — Härteklausel bei niedrigen 
Grundstückswerten 

Zu Absatz 1 

Bei Verkehrswerten unter 100 000 DM oder 
30 000 DM beim Eigenheimbau soll der Nutzer keine 
Erbbaurechtsbestellung, sondern nur den Ankauf des 
Grundstücks verlangen können. Die Last aus der 
Finanzierung eines Ankaufspreises von 50 000 DM 
— oder 15 000 DM beim Bau eines Eigenheimes — 
kann für einige Nutzer — jedenfalls zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes — wegen der per-
sönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse (z. B. 
Arbeitslosigkeit, hohe Schuldenbelastung usw.) nicht 
tragbar sein. 

Der Entwurf gibt dem Nutzer in diesen Fällen eine 
vom Grundsatz der unbeschränkten Einstandspflicht 
für seine finanzielle Leistungsfähigkeit (vgl. BGHZ 28, 
123, 128; 83, 293, 300) abweichende Einrede. Diese ist 
daraus begründet, daß die Ankaufsverpflichtung des 
Nutzers durch Gesetz begründet wird. Ein dem Preis 
(halber Verkehrswert) entsprechender Vermögens-
wert ist zwar mit dem Ankauf vorhanden, die zur 
Finanzierung auch eines niedrigen Kaufpreises erfor-
derliche Liquidität kann dem Nutzer, der Grundstück 
und Gebäude für eigene Zwecke nutzen wi ll , jedoch 
fehlen. 
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Der Nutzer soll in diesen Fällen den Abschluß eines 
auf längstens sechs Jahre nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes befristeten Nutzungsvertrages ver-
langen können. 

Zu Absatz 2 

In dieser Zeit soll der Nutzer ein Entgelt in Höhe des 
Betrags zahlen, der dem nach diesem Entwurf zu 
zahlenden Erbbauzins entspräche. Dies wären monat-
lich maximal 72,92 DM — oder 12,50 DM für ein 
Eigenheim — in den ersten drei und maximal 
145,84 DM — oder 25 DM für ein Eigenheim — in den 
folgenden drei Jahren. Im übrigen sollen die Rechte 
und Pflichten der Beteiligten in diesem Zeitraum 
unberührt bleiben. 

Der Entwurf verschafft damit auch in diesen Fällen 
den Nutzern eine angemessene Übergangszeit, um 
die für die Finanzierung des Grunderwerbs erforder-
lichen Mittel ganz oder teilweise anzusparen und sich 
somit die Finanzierungslast zu erleichtern. 

Zu Artikel 2 — Änderung anderer 
Vorschriften, 
Schlußbestimmungen 

Zu § 1 — Änderung der Verordnung 
über das Erbbaurecht 

Zu Nummer 1 — 2 Nr. 8 der Verordnung — neu — 

Mit der Änderung erhalten die Parteien des Erbbau-
rechtsvertrages die Möglichkeit zu einer Vertragsge-
staltung, welche das Risiko einer nachrangigen Siche-
rung des Erbbauzinses durch eine Reallast vermindert 
und den Erwerb eines erbbauzinslosen Erbbaurechts 
im Wege der Zwangsversteigerung ausschließt. 

Die zur Sicherung des Erbbauzinses nach § 9 Abs. 1 
ErbbauVO bestellte Reallast muß in der Regel im R ang 
hinter ein erstrangiges Grundpfandrecht zurücktre-
ten, wenn der Erbbauberechtigte einen zinsgünstigen 
erstrangigen Realkredit, z. B. für die Bebauung des 
Erbbaugrundstücks, in Anspruch nehmen wi ll . Zwar 
ist die Beleihung zur ersten Rangstelle für einen 
solchen Kredit nach § 11 des Hypothekenbankgeset-
zes (BGBl. III Nr. 7628-1, zuletzt geändert durch A rt. 1 
des Gesetzes vom 8. Juni 1988 — BGBl. I S. 701) 
nicht mehr gesetzlich vorgeschrieben. In der Praxis 
wird jedoch von der Kreditwirtschaft auf den Vor-
rang des Grundpfandrechts vor der Erbbauzins-
reallast bestanden, da Deckungshypotheken nicht 
durch vorrangige Lasten gefährdet sein dür-
fen (Fleischmann/Bellinger/Kerl, Hypothekenbank-
gesetz, 3. Aufl. § 11 Anm. 2). Dies ist gerade bei 
der Erbbauzinsreallast der Fa ll . Für die Bestimmung 
des nach §§ 11 und 12 des Hypothekenbankgeset-
zes beleihbaren Finanzierungsraumes muß die Real-
last gemäß § 21 Abs. 2 und § 19 Abs. 2 ErbbauVO 

kapitalisiert und vom Wert des Erbbaurechts abgezo-
gen werden. Die Bank, die einen durch ein zweitran-
giges Grundpfandrecht gesicherten Kredit gewährte, 
liefe Gefahr, zur Erhaltung ihrer Forderung die Ablö-
sesumme für die Erbbauzinsreallast ganz oder teil-
weise aufbringen zu müssen. 

Ein Rangrücktritt birgt für den Grundstückseigentü-
mer indessen die Gefahr, daß bei einer Zwangsver-
steigerung ein erbbauzinsloses Erbbaurecht entsteht. 
Wird die Versteigerung aus dem erstrangigen Grund-
pfandrecht betrieben, so fällt die nachrangige Reallast 
nicht ins geringste Gebot und erlischt deshalb mit dem 
Zuschlag (§ 44 Abs. 1, § 52 Abs. 1 Satz 2, § 91 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung). Der Ersteher erwirbt ein erbbau-
zinsloses Erbbaurecht. Der Grundstückseigentümer 
ist auf seinen Anspruch gegen den früheren Erbbau-
berechtigten verwiesen, der wegen dessen Insolvenz 
meist wertlos ist. 

Der Grundstückseigentümer hat nach geltendem 
Recht keine Möglichkeit, sich gegen diese nega tiven 
Folgen eines Rangrücktritts zu sichern. Ein Zustim-
mungsvorbehalt für die Veräußerung nach § 5 Erb-
bauVO kann nicht zu dem Zweck ausgeübt werden, 
den Ersteher zu einer Übernahme der Verpflichtung 
zur Zahlung des Erbbauzinses zu veranlassen. Das 
Erlöschen der Reallast ist Folge des Rangrücktritts, 
dem der Grundstückseigentümer zugunsten eines 
vorrangigen Kreditgebers zugestimmt hat. Der 
Grundstückseigentümer hat dadurch die Verfolgbar-
keit seines Zwecks, Einkünfte aus Erbbauzinsen zu 
erzielen, selbst eingeschränkt und kann deshalb nicht 
in Verfolgung dieses Zwecks die Zustimmung zum 
Zuschlag an  den Ersteher verweigern (BGHZ 100, 
107, 114). 

Diese Wirkungen eines Rangrücktritts werden in der 
Literatur zu Recht als unbefriedigend angesehen (vgl. 
Groth, DNotZ 1983, 652 und Weirich, Grundstücks-
recht, Rdn. 776). Nach geltendem Recht erhält der 
Ersteher unverdientermaßen ein erbbauzinsloses Erb-
baurecht. Hierfür besteht auch aus dem Interesse des 
Gläubigers keine Rechtfertigung. Für den erstrangi-
gen Grundpfandrechtsgläubiger wäre die Über-
nahme des Erbbauzinses durch den Ersteher — wie 
die auf dem Erbbaurecht ruhenden öffentlichen 
Lasten — hinnehmbar, wenn keine Kapitalisierung 
der Rückstände einträte. 

Der Entwurf geht den auch in der Literatur vorge-
schlagenen Weg, eine Vereinbarung zuzulassen, nach 
der der Erbbauzins als Inhalt des Erbbaurechts 
bestimmt werden kann. Der Ersteher erwirbt dann 
immer ein Recht, dem die Verpflichtung zur Zahlung 
von Erbbauzinsen innewohnt. 

Um Nachteile für die Beleihbarkeit eines solchen 
Erbbaurechts einzuschränken, muß allerdings Vor-
sorge dafür getroffen werden, daß nur die Verpflich-
tung zur Zahlung eines regelmäßig wiederkehrenden 
Entgelts in im voraus bestimmter Höhe als Inhalt des 
Erbbaurechts vereinbart werden kann. Die Zahlung 
von Rückständen und eines kapitalisierten Ablösebe-
trages kann nicht Inhalt des Erbbaurechts sein. Hier-
durch ist für ein Kreditinstitut sofort erkennbar, wel- 
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che Belastung ein Erwerber durch den Erbbauzins 
übernehmen müßte. 

Für die Vollstreckung des Grundstückseigentümers in 
das Erbbaurecht wegen der fälligen und der rückstän-
digen Erbbauzinsen verbleibt es bei der bisherigen 
Regelung. Eine Zwangsvollstreckung in das Erbbau-
recht erfolgt insoweit aus der nachrangigen Reallast 
oder aus einem titulierten schuldrechtlichen An-
spruch, der den Ansprüchen aus den am Grundstück 
eingetragenen Rechten (der Rangklasse 4 nach § 10 
Abs. 1 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung) im Range nachgeht. § 2 
Nr. 8 ErbbauVO in der Fassung des Entwurfs sieht 
allein vor, daß ein solcher Anspruch zum Inhalt des 
Erbbaurechts bestimmt werden kann. Hierdurch wird 
dieser, wie die anderen in § 2 der Verordnung bezeich-
neten Abreden zwischen dem Grundstückseigen-
tümer und dem Erwerber, auch in der Weise „verdin-
glicht", daß der Erwerber an die Vereinbarung gebun-
den wird. Für ihn entsteht also mit dem Erwerb, der 
auch durch den Zuschlag erfolgen kann, die Verpflich-
tung gegenüber dem Grundstückseigentümer, die 
darauf fällig werdenden Erbbauzinsen zu zahlen. 

Liegt der vom Ersteher zu übernehmende Zins nicht 
über den marktüblichen Zinssätzen, so führt die 
Zinsbelastung regelmäßig zu keiner Einschränkung 
für die Veräußerung oder Verwertung des Erbbau-
rechts. 

Zu Nummer 2 — Änderung des § 19 Abs. 2 
der Verordnung 

§§ 19 und 21 ErbbauVO bestimmen die Sicherheits-
grenzen für Beleihungen. Wäre ein zum Inhalt des 
Erbbaurechts bestimmter Erbbauzins zu kapitalisie-
ren, so wäre der Finanzierungsraum stark eingeengt. 
Eine solche Kapitalisierung wäre aber nicht sachge-
recht, da „allein" die Verpflichtung zur Zahlung 
künftiger Zinsbeträge zum Inhalt des Erbbaurechts 
bestimmt werden kann und in der Zwangsversteige-
rung auch keine Kapitalisierung zur Ablösung dieser 
Verpflichtung erfolgt. 

Zu § 2 — Änderungen des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Zu Nummer 1 — Änderung des Artikels 233 
§ 2a Abs. 1 EGBGB 

Die Bestimmung paßt die Regelung über das im 
Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz begrün-
dete Moratorium dem Entwurf an. Das Besitzrecht für 
die rechtlich nicht gesicherten Bebauungen wird bis 
zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse nach dem 
Entwurf verlängert, die Nutzer und Grundstücks-
eigentümer jederzeit herbeiführen können, aber nicht 
müssen. 

Die Nutzung fremden Grundeigentums kann aller

-

dings nicht auf Dauer unentgeltlich bleiben. Der 

Entwurf gibt deshalb dem Grundstückseigentümer 
nach dem Ablauf des 31. Dezember 1994 einen 
gesetzlichen Anspruch darauf, ein Entgelt für die 
künftige Nutzung bis zur Höhe des im Entwurf für ein 
Gesetz zur Sachenrechtsbereinigung bestimmten 
Erbbauzinses verlangen zu können. 

Die Zinszahlungspflicht soll einmal dann beginnen, 
wenn nach dem 31. Dezember 1994 ein Bodenneuord-
nungsverfahren nach dem Bodensonderungsgesetz 
eingeleitet wird. In dem Verfahren werden die Rechts-
verhältnisse am Grundstück neu geordnet. In der 
Regel wird dem Nutzer das Eigentum am bebauten 
Grundstück übertragen. Auf die Dauer des von der 
Behörde betriebenen Verfahrens haben die Beteilig-
ten keinen oder nur einen geringen Einfluß. Für die 
Zeit des Verfahrens soll deshalb bereits ein Nutzungs-
entgelt gezahlt werden. 

Die Zinszahlungspflicht soll ferner dann beginnen, 
wenn der Grundstückseigentümer ein notarielles Ver-
mittlungsverfahren oder ein Verfahren nach dem 
8. Abschnitt (§§ 53 ff.) des Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetzes beantragt oder sich dort auf eine Ver-
handlung zur Sache eingelassen hat. Die Regelung 
entspricht insoweit dem in § 44 Abs. 2 des Entwurfs für 
ein Sachenrechtsbereinigungsgesetz zum Ausdruck 
kommenden Grundsatz, daß nur der Grundstücks-
eigentümer ein Entgelt bis zur Höhe des gesetzlich 
festgelegten Erbbauzinses soll verlangen können, der 
an einer Bereinigung durch Begründung dinglicher 
Rechte oder durch Verkauf mitwirkt. Die Dauer der 
Verfahren soll sich nicht zum Nachteil des Grund-
stückseigentümers auswirken. Eine Flucht der Nut-
zer in langdauernde Bodenordnungsverfahren, um 
sich einer Verpflichtung zur Zahlung eines Nut-
zungsentgelts zu entziehen, wird damit ausgeschlos-
sen. 

Zu Nummer 2 

Die Bestimmung dient der Heilung evtl. nicht wirksa-
mer Übereignungen des in Art. 233 § 2b Abs. 1 EGBGB 
bezeichneten selbständigen Gebäudeeigentums. 
Dies betrifft vor allem Verfügungen über das nach der 
Aufhebung des gesetzlichen Nutzungsrechts der 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
fortbestehende selbständige Gebäudeeigentum. Vor 
dem Inkrafttreten des Zweiten Vermögensrechtsän-
derungsgesetzes war streitig, ob dieses Eigentum wie 
eine bewegliche Sache oder — wie das nach Bestel-
lung eines Nutzungsrechts entstandene Gebäudeei-
gentum — wie das Eigentum am Grundstück zu 
übertragen ist. 

Durch Art. 233 § 2b Abs. 2 und 6 EGBGB ist fest-
gelegt worden, daß auf dieses Gebäudeeigen

-

tum  vom Inkrafttreten des Zweiten Vermögens-
rechtsänderungsgesetzes an  die Vorschriften des 
Immobiliarsachenrechts anzuwenden sind. Nach An-
legung eines Gebäudegrundbuchblatts konnte das 
Gebäudeeigentum vom Inkrafttreten des Gesetzes 
an durch Auflassung und Umschreibung im 
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Grundbuch übereignet werden (§ 873 Abs. 1, § 925 
Abs. 1 BGB). 

Vor dem Inkrafttreten des Zweiten Vermögensrechts-
änderungsgesetzes wurden indessen viele Gebäude 
wie bewegliche Sachen durch Einigung und Besitz

-

verschaffung (§§ 929 ff. BGB) übereignet. Eine Über-
gangsvorschrift wurde im Zweiten Vermögensrechts-
änderungsgesetz nur für den besonderen Fall der 
Sicherungsübereignung aufgenommen (Art. 233 § 2b 
Abs. 6 EGBGB). Die Wirksamkeit anderer Übereig-
nungen wird daher zum Teil in Frage gestellt. Absatz 7 
bestimmt nun, daß die dort genannten nach §§ 929 ff. 
BGB vorgenommenen Gebäudeübereignungen form-
wirksam sind. 

Zu Nummer 3 — Änderung des Artikels 233 § 3 
Abs. 2, 3 EGBGB 

Zu Absatz 3 — neu — 

Das Sachenrechtsbereinigungsgesetz nach Artikel 1 
des Entwurfs füllt den Anpassungsvorbehalt im bishe-
rigen Art. 233 § 3 Abs. 2 EGBGB aus und führt eine 
endgültige Regelung für die bisher nur durch ein 
vorläufiges Besitzrecht (Morato rium) geschützten 
Bebauungen fremder Grundstücke herbei. Die Ver-
weisungsvorschrift stellt den Zusammenhang zwi-
schen den im EGBGB ge troffenen vorläufigen Bestim-
mungen und den Regelungen im Sachenrechtsberei-
nigungsgesetz her. 

Satz 2 stellt klar, daß die Sachverhalte, die nicht unter 
das Sachenrechtsbereinigungsgesetz fallen, noch 
einer Regelung zur Anpassung an  das BGB bedürfen. 
Diese soll mit der Neuregelung der Nutzungen von 
Grundstücken zur Erholung und zur Anpassung der 
schuldrechtlichen Nutzungsverhältnisse erfolgen. 

Zu Absatz 4 — neu — 

Für die nach dem Recht der DDR bestellten Vorkaufs-
rechte gelten gem. Art. 233 § 3 Abs. 1 EGBGB in der 
Fassung durch den Einigungsvertrag bis zu einer 
endgültigen Bereinigung die §§ 306 ff. ZGB fort. 
Danach ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
vor Abschluß des Kaufvertrages mit einem Dritten das 
Grundstück zunächst dem Vorkaufsberechtigten an

-zubieten. Die Regelung macht Sinn in einer Wirt-
schaftsordnung, in der die Preise staatlich festgelegt 
werden. Wenn jedoch der Preis zwischen den Parteien 
frei ausgehandelt werden kann, stellt sich diese Pflicht 
als erhebliche Einschränkung der Dispositionsbefug-
nis des Eigentümers dar. Für Inhalt und Ausübung 
dieser Vorkaufsrechte sollen nun die entsprechenden 
Bestimmungen des BGB über das dingliche Vorkaufs-
recht maßgeblich sein (Absatz 4). Der Grundstücks-
eigentümer kann danach mit einem Dritten einen frei 
ausgehandelten Vertrag abschließen, in den der Vor-
kaufsberechtigte zu den do rt  vereinbarten Konditio-
nen einsteigen kann. 

Zu Nummer 4 — Änderungen in Artikel 233 § 4 
EGBGB 

Zu Buchstabe a — Einfügung eines 
neuen Absatzes 5 

Der neue Absatz 5 ist erforderlich, um Wertungswi-
dersprüche zum Vermögensgesetz zu vermeiden, das 
in § 16 Abs. 3 die Aufhebung der Nutzungsrechte 
vorsieht, wenn der Nutzer bei deren Begründung 
nicht redlich im Sinne des § 4 Abs. 3 des Vermögens-
gesetzes gewesen ist. 

Das Vermögensgesetz trifft jedoch allein Regelungen 
für die sog. restitutionsbelasteten und die ehemals 
staatlich verwalteten Grundstücke. Die Nutzungs-
rechte auf anderen, insbesondere den genossen-
schaftlich genutzten Grundstücken, werden vom Ver-
mögensgesetz nicht erfaßt. Es wäre jedoch nicht zu 
vertreten, wenn nur der enteignete Alteigentümer 
und der Eigentümer eines vormals staatlich verwalte-
ten Grundstücks die Aufhebung eines in unredlicher 
Weise erworbenen Nutzungsrechts verlangen könn-
ten, andere Eigentümer aber solche Nutzungsrechte 
und die daraus nach dem Entwurf eines Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes begründeten Ansprüche hin-
nehmen müßten. 

Die letztgenannten Grundstücke fallen allerdings 
nicht in die Regelungszuständigkeit der Ämter zur 
Regelung offener Vermögensfragen. In diesen Fällen 
ist auch keine behördliche Aufhebung einer enteig-
nenden Maßnahme oder staatlich angeordneten Ver-
waltung zu verfügen. Es h andelt sich vielmehr um 
eine Auseinandersetzung zwischen dem Nutzer und 
dem Grundstückseigentümer, der dem Nutzer unred-
liches Verhalten bei der Bestellung des Nutzungs-
rechts vorwirft. Zur Entscheidung über solche Streitig-
keiten sind die Zivilgerichte berufen. Der Entwurf gibt 
dem Grundstückseigentümer einen Anspruch, aus 
dem er die Aufhebung des Nutzungsrechts durch 
gerichtliche Entscheidung soll verlangen können. 

Dieses Recht des Grundstückseigentümers führt zu 
einer erheblichen Rechtsunsicherheit zwischen den 
Betroffenen. Eine Ausschlußfrist für den in Satz 1 
bestimmten Anspruch hat zwar den Nachteil, daß der 
Grundstückseigentümer das Nutzungsrecht und die 
aus ihm nach dem Entwurf des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes folgenden Ansprüche hinnehmen 
muß, wenn ihm erst im Nachhinein die die Unredlich-
keit des Nutzers begründenden Umstände bekannt 
werden; die Ausschlußfrist ist jedoch unverzichtbar, 
da die Rechtsunsicherheit bald beseitigt und die 
Verkehrsfähigkeit eines vom Nutzer errichteten 
Gebäudes wiederhergestellt werden muß. Andern-
falls würde eine langanhaltende Lähmung bei den 
Investitionen in die aufgrund Nutzungsrechts errich-
teten Gebäude eintreten. Der Nutzer kann nicht 
investieren, ein Dritter die Investition nicht beleihen, 
solange mit der Aufhebung des Nutzungsrechts und 
dem Erlöschen des Gebäudeeigentums gerechnet 
werden muß. 
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Der Entwurf für ein Entschädigungsgesetz sieht des-
halb kurze Ausschlußfristen für solche Anträge vor. 
Nach dem Entwurf des Sachenrechtsänderungsgeset-
zes sollen auch in den anderen Fällen kurze Aus-
schlußfristen gelten. Eine Klage auf Aufhebung des 
Nutzungsrechts muß spätestens bis zum 31. Dezember 
1996, also zweieinhalb Jahre nach dem in Aussicht 
genommenen Inkrafttreten des Gesetzes nach diesem 
Entwurf, rechtshängig gemacht werden. 

Satz 3 schließt eine doppelte Zuständigkeit der Ämter 
für offene Vermögensfragen und der Zivilgerichte 
aus. Soweit die Ämter zur Entscheidung über die 
Aufhebung eines Nutzungsrechts zuständig sind oder 
waren, können Klagen auf Aufhebung des Nutzungs-
rechts nicht erhoben werden. Dies trifft vor allem auf 
die Eigentümer eines ehemals staatlich verwalteten 
Grundstücks zu. 

Satz 4 enthält eine dem § 16 Abs. 3 Satz 4 des 
Vermögensgesetzes entsprechende Regelung für die 
Inhaber von Grundpfandrechten an  dem aufgrund 
Nutzungsrechts errichteten Gebäude. Satz 5 verweist 
auf die Schutzvorschrift für die Nutzer eines selbst 
genutzten Wohnhauses, die nach Aufhebung des 
Nutzungsrechts durch Urteil entsprechend gelten 
soll. 

Zu Buchstabe b — Die Änderung der 
Absatzzählung ist Folge des 
Einfügen des Absatzes 5. 

Zu Nummer 5 — Änderung des Artikels 233 § 8 
Satz 1 EGBGB 

Auch hier ist auf die Bestimmungen des Sachenrechts-
bereinigungsgesetzes zu verweisen. Für das nach 
§ 459 Abs. 1 Satz 1 ZGB entstandene selbständige 
Gebäudeeigentum kann ein Erbbaurecht bestellt wer-
den; die kraft Gesetzes nach § 459 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 4 Satz 1 ZGB entstandenen Miteigentumsanteile 
bestehen fort. Die Miteigentümer können jedoch mit 
ihren Rechten ausgeschlossen werden, wenn keine 
Eintragung der Miteigentumsanteile in das Grund-
buch erfolgt. 

Zu § 3 — Änderung der Bundesnotarordnung 

Zu § 4 — Änderung der Verordnung über die 
Tätigkeit von Notaren in eigener Praxis 

Die vorgeschlagenen Regelungen sind Folge der 
Aufnahme eines notariellen Vermittlungsverfahrens 
in den Entwurf. Der Kreis der den Notaren zugewie-
senen Geschäfte wird in den Vorschriften über deren 
Amtstätigkeit entsprechend erweitert. 

Zu § 5 — Änderung des 
Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 

Der durch den Entwurf eingefügte § 64b trifft beson-
dere Regelungen für das selbständige Gebäudeeigen

-

tum  an  von Mitgliedern in landwirtschaftliche Produk-
tionsgenossenschaften eingebrachten Wirtschaftsge-
bäuden. 

Die von den Mitgliedern eingebrachten Wirtschafts-
gebäude wurden genossenschaftliches Eigentum. Auf 
die Genossenschaft ging nur das Eigentum am 
Gebäude über, so daß selbständiges vom Eigentum 
am Grundstück ge trenntes Gebäudeeigentum ent-
stand (vgl. § 13 LPG-Gesetz 1959 und § 27 Satz 2 
LPG-Gesetz 1982). 

Soweit das Mitglied nach Inkrafttreten des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes (20. Juli 1990) ausge-
schieden ist, gelten für die Auseinandersetzung mit 
der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft 
die Sondervorschriften der §§ 43 ff. des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes. Die Regelung der Rechts-
folgen des Ausscheidens aus einer landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaft oder des durch 
Umwandlung entstandenen (Nachfolge-)Unterneh-
mens ist nicht Gegenstand des Entwurfs. Im Zusam-
menhang mit der Sachenrechtsbereinigung muß 
jedoch auch eine Regelung gefunden werden, die das 
Zusammenführen des Eigentums an  den eingebrach-
ten Gebäuden und des Eigentums am Grundstück 
ermöglicht. 

Zu Absatz 1 

Die erforderlichen Bestimmungen trifft der neue § 64b 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes. Der Entwurf 
verfolgt dabei das Prinzip, daß die jewei ligen Grund-
stückseigentümer zur Bereinigung der Rechtsverhält-
nisse am Grundstück die Rückübereignung eines 
ehemals eingebrachten Gebäudes verlangen können. 
Dieser Anspruch steht ihnen als Rechtsnachfolger des 
Grundstückseigentümers zu, der seinerzeit durch Bei-
tritt in die landwirtschaftliche Produktionsgenossen-
schaft die Trennung von Grundstücks- und Gebäu-
deeigentum herbeigeführt hat. 

Zu Absatz 2 

Die Ausübung des in Absatz 1 begründeten 
Anspruchs führt dazu, daß das Nachfolgeunter-
nehmen der landwirtschaftlichen Produktionsge-
nossenschaft einen Bestandteil seines Gesell-
schaftsvermögens auf den Grundstückseigentümer 
zu übereignen hat. Dies läßt sich nur dann rechtfer-
tigen, wenn das Unternehmen hierfür vollständigen 
Wertersatz für das Gebäude enthält. Absatz 2 stellt 
klar, daß der Grundstückseigentümer insoweit Er-
satz in Höhe des Verkehrswerts des Gebäudes zum 
Zeitpunkt des Rückübereignungsverlangens zu lei-
sten hat. 
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Zu Absatz 3 

Das Unternehmen würde mit der Übereignung des 
Gebäudes auch das Recht zum Besitz verlieren. Dies 
gilt zumindest in den Fällen, in denen der Grund-
stückseigentümer nicht oder nicht mehr Gesellschaf-
ter ist. 

Die Folge der Ausübung des in Absatz 1 begründeten 
Anspruchs könnte mithin in einigen Fällen ein schnel-
ler Verlust eines für die Forführung des Unterneh-
mens möglicherweise wichtigen Wirtschaftsgebäudes 
sein. 

Die Verweisung auf § 84 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes schafft hier für eine Übergangszeit 
dem Unternehmen Besitzrechte an  dem veräußerten 
Gebäude. Das Unternehmen kann für ein Jahr nach 
der Veräußerung das Gebäude gegen Zahlung eines 
Entgelts in Höhe des ortsüblichen Mietzinses weiter 
nutzen und den Abschluß eines Mietvertrages für fünf 
Jahre verlangen, wenn das Gebäude für den Betrieb 
unentbehrlich und ein anderes Gebäude kurzfristig 
nicht zu beschaffen ist. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 ermöglicht eine Bereinigung durch Ankauf 
der Funktionsfläche des Gebäudes durch das Nachfol-
geunternehmen, wenn die nach Absatz 1 oder 2 
Berechtigten ihre Ansprüche nicht geltend machen 
und eine Nachfrist fruchtlos verstreicht. Das Nachfol-
geunternehmen der landwirtschaftlichen Produk-
tionsgenossenschaft kann den Ankauf der Fläche zum 
Verkehrswert verlangen. 

Der Preis für den Ankauf des Grundstücks ist nach 
dem Verkehrswert zu bestimmen. Ein Bodenwertan-
teil des Unternehmens aufgrund des selbständigen 
Gebäudeeigentums besteht insoweit nicht, da 

— dieses Gebäudeeigentum nicht durch bauliche 
Investition, sondern durch Einbringung durch den 
jetzigen oder einen früheren Grundstückseigentü-
mer entstanden ist, und 

— nach der in § 47 des Landwirtschaftsanpassungs-
gesetzes enthaltenen Grundentscheidung die Ver-
pflichtung zur Rückübertragung des Gebäudes im 
Falle des Ausscheidens des Mitglieds begründet 
war oder ist. 

Der Umstand, daß die Ansprüche aus § 47 nicht 
geltend gemacht worden sind, läßt sich nicht nach-
träglich wie eine Einlage in Höhe des halben Werts des 
Grund und Bodens zu Lasten des Grundstückseigen-
tümers bewerten. 

Zu Absatz 5 

Ansprüche auf Rückgabe des Gebäudes oder auf 
Ankauf des Grundstücks sollen in dem Bodenord-
nungsverfahren nach dem Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetz verfolgt werden können. Dies ist wegen 
des engen Zusammenhangs zu den Verfahren nach 
§ 64 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes und der 
oft nur in einem Bodenordnungsverfahren zu lösen-
den Fragen einer Grenzregelung zweckmäßig. 

Zu Artikel 3 — Inkrafttreten 

Das Gesetz soll am 1. Juli 1994 in Kraft treten. Die 
gesetzliche Regelung enthält wesentliche Änderun-
gen im Sachenrecht. Den Be troffenen sollte ein aus-
reichender Zeitraum gegeben werden, sich auf die 
Änderungen einrichten zu können. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 Satz 2 SachenRBerG) 

In Artikel 1 sind in § 3 Abs. 2 Satz 2 nach den 
Wörtern „bauliche Investitionen" die Wörter 
„oder der Kauf eines Gebäudes" einzufügen. 

Begründung 

Nach dem Gesetz über den Verkauf volkseigener 
Eigenheime, Miteigentumsanteile und Gebäude 
für Erholungszwecke vom 19. Dezember 1973 
(GBl. I Nr. 58 S. 578) konnten in der ehemaligen 
DDR volkseigene Eigenheime an  Bürger der DDR 
verkauft werden. Für das Gebäude war ein beson-
deres Grundbuchblatt (Gebäudegrundbuchblatt) 
anzulegen, auf dem der Käufer als Eigentümer 
einzutragen war. Mit der Eintragung des Käufers 
als Eigentümer des Gebäudes ging das Gebäude 
in das persönliche Eigentum des Käufers über (§ 1 
Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 
1973). Außerdem war gemäß § 2 des Gesetzes für 
den zum Gebäude gehörigen volkseigenen 
Grund und Boden ein Nutzungsrecht zu verlei-
hen. 

Soweit diese Verkäufe ordnungsgemäß von den 
staatlichen Stellen der DDR abgewickelt worden 
sind, d. h. Gebäudegrundbuchblätter angelegt 
und Nutzungsrechte verliehen wurden, werden 
sie von den Regelungen der Sachenrechtsbereini-
gung erfaßt. 

Nicht eindeutig ist dieser Tatbestand jedoch für 
die Fälle, wo aufgrund unterbliebenen Verwal-
tungshandelns weder ein Gebäudegrundbuch-
blatt angelegt noch ein Nutzungsrecht für den 
Grund und Boden verliehen wurde. Um redliche 
Erwerber solcher Gebäude nicht einer Rechtsun-
sicherheit auszusetzen, sollte § 3 Abs. 2 Satz 2 des 
Gesetzentwurfs in der vorgeschlagenen Weise 
ergänzt werden. 

2. Zu Artikel 1 (§ 11 Abs. 2 Satz 4 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die Begrenzung auf 
notwendige Verwendungen des Nutzers in Arti-
kel 1 § 11 Abs. 2 Satz 4 sachgerecht ist. 

Begründung 

Die Begrenzung auf notwendige Verwendungen 
im Sinne des § 994 BGB erscheint vor allem dann 
problematisch, wenn der Nutzer in der Zeit zwi-
schen dem 2. Oktober 1990 und 20. Juli 1993 zum 
Beispiel aus Anlaß einer dringend notwendigen 
Reparatur auch werterhöhende, wirtschaft lich 
sinnvolle Investitionen zur Modernisierung und 
Erhaltung des Gebäudes vorgenommen hat, die 

jedoch nicht unter den eng auszulegenden Begriff 
der „notwendigen Verwendungen" fallen. Da alle 
baulichen Investitionen des Nutzers bis zum 
2. Oktober 1990 in vollem Umfang zu berücksich-
tigen sein sollen, erscheint die Grenzziehung eher 
willkürlich. Es ist davon auszugehen, daß in 
zahlreichen Fä llen der Nutzer ab dem Jahr 1990 
erhebliche Investitionen in das Gebäude vorge-
nommen hat; wenn die ab dem 3. Oktober 1990 
durchgeführten Investitionen für die hier zu ent-
scheidende Frage im wesentlichen außer Be tracht 
bleiben müßten, erscheint dies problematisch. 

3. Zu Artikel 1 (§ 11 Abs. 3 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob im Hinblick auf die 
in Artikel 1 in § 11 Abs. 3 Satz 1 angeordnete 
Gleichstellung der in Artikel 1 in § 11 Abs. 3 Satz 2 
definierten baulichen Anlage mit einem Gebäude 
die Erwähnung der baulichen Anlage in den 
anderen Vorschriften des Gesetzes neben dem 
Gebäude gestrichen werden sollte oder zur Klar-
stellung die in Artikel 1 in § 11 Abs. 3 Satz 2 
bestimmte bauliche Anlage als „bauliche Anlage 
im Sinne der Kapitel 1 und 2" bezeichnet werden 
sollte. 

Begründung 

Nach der Begründung zu § 11 Abs. 3 sollen von 
den baulichen Anlagen nur die in § 11 Abs. 3 
Satz 2 beschriebenen baulichen Anlagen in die 
Sachenrechtsbereinigung einbezogen werden. 
Im Hinblick auf die Gleichstellung einer solchen 
baulichen Anlage mit einem Gebäude gemäß § 11 
Abs. 3 Satz 1 braucht die bauliche Anlage in den 
anderen Vorschriften der Kapitel 1 und 2 neben 
dem Gebäude nicht erwähnt zu werden. Hinzu 
kommt, daß die bauliche Anlage neben dem 
Gebäude nicht einheitlich angeführt wird (s. z. B. 
§ 43). In § 19 Abs. 1 Satz 1 ist von einer „baulichen 
Anlage nach § 11 Abs. 3" die Rede. Daraus dürfte 
aber nicht entnommen werden können, daß die in 
den anderen Vorschriften des Gesetzes genannte 
bauliche Anlage nicht den Anforderungen des 
§ 11 Abs. 3 Satz 2 genügen muß. Auf der anderen 
Seite wird die in § 26 Abs. 2 Satz 1 genannte und 
auch in dem Begriff „Bauwerk" in § 26 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 1 enthaltene bauliche Anlage, für die 
der Nutzer unter den Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 Entschädigung verlangen kann, nicht die 
Anforderungen des § 11 Abs. 3 Satz 2 erfüllen 
müssen. Gleiches könnte für die Anlagen nach § 2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, § 19 Abs. 3 gelten. Daß eine 
bauliche Anlage einem Neubau und einer bauli-
chen Maßnahme nach § 11 Abs. 1, wie sie in § 2 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 genannt sind, nicht nach § 11 
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Abs. 3 gleichgestellt werden dürfe, wird sich 
allerdings nicht sagen lassen können. 

4. Zu Artikel 1 (§ 14 Abs. 1 und § 62 Abs. 1 
SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob bei land-, forstwirt-
schaftlicher und gewerblicher Nutzung von 
Gebäuden auf fremden Grundstücken lediglich 
ein gesetzlicher Anspruch auf Einräumung eines 
Erbbaurechts begründet werden sollte. 

Begründung 

Der Bundesrat hält es nicht für erforderlich, daß 
den genannten Nutzern auch ein Ankaufsrecht 
gesetzlich eingeräumt wird. Zur Fortführung des 
Gewerbebetriebes erscheint es ausreichend, ei-
nen Anspruch auf Bestellung eines Erbbaurechtes 
gesetzlich festzuschreiben und den weitergehen-
den Abschluß eines Kaufvertrages den Vereinba-
rungen der Parteien zu überlassen. 

Gerade im gewerblichen Bereich besteht die 
erhebliche Gefahr von Spekulationsgewinnen, 
zumal vielfach die Nutzungsmöglichkeit des 
Betriebsgrundstückes der einzige verbliebene 
Vermögenswert des Unternehmens sein kann. In 
diesen Fällen soll zur Sicherstellung der hälftigen 
Beteiligung von Eigentümer und Nutzer am 
Bodenwert ausgeschlossen werden, daß das 
Eigentum am Grundstück „zum halben Preis" 
angekauft wird, nach drei Jahren als Industrieflä-
che zum dann maßgebenden Verkehrswert wei-
terveräußert und der frühere Betrieb unter Verlust 
der Arbeitsplätze „sti ll  liquidiert" wird. 

Die unterschiedliche Behandlung gegenüber den 
„Häuslebauern" läßt sich dadurch rechtfertigen, 
daß diese das Grundstück zu Wohnzwecken nut-
zen, welches für die gesamte Familie oft die 
Lebensgrundlage und den Lebensmittelpunkt 
darstellt. An diesem persönlichen Einschlag wird 
es bei den ausschließlich zu wi rtschaftlichen 
Zwecken genutzten Gebäuden in der Regel feh-
len, da das Betriebsgrundstück lediglich als Mittel 
zur Fortführung des Betriebes benötigt wird. Die-
sem rein wirtschaftlichen Interesse kann ausrei-
chend Rechnung getragen werden, wenn die 
bisherige Nutzung fremden Grund und Bodens 
durch Umwandlung in ein langfristiges Erbbau-
recht verdinglicht wird. 

5. Zu Artikel 1 (§ 17 Abs. 1 SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist in § 17 Abs. 1 die Angabe „ § 16 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3" durch die Angabe „ § 16 Abs. 1 
Nr. 1, 2 oder 3 (erste Alterna tive)" zu ersetzen. 

Begründung 

Ist der Nutzer nur an der Besorgung seiner Ange

-

legenheiten verhindert, aber bekannt und sein 
Aufenthaltsort ebenfa lls, so ist das Aufgebotsver

-

fahren nicht zulässig. Vielmehr ist entsprechend 
der Regelung in § 16 ein Pfleger zu bestellen. 

6. Zu Artikel 1 (§ 19 Abs. 1 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 § 19 
Abs. 1 allgemeiner gehalten werden sollte, um 
alle denkbaren Fälle hierdurch abzudecken. 

Begründung 

Das Nutzungsrecht ist wesentlicher Bestandteil 
des Gebäudes, das in Ausübung des Nutzungs-
rechts vom Nutzungsberechtigten errichtet 
wurde. Von daher ist eine Belastung durch ein 
wirtschaftlich nicht mehr nutzbares Gebäude 
allein dem Bodenwertanteil des Nutzungsberech-
tigten zuzurechnen. Unter diesen Umständen ist 
es daher sachgerecht, beim Bodenwertanteil des 
Grundstückseigentümers vom Wert des Grund 
und Bodens eines vergleichbaren unbebauten 
Grundstücks und beim Bodenwertanteil des Nut-
zungsberechtigten von dem Bodenwert auszuge-
hen, der sich unter Berücksichtigung der von ihm 
bewirkten Wertänderung ergibt. 

7. Zu Artikel 1 (§ 30 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 30 
die Ansprüche des Nutzers bei erfolgreicher Erhe-
bung der Einrede des unredlichen Erwerbs durch 
den Grundstückseigentümer näher geregelt wer-
den sollten. 

Begründung 

Nach den Vorschriften des Gesetzes besteht bei 
Erhebung der Einrede des unredlichen Erwerbs 
durch den Eigentümer im Streitfalle das Besitz-
recht des Nutzers bis zur Entscheidung nach § 107 
oder § 109 und zur Aufhebung des Nutzungs-
rechts durch gerichtliche Entscheidung gemäß 
Artikel 233 § 4 Abs. 5 Satz 1 EGBGB in der 
Entwurfsfassung, möglicherweise verlängert um 
sechs Monate nach Artikel 233 § 4 Abs. 5 Satz 5 
EGBGB in der Entwurfsfassung im Falle des § 16 
Abs. 3 Satz 5 des Vermögensgesetzes. 

Keine Einwendungen sind auch dagegen zu erhe-
ben, daß der Grundstückseigentümer sich in 
einem notariellen Vermittlungsverfahren auf eine 
Verhandlung zur Begründung dinglicher Rechte 
oder zur Übereignung einlassen und dort die 
Einrede nach § 30 erheben muß, wenn er bis zur 
Bereinigung des Rechtsverhältnisses Anspruch 
auf ein Nutzungsentgelt haben wi ll  (Artikel 233 
§ 2a Abs. 1 Satz 4 EGBGB in der Entwurfsfas-
sung). Hinzunehmen ist auch, daß der Grund-
stückseigentümer kein Nutzungsentgelt nach 
Artikel 233 § 2a Abs. 1 Satz 4 EGBGB in der 
Entwurfsfassung erhält, wenn der Nutzer zwar 
Ankauf verlangt, aber kein notarielles Vermitt-
lungsverfahren beantragt (der Grundstücksei- 
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gent irrer selbst kann dies wohl im Fa ll  des § 30 
nicht), weil diese Konstellation kaum eintreten 
dürfte. 

Bedenken bestehen aber dagegen, daß die wei-
tere Bereinigung des Rechtsverhältnisses nicht 
geregelt ist. Eine dem § 29 Abs. 3 entsprechende 
Vorschrift fehlt. §§ 82f. sind nicht anwendbar, 
weil der Fall  des § 31 in § 82 Abs. 1 Satz 1 nicht 
erwähnt ist. Lediglich aus Artikel 233 § 4 Abs. 5 
Satz 4 EGBGB in der Entwurfsfassung ergibt sich, 
daß dem Nutzer ein Wertersatzanspruch gegen 
den Grundstückseigentümer zustehen soll. Die 
entsprechende Anwendung der Vorschriften des 
Vermögensgesetzes ist nicht angeordnet. Es soll-
ten daher Regeln für die abschließende Bereini-
gung des Rechtsverhältnisses zur Verfügung 
gestellt werden. 

8. Zu Artikel 1 (§ 36 Abs. 1 Satz 1, § 79 Abs. 2 
SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 36 
Abs. 1 Satz 1 das Wort „gleichrangigen" durch das 
Wort  „gleichwertigen" und in § 39 Abs. 2 das Wo rt 

 „gleichrangige" durch das Wort „gleichwertige" 
ersetzt werden sollten. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. 

Der Begriff „Rang" ist in § 879 BGB bestimmt als 
die Reihenfolge, in der die auf demselben Grund-
stück lastenden Rechte zur Geltung kommen. In 
diesem Sinne kann der Begriff „gleichrangig" 
hier nicht gemeint sein. Es kann auch nicht darum 
gehen, daß der Gläubiger ein Recht am Grund-
stück erhält, das nach der nume rischen Bezeich-
nung dem Rang des Rechts am Gebäude ent-
spricht. Entscheidend ist, daß die Belastung des 
Grundstücks den gleichen wirtschaft lichen Wert 
hat wie die Belastung des Gebäudes. Dies sollte in 
den Bestimmungen zweifelsfrei zum Ausdruck 
gebracht werden. 

9. Zu Artikel 1 (§ 39 Abs. 1 Satz 5 und 6 — neu — 
SachenRBerG) 

In Artikel 1 sind nach § 39 Abs. 1 Satz 4 folgende 
Sätze einzufügen: 

„Werden in Satz 1 bezeichnete Erbbaurechte 
nacheinander an verschiedenen Tagen in das 
Grundbuch eingetragen, kann jeder Erbbaube-
rechtigte von dem anderen verlangen, daß die 
Erbbaurechte gleichrangig an  erster Rangstelle 
eingetragen werden. Einer Zustimmung des 
Grundstückseigentümers und der Inhaber der 
dinglichen Rechte am Erbbaurecht bedarf es 
nicht. " 

Begründung 

Die in Satz 1 bezeichneten Erbbaurechte werden 
nicht immer zur gleichen Zeit bestellt werden 
können. Die Verhandlungen zwischen dem 
Grundstückseigentümer und einem Nutzer wer-
den schnell zu einem Abschluß kommen, wäh-
rend sich die mit einem anderen länger hinziehen. 
Sobald sich jedoch ein Nutzer mit dem Grund-
stückseigentümer geeinigt hat, besteht kein 
Grund, die dingliche Sicherung dieses Nutzers 
wegen der noch ausstehenden Einigung mit dem 
anderen Nutzer hinauszuzögern. 

Das später eingetragene Erbbaurecht hätte 
jedoch den schlechteren Rang (vgl. § 879 Abs. 1 
BGB und für die Buchung der Eintragungen § 45 
Abs. 1 GBO). Dies entspräche nicht den Zielen des 
Entwurfs. Es besteht kein sachlicher Grund dafür, 
daß das später entstandene Erbbaurecht im Rang 
zurücktreten muß. (Ein nachrangig eingetragenes 
Erbbaurecht verstieße im übrigen gegen den in 
o 10 Abs. 1 Satz 1 ErbbauVO enthaltenen Grund-
satz, daß die Bestellung eines Erbbaurechts aus-
schließlich zur ersten Rangstelle zulässig ist.) Die 
Möglichkeit, mehrere Erbbaurechte auf einem 
Grundstück bestellen zu können, wird vor allem 
deshalb in Absatz 1 eröffnet, weil eine Realteilung 
des Grundstücks und die Bestellung von (Ein-
zel-)Erbbaurechten auf den neu entstandenen 
Grundstücken wegen nicht vorhandener Kapazi-
täten in der Verwaltung — insbesondere im 
Bereich der Vermessung — in den neuen Ländern 
vielfach nicht wird durchgeführt werden kön-
nen. 

Die Sätze 5 und 6 sollen den Entwurf insoweit 
ergänzen, daß das Instrument einer gleichrangi-
gen Bestellung mehrerer Erbbaurechte zur ersten 
Rangstelle auch dann verfügbar bleibt, wenn die 
Erbbaurechte nacheinander bestellt werden. 

Satz 5 gibt jedem Erbbauberechtigten gegen den 
anderen einen Anspruch darauf, die gleichran-
gige Eintragung der Erbbaurechte zur ersten 
Rangstelle verlangen zu können. In der Sache 
wird damit ein Anspruch auf eine nachträgliche 
Rangänderung entsprechend § 880 Abs. 1 BGB 
gewährt. Das erstrangig eingetragene Erbbau-
recht tritt im Rang zurück, damit eine gleichran-
gige Belastung hergestellt wird. 

Satz 6 sieht vor, daß diese Veränderung des 
Rangverhältnisses nicht der Zustimmung des 
Grundstückseigentümers wie der Inhaber dingli-
cher Rechte an  dem zuerst eingetragenen, vorran-
gigen Erbbaurecht bedarf. 

Ein Erfordernis einer Zustimmung des Grund-
stückseigentümers entsprechend § 880 Abs. 2 
Satz 2 BGB wäre eine unnötige Förmelei. Der 
Grundstückseigentümer erfüllt mit der Erbbau-
rechtsbestellung den durch den Entwurf begrün-
deten gesetzlichen Anspruch, der ihn auch zur 
Bestellung mehrerer Erbbaurechte mit gleichem 
Rang verpflichtet, wenn sein Grundstück mit 
mehreren Häusern bebaut wurde und eine 
Realteilung zumindest auf absehbare Zeit nicht 
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durchgeführt werden kann. Hat der Grundstücks-
eigentümer eine Belastung des Grundstücks mit 
zwei an erster Rangstelle einzutragenden Erb-
baurechten bewilligt, so wäre das Erfordernis 
einer ergänzenden Zustimmung zur nachfolgen-
den Rangänderung eine unnötige Förmlichkeit. 

Der Zustimmung der Inhaber dinglicher Rechte 
am Erbbaurecht soll es deshalb nicht bedürfen, 
weil sich deren Rechtsposition durch die Bestel-
lung eines weiteren Erbbaurechts im gleichen 
Rang nicht verschlechtert. Die Inhaber dinglicher 
Rechte am Erbbaurecht haben allein Berechti-
gungen an einem Erbbaurecht, dessen Schicksal 
nicht vom Bestand des anderen Erbbaurechts 
abhängig ist. Dies wird in Satz 7 (Satz 5 im 
Entwurf) dadurch zum Ausdruck gebracht, daß 
die im Gleichrang zu bestellenden Erbbaurechte 
in der Zwangsversteigerung wie Rechte an einem 
anderen Grundstück behandelt werden. 

Die Ansprüche des Nutzers gegen die Inhaber 
dinglicher Rechte am Grundstück sind in den 
§§ 33 bis 37 des Entwurfs geregelt. Der Fall, daß 
mehrere Erbbaurechte auf einem Grundstück zu 
bestellen sind, bedarf keiner abweichenden oder 
ergänzenden Regelung. 

10. Zu Artikel 1 (§ 39 Abs. 2 Satz 2 — neu — 
SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist dem § 39 Abs. 2 folgender Satz 
anzufügen: 

„Die Belastung durch das Gesamterbbaurecht 
kann ein Grundstück einbeziehen, das nicht 
bebaut worden ist, wenn der Anspruch des Nut-
zers auf Erbbaurechtsbestellung nach den §§ 21 
bis 27 sich auch auf dieses Grundstück 
erstreckt. " 

Begründung 

Bei der Bestellung von Gesamterbbaurechten, 
deren Zulässigkeit von der Rechtsprechung 
bejaht wird (BGHZ 65, 345, 346) und die im 
Schrifttum nahezu unstrittig geworden ist (vgl. 
Ingenstau, ErbbauVO, 6. Auflage, § 1 Rn. 35 
m. w. N.), sind die allgemeinen Einschränkungen 
für die Zulässigkeit von Erbbaurechten aus § 1 
Abs. 2 und 3 ErbbauVO zu beachten. 

Das Erbbaurecht kann danach zwar auf einen für 
das Bauwerk nicht erforderlichen Teil des Grund-
stücks erstreckt werden, das Bauwerk muß jedoch 
wirtschaftlich die Hauptsache bleiben (§ 1 Abs. 2 
ErbbauVO). Für das Gesamterbbaurecht ist frag-
lich, ob auch die Belastung eines Grundstücks 
zulässig ist, auf dem kein Teil des Gebäudes steht. 
Es gibt Entscheidungen, die die Zulässigkeit der 
Belastung eines weiteren Grundstücks mit einem 
Gesamterbbaurecht auch dann bejahen, wenn 
das weitere Grundstück nur eine sog. Nebenflä-
che ist (BayObLG, Beschluß vom 26. April 1984, 
BReg. 2 Z 33-35/84, DNotZ 1985, 375, 378 — 
unter Aufhebung der abweichenden vorinstanzli-
chen Entscheidung). 

Da das Gesamterbbaurecht nicht gesetzlich gere-
gelt ist und es insoweit noch an einer gefestigten 
höchstrichterlichen Rechtsprechung fehlt, soll 
Satz 2 die Zulässigkeit solcher Belastungen klar-
stellen. Dies ist insbesondere für die Sachen-
rechtsbereinigung sinnvoll, weil bei der in der 
Deutschen Demokratischen Republik — vor allem 
auf den genossenschaftlich genutzten Flächen — 
üblichen Bebauung über die Grundstücksgren-
zen hinweg häufig der Fall  auftreten wird, daß ein 
nicht bebauter Teil eines zugewiesenen Nut-
zungsrechts sich auf ein Nachbargrundstück 
erstreckt. 

11. Zu Artikel i (§ 39 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist § 39 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„ 1. der Nutzer Eigentümer des herrschenden 
Grundstücks und Inhaber eines auf dem 
benachbarten Grundstück bestellten Nach-
barerbbaurechts wird,". 

Begründung 

Der Entwurf geht von der Gestaltung aus, daß der 
Eigentümer über die Grenze gebaut hat und zur 
Absicherung des Überbaus ein Nachbarerbbau-
recht bestellt werden soll. Dies ist die Fallgestal-
tung, für die das Nachbarerbbaurecht im Schrift-
tum meist erörtert wird (vgl. v. Oefele/Wink-
ler, Handbuch des Erbbaurechts, 3. Kapitel, 
Rn. 7). 

In den neuen Ländern wird die grenzüberschrei-
tende Bebauung zweier fremder Grundstücke 
aufgrund Nutzungsrechts oder mit Billigung 
staatlicher Stellen häufiger sein als der Überbau 
auf das Nachbargrundstück durch den Grund-
stückseigentümer. Das Nachbarerbbaurecht soll 
auch für diese Fälle Anwendung finden, wenn der 
Nutzer lediglich ein von ihm bebautes Grund-
stück ankaufen kann oder will und auf dem 
anderen Grundstück ein (Nachbar-)Erbbaurecht 
bestellt werden soll. Dies wird durch die Neufas-
sung der Nummer 1 ermöglicht. 

12. Zu Artikel i (§ 39 Abs. 3 Satz 3 SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist § 39 Abs. 3 Satz 3 wie folgt zu 
fassen: 

„Das Erbbaurecht ist im Grundbuch als Nachbar-
erbbaurecht zu bezeichnen, im Grundbuch des 
belasteten Grundstücks als Belastung und im 
Grundbuch des herrschenden Grundstücks als 
Bestandteil einzutragen." 

Begründung 

Beim Nachbarerbbaurecht muß — wie in der 
Begründung zum Entwurf ausgeführt — dafür 
Sorge getragen werden, daß das Eigentum an 

 dem (herrschenden) Grundstück, das dem Eigen- 
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tümer des Bauwerks gehört, und die Inhaber-
schaft am Erbbaurecht nicht auseinanderfallen 
und so eine vertikale Teilung des Eigentums am 
Gebäude entsteht. Dies wird dann sichergestellt, 
wenn das Nachbarerbbaurecht mit dem herr-
schenden Grundstück als dessen Bestandteil ver-
bunden wird. Diesem Zweck dient § 39 Abs. 3 
Satz 3. Die Bestandteilseigenschaft des Nachbar-
erbbaurechts wird durch entsprechende Eintra-
gungen im Grundbuch auch zum Ausdruck 
gebracht. 

13. Zu Artikel 1 (§ 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe b SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 43 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b nach dem Wort 
„ist" die Worte „oder die Größe des belasteten 
Grundstücks 1 000 Quadratmeter übersteigt und 
die darüber hinausgehende Fläche abtrennbar 
und angemessen wirtschaft lich nutzbar ist" ein-
gefügt werden sollten. 

Begründung 

§ 26 Abs. 1 Satz 2 stellt eine über 1 000 qm 
hinausgehende Fläche, die abtrennbar und ange-
messen wirtschaft lich nutzbar ist, der 500 qm 
übersteigenden Fläche, die abtrennbar und selb-
ständig baulich nutzbar ist, gleich. Im Hinblick 
darauf ist eine Ergänzung des § 43 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe b geboten. 

14. Zu Artikel 1 (§ 47 Abs. 2 — neu — und § 53 
Abs. 1 und 2 SachenRBerG), 
Artikel 2 § 1 Nr. 1 (§ 9 Abs. 2 Satz 1, Satz 2 
und 3 — neu —, Abs. 3 — neu — 
ErbbauVO), 
Artikel 2 § 1 Nr. 2 (§ 19 Abs. 2 Satz 2 
ErbbauVO) und 
Artikel 2 § 1a  — neu — (§ 52 Abs. 2 Satz 2 
— neu — ZVG) 

a) In Artikel 1 ist § 47 wie folgt zu ändern: 

aa) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

bb) Nach Absatz 1 ist folgender Absatz anzu-
fügen: 

„(2) Die Anpassung nach Absatz 1 Satz 3 
und 4 ist auf den Betrag zu begrenzen, der 
sich aus der Entwicklung der Grund-
stückspreise ergibt. Die Begrenzung ist auf 
der Grundlage der Bodenrichtwerte nach 
§ 196 des Baugesetzbuchs, soweit diese 
vorliegen, anderenfalls in folgender Rei-
henfolge nach der allgemeinen Entwick-
lung der Grundstückspreise in dem Land, 
in dem das Grundstück ganz oder zum 
größten Teil belegen ist, dem in § 1 
bezeichneten Gebiet oder im gesamten 
Bundesgebiet zu bestimmen. Abwei-
chende Vereinbarungen und Zinsanpas-
sungen sind gegenüber den Inhabern 
dinglicher Rechte am Erbbaurecht, die 
einen Anspruch auf Zahlung oder Befrie

-

digung gewähren, unwirksam, es sei denn, 
daß der Erbbauzins nur als schuldrechtli-
che Verpflichtung zwischen dem Grund-
stückseigentümer und dem Nutzer verein-
bart wird. " 

b) In Artikel 1 ist § 53 wie folgt zu fassen: 

„§ 53 

Sicherung des Erbbauzinses 

(1) Der Grundstückseigentümer kann die 
Absicherung des Erbbauzinses durch Eintra-
gung einer Reallast an  rangbereiter Stelle 
sowie eine Vereinbarung über die Sicherung 
der Reallast nach § 9 Abs. 3 der Verordnung 
über das Erbbaurecht verlangen. 

(2) Auf Verlangen des Nutzers ist in den 
Erbbaurechtsvertrag eine Bestimmung aufzu-
nehmen, nach der sich der Grundstückseigen-
tümer zu einem Rangrücktritt der Reallast 
zugunsten eines für Baumaßnahmen des Nut-
zers innerhalb des in den §§ 11, 12 des Hypo-
thekenbankgesetzes und § 21 der Verordnung 
über das Erbbaurecht bezeichneten Finanzie-
rungszeitraums verpflichtet, wenn nach § 9 
Abs. 3 der Verordnung über das Erbbaurecht 
das Bestehenbleiben des Erbbauzinses als 
Inhalt der Reallast vereinbart wird."  

c) Artikel 2 § 1 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

,1. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Erbbauzins kann nach Zeit 
und Höhe für die gesamte Erbbau-
zeit im voraus bestimmt werden."  

bb) Nach Satz 1 werden folgende 
Sätze 2 und 3 eingefügt: 

„Inhalt des Erbbauzinses kann auch 
eine Verpflichtung zu seiner Anpas-
sung an  veränderte Verhältnisse 
sein, wenn die Anpassung nach Zeit 
und Wertmaßstab bestimmbar ist. 
Zu einer Änderung der Vereinba-
rung über die Anpassung des Erb-
bauzinses ist die Zustimmung der 
Inhaber dinglicher Rechte am Erb-
baurecht erforderlich; § 880 Abs. 2 
Satz 3 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs ist entsprechend anzuwen-
den. "' 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Als Inhalt des Erbbauzinses kann 
vereinbart werden, daß die Reallast 
abweichend von § 52 Abs. 1 des Geset-
zes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung mit ihrem 
Hauptanspruch bestehenbleibt, wenn 
der Grundstückseigentümer aus der 
Reallast oder der Inhaber eines im 
Range vorgehenden oder gleichstehen-
den dinglichen Rechts die Zwangsver- 
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steigerung des Erbbaurechts betreibt. Ist 
das Erbbaurecht mit dinglichen Rechten 
belastet, ist für die Wirksamkeit der 
Vereinbarung die Zustimmung der In-
haber der der Erbbauzinsreallast im 
Rang vorgehenden oder gleichstehen-
den dinglichen Rechte erforderlich." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

d) In Artikel 2 § 1 Nr. 2 ist § 19 Abs. 2 Satz 2 wie 
folgt zu fassen: 

„Dies gilt nicht, wenn eine Vereinbarung 
nach § 9 Abs. 3 Satz 1 getroffen worden 
ist. " 

e) In Artikel 2 ist nach § 1 folgender § 1 a 
einzufügen: 

,§ 1 a 

Änderung des Gesetzes über die Zwangs

-

versteigerung und Zwangsverwaltung 

Dem § 52 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsver-
waltung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 310-14, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird folgen-
der Satz angefügt: 

„Satz 1 ist entsprechend auf den Erbbau-
zins anzuwenden, wenn nach § 9 Abs. 3 der 
Verordnung über das Erbbaurecht das 
Bestehenbleiben des Erbbauzinses als In-
halt der Reallast vereinbart worden ist."' 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die Ergänzung der Regelung zur Anpassung des 
Erbbauzinses ist Folge der vorgeschlagenen 
Änderungen zur Wertsicherung des Erbbauzinses 
in Artikel 2 § 1 (Änderung der ErbbauVO). 

Die Erbbauzinsreallast soll hiernach — ein-
schließlich der Vereinbarung zur Wertsiche-
rung — in der Zwangsversteigerung bestehen-
bleiben, und zwar auch dann, wenn sie gegen

-

über Grundpfandrechten nachrangig ist und bei 
der Feststellung des geringsten Gebots nicht zu 
berücksichtigen wäre. Damit stellt sich jedoch das 
Problem, daß die Befriedigung aus den vorrangi-
gen Grundpfandrechten durch über die Wertent-
wicklung auf dem Grundstücksmarkt hinausge-
hende Anpassungen des Erbbauzinses beein-
trächtigt werden könnte (vgl. Götz, DNotZ 1980, 
3, 18f.). Der Ersteher wird für das Erbbaurecht 
weniger bieten, wenn die Zinsbelastung infolge 
einer die Verhältnisse am Grundstücksmarkt 
nicht berücksichtigenden Anpassung überdurch-
schnittlich hoch geworden ist. Die vorgeschla-
gene Begrenzung der Anpassung nach den Wert-
verhältnissen am Grundstück wirkt dem entge-
gen. 

Die Entwicklung des Grundstückswerts kann für 
die Zwecke der Zinsanpassung nicht durch ein auf 

das konkrete Grundstück bezogenes Gutachten 
festgestellt werden. Dies würde zwar die Wertver-
hältnisse exakt wiedergeben, die Zinsanpassung 
wegen des damit verbundenen Aufwands aber 
praktisch undurchführbar machen. Der Vorschlag 
sieht vor, daß der Maßstab für eine Begrenzung 
der Zinsanpassung nach den Bodenrichtwerten 
ermittelt werden soll, die die Wertentwicklung für 
die in dem Gebiet der Gemeinde belegenen 
Grundstücke relativ genau wiedergeben. 

Sind die Bodenrichtwerte nicht vorhanden, muß 
auf statistische Unterlagen zurückgegriffen wer-
den, wobei die die Wertentwicklung des konkre-
ten Grundstücks am nächsten liegende statisti-
sche Unterlage herangezogen werden soll. 

Grundstückseigentümer und Nutzer können den 
Zins lediglich als schuldrechtliche Verpflichtung 
vereinbaren (vgl. Ingenstau, ErbbauVO, 6. Auf-
lage, § 9 Rn. 4 m. w. N.). Ist dies der Fall, werden 
Dritte — insbesondere die Grundpfandgläubi-
ger — durch solche Vereinbarungen nicht betrof-
fen. Der Normalfall wird allerdings die Vereinba-
rung der Zinsanpassung als Inhalt der Reallast 
sein, die durch Änderung des § 9 Abs. 2 Satz 1 
ErbbauVO möglich werden soll. Satz 3 stellt für 
diese Fälle sicher, daß Zinsanpassungen nur in 
dem zugelassenen Rahmen gegenüber den 
Grundpfandgläubigern wirksam und auch nur 
insoweit in einer Zwangsversteigerung vom 
Ersteher zu übernehmen sind. 

Zu Buchstabe b 

In Artikel 1 in § 53 Abs. 1 wird auf § 2 Nr. 8 der 
ErbbauVO verwiesen, der gestrichen werden soll. 
Die Neufassung von § 53 Abs. 1 SachenRBerG und 
die Änderung von Artikel 2 § 1 Nr. 1 des vorlie-
genden Entwurfs tragen dem Rechnung. 

Dem § 53 Abs. 2 in der Fassung des Entwurfs liegt 
das bisherige System zugrunde, wonach der 
Rangrücktritt mit der Gefahr des Erlöschens der 
Erbbauzinsreallast und der Vormerkung zur 
Sicherung des Anspruchs auf Anpassung des 
Erbbauzinses an veränderte Verhältnisse verbun-
den ist. (Der Entwurf schafft — wie in der Begrün-
dung ausgeführt — nur einen teilweisen Aus-
gleich, indem er das Bestehenbleiben eines 
Anspruchs auf Zahlung des künftig fällig werden-
den Erbbauzinses vorsieht, wobei allerdings inso-
weit keine Möglichkeit zur Anpassung eröffnet 
worden ist.) Aus diesem Grund enthält § 47 Abs. 2 
zahlreiche Bestimmungen, die den in der notariel-
len Praxis üblichen Abreden entsprechen, die das 
Risiko eines Rangrücktritts für den Grundstücks-
eigentümer — soweit möglich — auffangen sol-
len. 

Mit den vorgeschlagenen Rechtsänderungen soll 
ermöglicht werden, 

1. eine Wertsicherung und 

2. das Bestehenbleiben des Erbbauzinses als 
Inhalt der Reallast vereinbaren zu können. 
Damit entfällt jedoch das Erfordernis für die in 
§ 53 Abs. 2 des Gesetzentwurfs bezeichneten 
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Abreden. Die vorgeschlagene Fassung der 
Bestimmung sieht deshalb vor, daß der Nutzer 
die Vereinbarung eines Rangrücktritts für alle 
der Baufinanzierung dienenden Kredite in dem 
im Antrag bezeichneten Beleihungsraum für 
Realkredite verlangen kann, wenn das Beste-
henbleiben des Erbbauzinses im Falle der 
Zwangsversteigerung als Inhalt der Reallast 
vereinbart wird. 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschläge zu § 9 Abs. 2 sollen eine Anpas-
sung der Erbbauzinsreallast an durch Zeitablauf 
eintretende veränderte wirtschaftliche Verhält-
nisse ermöglichen. Die bisherige Regelung in § 9 
Abs. 2 Satz 1 ErbbauVO, wonach der Erbbauzins 
im voraus für die ganze Erbbauzeit bestimmt sein 
mußte, entspricht nicht den wirtschaftlichen 
Erfordernissen des Grundstückseigentümers und 
ist auch nicht erforderlich, um das Ziel zu errei-
chen, die Beleihbarkeit des Erbbaurechts zu 
sichern. 

Satz 1 stellt klar, daß der Erbbauzins — wie 
bisher — für die ganze Erbbauzeit im voraus 
bestimmt werden kann. Dies entspricht der Ver-
tragsgestaltung bei den alten Erbbaurechten. 
Eine solche Gestaltung kann auch dann sinnvoll 
sein, wenn das Erbbaurecht für eine nicht allzu

-

lange Zeit bestellt werden soll und die Ver-
tragschließenden eine Festlegung für die gesamte 
Vertragszeit wünschen. 

Satz 2 bringt die Neuerung, daß auch eine Wert-
sicherung zum Inhalt der Erbbauzinsreallast 
bestimmt werden kann. Dies ist für andere Realla-
sten nach §§ 1105 ff. BGB anerkannt (BGHZ 111, 
324, 326; OLG Celle, Beschluß vom 13. Ap ril 1977 
— 4 Wx 5/77 — DNotZ 1977, 548, 549). Die 
Bestimmung macht die heute übliche Wertsiche-
rung durch eine schuldrechtliche Vereinbarung 
auf Anpassung des Erbbauzinses und die Siche-
rung dieses Anspruchs durch eine Vormerkung 
entbehrlich (vgl. dazu BGHZ 22, 220, 224; 61, 209, 
211). Die gegenwärtige Regelung hat im Falle der 
Veräußerung des Erbbaurechts den Nachteil, daß 
der schuldrechtliche Anspruch auf Zinsanpas-
sung gegenüber dem früheren Erbbauberechtig-
ten geltend gemacht und durchgesetzt werden 
muß und erst danach der jetzige Erbbauberech-
tigte die Änderung der Erbbauzinsreallast gemäß 
§ 888 BGB zu bewilligen hat. Die Erhöhung des 
Erbbauzinses tritt erst nach Eintragung der 
Rechtsänderung (Zinsanpassung) in das Grund-
buch ein (BGH — Urteil vom 18. April 1986 
— 5 ZR 8/85) — NJW-RR 1987, 94). Die Änderung 
führt dazu, daß die Anpassung unmittelbar 
gegenüber dem jeweiligen Erbbauberechtigten, 
der auch den erhöhten Zins zu zahlen hat, durch-
zusetzen ist. 

Satz 3 ist Folge der Änderung, daß eine nachran-
gige Erbbauzinsreallast in der Zwangsversteige-
rung des Erbbaurechts bestehenbleiben soll, auch 
wenn sie bei der Feststellung des geringsten 
Gebots nicht zu berücksichtigen ist. Die Erbbau

-

zinsreallast geht damit auf den Ersteher über und 
wirkt sich daher auch auf dessen Gebot in der 
Zwangsversteigerung des Erbbaurechts aus. Die 
Veränderung der Vereinbarungen über die 
Anpassung des Erbbauzinses beeinflussen damit 
die Werthaltigkeit anderer, auf dem Erbbaurecht 
ruhender dinglicher Rechte. Aus diesem Grunde 
sieht der Vorschlag vor, daß die Änderung solcher 
Vereinbarungen der Zustimmung der Inhaber 
dieser Rechte bedarf. Für die Erklärung der 
Zustimmung sollen die Bestimmungen des BGB 
über die Zustimmung zu einem Rangrücktritt 
entsprechend anzuwenden sein. 

Ohne die neue Regelung in § 9 Abs. 3 ErbbauVO 
könnte aufgrund eines Rangrücktritts der Erbbau-
zinsreallast die in der Entwurfsbegründung zu 
Recht kritisierte Rechtsfolge eintreten, daß bei 
einer Zwangsversteigerung aus einem vorrangi-
gen Grundpfandrecht der Erbbauzins mit dem 
Zuschlag erlischt und ein erbbauzinsloses Erb-
baurecht entsteht. Der neue Absatz 3 soll — zu-
sammen mit der Ergänzung des § 52 Abs. 2 
ZVG — dieses Risiko ausschließen. Absatz 3 
ermöglicht es, als Inhalt der Erbbauzinsreallast zu 
bestimmen, daß diese in der Zwangsversteige-
rung bestehenbleiben soll, wenn aus einem vor-
rangigen Grundpfandrecht die Zwangsversteige-
rung in das Erbbaurecht bet rieben wird. Eine 
solche Vereinbarung soll nach der vorgeschlage-
nen Änderung des § 52 Abs. 2 ZVG dingliche 
Wirkung haben und in der Zwangsversteigerung 
zu beachten sein. Im Falle der Zwangsversteige-
rung aus einem vorrangigen Grundpfandrecht 
bleibt die Erbbauzinsreallast bestehen und ein 
erbbauzinsloses Erbbaurecht kann nicht entste-
hen. 

Das Erlöschen der Erbbauzinsreallast könnte 
jedoch auch dadurch eintreten, daß der Grund-
stückseigentümer aus der Reallast die Versteige-
rung in das Erbbaurecht betreibt. Dies berührt 
zwar keine schutzwürdigen Belange des Grund-
stückseigentümers, schränkt aber die Möglich-
keiten zu einer Beleihung des Erbbaurechts durch 
ein der Erbbauzinsreallast nachrangiges Grund-
pfandrecht erheblich ein. Insbesondere müßte 
§ 19 Abs. 2 ErbbauVO für der Erbbauzinsreallast 
im Rang nachgehende grundpfandrechtliche Be-
leihungen bestehenbleiben, da der Erbbauzins 
für diese Fälle in vollem Umfang kapitalisiert 
werden müßte. 

Die Änderung sieht vor, daß auch das Bestehen-
bleiben der Erbbauzinsreallast in diesen Fällen 
vereinbart werden kann. Der Ersteher hat dann 
die Erbbauzinsreallast zu übernehmen und der 
Grundstückseigentümer kann eine Befriedigung 
nur wegen der rückständigen und der laufenden 
Beträge erlangen. Im Ergebnis entspricht dies 
einer sog. Nichtkapitalisierungsvereinbarung 
oder Stillhalteerklärung, wie sie zwischen dem 
Grundstückseigentümer und dem durch ein nach-
rangiges Grundpfandrecht abzusichernden Kre-
ditgeber des Erbbauberechtigten häufig verein-
bart wird (vgl. Ingenstau, ErbbauVO, 6. Auflage, 
§ 9 Rn. 64; v. Oefele/Winkler, Handbuch des 
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Erbbaurechts, 6. Kapitel Rn. 231). Eine Kapitali-
sierung nach § 19 Abs. 2 ErbbauVO wird jedoch 
trotz solcher Stillhalteerklärungen für erforderlich 
gehalten, weil die schuldrechtliche Vereinbarung 
zwischen Grundstückseigentümer und Kreditge-
ber für etwaige Rechtsnachfolger des Grund-
stückseigentümers nicht verbindlich ist, wenn 
diese nicht die Verpflichtungen aus der Nichtka-
pitalisierungsvereinbarung oder Stillhalteerklä-
rung übernehmen (vgl. Götz, DNotZ 1980, 1, 27). 
Die Änderung des § 9 Abs. 3 eröffnet die Möglich-
keit, die Wirkung solcher Vereinbarungen zum 
Inhalt der Erbbauzinsreallast zu bestimmen, 
wodurch die Abreden der Nichtkapitalisierung 
auch für einen Rechtsnachfolger des Grund-
stückseigentümers verbindlich werden. 

Die Änderung ersetzt damit die im Entwurf vor-
geschlagene Regelung, nach der der Anspruch 
auf den Erbbauzins zum Inhalt des Erbbaurechts 
bestimmt werden kann. 

Zu Buchstabe d 

Der Vorschlag zu § 19 Abs. 2 Satz 2 ErbbauVO ist 
die Folge der vorgeschlagenen Änderung des § 9 
Abs. 3 ErbbauVO für die Bestimmung der Belei-
hungsgrenzen in § 19 Abs. 2 ErbbauVO. Wird die 
Nichtkapitalisierung als Inhalt der Erbbauzins-
reallast vereinbart, besteht kein Grund, bei einer 
nachrangigen Beleihung den Erbbauzins in voller 
Höhe zu kapitalisieren und von der Beleihungs-
grenze in Abzug zu bringen. Die Ergänzung des 
§ 19 Abs. 2 ErbbauVO erweitert für diese Fälle den 
Raum für nachrangige Beleihungen des Erbbau-
rechts. 

Die Vereinbarung, daß die Erbbauzinsreallast bei 
einer Zwangsversteigerung in das Erbbaurecht 
bestehenbleibt, kann die Rechte der vorrangigen 
Grundpfandgläubiger beeinträchtigen. Satz 2 
sieht deshalb vor, daß die Inhaber solcher Rechte 
einer solchen Vereinbarung zustimmen müssen. 
— Die vorgeschlagenen Änderungen werden 
daher in der Praxis vornehmlich bei der Neube-
stellung von Erbbaurechten, auf denen noch 
keine Belastungen ruhen, oder im Fall der Neu-
valutierung von Grundschulden, die nach Rück-
zahlung des Darlehens an  den Erbbauberechtig-
ten abgetreten worden sind, zur Anwendung 
kommen. 

Zu Buchstabe e 

Die Änderung ist die Folge der vorgeschlagenen 
Änderungen der Verordnung über das Erbbau-
recht. Eine solche Ergänzung der Regelung des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung ist 
bereits im Schrifttum mehrfach vorgeschlagen 
worden (vgl. Winkler, DNotZ 1970, 390, 397f. 
m. w. N.). Der Entwurf sieht dies jedoch nicht 
zwingend für alle Erbbauzinsreallasten, sondern 
nur für die Fälle vor, in denen eine dahin gehende 
Vereinbarung getroffen und zum Inhalt des ding-
lichen Rechts bestimmt worden ist. 

Die Änderung verkürzt damit nicht die Rechte der 
Inhaber bereits bestellter dinglicher Rechte, gibt 

den Beteiligten künftig jedoch einen breiten 
Spielraum, eine zinsgünstige erstrangige Belei-
hung des Erbbaurechts zu ermöglichen, ohne daß 
der Grundstückseigentümer den Verlust des Erb-
bauzinses in der Zwangsversteigerung befürch-
ten muß. 

15. Zu Artikel 1 (§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
Buchstabe a SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 48 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a vor dem Wort 
„gewerblichen" die Wörter „land-, forstwirt-
schaftlichen," eingefügt werden sollten. 

Begründung 

Durch die Ergänzung würde die Vorschrift an die 
entsprechende Bestimmung beim Ankauf in § 71 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 angepaßt. 

16. Zu Artikel 1 (§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 
Satz 3 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 § 48 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Satz 3 folgende Fassung 
erhalten sollte: 

„2. Kann eine am 2. Oktober 1990 ausgeübte, 
gewerbliche Nutzung nicht mehr ausgeübt 
werden, so ist der Zinssatz 

a) von dreieinhalb auf zwei vom Hundert 
jährlich des Verkehrswerts herabzusetzen, 
wenn das Gebäude zu Wohnzwecken 
genutzt wird, oder 

b) beizubehalten, wenn das Gebäude zu 
land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken 
genutzt wird. " 

Begründung 

Im Falle eines Wechsels von gewerblicher zu 
land- oder forstwirtschaftlicher Nutzung scheidet 
im Hinblick auf § 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 eine 
Herabsetzung des Zinssatzes aus. 

17. Zu Artikel 1 (§ 48 Abs. 1 Satz 4 letzter Halbsatz 
SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 § 48 
Abs. 1 Satz 4 letzter Halbsatz gestrichen werden 
sollte. 

Begründung 

Der Anordnung der entsprechenden Anwendung 
des § 43 Abs. 2 Satz 2 in § 48 Abs. 1 Satz 4 letzter 
Halbsatz bedarf es nicht, weil die Regelung 
bereits in § 48 Abs. 1 Satz 4 getroffen ist. 
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18. Zu Artikel 1 (§ 49 Abs. 2 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 49 
Abs. 2 auch Regelungen für den Wechsel von 
Wohnnutzung zu land-, forstwirtschaftlicher, ge-
werblicher oder zu öffentlichen Zwecken dienen-
der Nutzung (Erhöhung von zwei auf sieben vom 
Hundert jährlich des Verkehrswerts) und umge-
kehrt (Erhöhung von dreieinhalb auf vier vom 
Hundert jährlich des Verkehrswerts) getroffen 
werden sollten. 

Begründung 

§ 49 Abs. 2 regelt die Zinserhöhung bei den 
beiden genannten Nutzungsänderungen nicht, 
obwohl sie in § 49 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
§ 71 Abs. 1 Nr. 1 und 3 vorgesehen sind. Insoweit 
kommt eine Ergänzung des § 49 Abs. 2 oder eine 
dem § 49 Abs. 3 entsprechende Formulierung in 
Betracht. 

19. Zu Artikel 1 (§ 69 Abs. 2 SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist § 69 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Macht der Nutzer dem Grundstückseigen-
tümer im ersten Jahr nach dem ... (einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes) ein Angebot 
für einen Grundstückskaufvertrag oder beantragt 
er innerhalb dieser Zeit das notarielle Vermitt-
lungsverfahren zum Abschluß eines solchen Ver-
trages, so kann er eine Ermäßigung des nach 
Absatz 1 ermittelten Kaufpreises um fünf vom 
Hundert für den Fall verlangen, daß der ermä-
ßigte Kaufpreis innerhalb eines Monats gezahlt 
wird, nachdem der Notar dem Käufer mitgeteilt 
hat, daß alle zur Umschreibung erforderlichen 
Voraussetzungen vorliegen. Wird das Angebot im 
zweiten Jahr nach dem ... (einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes) gemacht oder 
innerhalb dieser Zeit das notarielle Vermittlungs-
verfahren beantragt, so beträgt die Ermäßigung 
zweieinhalb vom Hundert. Die Ermäßigung ist 
ausgeschlossen, wenn zuvor ein Erbbauzins an 
den Grundstückseigentümer zu zahlen war. Die 
Ermäßigung fällt weg, wenn der Käufer den 
Vertragsschluß wider Treu und Glauben erheb-
lich verzögert. " 

Begründung 

Es ist angezeigt, die Vorschrift so umzugestalten, 
daß sie leichter handhabbar und weniger streit-
trächtig ist. 

Die Entwurfsfassung von § 69 Abs. 2 Satz 1 könnte 
so verstanden werden, daß der Käufer, um in den 
Genuß der Preisreduzierung zu kommen, zu-
nächst den ungekürzten Kaufpreis zahlen und 
dann vom Verkäufer den Teilerlaß verlangen 
müßte, nachdem die Voraussetzungen hierfür 
erfüllt sind. Anschließend hätte der Verkäufer den 
zuviel gezahlten Be trag zurückzuerstatten. Dies 
wäre offensichtlich nicht sachgerecht. Ein sol

-

ches Verständnis der Vorschrift kann vermie-
den werden, wenn nicht der Weg über einen 
teilweisen nachträglichen Erlaß gewählt wird, 
sondern über eine Preisermäßigung, die bereits 
beim Vertragsschluß verlangt werden kann, die 
aber nur bei rechtzeitiger Kaufpreiszahlung ein-
tritt. 

Wenn der Entwurf die erste Voraussetzung für 
die Ermäßigung als Entscheidung des Käufers für 
den Ankauf umschreibt, so wird dem Käufer 
damit nicht genügend abverlangt. Diese Voraus-
setzung wäre schon erfüllt, wenn der Nutzer 
das Wahlrecht fristgerecht ausübte. Mit diesem 
Schritt wird die Bereinigung der Rechtsbeziehun-
gen jedoch noch nicht so weit gefördert, daß eine 
Preisermäßigung gerechtfertigt wäre. Verlangt 
werden sollte vielmehr, daß innerhalb der Frist 
entweder das Kaufvertragsangebot vorgelegt 
oder das notarielle Vermittlungsverfahren bean-
tragt wird. 

Für die Zahlung nach Umschreibungsreife sollte 
darüber hinaus eine kurze, aber ausreichende 
Frist festgelegt werden, um den Beteiligten eine 
sichere Kalkulation zu ermöglichen. 

Mit dem vorgeschlagenen § 69 Abs. 2 Satz 2 soll 
die Regelung aus dem Entwurf, daß sich bei einem 
Tätigwerden des Nutzers im zweiten Jahr die 
Ermäßigung auf 2,5 vom Hundert verringert, 
unverändert beibehalten werden. Dabei braucht 
nicht ausdrücklich ausgesprochen zu werden, daß 
auch in diesem Fall die vereinbarte Ermäßigung 
nur eintritt, wenn der Kaufpreis innerhalb eines 
Monats nach Umschreibungsreife gezahlt wird; 
dies ergibt sich bereits aus der vorgeschlagenen 
Formulierung. 

Die Monatsfrist für die Kaufpreiszahlung macht 
die Bestimmung in § 69 Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs 
überflüssig, soweit diese Zahlungsverzögerungen 
betrifft. 

Soweit § 69 Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs sich auf 
Verzögerungen des Vertragsschlusses bezieht, 
erscheint die Regelung nicht unbedenk lich. Sol-
che Verzögerungen können vielerlei Ursachen 
haben. Der Anteil verschiedener Ursachen wird 
sich oft kaum feststellen lassen. Auch wird ein 
fahrlässiges Verhalten, das zur Verzögerung 
führt, nicht immer leicht von einem Verhalten zu 
unterscheiden sein, das der Wahrnehmung 
berechtigter eigener Interessen dient. Schließlich 
wäre es unbillig, wenn jede, auch die kleinste, 
vom Käufer fahrlässig verursachte Verzögerung 
ohne jede Differenzierung zum Wegfall der Preis-
ermäßigung führen würde. Eine solche Vorschrift 
wäre im besonderen Maße streitträchtig und 
würde die Gerichte ohne Not zusätzlich belasten. 
Der Wegfall der Preisermäßigung sollte deshalb 
— nach dem Vorbild des § 162 BGB — auf 
Verzögerungen beschränkt werden, die auf 
einem treuwidrigen Verhalten des Käufers beru-
hen. Außerdem ist es angezeigt, die unter 
Umständen gravierende Sanktion nur für erhebli-
che Verzögerungen vorzusehen. 
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20. Zu Artikel 1 (§ 71 Abs. 3 Satz 2 — neu — 
SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 dem 
§ 71 Abs. 3 folgender Satz angefügt werden 
sollte: 

„Gleiches gilt hinsichtlich einer über 1 000 Qua-
dratmeter hinausgehenden Fläche, wenn diese 
abtrennbar und angemessen wirtschaftlich nutz-
bar ist.  'to  

Begründung 

In § 26 Abs. 1 wird die Fläche, die die Regelgröße 
von 500 qm übersteigt und abtrennbar und selb-
ständig baulich nutzbar ist, der über 1 000 qm 
hinausgehenden Fläche, die abtrennbar und 
angemessen wirtschaftlich nutzbar ist, gleichge-
stellt. § 49 Abs. 3 sollte an diese Regelung ange-
paßt werden. 

21. Zu Artikel 1 (§ 72 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 72 
der Nutzer verpflichtet werden sollte, dem frühe-
ren Grundstückseigentümer die durch § 72 erfaß-
ten Nutzungsänderungen, Veräußerungen und 
Rechtsgeschäfte anzuzeigen. 

Begründung 

§ 74 Abs. 3 Satz 4 sieht für die do rt  genannten Fälle 
eine Verpflichtung des Nutzers vor, die Weiter-
veräußerung dem früheren Grundstückseigentü-
mer anzuzeigen. Angesichts der Schwierigkeit 
des früheren Grundstückseigentümers, insbeson-
dere die in § 72 Abs. 4 genannten Rechtsgeschäfte 
in Erfahrung zu bringen, sollte auch für die Fälle 
des § 72 eine Unterrichtungsverpflichtung des 
Nutzers geschaffen werden, damit für das Aus-
kunftsbegehren des früheren Grundstückseigen-
tümers eine klare Rechtsgrundlage besteht. 

22. Zu Artikel 1 (§ 73 Abs. 2 SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist § 73 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 

„ (2) Größenunterschiede sind als geringfügig 
anzusehen, wenn sie bei einem nach § 18 in 
Ansatz zu bringenden Verkehrswert je Quadrat-
meter von 

1. unter 100 Deutsche Mark fünf vom Hundert, 

2. unter 200 Deutsche Mark vier vom Hundert 
oder 

3. ab 200 Deutsche Mark drei vom Hundert 

nicht überschreiten." 

Begründung 

Bei der Entwurfsfassung würde die in § 51 
Satz 2 vorgesehene entsprechende Anwendung 
Schwierigkeiten bereiten, weil sich der Erbbau-
zins nicht nach dem im Fall eines Ankaufs zu 
zahlenden Preis bemißt, sondern nach dem Ver-
kehrswert und weil der zu zahlende Erbbauzins 
nach § 43 Abs. 2 außerdem von der Nutzungsart 
und bei Eigenheimen auch von der Grundstücks-
größe abhängt. 

Diese Schwierigkeiten können vermieden wer-
den, wenn hier als Vergleichsgröße nicht der 
Preis, sondern der (doppelt so hohe) Verkehrswert 
genommen wird. In § 73 Abs. 2 ergibt sich daraus 
kein sachlicher Unterschied, für § 51 wird aber 
klargestellt, daß die Geringfügigkeitsgrenze nur 
vom Verkehrswert abhängt und nicht auch vom 
Satz des Erbbauzinses. 

23. Zu Artikel 1 (§ 74 Abs. 2 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 74 
Abs. 2 der Nutzer verpflichtet werden sollte, dem 
früheren Grundstückseigentümer eine Nutzungs-
änderung oder eine Beseitigung des Gebäudes, 
die einen Nachzahlungsanspruch auslöst, anzu-
zeigen. 

Begründung 

§ 74 Abs. 3 Satz 4 sieht für die dort genannten Fälle 
eine Verpflichtung des Nutzers vor, die Weiter-
veräußerung dem früheren Grundstückseigentü-
mer anzuzeigen. Die Verpflichtung soll dem 
Grundstückseigentümer die Verfolgung seines 
Nachzahlungsanspruchs erleichtern. Die Interes-
senlage ist im Fall des § 72 Abs. 2 gleich. Es sollte 
daher ebenfalls eine Unterrichtungsverpflichtung 
des Nutzers geschaffen werden. 

24. Zu Artikel 1 (§ 76 Abs. 1 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 76 
Abs. 1 auch eine Regelung getroffen werden 
sollte, bis zu welchem Zeitpunkt der Nutzer im 
Falle des Ankaufs ein Nutzungsentgelt zu entrich-
ten hat. 

Begründung 

Das Sachenrechtsbereinigungsgesetz enthält für 
den Fall des Ankaufs keine ausdrückliche Rege-
lung, bis zu welchem Zeitpunkt der Nutzer das 
Entgelt nach Artikel 233 § 2 a Abs. 1 Satz 4 EGBGB 
in der Fassung des Entwurfs zu entrichten hat. Aus 
§ 44 Abs. 2 Satz 3 könnte entnommen werden, daß 
das Nutzungsentgelt grundsätzlich bis zur Rechts-
änderung, also zur Eintragung im Grundbuch, zu 
zahlen ist. Andererseits ergibt sich aus § 76 Abs. 1 
Satz 2, daß der Nutzer vom Kaufvertragsschluß an 
die auf dem Grundstück ruhenden Lasten zu 
tragen hat. Danach könnte der Abschluß dieses 
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schuldrechtlichen Geschäftes die Bereinigung 
des Rechtsverhältnisses im Sinne von Artikel 233 
§ 2 a Abs. 1 Satz 3 EGBGB in der Fassung des 
Entwurfs darstellen. Dagegen spricht allerdings 
im Hinblick auf § 44 Abs. 2 Satz 3 die Bestimmung 
des § 59 Satz 1. Vernünftige Beteiligte werden bei 
Fehlen einer gesetzlichen Bestimmung eine ver-
tragliche Regelung treffen. 

Bei der Sachenrechtsbereinigung besteht aber ein 
Regelungsbedarf, da zwischen dem Abschluß des 
Kaufvertrages und der Eintragung im Grundbuch 
wegen der häufig erforderlichen Teilungsgeneh-
migungen nach § 120 oftmals ein erheblicher 
Zeitraum liegen wird. Im Hinblick darauf könnte 
bestimmt werden, daß der Nutzer bis zur Zahlung 
des Kaufpreises ein Nutzungsentgelt zu entrich-
ten hat, aber von diesem die auf dem Grundstück 
ruhenden Lasten abziehen kann, soweit sie auf 
den entsprechenden Nutzungszeitraum entfallen 
und von ihm getragen wurden. 

25. Zu Artikel 1 (§ 77 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob es sachgerecht ist, 
anstelle des in § 77 SachenRBerG vorgesehenen 
Gewährleistungsausschlusses eine Ausgleichsre-
gelung für den Fall vorzusehen, daß beim Ankauf, 
bei der Erbbaurechtsbestellung und beim „umge-
kehrten Ankauf" das Entgelt unzutreffend be-
stimmt worden ist. Dafür kann als eine Möglich-
keit die Sachmängelgewährleistung in Betracht 
kommen. 

Begründung 

(1) Der Entwurf will in § 77 für den Fall des 
Ankaufs die Haftung für Sachmängel des Grund-
stücks ausschließen, weil den Nutzern der 
Zustand des Grundstücks bekannt sei und die 
Grundstückseigentümer mit ihnen abschließen 
müßten [Abschnitt E.1.j. bb. (3) (a) des Allgemei-
nen Teils der Begründung]. 

Gegen diesen Haftungsausschluß bestehen aus 
zwei Gründen Bedenken. Zum einen kann hin-
sichtlich der Gewährleistung für den Ankauf des 
Grundstücks nichts anderes gelten als für den 
Erbbaurechtsvertrag und den Vertrag über den 
Hinzuerwerb des Gebäudes durch den Grund

-

stückseigentümer (§ 82); insoweit sieht der Ent-
wurf jedoch keine entsprechende Regelung vor. 
Zum anderen ist ein Gewährleistungsausschluß 
bei einem Vertrag, dessen Konditionen die Par-
teien nicht frei ausgehandelt haben, problema-
tisch. 

a) Ankaufsrecht und Bestellung eines Erbbau-
rechts dürfen hinsichtlich der Sachmängelhaf-
tung nicht unterschiedlich behandelt werden. 
Die Vorschriften der §§ 459ff. BGB gelten auch 
für den auf Bestellung eines Erbbaurechts 
gerichteten Vertrag, entweder weil es sich um 
einen Rechtskauf nach § 433 Abs. 1 Satz 2 BGB 

handelt oder weil gemäß § 493 BGB die Bela-
stung einer Sache gegen Entgelt vorgesehen 
ist. Dabei stellt ein Sachmangel des Grund-
stücks zugleich einen Sachmangel des Erbbau-
rechts dar, auf den die §§ 459 ff. BGB entspre-
chend anzuwenden sind (BGH NJW 1986, 1605 
m. w. N.). Wenn der Entwurf in § 77 für den 
Ankauf die Sachmängelhaftung ausschließen 
will, für den Vertrag über die Bestellung ei-
nes Erbbaurechts aber nicht, so stellt das 
einen gravierenden Wertungswiderspruch dar. 
Das Prinzip der Gleichwertigkeit von Erb-
baurechtsbestellung und Ankauf würde ver-
letzt. 

Für den Fall des „umgekehrten Ankaufs-
rechts " gemäß §§ 82 ff. sieht der Entwurf eben-
falls keinen Gewährleistungsausschluß vor, 
obwohl bei frei ausgehandelten Grundstücks-
kaufverträgen nicht zuletzt im Hinblick auf 
Gebäude die Sachmängelhaftung ausge-
schlossen zu werden pflegt, und zwar auch 
dann, wenn dem Käufer der Zustand des 
Gebäudes nicht näher bekannt ist. Auch inso-
weit enthält der Entwurf also einen Wertungs-
widerspruch. 

b) Aber auch für den Fall des Ankaufs ist ein 
Gewährleistungsausschluß zweifelhaft. Der in 
der Begründung herangezogene Umstand, daß 
die Grundstückseigentümer verpflichtet sind, 
mit den Nutzern abzuschließen, spricht nicht 
für einen Gewährleistungsausschluß. Zwar 
wird bei frei ausgehandelten Grundstücks-
kaufverträgen sehr häufig die Sachmängelhaf-
tung ausgeschlossen. Eine solche Handha-
bung ist auf das Interesse des Verkäufers 
zurückzuführen, der nach der Vertragsabwick-
lung nicht mehr in Anspruch genommen wer-
den möchte; der Käufer kann das damit ver-
bundene Risiko in die Gesamtbewertung der 
Vertragskonditionen, insbesondere des Prei-
ses, einbeziehen und sich dann entscheiden, 
ob er das Grundstück trotzdem kaufen will. 
Dies ist jedoch bei einem nicht frei ausgehan-
delten Vertrag, bei dem beide Parteien darauf 
angewiesen sind, mit der jeweils anderen 
abzuschließen und bei dem die Vertragskondi-
tionen gesetzlich festgelegt sind, nicht mög-
lich. 

Auch wenn die Nutzer das Grundstück in der 
Regel gut kennen, können der tatsächliche 
Zustand und die für die Verkehrswertbestim-
mung angenommenen Faktoren erheblich 
auseinanderfallen: Vorhandene Altlasten und 
öffentlich-rechtliche Baubeschränkungen des 
anzukaufenden Grundstücks kommen in Be-
tracht; es ist aber auch daran zu denken, daß 
alle Beteiligten annehmen, ein Nachbargrund-
stück sei nicht bebaubar und deshalb wegen 
vermeintlich unverbaubarer Aussicht einen zu 
hohen Verkehrswert zugrunde legen. Es wäre 
bedenklich, wenn der Nutzer in solchen Fällen 
an einem Kaufpreis festgehalten werden soll, 
auf dessen Zustandekommen er keinen Einfluß 
hatte und der objektiv zu hoch ist. 
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(2) Für diesen Fall müßte eine Ausgleichsregelung 
zur Verfügung stehen, die die Äquivalenzstörun-
gen beseitigt. Die Gewährleistungsvorschriften 
des Kaufrechts können insofern in Betracht kom-
men. Eine uneingeschränkte Anwendung der 
Gewährleistungsvorschriften wäre allerdings 
nicht zweckmäßig. Die Wandelung müßte ausge-
schlossen werden, damit das Gesetzesziel, Berei-
nigung der Rechtsverhältnisse und möglichst 
Zusammenführung von Grundstücks- und Ge-
bäudeeigentum, erreicht wird. Die Interessen der 
Nutzer wären ausreichend gewahrt, wenn die 
Äquivalenzstörungen in Geld ausgeglichen wer-
den. Daß der Vertrag rückgängig gemacht und 
damit der unbereinigte Zustand wiederhergeste llt 
wird, kann dagegen nicht erwünscht sein. 

26. Zu Artikel 1 (§ 79 Abs. 1 Satz 2 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in 
§ 79 Abs. 1 Satz 2 die Ausnahmen von dem 
Verfügungsverbot des Artikels 1 § 79 Abs. 1 
Satz 1 praxisgerechter formuliert werden kön-
nen. 

Begründung 

Das in § 79 Abs. 1 Satz 1 SachenRBerG vorgese-
hene Verfügungsverbot soll dinglich wirken und 
ist auch vom Grundbuchamt zu beachten. Die in 
Satz 2 dieser Bestimmung vorgesehene Aus-
nahme von diesem Verfügungsverbot bei Veräu-
ßerung des Gebäudeeigentums zur Abwendung 
der Zwangsversteigerung erscheint nicht prakti-
kabel, da die Voraussetzungen hierfür nicht in 
grundbuchmäßiger Form nachgewiesen werden 
können. Damit die Vorschriften in der Praxis 
angewandt werden können, erscheint eine 
andere Formulierung notwendig. In Betracht 
kommen könnte zum Beispiel eine Ausnahme 
vom Veräußerungsverbot für den Fall, daß die 
Zwangsversteigerung bereits angeordnet ist, 
da diese Tatsache dem Grundbuchamt bekannt 
ist. 

27. Zu Artikel 1 (§ 82 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 82 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 auch der Fall des Wiederein-
richters aufgenommen werden sollte. 

Begründung 

Der Fall des Wiedereinrichters sollte geprüft wer-
den, weil sich § 53 des Landwirtschaftsanpas-
sungsgesetzes nicht ausdrücklich auf ihn er-
streckt. 

28. Zu Artikel 1 (§§ 88, 89, 105 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie die zu erwarten-
den enormen Engpässe bei dem als Klagevoraus-
setzung vorgesehenen notariellen Vermittlungs-
verfahren vermieden werden können, um erheb-
liche Verzögerungen in der Verwirklichung der 
mit dem Gesetz gewährten, nur schuldrechtlichen 
Rechtspositionen der Beteiligten zu verhindern. 

Begründung 

Zur Entlastung der Gerichte sieht der Entwurf als 
zwingende Voraussetzung für eine Klage auf 
Abschluß eines Erbbaurechtsvertrages oder eines 
Kaufvertrages die Durchführung von Vermitt-
lungsverfahren durch Notare vor. Das im einzel-
nen geregelte Verfahren (§§ 88 bis 103) kann auf 
Antrag des Nutzers oder Grundstückseigentü-
mers eingeleitet werden; verständigen sie sich 
nicht auf einen Notar des Landes der Belegenheit, 
so ist der zuständige Notar durch das Landgericht 
zu bestimmen. Der Notar erörtert den Sachverhalt 
und die Streitpunkte mit den Beteiligten, führt 
erforderliche Sachverhaltsaufklärungen durch 
und hat im Falle der Nichteinigung abschließend 
einen Vermittlungsvorschlag sowie ein Abschluß-
protokoll über die unstreitigen und die streitig 
gebliebenen Punkte als Grundlage des Klagever-
fahrens zu erstellen (§§ 99, 100, 105, 106). Die 
anwaltliche Vertretung der Beteiligten, auch die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts sowie die Ge-
währung von Prozeßkostenhilfe sind möglich 
(§ 103). Weitere, mit dem notariellen Verfahren 
verbundene Rechtsbehelfsverfahren betreffen 
Beschwerden gegen die Amtstätigkeit des Notars 
(§ 90), über Entscheidungen zur Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand und über die rechts-
verbindliche Entscheidung (Bestätigung) des No-
tars über seinen Vermittlungsvorschlag bei Ter-
minversäumung (§ 97). 

In den neuen Ländern sind von der Sachenrechts-
bereinigung ca. 300 000 Eigenheime und 90 000 
Wirtschaftsgebäude (Wohnungen im komplexen 
Wohnungsbau sollen hier unberücksichtigt blei-
ben) betroffen. Geht man davon aus, daß von den 
390 000 Sachen etwa 1/5 (78 000) auf Sachsen

-

Anhalt entfällt und davon sicherlich 2/3 der Ver-
fahren streitig durchgeführt werden, so hätten die 
ca. 110 Notare jeweils 472 Vermittlungsverfahren 
zu bearbeiten. Da die Notare in diesen Fällen die 
streitigen und unstreitigen Punkte in einem Ein-
gangsprotokoll festzuhalten haben, mit den Betei-
ligten Erörterungen durchführen, Ermittlungen 
anstellen sowie Vermittlungsvorschläge und Ab-
schlußprotokolle zu erarbeiten haben, dürfte pro 
Vermittlungsverfahren sicherlich durchschnitt-
lich der Einsatz eines Tages anzunehmen sein. 
Damit hätte jeder Notar in Sachsen-Anhalt neben 
seiner allgemein hohen Arbeitsbelastung durch-
schnittlich 236 Arbeitstage aufzuwenden. Da 
jedoch bereits die allgemeine Arbeitsbelastung 
der Notare hoch ist, werden sie kaum mehr als ein 
bis zwei Arbeitstage der Woche auf Vermittlungs-
verfahren verwenden können. Dies hätte zur 
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Folge, daß allein für die Durchführung der Ver-
mittlungsverfahren ohne Berücksichtigung zwi-
schengeschalteter Rechtsbehelfsverfahren und 
anschließender Klageverfahren ein Zeitraum von 
ca. fünf Jahren realistischerweise anzusetzen 
ist. 

Der Entwurf geht daher zutreffend davon aus, daß 
die Zahl der Notare in den neuen Ländern für die 
Durchführung der Vermittlungsverfahren, die mit 
enormen Mehrbelastungen verbunden sind, nicht 
ausreicht und nicht wegen eines nur vorüberge-
henden besonderen Arbeitsanfalls die Zahl der 
Notarzulassungen entsprechend erhöht werden 
kann (Begründung zu § 89). Der Entwurf ver-
spricht sich Abhilfe davon, daß den Beteiligten die 
Möglichkeit eröffnet wird, einvernehmlich auch 
Notare aus den alten Ländern zu beauftragen. 
Dabei ist aber zu berücksichtigen, daß in Fällen 
ausgeprägten Interessengegensatzes zwischen 
hiesigen Nutzern und westdeutschen Eigentü-
mern die Vermittlungsaufgabe erschwert und 
beiderseitiges Vertrauen belastet wird; in solchen 
Fällen werden hiesige Nutzer vielfach nicht bereit 
sein, die Wahrnehmung ihrer Belange einem 
„West-Notar" anzuvertrauen. Zudem ist fraglich, 
inwieweit diese bereit sein werden, eine so zeit-
aufwendige, mit Reisen, Besprechungen und 
Ermittlungen in einem der neuen Länder verbun-
dene Tätigkeit zu übernehmen. Daher müssen 
weitere Möglichkeiten unverzögerter Abwick-
lung der Vermittlungsverfahren geprüft werden, 
um einen unvertretbaren Verfahrensstau zu ver-
hindern. Insbesondere kommt in Betracht, die 
Durchführung von Vermittlungsverfahren neben 
den Notaren auf weitere erfahrene Berufsgruppen 
zu verteilen wie Rechtsanwälte, Steuerberater, 
Wirtschaftsprüfer, auf dem Gebiet des Grund-
stücks- und Wohnungswesens öffentlich bestellte 
Sachverständige, deren sich die Beteiligten als 
Beauftragte und Vertreter ihres Vertrauens zur 
Herbeiführung einer Einigung bedienen können. 
Dabei kann den Beteiligten freigestellt werden, 
ob sie so verfahren oder sich eines Notars bedie-
nen wollen. 

Diese Berufsgruppen sind mit Vertragsverhand-
lungen, den Verfahren der außerprozessualen 
Regelung und der Vorbereitung von Vertragsent-
würfen vertraut. Erfahrungsgemäß werden zum 
Beispiel etwa 70 % streitiger Rechtsangelegen-
heiten von den beiderseits beauftragten Anwälten 
einer außerprozessualen Einigung zugeführt. Der 
Klage wird eine privatschriftliche Vereinbarung 
über die Punkte, über die Einigung erzielt ist, und 
über die offenen Punkte sowie ein darauf basie-
render vollständiger Vertragsentwurf als Ver-
tragsangebot des Klägers beizufügen sein (die 
gerichtliche Entscheidung ersetzt die notarielle 
Form). Dies hätte zudem den Vorteil, daß der 
Verfahrensaufwand gemindert wird, da förmliche 
Verfahrensregeln in einem nicht hoheitlich 
geordneten Verfahren entfallen. Insbesondere 
entfallen auch zusätzliche Belastungen der 
Gerichte bei Beschwerden gegen Maßnahmen 
und Entscheidungen des Notars. 

29. Zu Artikel 1 (§ 89 Abs. 1 Satz 3 und 4 — neu — 
SachenRBerG) 

In Artikel 1 sind in § 89 Abs. 1 nach Satz 2 folgende 
Sätze 3 und 4 anzufügen: 

„ § 10a Abs. 2 der Bundesnotarordnung und § 10 
Abs. 2 der Verordnung über die Tätigkeit von 
Notaren in eigener Praxis vom 20. Juni 1990 
(GBl. I Nr. 37 S. 475), die zuletzt durch ... 
geändert worden ist, sind nicht anzuwenden. Die 
Genehmigung von Urkundstätigkeiten und Amts-
handlungen außerhalb des Amtsbezirks (§ 11 
Abs. 2 der Bundesnotarordnung, § 11 Abs. 2 Satz 1 
der Verordnung über die Tätigkeit von Notaren in 
eigener Praxis) soll erteilt werden, sofern nicht die 
Belange einer geordneten Rechtspflege entge-
genstehen." 

Begründung 

§ 89 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs ermöglicht es den 
Beteiligten, abweichend von der örtlichen Zustän-
digkeitsregelung des Satzes 1 die Zuständigkeit 
eines anderen Notars zu vereinbaren. Ohne wei-
tere Regelungen würde es für die Urkundstätig-
keit (§§ 20 bis 22a BNotO) bzw. die Amtstätigkeit 
von Notarinnen und Notaren bei den lokalen 
Beschränkungen der BNotO (§ 10a Abs. 2, § 11 
Abs. 2) und der VONot (§ 10 Abs. 2, § 11 Abs. 2 
Satz 1) verbleiben. Im Rahmen des notariellen 
Vermittlungsverfahrens kann es jedoch häufig 
zweckmäßig sein, daß die Amts- bzw. Urkundstä-
tigkeiten außerhalb der Geschäftsstelle der Nota-
rinnen und Notare und auch deren Amtsbereiche 
und -bezirke etwa am Wohnort eines Beteiligten 
oder in räumlicher Nähe zum Verhandlungsge-
genstand vorgenommen werden. 

Um unnötige Hemmnisse und Verzögerungen zu 
vermeiden, sollen die in § 10a Abs. 2 BNotO, § 10 
Abs. 2 Satz 1 VONot errichteten Schranken für 
Amtstätigkeiten im Rahmen des notariellen Ver-
mittlungsverfahrens entfallen und das Regel-Aus-
nahmeverhältnis der allgemeinen berufsrechtli-
chen Bestimmungen (§ 11 Abs. 2 BNotO, § 11 
Abs. 2 Satz 1 VONot) umgekehrt werden. 

Indem Notarinnen und Notare ihr Amt in den 
Grenzen auszuüben haben, die die Landesjustiz-
verwaltungen für die Notarstellen bestimmen, soll 
eine leistungsstarke, flächendeckende Versor-
gung mit notariellen Dienstleistungen sicherge-
stellt werden. Ein Bedürfnis, Amtshandlungen 
außerhalb des Amtsbezirks zuzulassen, liegt im 
allgemeinen nur selten vor. Dementsprechend 
beschränken die allgemeinen Ausführungsbe-
stimmungen der Länder die Erteilung von Geneh-
migungen nach § 11 Abs. 2 BNotO auf besondere 
Ausnahmefälle. Für den Bereich der Sachen-
rechtsbereinigung ist demgegenüber festzustel-
len, daß Urkundstätigkeit zur Durchführung des 
notariellen Vermittlungsverfahrens im Regelfall 
auch zuzulassen ist, wenn die von den Beteiligten 
ausgewählten Notarinnen und Notare dabei 
außerhalb des zugewiesenen Amtsbezirks tätig 
werden müssen. 
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Das Genehmigungsverfahren stellt der Dienstauf-
sicht ein flexibel zu handhabendes Instrumenta-
rium zur Kontrolle und — nötigenfalls — Einfluß-
nahme zur Verfügung, auf das im Interesse einer 
geordneten Rechtspflege nicht verzichtet werden 
kann. Andererseits gilt es, zur zügigen Durchfüh-
rung der Sachenrechtsbereinigungsverfahren 
Verwaltungsaufwand soweit wie möglich und 
sachlich gerechtfertigt zu vermeiden. Die vorge

-

schlagene Regelung eröffnet den Justizverwal-
tungen die Möglichkeit, je nach regionalen 
Bedürfnissen mehr oder weniger konkret gefaßte 
Genehmigungen zu erteilen. Dies kann in gene-
reller Form durch allgemeine Ausführungsbe-
stimmungen der Landesjustizverwaltungen oder 
auch einzelfallbezogen in Genehmigungen der 
nachgeordneten Aufsichtsbehörden geschehen. 
Es kann an  Anträge einzelner Notare angeknüpft 
werden. Es wäre aber auch zulässig, in allgemei-
ner Form zeitlich oder örtlich begrenzte Erlaub-
nisse auszusprechen. 

Eines zusätzlichen Hinweises auf § 5 Abs. 2 
VONot bedarf es nicht, da diese Bestimmung 
sachlich eine lokale Beschränkung der Amtstätig-
keit des Notars nach den allgemeinen berufs-
rechtlichen Bestimmungen (BNotO, VONot) vor-
aussetzt. 

30. Zu Artikel 1 (§ 91 SachenRBerG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in § 91 
eine Angabe über die Art der Nutzung vor und 
nach den in § 5 Abs. 3 und § 8 genannten 
Stichtagen vorgesehen werden sollte. 

Begründung 

Die Änderung erscheint erforderlich, damit der 
Notar im Vermittlungsverfahren eine Erklärung 
über die Art der Nutzung mit der Folge des 
Artikels 1 § 91 Abs. 4 SachenRBerG verlangen 
kann. 

Die Art der Nutzung ist nicht nur maßgeblich für 
die Ausgestaltung des Vertragsinhalts. 

Auch für die Entscheidung, ob überhaupt ein 
Anspruch nach dem SachenRBerG besteht, 
kommt es auf die Art der Nutzung zu den in 
Artikel 1 § 5 Abs. 3 und § 8 genannten Stichtagen 
an. So besteht zum Beispiel kein Anspruch auf 
Verdinglichung der Rechtsposition, wenn eine 
ursprünglich „echte" Datsche erst nach dem 
2. Oktober zu einem Eigenheim „umgewidmet" 
wird (§ 5 Abs. 3 SachenRBerG). 

Dem im Vermittlungsverfahren tätigen Notar muß 
es möglich sein, die grundlegenden Anspruchs-
voraussetzungen zu überblicken, bevor er seine 
Ermittlungstätigkeit von Amts wegen aufnimmt. 

Zwar wird der Notar in der Regel den Antragstel-
ler zu einer entsprechenden Erklärung auffor-
dern. Wegen Artikel 1 § 91 Abs. 4, der sich nur auf 
Angaben nach Artikel 1 § 91 Abs. 1 bezieht, bliebe 

ein Unterlassen der Erklärung über die Art  der 
Nutzung aber ohne rechtliche Folgen. 

Dem Nutzer ist es auch zuzumuten, sich über die 
Art der Nutzung bereits im Antrag zu erklären. 
Aus den dargelegten Gründen handelt es sich 
nicht um eine Tatsache von untergeordneter 
Bedeutung. 

31. Zu Artikel 1 (§ 91 Abs. 2 Satz 2 SachenRBerG) 

a) In Artikel 1 ist § 91 Abs. 2 Satz 2 wie folgt zu 
fassen: 

„Wird der Ankauf des Grundstücks oder des 
Gebäudes begehrt, soll der Antrag auch Anga-
ben über 

1. das Grundstück oder die davon abzutren-
nende Teilfläche oder das Gebäude und 

2. den Kaufpreis 

enthalten." 

Begründung 

§ 91 Abs. 2 Satz 2 bestimmt den Inhalt des 
Antrags, wenn der Antragsteller von einem 
Ankaufsrecht Gebrauch machen will. Nicht 
geregelt sind die Fälle, in denen der Grund-
stückseigentümer vom Nutzer den Ankauf des 
Grundstücks verlangt; z. B. § 62 Abs. 2, § 83 
Abs. 1 Nr. 2 und die Fälle, in denen das 
Wahlrecht auf den Grundstückseigentümer 
übergegangen ist. 

Umgekehrt sind die Fälle nicht erfaßt, in denen 
der Nutzer den Ankauf des Gebäudes verlan-
gen kann; § 29 Abs. 3. 

b) Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 1 in 
§ 91 Abs. 2 Satz 2 zusätzlich auch der Inhalt des 
Antrags geregelt werden sollte, der auf 
Abschluß eines Vertrages zur Ablösung der 
aus der baulichen Investition begründeten 
Rechte nach § 82 gerichtet ist. 

Begründung 

Nach § 88 Abs. 1 kann auch zum Abschluß 
eines Vertrages zur Ablösung der aus der 
baulichen Investition begründeten Rechte 
nach § 82 ein notarielles Vermittlungsverfah-
ren stattfinden. Im Hinblick darauf sollte auch 
der Inhalt des Antrags für diesen Fall klarge-
stellt werden. 

32. Zu Artikel 1 (§ 95 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist § 95 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„2. der Grundstückseigentümer oder der Nutzer 
die Anspruchsberechtigung bestreitet oder". 
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Begründung 

Der Entwurf sieht in § 95 Abs. 2 Nr. 2 vor, daß der 
Notar das Vermittlungsverfahren einstellen soll 
und die Beteiligten auf den Klageweg zu verwei-
sen sind, wenn der Grundstückseigentümer die 
Einreden nach den §§ 29 bis 31 erhebt. 

Das Bestreiten der übrigen Voraussetzungen des 
Bestehens des Anspruches bleibt nach dem Ent-
wurf im Vermittlungsverfahren ohne rechtliche 
Konsequenzen. 

Gemeint sind damit unter anderem folgende Fall-
gruppen: 

a) Der Grundstückseigentümer bestreitet die 
Berechtigung des Nutzers, weil z. B. die Nut-
zereigenschaft im Sinne des § 9 fehle oder die 
Stichtage des § 8 nicht eingehalten seien. 

b) Der Nutzer bestreitet die Berechtigung des 
Grundstückseigentümers im Sinne des § 82, 
z. B. weil sich das Gebäude nicht auf dem 
Betriebsgrundstück befindet oder eine Be-
triebserweiterung nicht behindert wird. 

Zwar sieht § 109 die Feststellungsklage über das 
Bestehen oder Nichtbestehen der Anspruchsvor-
aussetzungen auch vor Durchführung des nota-
riellen Vermittlungsverfahrens vor. Dem Notar 
wird aber nicht die Möglichkeit eingeräumt, die 
Parteien auf den Klageweg zu verweisen. Er muß 
seine Vermittlungstätigkeit auch bei unter Um-
ständen unbegründeten Ansprüchen durchfüh-
ren. 

Die vorgeschlagene Neufassung lehnt sich an die 
Begründung zu § 109 des Entwurfes an. Dabei 
wird zusätzlich berücksichtigt, daß auch der Nut-
zer in den Fällen des Ankaufs des Gebäudes durch 
den Grundstückseigentümer nach § 82 ff. des 
Entwurfes dessen Anspruchsberechtigung be-
streiten kann. 

Schließlich könnte bei der vorgeschlagenen 
Änderung die Belastung der Notare und Gerichte 
gleichmäßiger verteilt werden. 

33. Zu Artikel 1 (§ 98 Abs. 4 — neu — 
SachenRBerG) 

In Artikel 1 ist in § 98 nach Absatz 3 folgender 
Absatz 4 anzufügen: 

„ (4) Werden Zeugen und Sachverständige von 
dem Notar zu Beweiszwecken herangezogen, so 
werden sie in entsprechender Anwendung des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen entschädigt." 

Begründung 

Das Gesetz über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen ist nicht unmittelbar anzu-
wenden, da es eine Heranziehung des Beweismit-
tels durch das Gericht oder einen Staatsanwalt 
voraussetzt. Absatz 4 stellt die entsprechende 
Anwendung jenes Gesetzes sicher. Hierdurch 

wird zugleich klargestellt, daß es sich bei der 
Entschädigung um Auslagen nach § 137 Nr. 4 der 
Kostenordnung handelt, die der Notar nach § 101 
erheben kann. 

34. Zu Artikel 1 (§ 101 Abs. 1, § 102 Abs. 1 
SachenRBerG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In § 101 Abs. 1 ist nach Satz 2 folgender Satz 3 
anzufügen: 

„Außerdem werden dem Notar alle Entgelte 
erstattet, die von Behörden und Personen für 
seine Ermittlungen nach § 98 erhoben wer-
den. " 

b) In § 102 Abs. 1 Satz 1 sind nach dem Wort 
„Vermittlungsverfahrens" die Wörter „ein-
schließlich der bei Ermittlungen nach § 98 
erhobenen Entgelte" einzufügen. 

Begründung 

Die §§ 101 und 102 enthalten die Kostenregelun-
gen für das notarielle Vermittlungsverfahren. 
Hier sollte verdeutlicht werden, daß zusätzlich zu 
den Gebühren nach § 32 der Kostenordnung auch 
die für die Ermittlungen des Notars notwendigen 
Aufwendungen für Auskünfte aus der Kaufpreis-
sammlung, für die ggf. durchzuführenden Kata-
stervermessungen und für die Erstattung von 
Gutachten als Auslagen erhoben werden und von 
den Beteiligten zu tragen sind. 

35. Zu Artikel 2 § 1 Nr. 3 — neu — (§ 33 
ErbbauVO) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob § 33 der Verord-
nung über das Erbbaurecht dahin gehend abge-
ändert werden sollte, daß beim Heimfall des 
Erbbaurechts auch ein daran bestehendes Unter-
erbbaurecht bestehenbleibt. 

Begründung 

Die Änderung der Erbbaurechtsverordnung 
durch das Sachenrechtsänderungsgesetz und der 
Entwurf des Registerverfahrenbeschleunigungs-
gesetzes geben Veranlassung zu überprüfen, ob 
das von der Rechtsprechung (BGHZ 62, 179) 
zugelassene, in der Literatur jedoch weiterhin 
umstrittene, im künftigen § 6a Grundbuchord-
nung in der Fassung durch das Registerverfahren-
beschleunigungsgesetz vorausgesetzte Erbbau-
recht an einem anderen Erbbaurecht (= Untererb-
baurecht) systemgerecht eingefügt werden kann. 
Der wesentlichste Grund, der gegen die genannte 
Rechtsprechung eingewandt wird, ist die Nichter-
wähnung des Erbbaurechts in § 33 Abs. 1 Erbbau-
rechtsverordnung und das daraus folgende Erlö-
schen des Untererbbaurechts beim Heimfall des 
Erbbaurechts. Da durch das Registerverfahren-
beschleunigungsgesetz erstmals in einem Gesetz 
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das Untererbbaurecht vorausgesetzt wird, gegen 
dessen Zulässigkeit aus dem genannten Grund 
beachtliche Bedenken jedoch geltend gemacht 
werden, erscheint die sachlich unproblematische 
Änderung des § 33 Abs. 1 Erbbaurechtsverord-
nung naheliegend. 

36. Zu Artikel 2 § 5 (§ 64b Abs. 1 Landwirtschafts

-

anpassungsgesetz) 

In Artikel 2 § 5 ist § 64 b Abs. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„(1) Der Anteilsinhaber eines aus einer LPG 
durch Formwechsel hervorgegangenen Unter-
nehmens neuer Rechtsform oder eines durch Tei-
lung einer LPG entstandenen Unternehmens 
kann von diesem die Rückübereignung der nach 
§ 13 Abs. 1 des Gesetzes über die landwirtschaft

-

lichen Produktionsgenossenschaften vom 3. Juni 
1959 (GBl. I S. 577) eingebrachten Wirtschaftsge-
bäude zum Zwecke der Zusammenführung mit 
dem Eigentum am Grundstück verlangen. Der in 
Satz 1 bestimmte Anspruch steht auch einem 
Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers 
zu, der nicht Anteilsinhaber ist."  

Begründung 

Anteilsinhaber ist der Oberbegriff, unter den im 
Umwandlungsrecht sowohl das Mitglied einer 
Genossenschaft, der GmbH-Gesellschafter als 
auch der Gesellschafter einer Personengesell-
schaft fallen sollen. 

Satz 1 soll nicht nur für den Formwechsel, sondern 
auch für die Unternehmensteilung anwendbar 
sein. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

A. Zu den Vorschlägen 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 — § 3 Abs. 2 Satz 2 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun-
desrates grundsätzlich zu. Die Einbeziehung der nicht 
ausgeführten, „hängenden" Verkäufe von Gebäuden 
in die Sachenrechtsbereinigung erfordert jedoch 
umfangreiche Änderungen im Entwurf. 

a) § 3 Abs. 2 sollte unverändert bleiben. 

Dem § 3 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Nach diesem Gesetz sind auch die Fälle zu 
bereinigen, in denen der Nutzer ein Gebäude oder 
eine bauliche Anlage gekauft hat, die Bestellung 
eines Nutzungsrechts aber ausgeblieben und selb-
ständiges, vom Eigentum am Grundstück getrenn-
tes Eigentum am Gebäude nicht entstanden ist, 
wenn der Nutzer auf Grund des Vertrags Besitz am 
Grundstück erlangt hat oder den Besitz ausgeübt 
hat. Dies gilt nicht, wenn der Vertrag 

1. wegen einer Pflichtverletzung des Käufers nicht 
erfüllt worden ist, 

2. wegen Versagung einer erforderlichen Geneh-
migung aus anderen als den in § 6 der Verord-
nung über die Anmeldung vermögensrechtli-
cher Ansprüche in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. August 1990 (BGBl. I S. 1481) 
genannten Gründen nicht durchgeführt werden 
konnte oder 

3. nach dem 18. Oktober 1989 abgeschlossen wor-
den ist und das Grundstück nach den Vorschrif-
ten des Vermögensgesetzes an den Grund-
stückseigentümer zurückzuübertragen oder zu-
rückübertragen worden ist." 

b) aa) In Kapitel 6 ist die Überschrift des Abschnitts 2 
wie folgt zu fassen: 

„Rückübertragung von Grundstücken 
und dinglichen Rechten". 

bb) Vor § 121 wird folgender § 120a eingefügt: 

„§ 120a 

Ansprüche nach Abschluß 
eines Kaufvertrags 

(1) Der Nutzer, der bis zum Ablauf des 
18. Oktober 1989 mit einer staatlichen Stelle 
der Deutschen Demokratischen Republik 
einen Kaufvertrag über ein Gebäude oder 
eine bauliche Anlage abgeschlossen hat,  

kann auch gegenüber dem Grundstücks-
eigentümer, an den das Grundstück nach den 
Vorschriften des Vermögensgesetzes durch 
Entscheidung des Amtes zur Regelung offener 
Vermögensfragen zurückübertragen worden 
ist, die in Kapitel 2 begründeten Ansprüche 
geltend machen. 

(2) Erbbauzins und Ankaufspreis sind nach 
dem Wert des Bodens und dem Restwert eines 
vom Grundstückseigentümer errichteten oder 
erworbenen Gebäudes oder einer baulichen 
Anlage und der Grundstückseinrichtungen zu 
bemessen. Für die Bestimmung des Restwerts 
des Gebäudes, der baulichen Anlage oder der 
Grundstückseinrichtungen ist § 75 Abs. 1 
Satz 2 bis 4 entsprechend anzuwenden. 

(3) Der Nutzer hat auf Verlangen des 
Grundstückseigentümers innerhalb der in § 15 
Abs. 2 bestimmten Frist zu erklären, ob er von 
den Ansprüchen auf Erbbaurechtsbestellung 
oder Ankauf des Grundstücks Gebrauch 
machen will und die Wahl auszuüben. Erklärt 
der Nutzer, daß er die in Satz 2 bestimmten 
Ansprüche nicht geltend machen will, ist § 17 
Satz 5 des Vermögensgesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Der Nutzer kann von der Gemeinde oder 
der Gebietskörperschaft, die den Kaufpreis 
erhalten hat, nach § 323 Abs. 3 und § 818 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs die Herausgabe 
des Geleisteten verlangen, soweit diese durch 
seine Zahlung bereichert ist. Ansprüche auf 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung sind 
ausgeschlossen. 

Begründung 

Zu a) 

Die Einbeziehung der Fälle, in denen zwar Kaufver-
träge über Gebäude oder bauliche Anlagen abge-
schlossen worden sind, der Kaufvertrag jedoch nicht 
vollzogen worden ist, entspricht den Grundsätzen des 
Entwurfs. Hierbei kann es sich um ein Eigenheim 
handeln, das eine sozialistische Genossenschaft, eine 
landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft oder 
ein volkseigener Betrieb für einen noch nicht bekann-
ten Bürger errichtet hat (§ 2 Abs. 2 der Eigenheim

-

verordnung vom 31. August 1978 — GBl. I Nr. 40 
S. 425). In den meisten Fällen wird jedoch ein Bau-
werk Gegenstand des Vertrags sein, das nach den 
Gesetzen über den Verkauf volkseigener Gebäude 
(die Bezeichnung wechselte entsprechend der Art der 
veräußerbaren Gebäude) 
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— vom 15. September 1954 (GBl. I Nr. 81 S. 784), 

— vom 19. Dezember 1973 (GBl. I Nr. 58 S.578) und 
schließlich 

— vom 7. März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157), dem sog. 
Modrow-Gesetz, 

verkauft worden ist, wenn die Verleihung des Nut-
zungsrechts und die Eintragung des Gebäudes im 
Grundbuch jedoch unterblieben ist. Wie in den Fä llen 
der Errichtung eines Gebäudes liegen auch bei den 
nicht vollzogenen Verkäufen sog. „hängende" Fälle 
vor, wenn die Nutzungsrechtsbestellung und die 
Begründung selbständigen Gebäudeeigentums aus 
behördlicher Nachlässigkeit unterblieben ist. Auch 
der Käufer eines Gebäudes soll aus solchen gesetzes

-

widrigen Nachlässigkeiten keine Nachteile erlei-
den. 

Zu Absatz 3 — neu 

Die „hängenden" Gebäudekaufverträge sind neben 
den „hängenden" Bebauungen eine selbständige 
Fallgruppe, deren Einbeziehung in die Sachenrechts-
bereinigung einen größeren Regelungsaufwand er-
fordert, da diesen Fällen eine bauliche Investition des 
Nutzers nicht zugrunde liegt. 

Absatz 3 bestimmt insoweit Voraussetzungen (Satz 1) 
und Grenzen (Satz 2) für eine Einbeziehung dieser 
Fälle in die Sachenrechtsbereinigung. 

Zu Satz 1 

Es muß sich um einen Kaufvertrag über ein Gebäude 
gehandelt haben, dessen Erfüllung die Bestellung 
eines Nutzungsrechts und die Begründung selbstän-
digen Gebäudeeigentums voraussetzte. Eine einem 
Nutzungsrecht oder bestehendem Gebäudeeigentum 
vergleichbare Belastung liegt nur dort vor, wo nach 
dem Recht der DDR eine Verdinglichung vorgesehen 
war, diese aber infolge dem Nutzer nicht zuzurech-
nender Umstände ausgeblieben ist. Der Nutzer soll 
grundsätzlich keine Nachteile dadurch erleiden, daß 
die zur Absicherung seines Erwerbs vorgesehenen 
Rechtsvorschriften nicht eingehalten worden sind. Die 
Sachenrechtsbereinigung kann jedoch nicht über die 
einschlägigen rechtlichen Regelungen der DDR hin-
aus zum Nachteil der Grundstückseigentümer Ver-
dinglichungen neu begründen und hieraus eine Betei-
ligung des Nutzers am Bodenwert anordnen. Dies 
entspricht dem Grundgedanken, wie er in Absatz 2 
Satz 2 des Entwurfs für die Bebauungen zum Aus-
druck gebracht worden ist. 

In den „hängenden" Kaufvertragsfällen ist keine 
bauliche Investition, sondern eine durch den Kaufver-
trag begründete Besitz- und Nutzungsberechtigung 
zu schützen. Das Gebäude muß daher an  den Nutzer 
entweder auf Grund des Kaufs zur Nutzung überge-
ben worden sein oder es muß vom Nutzer, der bereits 
zuvor als Mieter, Pächter usw. Besitz am Gebäude 
hatte, nunmehr als Käufer genutzt worden sein. Erst 
mit Besitzerlangung hatte der Nutzer die wirtschaftli-
chen Vorteile erlangt; die nachfolgende Bestellung 

des Nutzungsrechts und der Erwerb des Eigentums 
am Gebäude war dann allein eine vom Handeln 
staatlicher Stellen abhängige Formalität. 

Zu Satz 2 

Die Nummern 1 und 2 stellen klar, daß nur die 
„hängenden", jedoch nicht die wegen einer Pflicht-
verletzung des Käufers oder wegen Versagung einer 
staatlichen Genehmigung gescheiterten Verträge 
Ansprüche des Nutzers nach dem Sachenrechtsberei-
nigungsgesetz begründen. Nummer 3 trägt den Rege-
lungen des Vermögensgesetzes für die res titutions

-

belasteten Grundstücke Rechnung. 

Zu Nummer 1 

Ist der Kaufvertrag infolge einer Pflichtverletzung des 
Käufers (falsche Angaben beim Vertragsschluß, Zah-
lungsverzug usw.) nicht erfüllt worden, so liegt kein 
„hängender" Fall, sondern ein gescheiterter Vertrag 
vor. Die Erfüllung des Vertrags auf Begründung 
selbständigen Gebäudeeigentums ist nunmehr un-
möglich, da nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch die-
ses nicht neu bestellt werden kann. 

Hat der Käufer das Scheitern des Vertrags selbst 
herbeigeführt, so ist es ausgeschlossen, seine Ver-
tragsuntreue noch durch einen gesetzlichen Anspruch 
auf Verdinglichung unter Beteiligung am Bodenwert 
zu belohnen. 

Zu Nummer 2 

Verträge, die wegen Versagung einer staatlichen 
Genehmigung nicht durchgeführt werden konnten 
und deshalb gescheitert sind, können grundsätzlich 
ebenfalls keine dem Erwerb des Gebäudeeigentums, 
für den es einer Eintragung im Grundbuch bedurft 
hätte (§ 297 ZGB), gleichar tigen Rechte begründen. 
Hier war der Kaufvertrag infolge Versagung einer 
notwendigen Genehmigung unwirksam geworden. 

Nummer 2 betrifft vor allem die Fälle, in denen die 
nach § 2 der Grundstücksverkehrsverordnung vom 
15. Dezember 1977 (GBl. I Nr. 5 S. 73) erforderliche 
Genehmigung aus den in § 3 Abs. 4 genannten Grün-
den versagt worden ist. Mit der Versagung der Geneh-
migung war das Geschäft gescheitert. 

Hiervon auszunehmen sind die Fälle, in denen die 
Genehmigung nach § 6 der Verordnung über die 
Anmeldung vermögensrechtlicher Ansprüche versagt 
oder das Genehmigungsverfahren ausgesetzt worden 
ist. Die Versagung oder Aussetzung der Genehmi-
gung sollte die Durchsetzung der mit dem Vermö-
gensgesetz begründeten Rückgabeansprüche si-
chern, jedoch nicht Ansprüche aus einer Sachen-
rechtsbereinigung ausschließen. Das Verhältnis zwi-
schen Restitution und Sachenrechtsbereinigung wird 
in der Begründung zu Nummer 3 weiter ausgeführt. 
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Zu Nummer 3 

Nummer 3 enthält die Regelung für die Fälle, in denen 
das Grundstück an  den Alteigentümer nach § 3 Abs. 1 
des Vermögensgesetzes zurückzugeben ist. Für diese 
Grundstücke müssen die in den Nummern 3 b und 
13 d der Gemeinsamen Erklärung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik zur Regelung offener Vermögensfragen vom 
15. Juni 1990 (Anlage III des Einigungsvertrages) 
festgelegten Grundsätze, denen in § 4 Abs. 2 Satz 2 
des Vermögensgesetzes Rechnung ge tragen wird, 
beachtet werden. 

Für das Verhältnis zwischen Res titution und Sachen-
rechtsbereinigung ergibt sich hieraus folgendes: 

— Ist der Kaufvertrag über das Gebäude vor dem 
Ablauf des 18. Oktober 1989 (sog. Stichtag) 
geschlossen worden, so schließt der Vertrags-
schluß die Restitution nicht aus, da der Nutzer 
weder ein Nutzungsrecht noch Eigentum an  einem 
Gebäude erworben hat (§ 4 Abs. 2 Satz 1 des 
Vermögensgesetzes). 

Der Nutzer, der vor dem Stichtag ein Gebäude auf 
einem zurückzugebenden Grundstück gekauft 
hat, darf gegenüber dem Alteigentümer jedoch 
nicht schlechter stehen als derjenige, der ein 
Gebäude auf einem nicht restitutionsbelasteten 
Grundstück gekauft hat, wenn die Erfüllung des 
Kaufvertrages aus behördlicher Nachlässigkeit 
ausgeblieben ist. Die Rückgabe soll zwar die 
Folgen der in § 1 des Vermögensgesetzes bezeich-
neten Maßnahmen ausgleichen, aber keine Bes-
serstellung des Restitutionsgläubigers im Ver-
gleich zu nicht enteigneten Grundstückseigen-
tümern herbeiführen. 

Eine solche Benachteiligung könnte z. B. in dem 
Fall eintreten, in dem eine landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaft ein von ihr errichtetes 
Wohnhaus an einen Nutzer verkauft, jedoch kein 
Nutzungsrecht zugewiesen hat und der Grund-
stückskaufvertrag nicht durch Eintragung des 
Gebäudes in das Grundbuch vollzogen worden ist. 
Ein solches Gebäude kann auf einem nicht restitu-
tionsbelasteten Grundstück eines ehemaligen Mit-
glieds der landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaft oder auch auf einem enteigneten, jedoch 
von der landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaft bewirtschafteten Grundstück stehen. In 
dem zuerst genannten Fall stehen dem Nutzer 
gegen den Grundstückseigentümer die Ansprüche 
nach dem Entwurf zu, da es wegen der Willkürlich-
keit staatlichen Handelns in der ehemaligen DDR 
grundsätzlich nicht darauf ankommt, ob das Nut-
zungsrecht zugewiesen worden ist oder nicht. Der 
Umstand, daß der restitutionsberechtigte Alt-
eigentümer enteignet worden ist, darf diesen 
gegenüber einem Nutzer grundsätzlich nicht bes-
ser stellen. 

— Das Sachenrechtsbereinigungsgesetz kann jedoch 
dann keine Anwendung finden, wenn das Grund-
stück nach den Vorschriften des Vermögensgeset-
zes zurückzugeben und der Kaufvertrag erst nach 
dem 18. Oktober 1989 abgeschlossen worden ist. 

Die Regelungen im Vermögensgesetz beruhen auf 
dem Grundsatz, daß ein Erwerb in der Krise der 
sozialistischen Eigentums- und Sozialordnung kei-
nen Schutz vor dem Rückgewährinteresse des 
Eigentümers verdient (vgl. die Begründung zu § 4 
des Vermögensgesetzes, Drucksache 11/7831 
S. 5). Das Bestandsschutzinteresse des Nutzers, 
der ein Grundstück oder Gebäude gekauft hat, soll 
dann, wenn das seinem Erwerb zugrundeliegende 
Rechtsgeschäft erst im unmittelbaren zeitlichen 
Vorfeld der eigentumsrechtlichen Zuordnung zum 
Vermögen des Alteigentümers abgeschlossen 
wurde, nach der Gemeinsamen Erklärung und den 
Regelungen im Vermögensgesetz hinter das Rück-
gewährinteresse des Alteigentümers zurücktreten 
(vgl. die Gegenäußerung der Bundesregierung zur 
Stellungnahme des Bundesrates zum Regierungs-
entwurf des 2. VermRÄndG, Drucksache 12/2695 
S. 28). 

Nach den Regelungen im Vermögensgesetz setzt 
sich in diesen Fällen der Rückgewähranspruch 
selbst gegenüber einem vollzogenen Geschäft 
nach Nutzungsrechtsbestellung und Eintragung 
des Nutzers als Eigentümer des Gebäudes in das 
Grundbuch durch. Der nicht vollzogene Kaufver-
trag kann keine besseren Rechte gegenüber dem 
Alteigentümer begründen. 

Zu b) 

Der in den Entwurf einzustellende § 120a enthält 
Vorschriften über die Bemessung des Erbbauzinses 
und des Ankaufspreises nach Rückgabe des Grund-
stücks an  den Alteigentümer. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 beschreibt den Anwendungsbereich der die 
Sachenrechtsbereinigung ergänzenden Regelung. 
Die Bestimmung ist nur auf die „hängenden" Gebäu-
dekaufverträge anzuwenden, wenn der Vertrag mit 
der staatlichen Stelle vor dem 19. Oktober 1989 abge-
schlossen worden ist. Ist das Gebäude vor dem S tich-
tag erworben worden, findet keine Res titution statt. 
Ein Vertragsschluß nach dem Stichtag vermag gegen-
über dem Restitutionsanspruch kein schützenswertes 
Recht zu begründen. Insoweit ist auf die Begründung 
zu § 3 Abs. 3 zu verweisen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält die Grundsätze zur Bestimmung des 
Erbbauzinses und des Ankaufspreises in diesen Fäl-
len. Die Vereinbarungen in dem von der staatlichen 
Stelle oder dem staatlichen Verwalter mit dem Nutzer 
abgeschlossenen Kaufvertrag können hier nicht zur 
Anwendung kommen. Dies ergibt sich schon aus der 
in § 1 Abs. 1 Buchstabe c des Vermögensgesetzes 
getroffenen Regelung, die hier die Res titution vor-
sieht. Diese Bestimmung wäre sinnlos, wenn der 
Alteigentümer in den Kaufvertrag einzutreten hätte 
und danach wieder zur Veräußerung des Grundstücks 
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oder des Gebäudes zu denselben Bedingungen ver-
pflichtet wäre. 

Die Teilung des Bodenwerts entspricht den allge-
meinen Grundsätzen der Sachenrechtsbereinigung. 
Alteigentümer und Eigentümer auf der einen und der 
Nutzer auf der anderen Seite werden insoweit gleich 
behandelt; es kommt nicht darauf an, ob das Grund-
stück restitutionsbelastet gewesen ist oder nicht. 

Der Wert des Gebäudes, der baulichen Anlage oder 
der Grundstückseinrichtungen ist grundsätzlich nicht 
zu teilen, wenn dieser Wert dem restituierten Alt-
eigentümer zuzurechnen ist. Dies ist der Fa ll , wenn 
der Alteigentümer das Gebäude errichtet oder erwor-
ben hatte. In diesen Fä llen ist aber für eine sach-
gerechte Bewertung zu sorgen, die werterhöhende 
bauliche Investitionen des Nutzers ausschließt und 
zudem Abschreibungen und besondere Wertminde-
rungen wegen solcher Bauschäden vornimmt, die bei 
Übernahme des Gebäudes vorhanden waren. Nach 
Absatz 2 ist nur der noch vorhandene, dem Alteigen-
tümer zuzurechnende Restwert in Ansatz zu bringen. 
Wegen der Grundlagen für die Bestimmung dieses 
Restwertes ist auf die entsprechenden Regelungen für 
die Preisbemessung beim Überlassungsvertrag (§ 75 
Abs. 1 Satz 2 bis 4) zu verweisen. 

Zu Absatz 3 

Der Nutzer muß die Ansprüche nach dem Entwurf 
nicht in Anspruch nehmen. Er kann sich z. B. auch 
dahin entscheiden, das Gebäude wieder als Mieter 
oder Pächter zu nutzen. Die Verweisung auf § 17 
Abs. 1 Satz 5 des Vermögensgesetzes bewirkt, daß ein 
mit Abschluß des Kaufvertrages erloschenes Miet-
oder anderes Nutzungsverhältnis wieder auflebt, 
wenn der Nutzer erklärt, daß er weder ankaufen will 
noch ein Erbbaurecht begehrt. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 regelt die Ansprüche gegen die Körper-
schaft, die den Kaufpreis vereinnahmt hat. (Nach § 3 
Abs. 1 der Durchführungsbestimmung zum Gesetz 
über den Verkauf volkseigener Eigenheime, Mit-
eigentumsanteile und Gebäude vom 19. Dezember 
1973 — GBl. I Nr. 59 S. 590 — waren z. B. die Räte der 
Städte oder Gemeinden für den Abschluß der Kauf-
verträge zuständig.) 

Die Erfüllung der mit den Nutzern abgeschlossenen 
Kaufverträge ist infolge der Rückgabe durch Entschei-
dung des Amtes zur Regelung offener Vermögensfra-
gen unmöglich geworden. Den Nutzern ist daher 
entsprechend der allgemeinen Regelung in § 323 
Abs. 3 BGB ein Anspruch auf Herausgabe der Gegen-
leistung nach den Bestimmungen über die ungerecht-
fertigte Bereicherung zu gewähren. Die Haftung der 
Städte und Gemeinden beruht nicht auf einer Rechts-
oder Funktionsnachfolge für die Handlungen der Räte 
der Städte und der Gemeinden, sondern auf dem 
rechtsgrundlosen Erwerb der Gegenleistung. Die Haf-
tung ist daher auf die vorhandene Bereicherung zu 
beschränken. In der Regel verblieb der Erlös den 

Städten und Gemeinden als außerplanmäßige Ein-
nahme (vgl. § 5 Abs. 3 der Durchführungsbestim-
mung zum Gesetz über den Verkauf volkseigener 
Eigenheime, Miteigentumsanteile und Gebäude für 
Erholungszwecke vom 19. Dezember 1973 — GBl. I 
Nr. 59 S. 590). 

Schadensersatzansprüche wegen Nichterfüllung 
nach § 325 Abs. 1 Satz 1 BGB (§ 90 Abs. 3 ZGB enthielt 
eine vergleichbare Verpflichtung zum Schadens-
ersatz im Falle einer vom Schuldner zu vertretenden 
Unmöglichkeit) sind auszuschließen, da die spätere 
Restitution in der Regel nicht vorhergesehen werden 
konnte und eine unvertretbare Belastung für die 
Gebietskörperschaft herbeiführen würde, die zwar in 
den Besitz der Gegenleistung gelangt ist, mit dem Rat 
der Stadt, der Gemeinde oder des Kreises aber nicht 
identisch ist. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 — § 11 Abs. 2 Satz 4 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen eine Erwei-
terung des § 11 Abs. 2 Satz 4 aus. 

§ 11 Abs. 2 regelt das Problem, unter welchen Voraus-
setzungen bauliche Investitionen des Nutzers, der das 
Grundstück auf Grund eines sog. Überlassungsvertra-
ges zur Nutzung erhalten hat, vom Vertragsinhalt 
abweichend einen Anspruch auf Verdinglichung 
durch Erbbaurechtsbestellung oder Ankauf des 
Grundstücks begründen sollen. Die Regelung im 
Entwurf beruht darauf, daß in den vom Ministerium 
der Finanzen der DDR herausgegebenen Vertragsmu-
stern  (abgedruckt z. B. in der Dokumentation von 
Fieberg/Reichenbach, Enteignung und offene Vermö-
gensfragen in der ehemaligen DDR, Ergänzungsband, 
Nr. 3.5.11.1) unverbindlich der Abschluß eines Kauf-
vertrages in Aussicht gestellt worden war und viele 
Nutzer daher — wie ein Eigentümer — Verwendun-
gen auf das aufstehende Gebäude vorgenommen 
haben. 

Die baulichen Aufwendungen des Nutzers rechtferti-
gen aus diesem Grund die Begründung von Ansprü-
chen nach dem Entwurf, soweit sie den in § 11 Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten Umfang erreicht oder überschrit-
ten haben und der Nutzer annehmen konnte, das 
Grundstück auf Grund des mit dem staatlichen Ver-
walter abgeschlossenen Vertrags einmal kaufen zu 
können. Nach dem Beitritt und dem Inkrafttreten des 
Vermögensgesetzes, das in den §§ 11 ff. die Aufhe-
bung der staatlichen Verwaltung als ein Ziel des 
Gesetzes bestimmt hatte, konnte der Nutzer nicht 
mehr — wie in der DDR — darauf vertrauen, daß sein 
Besitz über die vereinbarte Vertragsdauer Bestand 
haben werde und er das Grundstück voraussichtlich 
auf Grund des mit dem staatlichen Verwalter 
geschlossenen Vertrages werde kaufen können. 

Verwendungen, die der Nutzer erst nach dem Beitritt 
vorgenommen hat, sind deshalb allein nach dem 
insoweit fortgeltenden Überlassungsvertrag zu beur-
teilen, der einen umfassenden Anspruch auf Ersatz 
begründet. Erst nach dem Beitritt vorgenommene 
bauliche Investitionen auf fremden Grundstücken 
vermögen daher grundsätzlich keine weitergehenden 
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gesetzlichen Ansprüche auf Erbbaurechtsbestellung 
oder zum Ankauf des Grundstücks zu begründen. 
Dieser Grundsatz ist im übrigen in § 8 Nr. 2 zum 
Ausdruck gebracht worden. 

Die Regelung in § 11 Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs ist eine 
Bestimmung zum Ausgleich von Härten zugunsten 
der Nutzer, die keiner Erweiterung zugänglich ist. Die 
Bestimmung läßt es zu, nach dem Beitritt vorgenom-
mene notwendige Verwendungen zu berücksichti-
gen. Notwendige Verwendungen sind solche, die zur 
Erhaltung oder ordnungsgemäßen Bewi rtschaftung 
der Sache objektiv erforderlich sind, die also der 
Nutzer dem Grundstückseigentümer, der sie sonst 
hätte vornehmen müssen, erspart hat (vgl. statt a ller 
BGHZ 64, 333, 339). Solchen Verwendungen (z. B. die 
Reparatur eines undicht gewordenen Hausdaches) 
konnte sich der Nutzer nicht entziehen; der Grund-
stückseigentümer hätte die Verwendungen sonst 
ebenfalls vornehmen müssen. Hier würde eine unan-
gemessene Härte entstehen, wenn der Nutzer solche 
Verwendungen in den Vergleich zwischen seinen 
baulichen Investitionen und dem Restwert des Gebäu-
des nicht einbeziehen könnte. 

Nützliche Verwendungen sind hingegen alle Auf-
wendungen, die nicht erforderlich sind, jedoch den 
Wert oder die Brauchbarkeit der Sache erhöhen (z. B. 
der Einbau einer Zentral- anstelle einer funktionsfä-
higen Ofenheizung). Derartige Aufwendungen mußte 
der Nutzer nicht zu diesem Zeitpunkt vornehmen. Der 
Nutzer, der erst nach dem Beitritt solche Verwendun-
gen vorgenommen hat, handelte zwar auf der Grund-
lage des fortbestehenden Vertrags, der einen umfas-
senden Anspruch auf Ersatz der Verwendungen vor-
sieht, jedoch unter veränderten rechtlichen Rahmen-
bedingungen, die die Aufhebung der staatlichen Ver-
waltung und den Eintritt des Grundstückseigentü-
mers in seine früheren Rechte bei Beendigung der 
Vertragszeit vorsahen. Es fehlt insoweit an jeder 
Grundlage, diese Investitionen über den Vertrag hin-
aus zu schützen und hieraus eine Beteiligung des 
Nutzers am Bodenwert und Ansprüche auf Erbbau-
rechtsbestellung oder zum Ankauf des Grundstücks 
zu begründen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 — § 11 Abs. 3 
SachenRBerG) 

Der Referentenentwurf enthielt in § 4 Abs. 3 eine 
Begriffsbestimmung für Gebäude im Sinne des Ent-
wurfs, die auch die baulichen Anlagen (Fabrikations-
anlagen, Sportstätten usw.) einbezog. Gegen diese 
Gleichstellung (gesetzliche Fiktion) wurde in den 
Beratungen zum Entwurf eingewandt, daß sie sich zu 
sehr von dem allgemeinen und auch sonst in gesetz-
lichen Regelungen üblichen Sprachgebrauch ent-
ferne. Man  solle statt dessen im Entwurf von Gebäu-
den und — wo zur Klarstellung erforderlich — von 
Gebäuden und baulichen Anlagen sprechen. Der 
Entwurf der Bundesregierung ist dieser Anregung 
gefolgt. 

Dies erschien auch insofern zweckmäßig, als der 
Entwurf auf das Gebäudeeigentum als Rechtsinstitut 
der DDR Bezug nimmt (z. B. § 9 Abs. 1 Nr. 1, § 13 Abs. 2) 

und insoweit die Bezeichnung des selbständigen 
Eigentums am Gebäude ausreicht. Im Eigenheimbau 
(§ 5) und im staatlichen oder genossenschaftlichen 
komplexen Wohnungsbau (§ 6) sind Gebäude Gegen-
stand der von den Nutzern vorgenommenen bauli-
chen Investitionen. Allein bei den anderen baulichen 
Nutzungen kann es sich sowohl um Gebäude als auch 
um bauliche Anlagen handeln. 

Die Prüfbitte des Bundesrates gab Anlaß, die Bezeich-
nungen „Gebäude, Bauwerke und bauliche Anlagen „ 

 in den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs noch 
einmal redaktionell zu überprüfen. Hiernach sind 
folgende Änderungen angezeigt: 

a) In § 7 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe b sollte es statt 
„Bauwerken oder baulichen Anlagen" „Gebäuden 
oder baulichen Anlagen" heißen. Das Begriffspaar 
„Gebäude oder bauliche Anlage" entspricht dem 
üblichen Sprachgebrauch des Entwurfs. 

b) Aus dem gleichen Grund sollte in § 11 Abs. 1 Nr. 1 
statt „Bauwerks" „Gebäudes" gesetzt werden. 

c) In § 19 Abs. 1 sollte nach den Wörtern „einer 
baulichen Anlage" der Verweis „nach § 11 Abs. 3" 
gestrichen werden. Der Entwurf verzichtet im übri-
gen auf einen Hinweis auf die Begriffsbestimmung 
in § 11 Abs. 3. Der Verweis an dieser Stelle könnte 
zu dem Mißverständnis Anlaß geben, daß an ande-
ren Stellen des Entwurfs, in denen eine „bauliche 
Anlage" bezeichnet wird, die Bestimmung in § 11 
Abs. 3 nicht anzuwenden sei. 

d) In § 26 Abs. 2 sollte statt „baulichen Anlagen" 
„Anlagen" gesetzt werden. Der Grundstücksei-
gentümer soll in den dort bezeichneten Fä llen dem 
Nutzer Entschädigung nicht nur für die in § 11 
Abs. 3 des Entwurfs bezeichneten, sondern für 
sämtliche noch vorhandenen Anlagen leisten. Die 
Bestimmung einer Ersatzpflicht für alle Anlagen 
entspricht dem insoweit in der DDR üblichen 
Sprachgebrauch (vgl. § 315 Abs. 2 ZGB). 

e) In § 26 Abs. 3 sollte statt „Bauwerk" entsprechend 
dem allgemeinen Sprachgebrauch „Gebäude oder 
baulichen Anlage" gesetzt werden. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 — § 14 Abs. 1 und § 62 
Abs. 1 SachenRBerG) 

Die Regelung des Entwurfs ist Ergebnis einer langen 
Abwägung widerstreitender Gesichtspunkte. Die 
Bundesregierung hält im Ergebnis diese Lösung, die 
auch bei land-, forstwirtschaftlicher und gewerblicher 
Nutzung ein Ankaufsrecht vorsieht, für sachgerecht. 

Für eine Beschränkung der Ansprüche des Nutzers 
auf die Bestellung eines Erbbaurechts bei land-, 
forstwirtschaftlicher und gewerblicher Nutzung von 
Gebäuden auf fremden Grundstücken sprächen aller-
dings folgende Gesichtspunkte: 

— Viele der bisher ausgeübten Nutzungen sind 
infolge des durch den Beitritt bedingten Struktur-
wandels aufgegeben worden oder werden noch in 
den nächsten Jahren aufgegeben werden. 
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— In diesen Bereichen ist deshalb weit mehr als im 
Eigenheim- und im komplexen Wohnungsbau 
damit zu rechnen, daß ein gesetzliches Ankaufs-
recht zum halben Verkehrswert vielfach zu dem 
Zweck ausgeübt wird, aus einer späteren Weiter-
veräußerung des Grundstücks Gewinn zu erzielen. 
Dies gilt insbesondere für die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften, die vielfach ihren 
Betrieb eingestellt haben und ihre Wirtschaftsge-
bäude veräußern. 

— Ein Erbbaurecht böte mit den Möglichkeiten, 

— einen Zustimmungsvorbehalt des Eigentümers 
zu einer Veräußerung (§ 5 ErbbauVO) in den 
Vertrag aufzunehmen, 

— einen Heimfallanspruch für den Fall bestimm-
ter Nutzungsänderungen (§ 2 Nr. 4 und §§ 32, 
33 ErbbauVO) vorzusehen und 

— eine Erbbauzinsanpassung für den Fall einer 
Nutzungsänderung oder einer Veräußerung zu 
vereinbaren, 

größere Steuerungsmöglichkeiten als die jetzt in 
§ 72 des Entwurfs vorgesehene, zeitlich bef ristete 
Nachzahlungspflicht. 

Für die Begründung eines Ankaufsrechts auch für die 
gewerblichen Nutzungen sprechen dagegen folgende 
Gründe: 

— Mit dem Einigungsvertrag wurden alle in der DDR 
begründeten Nutzungsrechte in dingliche Rechte 
am Grundstück umgewandelt (Artikel 233 § 3 
Abs. 1 EGBGB). Eine Unterscheidung nach der A rt 

 der Nutzung ist nicht vorgenommen worden, so 
daß insoweit schon aus Gründen der Gleichbe-
handlung die Begründung eines Ankaufsrechts 
auch bei land-, forstwirtschaftlicher oder gewerb-
licher Nutzung angezeigt ist. 

— In der Beleihungspraxis wird beim Erbbaurecht 
von den Banken in der Regel nur das Gebäude und 
nicht der Wert des Bodens beliehen. (Ob sich der 
Beleihungsrahmen für die nach dem Entwurf zu 
bestellenden Erbbaurechte erhöhen wird, weil der 
Nutzer kraft gesetzlicher Anordnung nur die 
Hälfte des üblichen Erbbauzinses zu zahlen hat, 
bleibt abzuwarten.) Nach der gegenwärtigen 
Beleihungspraxis ist das Erbbaurecht jedenfalls 
keine gleichwertige Beleihungsgrundlage. Der 
Ankauf des Grundstücks wird insoweit den Unter-
nehmen günstigere Kreditmöglichkeiten verschaf-
fen und kann dadurch Investitionen fördern. 

— Das Erbbaurecht ist in sog. komplexen Lagen 
(Überbauung mehrerer Grundstücksstreifen) die 
technisch schwierigere Lösung. Der Entwurf 
schafft hier zwar in § 39 Erleichterungen, indem er 
die Bestellung mehrerer Erbbaurechte auf einem 
Grundstück sowie die Begründung von grenzüber-
schreitenden Gesamterbbaurechten und Nachbar

-

erbbaurechten ausdrücklich zuläßt. Eine Grund-
stücksteilung entsprechend der vorhandenen Be-
bauung, die Gegenstand der Bodensonderung ist, 

sowie der Erwerb wird in vielen Fä llen die ange-
messenere und einfachere Lösung sein als die 
Belastung vieler Grundstücke mit Gesamt- und 
Nachbarerbbaurechten. 

Im Ergebnis kommt den drei letztgenannten Gesichts-
punkten die größere Bedeutung zu. Der Gefahr rein 
spekulativer Grundstücksgeschäfte wird mit den 
Regelungen in §§ 29, 48 bis 50 und §§ 71 bis 72 in 
einem weiten Rahmen Rechnung ge tragen. Dem 
Argument, daß allein mit der Beschränkung auf das 
Erbbaurecht Mißbräuche verhindert werden könnten, 
kann daher keine ausschlaggebende Bedeutung 
zuerkannt werden. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 — § 17 Abs. 1 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun-
desrates zu. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 — § 19 Abs. 1 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung schlägt auf die Prüfbitte des 
Bundesrates vor, eine Änderung bei den §§ 18 und 19 
vorzunehmen: 

a) § 18 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Die Bemessungsgrundlage nach Absatz 1 ist, 
vorbehaltlich der Regelung in § 19, der Verkehrs-
wert im Sinne des § 194 des Baugesetzbuchs, der 
sich ergeben würde, wenn das Grundstück unbe-
baut wäre (Bodenwert). Der Bodenwert ist zu 
vermindern um 

1. die durch die Vermessung und die Erschließung 
des Grundstücks bewirkte Erhöhung des 
Bodenwerts, es sei denn, daß der Grundstücks-
eigentümer diese Kosten ge tragen hat oder das 
Grundstück bereits während der Dauer seines 
Besitzes erschlossen und vermessen war, und 

2. die gewöhnlichen Kosten des Abbruchs eines 
aufstehenden Gebäudes oder einer baulichen 
Anlage, wenn ein alsbaldiger Abbruch erforder-
lich und zu erwarten ist, soweit diese Kosten im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr berücksichtigt 
werden. 

Der Abzug nach Satz 2 Nr. 2 ist nicht vorzunehmen, 
wenn die Erforderlichkeit alsbaldigen Abbruchs 
auf unterlassener Instandhaltung des Gebäudes 
oder der baulichen Anlage durch den Nutzer 
beruht oder der Nutzer sich vertraglich zum 
Abbruch verpflichtet hat. Für das Grundstück ist 
mindestens der in § 19 Abs. 2 bestimmte Wert in 
Ansatz zu bringen." 

b) § 19 Abs. 1 des Entwurfs entfällt. Die Absätze 2 bis 6 
werden die Absätze 1 bis 5. 
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Begründung 

Die Prüfbitte des Bundesrates, § 19 Abs. 1 allgemeiner 
zu fassen, gibt nach Auffassung der Bundesregierung 
keine Veranlassung, die genannte Bestimmung in 
ihrem Inhalt zu verändern. Auch die Ausführung in 
der Begründung, daß die Abbruchkosten stets dem 
Nutzungsrecht zuzurechnen und deshalb vom Boden-
wertanteil des Nutzers abzusetzen seien, widersp richt 
den Grundsätzen des Entwurfs. Die Prüfbitte gibt 
allerdings Veranlassung, die Bestimmung zur Werter-
mittlung — wie vorgeschlagen — zu formulieren. 

Ausgangspunkt für die Wertermittlung ist der Wert 
des Grundstücks, der sich ergeben würde, wenn das 
Grundstück unbebaut wäre (Bodenwert). Von diesem 
Wert sind 

— in der Regel die anteilige Werterhöhung durch den 
Vermessungs- und Erschließungsaufwand und 

— die Kosten des Abbruchs eines Gebäudes oder 
einer baulichen Anlage, soweit diese im gewöhn-
lichen Geschäftsverkehr berücksichtigt werden 
und nicht auf unterlassener Instandhaltung des 
Gebäudes oder der baulichen Anlage beruhen und 
keine vertragliche Verpflichtung zum Abbruch 
besteht, 

abzuziehen. Da es sich bei der zu regelnden Materie 
typischerweise um bebaute Grundstücke handelt, 
sind die Abbruchkosten — wie der anteilige Vermes-
sungs- und Erschließungsaufwand — in die Bestim-
mung über die Grundsätze zur Wertermittlung einzu-
stellen. 

Der Entwurf sieht vor, daß bei der Wertermittlung 
zwei den Bodenwert regelmäßig beeinflussende 
Umstände berücksichtigt und vom Wert abgesetzt 
werden können. Dies ist der anteilige Erschließungs- 
und Vermessungsaufwand und die Kosten eines 
Abbruchs aufstehender Gebäude oder baulicher 
Anlagen, wenn dieser alsbald erforderlich ist. 

Eine Berücksichtigung aller in der Vergangenheit 
liegenden Umstände (Werterhöhungen oder -minde-
rungen durch den Nutzer) würde die Wertermittlung 
unverhältnismäßig erschweren und in vielen Fällen 
unmöglich machen. Bei der Wertermittlung müßte 
andernfalls die Entwicklung des Grundstücks in den 
letzten Jahrzehnten zurückverfolgt und anschließend 
festgestellt werden, welche Maßnahmen des Nutzers 
zu einer Erhöhung oder Minderung des zum Werter-
mittlungsstichtag festzustellenden Werts geführt ha-
ben. Eine solche Rückverfolgung würde das Ergebnis 
kaum beeinflussen können und wäre daher nicht 
angemessen, weil der gegenwärtige Bodenwert im 
wesentlichen von der sich aus öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften ergebenden baulichen Nutzbarkeit be-
stimmt wird und die jetzige Höhe vor allem Folge des 
Übergangs von der Planwirtschaft, in der die Boden-
preise auf Vorkriegsniveau eingefroren waren, zur 
Marktwirtschaft ist. 

Die Kosten des Abbruchs eines Gebäudes oder einer 
baulichen Anlage sind danach zu teilen, soweit sie 
sich im Grundstücksverkehr auf den Bodenwert aus-
wirken. Dem Umstand, daß das Gebäude oder die 

bauliche Anlage dem Nutzungsrecht zugerechnet 
werden kann, kann keine ausschlaggebende Bedeu-
tung zukommen. Der Entwurf folgt einer wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise. Nach dem Entwurf sollen 
die durch den Systemwechsel entstandenen Vor- und 
Nachteile geteilt werden. Soweit die Kosten eines 
erforderlichen Abbruchs eines Gebäudes oder einer 
baulichen Anlage dem Übergang von sozialistischer 
Plan- zur Marktwirtschaft zuzuordnen sind, ist des-
halb auch eine Teilung dieser Nachteile sachge-
recht. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 — § 30 SachenRBerG) 

Die Rechtsfolgen der Aufhebung eines Nutzungs-
rechts durch gerichtliche Entscheidung sind in Arti-
kel 2 § 2 Nr. 4 Buchstabe a (Artikel 233 § 4 Abs. 5 
EGBGB — neu) geregelt. Die Prüfbitte des Bundesra-
tes gibt zu folgenden Ergänzungen des Entwurfs 
Anlaß: 

In Artikel 233 § 4 Abs. 5 EGBGB in der Fassung des 
Entwurfs werden nach Satz 3 folgende Sätze einge-
fügt: 

„Mit der Aufhebung des Nutzungsrechts erlischt das 
Eigentum am Gebäude nach § 288 Abs. 4 und § 292 
Abs. 3 des Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokra-
tischen Republik. Das Gebäude wird Bestandteil des 
Grundstücks. Der Nutzer kann für Gebäude, Anlagen 
und Anpflanzungen, mit denen er das Grundstück 
ausgestattet hat, Ersatz verlangen, soweit der Wert 
des Grundstücks hierdurch noch zu dem Zeitpunkt 
der Aufhebung des Nutzungsrechts erhöht ist." 

Begründung 

Die Sätze 4 und 5 entsprechen den Bestimmungen in 
§ 16 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Vermögensgesetzes. Eine 
Aufhebung des Nutzungsrechts durch gerichtliche 
Entscheidung muß insoweit die gleichen Rechtsfolgen 
herbeiführen wie eine Aufhebung durch Entschei-
dung des Amtes zur Regelung offener Vermögensfra-
gen. 

Die Regelung in Satz 6 begründet einen Wertersatz-
anspruch des Nutzers für ein von ihm errichtetes 
Gebäude. Das Bestehen eines solchen Anspruchs wird 
bereits in der bisherigen Fassung des Entwurfs durch 
die Regelung vorausgesetzt, daß sich die Grundpfand

-

rechte am Gebäude am Wertersatzanspruch des Nut-
zers gegen den Grundstückseigentümer fortsetzen 
sollen. Der einzufügende Satz 6 regelt das Bestehen 
und den Umfang des Anspruchs. Die Bestimmung 
stellt klar, daß der Nutzer nur Ersatz für eine Bebau-
ung, die Ausstattung des Grundstücks mit anderen 
Anlagen und für die Anpflanzungen verlangen kann, 
die er auf dem Grundstück vorgenommen hat und 
dessen Wert zum Zeitpunkt der Aufhebung des Nut-
zungsrechts noch erhöhen. 

Die Regelung ist an  die Bestimmung über den Ersatz 
nützlicher Verwendungen des zur Herausgabe ver

-

pflichteten Besitzers in § 996 BGB angelehnt. Es 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992 

besteht keine Veranlassung, den Nutzer, der sein 
Recht in unredlicher Weise erworben hat, besser zu 
stellen als einen unrechtmäßigen Besitzer. Unredlich-
keit liegt vor allem dann vor, wenn dem Nutzer eine 
sittlich anstößige Manipulation beim Erwerbsvorgang 
zur Last fällt (vgl. BGHZ 118, 34, 42 und Hinweis auf 
die Begründung zu § 4 Abs. 3 Vermögensgesetz, 
Drucksache 11/7831 S. 6). Ein solcher Nutzer verdient 
keinen Schutz seiner Erwartung, seine Verwendun-
gen auf das Grundstück in vollem Umfang erstattet zu 
bekommen. Der Grundstückseigentümer hat viel-
mehr allein die tatsächlich bei Aufhebung des Nut-
zungsrechts noch vorhandene Werterhöhung auszu-
gleichen. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 — § 36 Abs. 1 Satz 1, § 79 
Abs. 2 SachenRBerG) 

Der Prüfbitte des Bundesrates kann in der Weise 
nachgekommen werden, daß 

a) in § 36 Abs. 1 Satz 1 das Wort „gleichrangigen" 
gestrichen und nach den Wörtern „dinglichen 
Recht" die Wörter „an der gleichen Rangstelle wie 
am Grundstück und" eingefügt werden und 

b) in § 79 Abs. 2 das Wort „gleichrangige" gestrichen 
und nach den Wörtern „Rechte am Grundstück" 
die Wörter „an der gleichen Rangstelle und im 
gleichen Wert" eingefügt werden. 

Aus dem Kontext der Regelungen im Entwurf ergibt 
sich, daß mit dem Adjektiv „gleichrangig" nicht die 
gleiche Rangstelle an einem Belastungsgegenstand 
gemeint ist. In § 879 BGB kommt der Ausdruck 
„gleichrangig" ebenfalls nicht vor. Die hier vorge-
schlagene Änderung bringt allerdings noch klarer 
zum Ausdruck, daß nicht dieselbe Rangstelle an 

 einem Belastungsgegenstand gemeint ist. 

Die Bezeichnung „gleichwertig" könnte allerdings zu 
dem Mißverständnis Anlaß geben, daß allein eine 
gleichartige wirtschaftliche Werthaltigkeit gemeint 
sei. Letzteres kann auch für ein auf einem anderen 
Belastungsgegenstand (Grundstück oder Erbbau-
recht) an  nachrangiger Rangstelle bestelltes Grund-
pfandrecht zutreffen, wenn dieses Grundstück einen 
hinreichenden Wert hat und dem an nachstehender 
Rangstelle bestellten Grundpfandrecht keine dessen 
Sicherheit aushöhlenden Grundpfandrechte vorge-
hen. Ein nachrangiges Grundpfandrecht stellt den 
Gläubiger jedoch insofern schlechter, als er in einer 
vom Inhaber eines vorrangigen Rechts betriebenen 
Zwangsversteigerung auf den Erlös verwiesen ist und 
nicht selbst über das Fortbestehen seines Rechts oder 
dessen Verwertung bestimmen kann. Einen solchen 
Nachteil sollen die Inhaber eingetragener Rechte 
nicht hinnehmen müssen. Sie können nur dann auf 
einen anderen Pfandgegenstand verwiesen werden, 
wenn ihnen insoweit rechtlich und wirtschaftlich glei-
che Befriedigungsmöglichkeiten eingeräumt wer-
den. 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 — § 39 Abs. 1 Satz 5 und 6 
— neu — SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt der Änderung grund-
sätzlich zu, regt jedoch an in § 39 Abs. 1 

a) Satz 1 — wie folgt —: 

„An einem Grundstück können mehrere Erbbau-
rechte bestellt werden, wenn jedes von ihnen nach 
seinem Inhalt nur an einer jeweils anderen Grund-
stücksteilfläche ausgeübt werden kann. " 

und 

b) die nach Satz 4 einzufügenden Sätze — wie folgt — 
zu fassen: 

„Mehrere nach Satz 1 bestellte Erbbaurechte 
haben untereinander Gleichrang, auch wenn sie zu 
unterschiedlichen Zeiten in das Grundbuch einge-
tragen werden. Der Gleichrang ist im Grundbuch 
zu vermerken; einer Zustimmung der Inhaber der 
anderen Erbbaurechte wie der Inhaber dinglicher 
Rechte an  diesen bedarf es nicht." 

Begründung 

Der geänderte Satz 1 bringt das Ziel des Entwurfs 
besser zum Ausdruck, die Bestellung mehrerer Erb-
baurechte an  einem Grundstück dann zuzulassen, 
wenn diese jeweils nur auf verschiedenen Teilflächen 
ausgeübt werden können. Wenn diese Voraussetzung 
vorliegt, ist die Bestellung eines weiteren Erbbau-
rechts wie die Bestellung eines Erbbaurechts auf 
einem anderen Grundstück zu behandeln. 

Das Grundbuchamt darf ein weiteres Erbbaurecht nur 
dann eintragen, wenn die vorgenannte Vorausset-
zung erfüllt ist. Einer Zustimmung des Inhabers des 
anderen Erbbaurechts sowie der Inhaber dinglicher 
Rechte am Erbbaurecht bedarf es unter diesen Vor-
aussetzungen nicht, da deren Rechte durch die Bestel-
lung eines weiteren Erbbaurechts nicht berührt wer-
den. 

Weitere Änderungen gegenüber dem Vorschlag in 
der Stellungnahme des Bundesrates ergeben sich aus 
der vorgeschlagenen Formulierung nicht. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 — § 39 Abs. 2 Satz 2 
— neu — SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 11 (Artikel 1 — § 39 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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Zu Nummer 12 (Artikel 1 - § 39 Abs. 3 Satz 3 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 13 (Artikel 1 — § 43 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe b SachenRBerG) 

In § 43 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b werden nach 
dem Wort  „ist" die Wörter „oder soweit die Größe des 
belasteten Grundstücks 1 000 Quadratmeter über-
steigt und die darüber hinausgehende Fläche 
abtrennbar und angemessen wirtschaftlich nutzbar 
ist" eingefügt. 

Begründung 

Die Prüfbitte des Bundesrates gibt Anlaß, die vorste-
hende Ergänzung des Entwurfs anzuregen. 

Der Entwurf beruht darauf, daß der Nutzer den halben 
Erbbauzins grundsätzlich nur für die Fläche zahlen 
soll, die ihm bei einem gesetzeskonformen Vorgehen 
der Behörden und der Vorstände landwirtschaftlicher 
Produktionsgenossenschaften nach den Soll-Vor-
schriften über die Größe der für den Bau eines 
Eigenheimes zur Verfügung zu stellenden Flächen 
hätten zugewiesen werden können. Übergrößen sind 
nach § 26 Abs. 1 grundsätzlich herauszugeben, soweit 
die Größe 

— 500 Quadratmeter übersteigt, abtrennbar und 
selbständig baulich nutzbar ist oder 

— 1 000 Quadratmeter übersteigt, abtrennbar und 
angemessen wirtschaft lich nutzbar ist. 

Soweit der Nutzer nach dem Entwurf unter besonde-
ren Umständen (vgl. § 26 Abs. 3) einen Anspruch 
darauf hat, daß die Nutzungsbefugnis aus dem zu 
bestellenden Erbbaurecht auch auf diese Teilfläche 
erstreckt wird, erlangt er einen Vorteil, der über das 
hinausgeht, was er bei einem gesetzeskonformen 
Vorgehen der DDR-Behörden hätte erlangen können. 
Die Erweiterung des Anspruchs läßt sich in diesen 
Fällen nicht allein durch die vorgefundene Belastung, 
sondern durch die gebotene Berücksichtigung beson-
derer Nutzerinteressen (Härteklausel) rechtfertigen. 

Eine Erstreckung des Erbbaurechts auf solche Flä-
chen wegen besonderer Nutzerinteressen ist nur dann 
vertretbar, wenn der Nutzer hierfür das für solche 
Nutzung übliche Entgelt entrichtet. Dies gilt für alle 
Fälle, in denen das Erbbaurecht auf eine abtrennbare 
Fläche zu erstrecken ist. Insoweit war eine Bestim-
mung des Zinses nach dem üblichen Zinssatz von vier 
vom Hundert jährlich auch für die über eine Größe von 
1 000 Quadratmetern hinausgehende, abtrennbare, 
wirtschaftlich angemessen nutzbare Teilfläche vorzu-
sehen. 

Zu Nummer 14 (Artikel 1 — § 47 Abs. 2 — neu — 
und § 53 Abs. 1 und 2 
SachenRBerG, 
Artikel 2§ 1 Nr. 1—§ 9 Abs. 2 
Satz 1, Satz 2 und 3 — neu —, 
Abs. 3 — neu — ErbbauVO, 
Artikel 2 § 1 Nr. 2 — § 19 Abs. 2 
Satz 2 ErbbauVO und 
Artikel 2 § 1 a — neu — § 52 Abs. 2 
Satz 2 — neu — ZVG) 

a) Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. Die in der Stellungnahme des 
Bundesrates angeregten Ergänzungen werden 
über die Regelungen in Artikel 2 § 1 des Entwurfs 
hinaus ermöglichen, daß 

— der Erbbauzins in der Zwangsversteigerung des 
Erbbaurechts gesichert werden kann, indem 
auch eine dem Grundpfandrecht des betreiben-
den Gläubigers im Rang nachgehende Reallast 
in der Zwangsversteigerung des Erbbaurechts 
bestehen bleibt, und 

— eine Vereinbarung über die Wertsicherung des 
Erbbauzinses gegenüber späteren Erwerbern 
und Erstehern des Erbbaurechts fortwirkt, 
indem sie als Inhalt der Reallast vereinbart 
werden kann. 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verfahren 
prüfen, ob entsprechend der Regelung in § 18 
Abs. 3 die Verweisung auf die Bodenrichtwerte 
und die anderen Maßstäbe als Soll-Vorschrift zu 
bestimmen ist. Die Steigerung des Bodenwerts 
könnte dann auch an  einem anderen Maßstab (z. B. 
einem Gutachten) nachgewiesen werden. Im Inter-
esse der Praktikabilität wird jedoch darauf zu 
achten sein, daß die Begrenzung der Zinsanpas-
sung aus § 47 Abs. 2 nicht anhand eines Gutachtens 
dargestellt werden muß. 

b) Für die Beratung im Deutschen Bundestag und in 
den Ausschüssen des Deutschen Bundestages ist 
seitens der Bundesregierung darauf hinzuweisen, 
daß die Bundesbank Bedenken gegen die in § 47 
Abs. 1 des Entwurfs enthaltene Anpassungsrege-
lung geltend gemacht hat und darum bittet, ihren 
Standpunkt in den parlamentarischen Beratungen 
vortragen zu können. 

Die Bedenken richten sich gegen die Aufnahme 
einer Anpassungsregelung überhaupt sowie ge-
gen den in § 47 Abs. 1 Satz 3 bestimmten Maß-
stab. 

Die Bundesregierung teilt im Grundsatz den Stand-
punkt der Bundesbank, daß das Nominalwertprin-
zip des § 3 Währungsgesetz unverzichtbare Basis 
für die Stabilität unserer Währung ist. Dennoch hält 
die Bundesregierung aus den nachstehenden 
Gründen die Aufnahme einer Regelung für die 
Ausgestaltung einer Zinsanpassung für unver-
zichtbar: 

— Die Sachenrechtsbereinigung wäre — jeden-
falls was die Bestellung von Erbbaurechten 
angeht — nicht durchführbar, wenn der Entwurf 
dem Grundstückseigentümer keinen Anspruch 
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auf Aufnahme einer Regelung für eine Zinsan-
passung gewähren und Maßstäbe für dessen 
Ausgestaltung vorgeben würde. 

Das Gesetz begründet auf Verlangen des Nut-
zers einen Kontrahierungszwang. Der Grund-
stückseigentümer muß einen Erbbaurechtsver-
trag abschließen, der nach dem Entwurf eine 
Laufzeit von 50 bis zu 90 Jahren hat (§ 54 Abs. 2). 
Wenn ein Gesetz einen Beteiligten in eine 
derartig langfristige vertragliche Bindung 
zwingt, muß es auch Möglichkeiten schaffen, 
die Wertverschiebungen im Verhältnis von Lei-
stung und Gegenleistung (Äquivalenzstörun-
gen) zum Nachteil eines der Beteiligten entge-
genwirken. 

Andernfalls müßte der zum Vertragsschluß 
gezwungene Grundstückseigentümer ein be-
sonderes Risiko auf sich nehmen, dem üblicher-
weise in Erbbaurechtsverträgen durch eine 
Vereinbarung zur Wertsicherung des Erbbau-
zinses Rechnung getragen wird. Ohne eine dem 
§ 47 Abs. 1 Satz 1 entsprechende Regelung wird 
der Nutzer im allgemeinen nicht bereit sein, 
einer Zinsanpassung an  den Geldwertverlust 
zuzustimmen, die für ihn in der Regel zu einer 
Anhebung des nominell zu zahlenden Zinsbe-
trags führen wird. 

Die Bestimmung über die Zinsanpassung ist 
auch deshalb erforderlich, um die im Entwurf 
vorgesehene Teilung des Bodenwerts durchzu-
führen, die beim Erbbaurecht durch Ansatz der 
Hälfte des für die Nutzung üblichen Zinses 
erfolgen so ll. Andernfalls würde mit der Stö-
rung des Verhältnisses von Leistung und 
Gegenleistung durch Zeitablauf und Geldwert-
verlust auch der Grundsatz der Teilung immer 
mehr zum Nachteil des Grundstückseigentü-
mers verändert. 

Das Gesetz muß auch einen Maßstab für die 
Gestaltung der Zinsanpassung vorgeben. In 
den von der Sachenrechtsbereinigung zu 
regelnden Fällen werden sich Beteiligte mit 
entgegengesetzten Interessen gegenüberste-
hen, von denen einer durch gesetzlich begrün-
dete Ansprüche zum Vertragsschluß gezwun-
gen werden kann. Bei dieser Ausgangslage ist 
für den Regelfall davon auszugehen, daß sich 
die Beteiligten einander nur das gewähren, was 
sie nach den gesetzlichen Vorgaben dem ande-
ren einräumen müssen. Ist jedoch kein Maßstab 
für die Anpassung im Gesetz vorgegeben und 
können sich die Beteiligten nicht einigen, muß 
der Vertragsschluß wegen Dissenses in einem 
für den Vertragsschluß wesentlichen Punkt 
scheitern (vgl. § 154 Abs. 1 Satz 1 BGB). 

Die gesetzliche Regelung für eine Zinsanpas-
sung betrifft insoweit einen durch den Beitritt 
entstandenen Sonderfall, der nur durch einen 
gesetzlichen Kontrahierungszwang gelöst wer-
den kann. Die Regelung kann und soll keine 
präjudizielle Wirkung für den Abschluß anderer 
Erbbaurechtsverträge haben. Hier muß es bei 
der freien Vertragsgestaltung durch die Par-

teien bleiben, für die der Gesetzgeber keine 
Maßstäbe vorzugeben hat. 

— Der Entwurf sieht keine Vereinbarung von 
Anpassungsklauseln in einem Bereich vor, in 
dem diese bisher nicht üblich waren. Eine dem 
Grundgedanken der Währungsstabilität ab-
trägliche Verbreitung von Index- und anderen 
Anpassungsklauseln wird nicht gefördert. Der 
Entwurf gibt einem Beteiligten, dem Grund-
stückseigentümer, das Recht, beim Erbbauzins 
die Aufnahme einer Anpassungsklausel in den 
Erbbaurechtsvertrag verlangen zu können. § 47 
trifft mithin eine Regelung in einem Bereich, in 
dem Anpassungsklauseln zulässig, üblich und 
sachgerecht sind. 

Seit der Grundsatzentscheidung des Bundesge-
richtshofs aus dem Jahr 1956 (BGHZ 22, 220, 
222) ist die Zulässigkeit schuldrechtlicher Abre-
den zur Erbbauzinsanpassung in Erbbaurechts-
verträgen zivilrechtlich anerkannt. Im Schrift

-

tum  sind daraufhin verschiedene Vorschläge 
für die Gestaltung von Anpassungsklauseln 
entwickelt worden (vgl. z. B. Ripfel, DNotZ 
1958, 455, 469 und Wangemann, DNotZ 1959, 
174, 181), die in der notariellen Praxis beim 
Abschluß von Erbbaurechtsverträgen durch-
gängig verwendet werden. Der Bundesgesetz-
geber hat mit der Einfügung des § 9 a ErbbauVO 
im Jahre 1974, der eine Begrenzung für die 
Anpassung des Erbbauzinses vorschreibt, die 
Zulässigkeit der in den jüngeren Erbbaurechts-
verträgen durchgängig vereinbarten Anpas-
sungsklauseln anerkannt. 

— Aus währungsrechtlichen Gründen bedürfen 
die sog. echten Wertsicherungsklauseln, die 
eine „automatische" Anpassung des Erbbau-
zinses an einen Indikator vorsehen, einer 
Genehmigung nach § 3 Satz 2 des Währungs-
gesetzes. Der Entwurf betritt aber auch hier 
nicht einen Bereich, in dem derartige Wertsi-
cherungen bisher unzulässig waren. Für Erb-
baurechtsverträge mit einer über zehn Jahre 
hinausgehenden Laufzeit wird die Genehmi-
gung in der Regel von den Landeszentralban-
ken erteilt. Die Bundesbank hat in ihren Grund-
sätzen für die Entscheidung über Genehmi-
gungsanträge nach § 3 Satz 2 des Währungsge-
setzes (BAnz Nr. 109 vom 15. Juni 1978) die 
Genehmigung für Klauseln in Erbbaurechtsver-
trägen in Aussicht gestellt, die entweder auf die 
Änderung der Löhne und Gehälter oder auf die 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten Bezug 
nehmen. 

Das Erfordernis einer währungsrechtlichen Ge-
nehmigung wird nicht aufgehoben. Der Ent-
wurf sieht in § 47 Abs. 1 Satz 4 ausdrücklich vor, 
daß eine Vereinbarung über die Zinsanpassung 
nur wirksam wird, wenn die Genehmigung 
nach § 3 des Währungsgesetzes erteilt wird. 
Eine restriktive Genehmigungspraxis unter den 
sich aus § 3 Satz 2 des Währungsgesetzes 
ergebenden währungsrechtlichen Gesichts-
punkten wird durch den Entwurf nicht ausge-
schlossen. 
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Der vorgegebene Maßstab für vertragliche Zins-
anpassungen für Wohngebäude in § 47 Abs. 1 
Satz 3 entspricht der in § 9 a Abs. 1 Satz 2 
ErbbauVO benannten Begrenzung für bereits ver-
einbarte Zinsanpassungen in Erbbaurechtsverträ-
gen, wenn das errichtete Bauwerk Wohnzwecken 
dient. Auch insoweit orientiert sich der Entwurf an 
einer bereits bestehenden Regelung. 

In den Ausschußberatungen war seinerzeit eine 
Bestimmung der Obergrenze zulässiger Erbbau-
zinserhöhungen nach dem Preisindex für die 
Lebenshaltung gefordert, von der Mehrheit aber 
wegen währungspolitischer Bedenken verworfen 
und die jetzige allgemein gehaltene Fassung 
gewählt worden (vgl. Drucksache 7/1285 S. 3 
und 4). 

Der Bundesgerichtshof hat daraufhin den unbe-
stimmten Rechtsbegriff in § 9a Abs. 1 Satz 2 
ErbbauVO im Sinne eines Durchschnittswerts aus 
der Steigerung der Lebenshaltungskosten und der 
Einkommen ausgelegt und ist dem in ständiger 
Rechtsprechung gefolgt (BGHZ 75, 279, 283; 77, 
180, 190; 87, 198, 199). Die Bundesbank erachtet 
derartige Mischklauseln unter währungsrechtli-
chen Gesichtspunkten für nicht zulässig (vgl. 
Schreiben der Bundesbank an die Bundesnotar-
kammer vom 17. Februar 1982 — abgedruckt in 
DNotZ 1982, 329 sowie die Antwort der Bundesno-
tarkammer vom 23. Juni 1982 — abgedruckt in 
DNotZ 1983, 201). 

Der Entwurf trifft keine Entscheidung der o. g. 
Streitfrage durch gesetzliche Regelung, sondern 
läßt die nach § 9a ErbbauVO bestehende Rechts-
lage insoweit unverändert. In der Entwurfsbegrün-
dung ist dies auf Seite 142 ausdrücklich klargestellt 
worden. Das Erfordernis der Genehmigung ist 
gerade zu dem Zweck in den Entwurf eingestellt 
worden, daß die Beteiligten keine von den nach 
währungsrechtlichen Prinzipien aufgestellten Ge-
nehmigungsgrundsätzen abweichende Zinsanpas-
sung vereinbaren können. 

Die für die Anpassung der Erbbaurechtsverträge 
zu gewerblichen und zu landwirtschaftlichen Nut-
zungen genannten Maßstäbe wurden auch in 
Anlehnung an  die Grundsätze der Bundesbank für 
die Entscheidung über Genehmigungsanträge 
nach § 3 Satz 2 des Währungsgesetzes bestimmt. 

Zu Nummer 15 (Artikel 1 — § 48 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 Buchstabe a SachenRBerG) 

Die Bestimmung ist entsprechend der Prüfbitte des 
Bundesrates zu ergänzen. In § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
sind nach dem Wort  „gewerblichen" die Wörter 
„ , land-, forstwirtschaftlichen" einzufügen. 

Zu Nummer 16 (Artikel 1 — § 48 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 und 3 SachenRBerG) 

Zu Nummer 17 (Artikel 1 — § 48 Abs. 1 Satz 4 
letzter Halbsatz SachenRBerG) 

Die Bundesregierung sieht die in den Prüfbitten 
vorgetragenen Vorschläge als begründet an. Sie regt 
jedoch an, die Bestimmung abweichend von den 
Vorschlägen in den Prüfbitten zu fassen: 

a) § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 sollte — wie folgt — gefaßt 
werden: 

„2. der Zinssatz ist von dreieinhalb auf zwei vom 
Hundert jährlich des Verkehrswerts herabzu-
setzen, wenn eine am 2. Oktober 1990 ausge-
übte, gewerbliche Nutzung nicht mehr ausge-
übt werden kann und das Gebäude zu Wohn-
zwecken genutzt wird." 

b) Die Sätze 3 und 4 sollten — wie folgt — gefaßt 
werden: 

„In den Fällen des Satzes 2 Nr. 1 kann jeder 
Beteiligte verlangen, daß ein anderer Zinssatz 
zugrunde gelegt wird, wenn der für diese Nutzung 
übliche Zins mehr oder weniger als sieben vom 
Hundert jährlich beträgt. Wird in den Fä llen des 
Satzes 2 Nr. 2 das Gebäude nunmehr zu land- oder 
forstwirtschaftlichen Zwecken genutzt, kann der 
Nutzer eine Anpassung des regelmäßigen Zinses 
verlangen, wenn der für diese Nutzung übliche 
Zins weniger als sieben vom Hundert jährlich 
beträgt. " 

Begründung 

Eine Regelung, wonach ein vereinbarter Erbbauzins 
trotz Nutzungsänderung beizubehalten ist, erscheint 
entbehrlich. Soweit ein Anspruch auf Zinsanpassung 
nicht besteht, ist der vereinbarte Zins weiter zu 
entrichten. 

Die vorgeschlagene Fassung bringt den mit der Rege-
lung verfolgten Zweck deutlicher zum Ausdruck als 
die Formulierung im Entwurf. 

Soweit der Nutzer eine Nutzungsänderung in dem in 
o 55 Abs. 4 bezeichneten Umfang vornimmt, soll er 
den für diese Nutzung üblichen Zins entrichten (Satz 2 
Nr. 1). Beträgt der übliche Zins für die jetzt ausgeübte 
land-, forstwirtschaftlichen, gewerblichen oder öffent-
lichen Zwecken dienende Nutzung mehr als sieben 
vom Hundert, so soll der für die Nutzung übliche Zins 
zugrunde gelegt werden (Satz 3). 

Kann eine am 2. Oktober 1990 ausgeübte, gewerbli-
che Nutzung nicht mehr ausgeübt werden und ist der 
Nutzer z. B. auf Grund behördlichen Handelns zu 
einer Nutzungsänderung zu Wohnzwecken gezwun-
gen, soll eine Zinsherabsetzung auf den regelmäßigen 
Zins für diese Art  der Nutzung (zwei vom Hundert 
jährlich) erfolgen (Satz 2 Nr. 2). Muß das Gebäude nun 
wieder zu land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken 
genutzt werden, kann eine Anpassung des regelmä-
ßigen (hälftigen) Zinses verlangt werden, wenn der 
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übliche Zins mehr oder weniger als sieben vom 
Hundert jährlich des Verkehrswerts beträgt (Satz 4). 

Zu Nummer 18 (Artikel 1 — § 49 Abs. 2 
SachenRBerG) 

Die Prüfbitte des Bundesrates gibt Anlaß, folgende 
Änderungen anzuregen: 

1. § 49 des Entwurfs wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Grundstückseigentümer kann ver-
langen, daß in den Erbbaurechtsvertrag eine 
Bestimmung aufgenommen wird, in der sich der 
Erbbauberechtigte im Falle einer Veräußerung 
des Erbbaurechts in den ersten drei Jahren nach 
dessen Bestellung verpflichtet, einen Vertrag 
über die Veräußerung des Erbbaurechts in der 
Weise abzuschließen, daß der Erwerber des 
Erbbaurechts gegenüber dem Grundstücksei-
gentümer zu einer Zinsanpassung nach Absatz 2 
verpflichtet ist, wenn die in § 72 Abs. 1 Nr. 1 
und 3 bezeichneten Voraussetzungen vorlie-
gen. " 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Der Grundstückseigentümer kann ver-
langen, daß der Nutzer sich im Erbbaurechts

-
vertrag ihm gegenüber verpflichtet, einen Ver-
trag über die Veräußerung des Erbbaurechts so 
abzuschließen, daß der Erwerber die Pflichten 
zur Zinsanpassung wegen der in § 71 Abs. 1 
bezeichneten Nutzungsänderungen über-
nimmt," 

2. In § 50 werden nach den Wörtern „§ 49 Abs. 1 bis 3" 
die Wörter „und Abs. 5" eingefügt. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Neufassung bringt die Rege-
lungsabsicht klarer zum Ausdruck. Der Inhalt der 
Regelung bleibt unverändert. 

Grundlage der Regelung in §§ 49 und 50 des Entwurfs 
ist, daß diese Pflichten nicht zum gesetzlichen Inhalt 
des Erbbaurechts gehören und auch nicht zum ver-
tragsmäßigen Inhalt bestimmt werden können und 
daher nur schuldrechtlich wirken. Die zwischen dem 
Grundstückseigentümer und dem Veräußerer verein-
barten Zinsanpassungen können nur auf den Erwer-
ber des Erbbaurechts übergehen, wenn in dem Ver-
trag über die Veräußerung des Erbbaurechts der 
Erwerber diese Verpflichtung übernimmt. Solche 
Vereinbarungen zwischen dem Nutzer als Veräußerer 
des Erbbaurechts und dem Erwerber sind Schuldüber-
nahmen nach § 415 Abs. 1 Satz 1 BGB, wobei die 
Zustimmung des Grundstückseigentümers in der 
Regel bereits im Vertrag über die Erbbaurechtsbestel-
lung erteilt wird. 

Zinserhöhungen sind in zwei Fällen geboten: 

1. wenn der Nutzer kurze Zeit nach Bestellung des 
Erbbaurechts dieses 

a) als unbebauten oder mit einem Haus auf 
Abbruch als Bauplatz veräußert, oder 

b) land-, forstwirtschaftlichen, gewerblichen oder 
öffentlichen Zwecken dient und das Erbbau-
recht nicht zum Zweck der Fortführung des 
Geschäfts als Teil eines Unternehmens veräu-

ßert wird, oder 

2. wenn im Zusammenhang mit oder nach der Veräu-
ßerung eine Nutzungsänderung erfolgt. 

In den erstgenannten Fällen ist die Zinsanpassung 
deshalb erforderlich, um spekulativen Geschäften 
durch den Nutzer entgegenzuwirken, der das Erbbau-
recht nicht dem Zweck des Nutzungsrechts entspre-
chend nutzt, sondern allein durch die Weiterveräuße-
rung des zinsgünstigen Erbbaurechts einen Gewinn 
erzielen will. Solchen Spekulationsgeschäften wird 
die Grundlage entzogen, wenn im Falle der Veräuße-
rung entsprechend § 49 Abs. 1 und 2 des Entwurfs eine 
Zinserhöhung auf den üblichen Zins erfolgt. Hat der 
Erwerber des Erbbaurechts den üblichen Zins zu 
entrichten, so wird der Erwerber dem Veräußerer 
keinen zusätzlichen Preis für einen Bodenwertanteil 
zahlen, der beim Erbbaurecht im niedrigeren Zins 
zum Ausdruck kommt. 

In den in Nummer 2 bezeichneten Fällen ist die 
Zinsanpassung Folge der Nutzungsänderung. Die 
Voraussetzungen hierfür sind in § 48 Abs. 1 bestimmt 
worden. In § 49 ist insoweit allein Vorsorge dafür zu 
treffen, daß der Grundstückseigentümer auch im Falle 
einer Veräußerung den Anspruch auf eine Zinsanpas-
sung wegen Nutzungsänderung gegen den Erwerber 
des Erbbaurechts geltend machen kann. 

In Absatz 5 des Entwurfs ist dies so geregelt worden, 
daß der Anspruch auf Zinsanpassung unberührt bleibt 
und entsprechend Absatz 1 eine Verpflichtung zur 
Übertragung auf den Erwerber begründet werden 
soll. Die vorgeschlagene Neufassung verzichtet auf 
die möglicherweise etwas komplizierte Verweisung 
und bringt den Regelungsgedanken, daß auch die 
Verpflichtung zur Zinsanpassung wegen Nutzungs-
änderung nach § 48 übertragen werden so ll , allein in 
Absatz 5 zum Ausdruck. 

Zu Nummer 19 (Artikel 1 — § 69 Abs. 2 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 20 (Artikel 1 — § 71 Abs. 3 Satz 2 
— neu — SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt der in Form einer Prüf-
bitte gefaßten Anregung zu. § 71 Abs. 3 Satz 2 sollte 
— wie vom Bundesrat vorgeschlagen — ergänzt 
werden. Auf die Ausführungen zu Nummer 13 wird 
Bezug genommen. 
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Zu Nummer 21 (Artikel 1 — § 72 SachenRBerG) 

Die Bundesregierung vermag sich diesem Vorschlag 
nicht anzuschließen. Eine allgemeine Anzeigepflicht 
in allen Fällen der Nutzungsänderung und der Veräu-
ßerung könnte eher zu einer größeren Zahl von 
Rechtsstreitigkeiten Veranlassung geben, der kein ins 
Gewicht fallender Vorteil gegenüberstünde. 

1. Die Folge der Verletzung einer gesetzlich begrün-
deten Anzeigepflicht wäre ein Schadensersatzan-
spruch des Grundstückseigentümers. Dieser wäre 
so zu stellen, wie er im Falle (rechtzeitiger) Anzeige 
gestanden hätte. Die Bemessung dieser Vermö-
gensnachteile wäre nicht einfach und würde zu 
zahlreichen Streitigkeiten führen. 

Die Entscheidung für den Nutzer, warm  er zur 
Anzeige verpflichtet ist, wäre nur in den Fällen der 
Veräußerung klar, andernfalls jedoch schwierig. 

In den Fällen der Veräußerung bedarf es allerdings 
in der Regel keiner Anzeige, da in diesen Fällen die 
Rechtsänderung im Grundbuch dokumentiert wird 
und somit auch für den (früheren) Grundstücksei-
gentümer durch Einsichtnahme in das Grundbuch 
jederzeit erkennbar ist. 

In den Fällen der Nutzungsänderung wäre eine 
Anzeige nur dann sinnvoll, wenn hieraus eine 
Nachzahlungspflicht nach § 72 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in 
Verbindung mit § 71 begründet wäre. Eine Nach-
zahlungspflicht wird jedoch nicht bei allen Nut-
zungsänderungen begründet. Insbesondere bei 
den Eigenheimen sind nach § 71 Abs. 2 in weitem 
Umfang Nutzungsänderungen möglich, ohne daß 
sich hieraus ein Anspruch auf eine Anhebung des 
Kaufpreises ergibt. Zudem kann die Entscheidung, 
ob eine Nutzungsänderung nach § 71 Abs. 1 
vorliegt, schwierig sein, wenn nur Teile des Gebäu-
des anders als bisher genutzt werden. Würde 
jedoch eine Anzeigepflicht begründet und deren 
Verletzung mit Sanktionen verbunden, müßte der 
Nutzer vorsorglich in allen Fällen Nutzungsände-
rungen anzeigen, auch wenn diese keine Nachzah-
lungspflichten begründen. Solche Anzeigen wür-
den den (früheren) Grundstückseigentümer jedoch 
regelmäßig zu einem Nachzahlungsverlangen ver-
anlassen und so zusätzliche Streitigkeiten hervor-
rufen. Es sollte daher bei der allgemeinen Regel 
bleiben, daß derjenige, der einen Anspruch gel-
tend machen will, sich selbst darüber zu informie-
ren hat, ob die dafür erforderlichen Voraussetzun-
gen vorliegen. 

2. Der Anzeigepflicht aus § 74 Abs. 3 Satz 4 liegt eine 
von den anderen Weiterveräußerungen abzugren-
zende Fallkonstellation zugrunde. Aus dieser 
Bestimmung läßt sich nicht begründen, daß auch 
eine Anzeigepflicht in allen anderen Fällen erfor-
derlich ist. 

Die in § 74 Abs. 3 Satz 4 begründete Anzeigepflicht 
beruht darauf, daß im komplexen Wohnungsbau 
besondere Bestimmungen zur Wertermittlung zur 
Anwendung kommen, die der besonderen Ertrags-
lage Rechnung tragen. Bei der Bewe rtung nach 
§ 19 Abs. 2 wird in der Regel eine auf die Restnut

-

zungsdauer des Gebäudes bezogene Abzinsung 
des Bodenwerts vorzunehmen sein. 

Wird das Grundstück weiterveräußert, so ist ein 
hierbei erzielter Mehrerlös ein Indiz dafür, daß der 
zunächst rechnerisch ermittelte Bodenwert zu 
niedrig angesetzt war. Der Entwurf sieht vor, daß in 
solch einem Falle ein Teil des aus der Veräußerung 
des Grundstücks erzielten Mehrerlöses an  den 
früheren Grundstückseigentümer auszukehren ist. 
Zu diesem Zweck hat der Nutzer im Veräußerungs-
vertrag mit dem Dritten den auf Grund und Boden 
entfallenden Teil des Kaufpreises gesondert auszu-
weisen. 

Die Anzeigepflicht nach § 74 Abs. 3 Satz 4 soll den 
(früheren) Grundstückseigentümer nicht allein 
über die Veräußerung informieren, sondern eine 
Überprüfung des im Vertrag des Nutzers mit dem 
Dritten für den Grund und Boden angesetzten Teils 
des Kaufpreises ermöglichen. In diesen Fällen 
besteht die Gefahr, daß der Kaufpreis für den 
Grund und Boden von den tatsächlichen Verhält-
nissen abweichend zu niedrig angesetzt wird, um 
der Verpflichtung zur Auskehr des Mehrerlöses zu 
entgehen. Eine Prüfung der Ansätze im Kaufver-
trag ist in der Regel nur dann möglich, wenn diese 
zeitnah nach dem Abschluß des Kaufvertrages 
erfolgt. 

Eine gleichartige Situation liegt in allen anderen 
Fällen nicht vor, wo der Veräußerung an  den 
Nutzer keine besondere Verkehrswertberechnung 
zugrunde liegt. 

Zu Nummer 22 (Artikel 1 — § 73 Abs. 2 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 23 (Artikel 1 — § 74 Abs. 2 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung vermag aus den unter Num-
mer 21 genannten Gründen der Begründung einer 
Anzeigepflicht nicht zuzustimmen. 

Zu Nummer 24 (Artikel 1 — § 76 Abs. 1 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung hält eine Ergänzung des Ent-
wurfs nicht für erforderlich. Die in der Begründung 
des Bundesrates für angemessen erachtete Rechts-
folge ergibt sich bereits aus allgemeinen Rechts-
grundsätzen des Kaufrechts. Haben die Vertrag-
schließenden keine Vereinbarung ge troffen, so wird 
eine Verpflichtung zur Zahlung eines Nutzungsent-
gelts in dem Zeitpunkt enden, in dem die Verpflich-
tung zur Zahlung des Kaufpreises fällig wird. Dies 
folgt aus dem in § 452 BGB zum Ausdruck gebrachten 
Rechtsgrundsatz, daß der Käufer nicht gleichzei tig 
Kaufgegenstand und Kaufpreis soll nutzen können 
(vgl. statt aller: Palandt/Putzo, BGB, 52. Auflage, § 452 
Rn. 1). 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5992 

Auf den Verkäufer bezogen folgt daraus, daß dieser 
nicht zugleich ein Entgelt für die Nutzung der Kauf-
sache und den für Übergabe und Übereignung ver-
einbarten Kaufpreis verlangen kann. Im Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz müssen die für den Vertrag 
zwischen Grundstückseigentümer und Nutzer we-
sentlichen Vertragsbestandteile benannt werden. In 
diesem sollten jedoch keine allgemeinen Rechtsfol-
gen des Kaufrechts gesetzlich geregelt werden. 

Zu Nummer 25 (Artikel 1 — § 77 SachenRBerG) 

1. Die Bundesregierung schlägt auf die Prüfbitte des 
Bundesrates vor, § 61 wie folgt zu ändern: 

a) In der Überschrift sind nach dem Wort  „Kosten" 
die Wörter „und Gewährleistung" einzufügen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

„(3) Der Grundstückseigentümer haftet nicht 
für Sachmängel des Grundstücks." 

2. Die Bundesregierung hält im übrigen am Entwurf 
fest. Der Ausschluß der Gewährleistung für das 
Grundstück ist sachgerecht. Ein Ausschluß der 
Haftung im Falle des Verkaufs des Gebäudes ist 
jedoch nicht angezeigt. 

Begründung 

1. Der Vertrag über die Bestellung eines Erbbau-
rechts ist, wenn der Erbbauberechtigte sich zur 
Zahlung eines Erbbauzinses verpflichtet, ein kauf-
ähnlicher Vertrag nach § 493 BGB (vgl. BGHZ 96, 
385, 387). Insoweit ist es zweckmäßig, für den 
Vertrag über die Erbbaurechtsbestellung im 
Gesetz dieselbe Rechtsfolge anzuordnen, wie sie in 
§ 77 für die Grundstückskaufverträge angeordnet 
worden ist. 

2. a) Eine Gewährleistung des Verkäufers für das 
Grundstück wäre mit den Grundlagen der Haf-
tung des Verkäufers wegen Sachmängeln nicht 
zu vereinbaren. Sie würde dem Verkäufer Risi-
ken auferlegen, die allein dem Verantwortungs-
bereich des Käufers zuzurechnen sind. 

Nach § 459 Abs. 1 Satz 1 BGB hat der Verkäufer 
dafür einzustehen, daß der Kaufgegenstand 
zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs die ver-
tragsgemäße Beschaffenheit hat. 

Grundlage der Haftung für Sachmängel ist dem-
nach, daß ein Übergang der Gefahr stattfindet. 
Die Gefahr geht nach § 446 Abs. 1 Satz 1 BGB 
grundsätzlich mit der Übergabe des Kaufgegen-
stands auf den Käufer über. Die Bestimmungen 
zur Gewährleistung passen jedoch nicht auf die 
Fälle, in denen der Käufer sich (oft auch gegen 
den Willen des Grundstückseigentümers) mit 
Billigung staatlicher Stellen in den Besitz der 
Sache gesetzt hat. 

Die Beschaffenheit, daß das Grundstück bebaut 
ist, hat der Käufer selbst herbeigeführt. Es wäre 

daher nicht sachgerecht, das Risiko der Bebau-
barkeit dieses Grundstücks nunmehr dem Ver-
käufer aufzuerlegen und diesen dafür einstehen 
zu lassen, wenn das Grundstück aus baurechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen nicht oder 
nicht so bebaubar ist, wie der Käufer (Nutzer) es 
bebaut hat. 

Eine andere Frage ist, ob eine Kaufpreisanpas-
sung dann in Betracht kommt, wenn beide 
Parteien (eventuell auch der den Wert des 
Grundstücks ermittelnde Gutachter) bei der 
Bestimmung des Werts des Grundstücks von 
dessen Bebaubarkeit ausgegangen sind und 
sich diese Erwartung im Nachhinein als unbe-
gründet herausstellt. Ob in solchen Fällen eine 
Preisanpassung nach den Grundsätzen über das 
Fehlen oder den Wegfall der Geschäftsgrund-
lage in Betracht kommt, soll der Rechtsprechung 
überlassen bleiben. 

Der Bundesgerichtshof hat allerdings in den 
Fällen, in denen es um Eigenschaften der Kauf-
sache geht, die Gegenstand einer Sachmängel-
gewährleistung sein können, die Anwendbar-
keit der Grundsätze über den Wegfall der 
Geschäftsgrundlage verneint, da die allgemei-
nen Vorschriften durch die Bestimmungen über 
die Gewährleistung verdrängt würden (BGHZ 
60, 319, 321; 98, 100, 103). Eine Verdrängung 
allgemeiner Grundsätze durch eine sogenannte 
lex specialis kommt allerdings nur in Be tracht, 
wenn der zu beurteilende Sachverhalt unter die 
speziellere Regelung fallen kann. — Der Ent-
wurf bestimmt deshalb, daß der Verkäufer für 
Sachmängel des Grundstücks nicht haftet. Die 
Eigenschaften des Grundstücks, insbesondere 
seine Bebaubarkeit, liegen damit außerhalb der 
vertraglichen Gewährleistung des Verkäufers. 
Eine Korrektur gravierender Aquivalenzstörun-
gen in Einzelfällen ist daher nicht ausgeschlos-
sen. 

b) Soweit der Nutzer dem Grundstückseigentümer 
in den Fällen des § 82 ein Gebäude zu verkaufen 
hat, findet ein Gefahrübergang durch Übergabe 
des Besitzes statt. Das Gebäude hat der Nutzer 
oder sein Rechtsvorgänger errichtet; der Zu-
stand des Gebäudes ist dem Nutzer zuzurech-
nen. 

Insoweit besteht kein Grund für eine Anord-
nung, daß der Nutzer als Verkäufer des Gebäu-
des nicht für bauliche Mängel und Bauschäden, 
wie z. B. Schwamm- oder Hausbockbefall, haf-
tet. 

Zu Nummer 26 (Artikel 1 — § 79 Abs. 1 Satz 2 
SachenRBerG) 

Der Nachweis, daß die Veräußerung zur Abwendung 
der Zwangsversteigerung erfolgt, kann außer in den 
Fällen einer bereits angeordneten Zwangsversteige-
rung dadurch geführt werden, daß dem Grundbuch-
amt mit dem Umschreibungsantrag die für den Beginn 
einer Zwangsversteigerung nach § 16 Abs. 2 ZVG 
erforderlichen Urkunden vorgelegt werden. 
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Zu Nummer 27 (Artikel 1 — § 82 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 SachenRBerG) 

Die Bundesregierung schlägt vor, in § 82 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 die Wörter „die in § 53 Abs. 1 des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes bezeichneten Vorausset-
zungen vorliegen" durch die Wörter „die Rechtsver-
hältnisse an land- oder forstwirtschaftlich genutzten 
Grundstücken, Gebäuden oder baulichen Anlagen 
neu geregelt werden sollen" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Vorschrift wird allgemeiner gefaßt, um keine 
Zweifel darüber entstehen zu lassen, daß auch der Fa ll 

 des Wiedereinrichters erfaßt wird. 

Zu Nummer 28 (Artikel 1 — §§ 88, 89, 105 
SachenRBerG) 

Die Vermittlungstätigkeit ist eine dem Bereich der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit zuzuordnende Tätigkeit, 
für deren Erledigung im allgemeinen die Amtsge-
richte zuständig sind. Wegen fehlender personeller 
Kapazitäten an  den Gerichten in den neuen Ländern 
wird diese Aufgabe den Notaren übertragen. Es wird 
mithin durch Bundesgesetz das angeordnet, was nach 
§ 193 FGG für bestimmte Verfahren — wie die 
Vermittlung einer Nachlaßauseinandersetzung — 
durch Landesgesetz möglich wäre. 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, mit der 
Durchführung der Vermittlungsverfahren Personen 
zu beauftragen, die kein öffentliches Amt ausüben 
und kein Organ  der Rechtspflege sind. 

Der Umstand, daß nur solche Personen Vermittlungs-
tätigkeiten, wie sie im Entwurf vorgesehen sind, 
ausführen können, ergibt sich schon aus einem Über-
blick über die im Verfahren vorzunehmenden Amts-
handlungen. Diejenigen, die Vermittlungsverfahren 
nach dem Entwurf durchführen, sollen 

— die Beteiligten laden können (§ 93 Abs. 1 
Satz 1), 

— die Rechte der Beteiligten sichernde Anträge bei 
den Grundbuchämtern stellen können (§ 93 Abs. 6 
Satz 1), 

— Säumnisentscheidungen treffen (§ 97 Abs. 1) 
und 

— Ermittlungen durchführen können, die für die 
Beteiligten in einem anschließenden Gerichtsver-
fahren verwertet werden können (§ 98 Abs. 3). 

Im Vermittlungsverfahren können mithin Entschei-
dungen getroffen werden, die für einen Beteiligten 
erhebliche, auch nachteilige Rechtsfolgen haben kön-
nen. Hiermit können nur Personen beauftragt werden, 
die ein öffentliches Amt ausüben und über die erfor-
derliche fachliche Eignung verfügen. 

Die Beauftragung anderer Personen als der Notare 
wäre schließlich auch unökonomisch und wenig prak-
tikabel. Die Vermittlungstätigkeit steht im engen 
Zusammenhang mit der den Notaren übertragenen 

Beurkundungstätigkeit. Jede erfolgreiche Vermitt-
lung führt zur Beurkundung; bleibt die Vermittlung 
erfolglos, so ist ein Vertragsentwurf zu fertigen. Es 
wäre nicht sinnvoll, wenn die Beteiligten nach 
Abschluß der Vermittlung an  einen Notar verwiesen 
werden müßten, der wiederum den gesamten Ver-
tragsinhalt noch einmal rechtlich zu überprüfen 
hätte. 

Zu Nummer 29 (Artikel 1 — § 89 Abs. 1 Satz 3 
und 4 — neu — SachenRBerG) 

Die Bundesregierung sieht, daß die Aufgabe der 
Vermittlungen und der damit zusammenhängenden 
Beurkundungen in einigen der neuen Länder nur 
dann in angemessener Zeit bewältigt werden kann, 
wenn auch sog. West-Notare in diesem Bereich tätig 
werden können. 

Die für solche Amtshandlungen erforderlichen Ge-
nehmigungen müssen daher ohne großen Verwal-
tungsaufwand erteilt werden können. Das Ziel des 
Vorschlags des Bundesrates, mehr oder weniger weit 
gefaßte Genehmigungen zu erteilen, wird durch die 
vorgeschlagene Ergänzung des Entwurfs nicht 
erreicht. Der Vorschlag des Bundesrates geht darauf 
hinaus, das Ermessen bei der Erteilung der Genehmi-
gungen .einzuschränken. Der Verwaltungsaufwand, 
der durch eine Vielzahl von Anträgen entstehen wird, 
wird dadurch nicht geringer. 

Es sollte geprüft werden, ob sich das Ziel des Antrags 
nicht durch Vereinfachungen im Verfahren erreichen 
läßt. Insbesondere ist hier an  Verwaltungsabkommen 
zwischen den beteiligten Landesjustizverwaltungen 
zu denken und darin die Möglichkeit zu bef risteten 
und nicht an den Einzelfall gebundenen Genehmi-
gungen vorzusehen. 

Solche Abkommen hat es in der Vergangenheit 
bereits gegeben. Die Bundesregierung wird im weite-
ren Verfahren prüfen, ob im Hinblick darauf eine 
Änderung der berufsrechtlichen Bestimmungen erfor-
derlich ist. 

Der offen gebliebene Hinweis auf die letzte Änderung 
der Verordnung über die Tätigkeit von Notaren in 
eigener Praxis vom 20. Juni 1990 (GBl. I Nr. 37 S. 475) 
wäre wie folgt zu ergänzen: „zuletzt geändert durch 
§ 12 des Gesetzes zur Prüfung von Rechtsanwaltszu-
lassungen, Notarbestellungen und Berufungen 
ehrenamtlicher Richter vom 24. Juli 1992 (BGBl. I 
S. 1386)". 

Zu Nummer 30 (Artikel 1 — § 91 SachenRBerG) 

Der Prüfbitte des Bundesrates könnte in folgender 
Weise entsprochen werden: 

1. In § 91 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Beantragt der Nutzer die Durchführung 
eines Vermittlungsverfahrens, so soll er in dem 
Antrag auch erklären, wie das Grundstück in den in 
§ 8 genannten Zeitpunkten genutzt worden  ist."  

2. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
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Begründung 

Die Angabe über die Nutzung in den genannten 
Zeitpunkten ist nicht von untergeordneter Bedeutung. 
Wie in der Begründung zur Stellungnahme des Bun-
desrates zutreffend ausgeführt worden ist, besteht 
kein Anspruch auf Verdinglichung, wenn eine Dat-
sche erst nach dem Beitritt in ein Einfamilienhaus 
umgebaut worden ist. 

Der Entwurf begründet auch insoweit kein zwingen-
des Recht. Die Beteiligten können auch Vereinbarun-
gen treffen, die von den Regelungen im Entwurf 
abweichen. 

Soweit die Anspruchsberechtigung im Streit ist, wird 
der Notar im Vermittlungsverfahren die Beteiligten in 
der Regel nach der vor dem Beitritt ausgeübten 
Nutzung fragen. 

Ein Grund, die in § 91 Abs. 1 benannten zwingenden 
Voraussetzungen für den Antrag um solche Umstände 
zu erweitern, die Gegenstand der Vermittlungsver-
handlung sein können, ist nicht zu erkennen. Die 
Durchführung der Vermittlungsverfahren wäre viel-
mehr gefährdet, wenn man  die Voraussetzungen 
überspannt, die an  den verfahrenseinleitenden 
Antrag gestellt werden. 

Aus den vorstehenden Erwägungen ist allein eine 
Ergänzung der Regelung des Entwurfs zum Inhalt des 
Antrags um eine Sollbestimmung für den Fall  gerecht-
fertigt, daß der Nutzer den Antrag auf Durchführung 
des Vermittlungsverfahrens stellt. Dies wird mit der 
vorgeschlagenen Ergänzung erreicht. 

Zu Nummer 31a (Artikel 1 — § 91 Abs. 2 Satz 2 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 31b (Artikel 1 — § 91 Abs. 2 Satz 2 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung schlägt auf die Prüfbitte des 
Bundesrates vor, dem § 91 Abs. 2 folgenden Satz 
anzufügen: 

„Satz 2 ist entsprechend anzuwenden, wenn der 
Antragsteller nach § 82 Abs. 1 Satz 1 die Ablösung der 
aus der baulichen Investition des Nutzers begründe-
ten Rechte begehrt." 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Ergänzung werden auch die 
Fälle geregelt, in denen selbständiges Gebäudeei-
gentum nicht entstanden ist. Im Antrag sind dann das 
Gebäude oder die bauliche Anlage und der Ablöse

-

betrag zu bezeichnen. 

Die Ablösung der Rechte aus der baulichen Investition 
und die Übertragung des Besitzes an  dem vom Nutzer 
errichteten Gebäude werden nach dem Entwurf als 
kaufähnliche Verträge im Sinne des § 445 BGB 

behandelt. § 82 Abs. 2 und 3 enthalten die Regelungen 
für die Bemessung des Kaufpreises. Diese Bestimmun-
gen gelten unabhängig davon, ob selbständiges 
Gebäudeeigentum entstanden ist oder nicht. Dies 
entspricht dem in § 13 Abs. 2 zum Ausdruck gebrach-
ten Grundsatz, daß es im Rechtsverhältnis zwischen 
Grundstückseigentümer und Nutzer nicht darauf 
ankommen soll, ob ein Nutzungsrecht bestellt und 
deshalb selbständiges Gebäudeeigentum entstanden 
ist oder ob die vorgesehene Beste llung des Nutzungs-
rechts ausgeblieben ist. 

Die Gleichbehandlung gilt insoweit sowohl für die 
Bemessung des Preises als auch für die Rechtsfolgen 
des Vertrages bezüglich einer etwaigen Gewährlei-
stung für das Gebäude. 

Zu Nummer 32 (Artikel 1 — § 95 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun-
desrates zu. 

Zu Nummer 33 (Artikel 1 — § 98 Abs. 4 — neu — 
SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun-
desrates zu. Sie schlägt vor, nach dem Wo rt  „Notar" 
die Wörter „nach Absatz 2" einzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. Die Einholung 
von Gutachten nach Absatz 2, die nur nach Erörterung 
und auf Antrag eines Beteiligten erfolgen kann, ist 
eine Heranziehung zu Beweiszwecken entsprechend 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen. 

Bei den in Absatz 1 bezeichneten Ermittlungen han-
delt es sich hingegen um Amtshandlungen des Notars, 
die nicht in erster Linie der Beweiserhebung, sondern 
dem Vollzug des Geschäfts dienen. Der Notar wird 
insoweit als Amtsperson z. B. ein Ersuchen auf Einlei-
tung eines Bodensonderungsverfahrens an  die Son-
derungsbehörde richten (vgl. die Begründung zu § 6 
Abs. 1 des Entwurfs eines Bodensonderungsgesetzes 
— Drucksache 12/5553 S. 143) oder einen Vermes-
sungsingenieur beauftragen. Für die in diesen Ver-
waltungsverfahren entstehenden Kosten gelten be-
sondere Bestimmungen, insbesondere die des Ver-
waltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I 
S. 821, geändert durch das Einführungsgesetz zur 
Abgabenordnung 1977 vom 13. Dezember 1976, 
BGBl. I S. 3341). Die Bestimmungen sollen unberührt 
bleiben. Soweit hieraus Kosten entstehen, wird die 
Erstattung dieser Kosten durch den neuen § 101 Abs. 1 
Satz 3 bestimmt. 
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Zu Nummer 34 (Artikel 1 — § 101 Abs. 1, § 102 
Abs. 1 SachenRBerG) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates grundsätzlich zu. 

a) § 101 Abs. 1 Satz 3 — neu — sollte jedoch — wie 
folgt — gefaßt werden: 

„Als Auslagen des Verfahrens erhebt der Notar 
auch die durch Ermittlungen nach § 98 Abs. 1 
entstandenen Kosten. " 

b) Die vorgeschlagene Ergänzung des § 102 sollte 
entfallen. 

c) In der Überschrift zu § 102 ist das Komma und das 
Wort  „Beschwerde" zu streichen. 

Begründung 

a) Die Erstattung der Auslagen des Notars ist geregelt 
in § 137 der Kostenordnung. Eine Erstattung der 
Kosten, die in den in § 98 Abs. 1 des Entwurfs 
genannten Verfahren entstehen, ist darin nicht 
vorgesehen. Die Beantragung solcher Verfahren 
gehört grundsätzlich nicht zu den Amtsgeschäften 
der Notare. Für die Vermittlungstätigkeit bedarf es 
der Durchführung solcher Verfahren. Die Vor-
schrift stellt klar, daß der Notar auch diese Aufwen-
dungen den Beteiligten als Auslagen mit seinen 
Gebühren in Rechnung stellen kann. Die vorste-
hende Fassung entspricht der Terminologie der 
Kostenordnung und wird deshalb anstelle der vom 
Bundesrat gewählten Fassung vorgeschlagen. 

b) Kosten sind nach § 1 KostO Gebühren und Ausla-
gen. Da die vorstehend zu a) vorgeschlagene 
Änderung den Umfang der Auslagen für das Ver-
mittlungsverfahren über die allgemeine Vorschrift 
in § 137 KostO hinaus erweitern würde, bedürfte es 
keiner Ergänzung des Kostenbegriffs in § 102 
Abs. 1 mehr. 

c) Die Streichung ist angezeigt, da der Entwurf keine 
besondere Bestimmung für ein Beschwerdeverfah-
ren mehr enthält. 

Zu Nummer 35 (Artikel 2 — § 1 Nr. 3 — neu —
§ 33 ErbbauVO) 

Die Einführung besonderer Vorschriften zum Unter

-

erbbaurecht würde weitreichende Änderungen der 
Verordnung über das Erbbaurecht erforderlich ma

-

chen. Geändert werden müßten neben der Regelung 
über den Heimfall auch die Bestimmungen über den 
Belastungsgegenstand (§ 1), über die Zustimmung zu 
Veräußerungen und Belastungen (§§ 5 bis 8) und über 
die Folgen der Beendigung von Ober- und Untererb-
baurecht (§§ 26 bis 30). Eine solche Novellierung kann 
im Rahmen der Sachenrechtsbereinigung nicht gelei-
stet werden. Diese hat vor allem die dringende Neu-
ordnung an den Grundstücken herbeizuführen, die 
mit Nutzungsrecht, Gebäudeeigentum belastet sind 
oder mit Billigung staatlicher Stellen überbaut wur-
den. Änderungen allgemeiner Rechtsvorschriften, die 
zur Sachenrechtsbereinigung nicht erforderlich sind, 
müssen späteren Gesetzesvorhaben vorbehalten blei-
ben. 

Der Entwurf sieht in § 39 SachenRBerG auch insoweit 
keine Erweiterung der Rechtsformen der Belastung 
eines Grundstücks mit einem Erbbaurecht vor. Der 
Bundesgerichtshof hat die Belastung eines Erbbau-
rechts mit einem Untererbbaurecht für zulässig erach-
tet (Urteil vom 22. Februar 1974 — V ZR 67/72 — NJW 
1974, 1137 = BGHZ 62, 179). Probleme, die eine 
gesetzliche Regelung dringend erforderlich machen, 
haben sich daraus bislang nicht ergeben. 

Zu Nummer 36 (Artikel 2 § 5 — § 64 b 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun-
desrates zu. 

B. Zu den Kosten 

Die Vorschläge des Bundesrates, denen die Bundes-
regierung zustimmt, belasten Bund, Länder und 
Gemeinden nicht mit zusätzlichen Kosten. 

Die Bestimmung einer Obergrenze für die Zinsanpas-
sungsklauseln in den nach dem Entwurf abzuschlie-
ßenden Erbbaurechtsverträgen (Nummer 14) läßt 
preisdämpfende Auswirkungen erwarten. Eine nach 
der Entwicklung der Lebenshaltungskosten bemes-
sene Erbbauzinsanpassung soll nicht höher ausfallen 
können als der Anstieg der Bodenpreise. Die preis-
dämpfende Wirkung läßt sich nicht beziffern, da dies 
von der weiteren Entwicklung des Verhältnisses .  zwi-
schen dem Anstieg der Lebenshaltungskosten und 
dem Anstieg der Bodenpreise abhängt, über die keine 
Prognose möglich ist. 


